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Die Reichsreform. 


Zwiſchenlöſung oder Endlöſung. 
Von Reichsminiſter der Juſtiz Erich Koch-Weſer, Berlin. 


Jeder Staatsrechtler muß die ſorgſam durchdachten und 
glänzend ausgeführten Reformvorſchläge des Bundes für Er⸗ 
neuerung mit Genuß leſen, jeder Stiliſt wird die deutliche und 
logiſche Begründung der Vorſchläge bewundern, jeder Freund 
des Einheitsſtaates wird ſeine Freude haben an dem Mut, 
mit dem an die Arbeit herangegangen iſt, an der Zähigkeit, 
mit der die Gedanken auch in abgeneigte oder gleichgültige 
Kreiſe hineingetragen ſind und an der Stoßkraft, mit der 
hier für den Gedanken einer Umbildung des Reichs gewor⸗ 
ben wird. 

Mit überzeugender Kraft wird die Unhaltbarkeit der 
gegenwärtigen Ordnung dargelegt. Die politiſchen, ver⸗ 
waltungstechniſchen und wirtſchaftlichen Gründe find durd- 
ſchlagend. Daß der Weimarer Verfaſſung keine freundliche 
Würdigung entgegengebracht wird, muß man hinnehmen. Es 
hätte wohl geſagt werden können, daß ſie nach dem Verſagen 
der Revolution keine endgültige Löſung herbeiführen konnte, 
daß ſie aber den Weg zur endgültigen Löſung freigemacht hat. 
Denn ſie hat den Bündnischarakter des alten Reichs beſeitigt 
und den Zuſammenhalt des Reichs auf den Willen des deut- 
ſchen Volkes begründet und dadurch bewirkt, daß im Wege 
der Verfaſſungsänderung das neue Ziel erreichbar iſt. Sie hat 
auch der Neugliederung in ihrem Art. 18 den Weg geöffnet. 
Sie hat endlich den Souveränitätscharakter der Länder be- 
ſeitigt und ihre ſtaatsrechtliche Stellung dadurch umriſſen, daß 
ſie an Stelle der Bezeichnung „Bundesſtaat“ das Wort 
„Land“ geſetzt hat. Ohne Weimar wären die Vorſchläge des 
Bundes für die Erneuerung ausſichtslos. Man muß ſich fer⸗ 
ner damit abfinden, daß der Erneuerungsbund die Ver⸗ 
faſſung des alten Reiches jetzt nachträglich mehr lobt als es 
ihre Zeitgenoſſen taten. Bismarck hat in ſeiner Verfaſſung 
den Unitarismus nur deswegen eingeſchränkt, weil er Real⸗ 
politiker genug war, um ſich auf das bei dem Widerſtreben der 
Fürſten und Fürſtinnen damals Erreichbare zu beſchränken. 
Mau leje die Memoiren des Frh. von Lucius, um feft- 
zuſtellen, wie mangelhaft er ſelbſt das Verhältnis zwiſchen 
dem Reich und Preußen empfand. Wie wenig ſich die Ver⸗ 
faſſung unter ſeinen Nachfolgern bewährte, beweiſt das Ver⸗ 
halten des nachmaligen deutſchnationalen Abgeordueten Del⸗ 
brück, der mit den Wohnungsreformplänen des Reichs⸗ 
miniſteriums des Innern in die Offentlichkeit flüchten mußte, 
um den Widerſtand Preußens zu beſeitigen, und der auch 
bei Beratung der Verfaſſung in der Nationalverſammlung 


nicht das Übermaß an Unitarismus, ſondern den Verzicht auf 
vollen Unitarismus bemängelt hat. Bismarcks Verfaſſung 
hat damals auch mit Bayern die heftigſten Reibungen hervor⸗ 
gerufen, weil ſie den damaligen Machthabern in Bayern mit 
Recht nicht als Föderalismus, ſondern als unitariſche Preußen⸗ 
hegemonie erſchien. Aber dieje Haltung der Denkſchrift mag 
hier gern hingehen, weil ſie vielleicht nötig war, um auf der 
Rechten moraliſche Eroberungen zu machen, und weil ſie den 
Übergang bildet zu der Feſtſtellung, daß eine Rückkehr zu der 
Bismarckſchen Verfaſſung heute unmöglich ſei. Es kann viel⸗ 
leicht zum letzten an der Begründung noch bemängelt werden, 
daß ſie zwar die Reibungen zwiſchen Preußen und dem Reich 
als ſchweren Nachteil bezeichnet, aber die Reibungen, die ſich 
aus der jetzigen Verfaſſung zwiſchen Bayern und dem Reiche 
ergeben haben, und unter denen doch jede Reichsregierung 
gelitten hat, bis unter dem jetzigen bayeriſchen Miniſter⸗ 
präſidenten eine mehr ausgleichende Haltung einſetzte, mit dem 
Mantel der Liebe zudeckt. Die Hauptſache bleibt, daß die Be⸗ 
gründung die Notwendigkeit einer Reform ſo ſchonungslos 
nachweiſt, daß niemand, der guten Willens iſt, heute unſerem 
Kampf um eine Reform untätig zuſehen kann. 

‚Aber auch in der Art, wie er eine Reihe anderer Reform- 
vorſchläge bekämpft, iſt dem Entwurf zuzuſtimmen. Seine 
Begründung deckt ſich mit meinen eigenen oft geäußerten Be⸗ 
denken. Der Entwurf ſieht die Unzulänglichkeiten, durch einen 
Enklavenaustauſch in Norddeutſchland Ordnung zu ſchaffen. 
Wie ſoll Braunſchweig, das in, ich glaube, 18 Lappen auf 
den preußiſchen Teppich aufgenäht iſt, durch einen Enklaven⸗ 
austauſch mit Preußen zurechtkommen, der die Hälfte aller 
Braunſchweiger zu Preußen und eine ebenſo große Anzahl 
von Preußen zu Mußbraunſchweigern machen müßte? Der 
Entwurf ſieht ferner auch die Gefahr, die in einer Bereini⸗ 
gung Norddeutſchlands durch Aufſaugung aller norddeutſchen 
Länder durch Preußen liegt. Er ſieht, daß es zu dauernder 
Reichsverdroſſenheit führt, wenn die norddeutſchen Länder 
durch Verwaltungsſchwierigkeiten oder finanzielle Nöte wider⸗ 
willig in die Arme Preußens getrieben werden. Er ſieht, daß 
eine ſolche Löſung die auf 3/, der Stimmen begründete Über- 
macht Süddeutſchlauds im Reichsrat unerträglich machen 
würde. Der Entwurf teilt auch die Sorgen, die ich gegen eine 
Aushungerung und Aushöhlung der ſüddeutſchen Länder zu⸗ 
gunſten Norddeutſchlands empfinde. Es iſt kein Zweifel, daß 
die gegenwärtige Entwicklung allmählich zum neutraliſtiſch⸗ 
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bürokratiſchen Einheitsſtaat, aber nicht zum Einheitsſtaat mit 
dezentraliſtiſcher Selbſtverwaltung führen würde, indem das 
Reich infolge der Unmöglichkeit, die ſelbſtändigen Landes⸗ 
behörden mit der einheitlichen Ausführung der Reichsgeſetze 
zu beauftragen, unorganiſch draußen im Lande eine Reichs⸗ 
behörde neben die Landesbehörden ſetzt. 


Aber nicht nur in der Kritik, ſondern auch in der eigenen 
Leiſtung verdient die Arbeit des Bundes Anerkennung. Für 
denjenigen, der von der Notwendigkeit einer 
Zwiſchenlöſung ausgeht, bot in der Tat die Idee 
Höpker⸗Aſchoffs, von ihm nur flüchtig umriſſen, die 
beſte Grundlage für eine Zwiſchenlöſung. Glaubt man, an 
Süddeutſchland und Sachſen nicht mit dem Finger rühren zu 
dürfen, ſo bleibt in der Tat für Norddeutſchland nichts übrig, 
als ihm eine vernünftige Gliederung zu geben und ihm gegen⸗ 
über dem Reich und Süddeutſchland eine Sonderſtellung und 
einen Zuſammenhalt zu ſichern. Die Tatſache, daß die Neu⸗ 
gliederung Norddeutſchlands in Reichsprovinzen ein weſent⸗ 
licher Schritt vorwärts wäre, iſt unbeſtreitbar. Daß die Stel⸗ 
lung des Reichslandes innerhalb des Reiches im Entwurf ſo 
gut geregelt iſt wie möglich, erkenne ich vorbehaltlich mancher 
Einzelheiten an. Unzweifelhaft war die Beſeitigung der nord⸗ 
deutſchen Landtage, insbeſ. auch des preußiſchen Landtags 
nötig. Richtig mag es auch ſein, daß die Kontrolle darüber, 
ob der deutſche Reichstag die norddeutſchen Verhältniſſe und 
Intereſſen richtig berückſichtigt, in die Hand eines nord⸗ 
deutſchen Organs gelegt werden mußte, das man auch in Zu⸗ 
kunft Staatsrat wird nennen können. Von den beiden 
Variationen, die der Entwurf für den Fall eines Widerſtreits 
zwiſchen Reichstag und Staatsrat vorſchlägt, ſcheint mir die 
eine Variante, die der Entwurf vorſchlägt, wonach die end⸗ 
gültige Entſcheidung in die Hand der norddeutſchen Reichs⸗ 
tagsabgeordneten gelegt werden ſoll, zwar gekünſtelt, aber 
wenn man dem Geſamtentwurf zuſtimmt, einzig möglich. Ver⸗ 
fehlt ſcheint mir, daß die Ausführungsverordnungen für das 
norddeutſche Reichsland in die Hand des Staatsrats ge⸗ 
legt werden ſollen. Warum macht man Ausführungsverord⸗ 
nungen? Namentlich auch deswegen, um die Geſetze nicht mit 
dem Ballaſt zu beladen, der aus der Eigenart der Verhält⸗ 
niſſe in den verſchiedenen Teilen des Reiches entſteht. Da 
aber die Verhältniſſe im Rheinland von denen in Oſtpreußen 
mindeſtens ſo verſchieden ſind wie die zwiſchen Baden und 
Württemberg, ſo ſehe ich nicht recht ein, warum man auch 
in Norddeutſchland nicht dieſes Recht den Reichsprovinz⸗ 
verwaltungen überlaſſen will. Man nähert dadurch zugleich 
ihre Rechte denen der Länder an. Ob die regionale Gliede⸗ 
rung des Entwurfs überall richtig iſt, laſſe ich dahingeſtellt. 
Auch über die Verteilung der Stimmen im Reichsrat ließe 
ſich vieles ſagen. Aber es hat keinen Zweck, dieſe Einzelheiten 
ſchon jetzt zu erörtern. 

Denn nach wie vor bleibt zu unterſuchen, ob der Umweg 
nötig iſt, den der Entwurf mit ſeiner Zwiſchenlöſung geht, 
die ſchließlich doch eine kluge, aber künſtliche Konſtruktion 
bleibt und in die Wirklichkeit umgeſetzt, Jahre einer zeit⸗ 
raubenden verwirrenden und koſtſpieligen Übergangsarbeit 
erfordern würde, nur um nach dieſer Zeit dem Ruf nach 
Übergang zur Endlöſung zum Siege zu verhelfen. Iſt dieſer 
Umweg nötig? Faſt möchte ich meine Bedenken dagegen in 
dem Zitat von Wilhelm Buſch zuſammenfaſſen: Erſtens weil 
er höchſt gefährlich, zweitens gar nicht nötig ift. , 

Man glaubt politiſch zu ſein, wenn man die ſüddeutſchen 
Staaten und Sachſen zunächſt ſchont. In der Kommiſſion 
ſitzen viele kluge Verwaltungsbeamte. Viele von ihnen wiſ⸗ 
ſen, wie es die großen Städte bei Eingemeindungen machen. 
Einen Vorort nach dem andern nimmt man heran, und dem, 
der noch nicht betroffen wird, verſichert man, um ihn nicht 
frühzeitig in die Oppoſition zu bringen, treuherzig, daß an 
ſeine Eingemeindung gar kein Gedanke ſei. Man verſicherte 
das auch der Regierung, man glaubt es beinahe ſelbſt. Jeden⸗ 
falls hält man die weiteren Pläne klug in der Schublade und 
zeigt ſie nur einigen Eingeweihten. Nach einigen Jahren 
fängt man dann unverſehens auch den anderen ein. Das iſt 
gewiß Verwaltungskunſt. Aber hier liegt die Sache doch ganz 
anders. Hier gilt es, Politik zu machen und öffentlich zu 
reden. Man iſt alſo genötigt, dieſe Löſung öffentlich zu be⸗ 
gründen. Man kann ſie dabei nicht als Endlöſung bezeichnen, 
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weil man dadurch nicht nur die Freunde des Einheitsſtaates, 
ſondern auch Norddeutſchland und namentlich Preußen be⸗ 
fremden würde, daß fih in fein Schickſal nur ergeben kann, 
wenn ganze Arbeit gemacht werden ſoll. Indem man ſie aber 
als Zwiſchenlöſung bezeichnet, ſtößt man in Süddeutſchland 
auf dieſelbe Abneigung, als wenn man eine Endlöſung machen 
würde, und muß nunmehr gegen die ſüddeutſche Front kämp⸗ 
fen mit einer Reform, die niemand voll befriedigt. Ja, man 
ſetzt die zahlreichen Freunde des Einheitsſtaates in Süd⸗ 
deutſchland und Sachſen in die peinliche Lage, die Hände in 
den Schoß legen zu müſſen, weil bei ihnen ſelbſt alles beim 
alten bleibt und ſie ſich in den norddeutſchen Umwandlungs⸗ 
prozeß nicht einmiſchen können. Gegen ein ſolches Verfahren 
wendet fih zu meiner Freude fogar die Bahyeriſche Volks⸗ 
parteiliche Korreſpondenz v. 10. Oktober, indem ſie erklärt, 
ihre Liebe gehöre einem Deutſchland. Deutſchland in zweier⸗ 
lei Deutſchland zu zerlegen, ſei ſchon einmal ein verhängnis⸗ 
voller Fehler geweſen, den man nicht wiederholen dürfe. 

Aber iſt denn überhaupt eine ſo überwältigende Mehrheit 
in Süddeutſchland gegen die Endlöſung? Man ſehe ſich doch 
einmal die Ziffern der Reichstagswahlen an. Bei den letzten 
Reichstagswahlen haben in Bayern die einheitsſtaatfeindlichen 
Parteien der Deutſchnationalen, des Bauernbundes und der 
Bayeriſchen Volkspartei noch nicht 1800000 Stimmen auf- 
gebracht, dagegen die Freunde des Einheitsſtaates, die 
Nationalſozialiſten, die Deutſche Volkspartei, die Demokraten, 
die Sozialdemokraten und Kommuniſten 1400000 Stimmen. 
Dabei habe ich die Wirtſchaftspartei und die Volksrechtspartei 
bei der Unklarheit ihrer Haltung außer acht gelaſſen. — In 
Württemberg haben Deutſchnationale, Landbund und Zen⸗ 
trum 500000 Stimmen (darunter 200 000 Zentrumſtimmen), 
Nationalſozialiſten, Deutſche Volkspartei, Demokraten, Sozial⸗ 
demokraten und Kommuniſten 550000 Stimmen. Die Wirt⸗ 
ſchaftspartei und die Volksrechtspartei mit rund 50000 Stim⸗ 
men habe ich wiederum außer Betracht gelaſſen. In Baden 
haben Deutſchnationale, Landbund und Zentrum 384 000 Stim- 
men (darunter 300 000 Zentrumſtimmen), Nationalſozialiſten, 
Deutſche Volkspartei, Demokraten, Sozialdemokraten und Kom⸗ 
muniſten 450 000 Stimmen, wobei auch hier die Wirtſchafts⸗ 
partei und die Volksrechtspartei mit 45 000 Stimmen nicht in 
Betracht gezogen ſind. Selbſt alſo, wenn man das Zentrum 
in Baden und Württemberg zu den Gegnern zählt, ergeben 
ſich dort doch Mehrheiten, die einer Reichsreform zugeneigt 
ſind, während in Bayern die Mehrheit der abgeneigten Par⸗ 
teien viel geringer iſt, als der Bund für Erneuerung das an⸗ 
zunehmen ſcheint. Und nun nimmt man der Gleichmäßigkeit 
halber noch Sachſen hinzu, wo ſich mit Ausnahme einiger 
hoher Beamter, die man an den Fingern aufzählen kann, 
kaum ernſthafte Gegner des Einheitsſtaates vorfinden. 


Ich weiß überhaupt nicht, wie der Bund ſeine Reform 
beſſer zum Ziele bringen will als eine Endreform? Es be⸗ 
darf doch genau derſelben Mehrheit im Reichstag und in der 
Reichsregierung für feine Beſchlüſſe wie für die endgültige. 
Es war von vornherein anzunehmen und iſt durch die Ver⸗ 
handlungen des Ausſchuſſes der Länderkonferenz, die vom 
22. bis 24. Oktober in der Reichskanzlei getagt hat, beſtätigt 
worden, daß jede ſüddeutſche Regierung ſich einer Zwiſchen⸗ 
löſung mit größerem Mißtrauen gegenüberſtellt als der end⸗ 
gültigen Löſung. Derſelbe Kraftaufwand wird für die Zwi⸗ 
ſchenlöſung vertan, der für die Endlöſung ausreichen würde. 
Ich fehe alfo keinen politiſchen Gewinn aus dieſer kompli⸗ 
zierten Löſung aufſteigen. 

Ich ſehe aber aus dem Zwiſchenzuſtand neue Gefahren 
auſſteigen. In keiner Beziehung kann ich dem Entwurf ſo ent⸗ 
ſchieden widerſprechen als in der Behauptung, daß ſich ein 
Finanzausgleich im neuen Gebilde leichter vollziehen werde 
als im jetzigen. Das umgekehrte iſt richtig. Es gibt in Zu⸗ 
kunft zwei Finanzausgleiche. Zunächſt bleibt die Notwendig⸗ 
keit eines Finanzausgleiches des Reiches mit den ſüddeutſchen 
Ländern beſtehen. Hier werden die Kämpfe um einen ge⸗ 
rechten Finanzausgleich ſchwerer, weil nunmehr die An⸗ 
ſprüche in den ſüddeutſchen Ländern und Sachſen nicht mehr 
gegen eine unparteiiſche Reichsregierung geführt werden, ſon⸗ 
dern gegen eine Reichsregierung, die die norddeutſchen Finanz⸗ 
intereſſen unmittelbar vertritt, an den ſüddeutſchen Fragen 
aber nur mittelbar intereſſiert iſt. Auf der anderen Seite wird 
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in Norddeutſchland das Mißtrauen geſtärkt, daß die Regie⸗ 
rung, um zu einem befriedigenden Verhältnis zu Süddeutſch⸗ 
land und Sachſen zu gelangen und einer etwaigen Reichs⸗ 
verdroſſenheit zu ſteuern, die eigenen Intereſſen Norddeutſch⸗ 
lands preisgebe. Was ſoll ſich denn eigentlich nach Anſicht des 
Entwurfs in dieſer Hinſicht gegenüber dem jetzigen Zuſtand 
beſſern? Aber die neue Konſtruktion belaſtet dieſelbe Reichs⸗ 
regierung und denſelben Reichstag noch mit einem zweiten 
Finanzausgleich, denn der Entwurf erkennt ganz richtig, daß 
innerhalb des Reichslandes ein finanzieller Ausgleich zwiſchen 
dem Oſten und Weſten Norddeutſchlands erforderlich iſt. 
Dieſer Ausgleich kann nur von Reichsregierung und Reichs⸗ 
tag herbeigeführt werden, da ſie die Organe Norddeutſchlands 
ſind. Man bedenke, welche Gefahr das heraufbeſchwört. Wir 
haben doch heute ſchon genug von egoiſtiſchen Forderungen 
lokal begrenzter Parteien bei Bildung einer Reichsregierung 
und von den peinlichſten und ſchwierigſten Kompromiſſen der 
verſchiedenen Intereſſengebiete auf dieſem Gebiet. Jetzt wird 
man in Zukunft bei zwei verſchiedenen Geſetzentwürfen zuerſt 
darüber zu verhandeln haben, wieviel Berlin und das In⸗ 
duſtriegebiet an die ſüddeutſchen Länder und wieviel ſie hinter⸗ 
her an die norddeutſchen Reichsprovinzen abzugeben haben. 
Ich bin keineswegs ein Gegner ſolchen Ausgleichs. Aber will 
man den Ausgleich, der den Armeren gibt, was die Reicheren 
entbehren können, nicht unnötig komplizieren, ſo muß man den 
ganzen Ausgleich innerhalb des Reichs auf eine einheitliche 
Formel bringen. Für eine ſolche Formel habe ich für den 
Fall einer einheitlichen Geſtaltung des Reiches früher ſchon 
Vorſchläge gemacht. Bei der Uneinheitlichkeit der Konſtruk⸗ 
tion des Bundes aber wird ſie ſchwerlich gefunden werden 
können, weil die Aufgaben der ſüddeutſchen Länder und 
Sachſens weitgehender ſind als die Aufgaben der norddeut⸗ 
ſchen Provinzen. Was dem einen recht iſt, iſt dem anderen 
noch längſt nicht billig. Bei ungleichmäßigen Zuſtändigkeiten 
und Aufgaben kann man nicht ausgleichen. Wer ausgleichen 
will, muß zunächſt gleichmäßige und überſichtliche Bedin⸗ 
gungen ſchaffen. 

Ich gebe zu, daß dieſe und viele ähnliche Bedenken, die 
ſich aus der Kompliziertheit der Neuordnung ergeben, dann 
ertragen werden müßten, wenn in der Tat eine Zwiſchen⸗ 
löſung nötig iſt. Ich beſtreite das aber. Seit dem Tage, wo 
ſich die Bearbeiter des Entwurfs hingeſetzt haben, um von 
der Vorausſetzung aus, daß eine endgültige Löſung unmög⸗ 
lich ſei, eine Zwiſchenlöſung zu konſtruieren, hat ſich die 
Welt gewandelt. Es liegt heute ſo, daß ſelbſt im Herzen des 
partikulariſtiſch geſinnten Deutſchen der Gedanke ſich regt, daß 
eine Neuordnung kommen muß, und zwar bald kommen muß, 
und daß man bei dieſer Neuordnung Gewicht darauf legen 
muß, nicht mehr als das Notwendige aufzugeben. Es liegt 
weiter ſo, daß man in ganz Deutſchland aus der Unruhe 
heraus will und keine proviſoriſchen Löſungen erſtrebt, aus 
denen heraus alsbald zu neuem Kampfe um die Endlöſung 
geſchritten werden müßte. Wer wie ich ſeit faſt 10 Jahren in 
dieſem Kampfe ſteht, iſt geradezu erſtaunt darüber, wie ſtark 
ſich die Anſchauungen gewandelt haben. Hatte ich früher in 
dieſer Frage nicht einmal die eigene Partei ganz hinter mir, 
ſo haben ſich heute andere große politiſche Parteien auf den⸗ 
ſelben Standpunkt geſtellt. Aber nicht nur ſie, auch weite 
Kreiſe der Wirtſchaft und Kultur, die in Reichsverbänden zu⸗ 
ſammengeſchloſſen nicht mehr begreifen, warum ſie an 18 Stel⸗ 
len verhandeln ſollen, ſtatt an einer, teilen dieſen Stand⸗ 
punkt. Wie ſtark war die Reſonnanz des Gedankens der Ver⸗ 
reichlichung der Juſtiz auf dem Juriſtentag in Salzburg, mit 
welcher Begeiſterung hat ſich der Städtetag für den Einheits⸗ 
ſtaat erklärt. Was iſt alles an Proklamationen wirtſchaft⸗ 
licher Verbände in dieſem Sinne ergangen. Man ſoll des⸗ 
wegen das Eiſen ſchmieden, ſolange es glüht, und nicht mit 
einer Zwiſchenlöſung, die wie jede Reform manchen vergrämt 
und verärgert, die Gefahr einer rücklaufenden Welle herauf⸗ 
beſchwören. Die Zwiſchenlöſung kann zu einer Mainlinie 
ühren, und das Mittel eines ſiegreichen Krieges, um ſie zu 
überbrücken wie zu Bismarcks Zeiten, iſt nicht vorhanden. Ich 
bin umgekehrt der Meinung, daß eine Endlöſung, wenn ſie 
mit Sorgfalt, Takt und berechtigter Schonung der Vergangen⸗ 
heit der Länder gefunden wird, viel weniger Erbitterung und 
Kampfſtimmung in Süddeutſchland und Sachſen hervorrufen 
wird. Ich bin auch bereit, zugunſten einer ſolchen Endlöſung 
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Konzeſſionen im Sinne einer Dezentralifation zu machen, die 
die ſüddeutſchen Länder eher beruhigen werden, als wenn man 
ſie in der Furcht weiterleben läßt, daß die norddeutſche 
Zwiſchenlöſung ſpäter auch auf ſie übertragen werden wird. 

Wir ſind bei der Endlöſung doch in der glücklichen Lage, 
zwar für Norddeutſchland eine völlig neue Gliederung vor⸗ 
nehmen zu müſſen, in Süddeutſchland und Sachſen aber in 
regionaler Beziehung nennenswerte Anderungen überhaupt 
nicht zu brauchen. Man verlangt von den kleineren nord⸗ 
deutſchen Ländern Selbſtaufopferung, man mutet Preußen 
eine Umgeſtaltung zu, die zwar eine Krönung ſeiner deutſchen 
Aufgaben iſt, trotzdem aber das Ende ſeiner ſtaatsrechtlichen 
Selbſtändigkeit bedeutet; aber Süddeutſchland und Sachſen 
hat man bei einer Endlöſung keine Opfer zuzumuten als 
einige Konzeſſionen auf dem Zuſtändigkeitsgebiet. Trotzdem 
ſchreitet der Bund, um Süddeutſchlands Empfindlichkeit zu 
ſchonen, zu einer ſchwierigen Zwiſchenlöſung, die auch Süd⸗ 
deutſchland mißtrauiſch macht. 

Ehe man das tut, unterſuche man doch einmal den Tat⸗ 
beſtand. Iſt der Unterſchied in den Zuſtändigkeiten zwiſchen 
den ſüddeutſchen Ländern, die beſtehen bleiben ſollen, und 
den norddeutſchen Reichsprovinzen, die man ſchaffen will, 
ſo groß, daß man ſich nicht auf einer mittleren Linie treffen 
könnte? Das ſcheint mir die Vorfrage zu ſein. Aber gerade 
hier läßt uns der Entwurf völlig im Stich, weil er — ich 
bin erſtaunt darüber — die Frage, wie die Zuſtändigkeiten 
geregelt werden ſollen, mit einer leichten Handbewegung 
einer künftigen Unterſuchung überläßt und ſich vorläufig 
mit der etwas oberflächlichen Bemerkung begnügt, die De⸗ 
zentraliſation müſſe „geſund“ ſein. Aber eine Klarheit über 
die zukünftigen Zuſtändigkeiten iſt doch die Vorausſetzung 
für alles andere. Sie iſt übrigens Vorausſetzung nicht nur 
für die Frage, ob Zwiſchenlöſung oder Endlöſung, ſie iſt 
Vorausſetzung auch für die Abgrenzung der neuen Reichs⸗ 
provinzen in Norddeutſchland, denn je nach dem Maß, in 
dem man den norddeutſchen Reichsprovinzen Aufgaben über⸗ 
läßt, muß ihre Größe und Leiſtungsfähigkeit geſtaltet wer⸗ 
den. Aber wie ſoll ich entſcheiden, ob Reichsprovinzen und 
Länder nebeneinander beſtehen müſſen, wenn ich gar nicht 
weiß, welche Aufgaben in jedem dieſer beiden Organe zu 
löſen ſein werden? Hätte der Bund für Erneuerung dieſe 
Frage in den Rahmen feiner Erörterungen eingeſchloſſen, 
ſo würde er, wenn er ein Freund des dezentraliſierten Ein⸗ 
heitsſtaates und nicht ein Freund eines bürokratiſchen Ein⸗ 
heitsſtaates iſt, ſehr bald zu dem Ergebnis gekommen ſein, 
daß hier weſentliche Unterſchiede überhaupt nicht mehr in 
Frage kommen. Was brauchen wir von den ſüddeutſchen 
Ländern und Sachſen, um zum Einheitsſtaat zu gelangen? 
Es läßt ſich in vier Forderungen umreißen. 

Es iſt 1. ihre Bereitwilligkeit, ſich bei denjenigen An⸗ 
gelegenheiten, die nicht ihre eigenen Angelegenheiten ſind 
und bleiben, ſondern die ſie als Angelegenheiten des Reiches 
auftragsweiſe ausführen, den Weiſungen des Reiches zu 
unterwerfen. Wenn das geſchieht, kann das Reich ſeine eigenen 
Behördenkomplexe in den Ländern aufgeben oder mindern 
und in künftigen Reichsgeſetzen wichtige Aufgaben zur Aus⸗ 
führung an die Landesbehörden übertragen, genau ſo wie 
es heute Reich und Länder gegenüber den Gemeinden machen. 
Das führt zu einer Dezentraliſation der Geſetzgebung wie wir 
ſie brauchen. Die Gefahr, als wenn die Landesbehörden bei 
Ausführung ſolcher Aufgaben ſtändig und täglich von An⸗ 
weiſungen des Reiches abhingen, iſt unbegründet. Sobald 
nur die Möglichkeit der Anweiſung da iſt, wird erfahrungs⸗ 
gemäß die Anweiſung ſelbſt in der Regel überflüffig. Dieſes 
Verhältnis vom Bund zu den Ländern beſteht auch in Sſter⸗ 
reich, das fih Föderativſtaat nennt, und hat fih bewährt. 
Seit ich dieſen Gedanken im Jahre 1925 zum erſten Male 
vertreten habe, hat er immer mehr Anhänger gefunden und 
iſt bei den Beratungen des Ausſchuſſes der Länderkonferenz 
ohne weſentlichen Widerſpruch als vornehmlich der Prüfung 
wert bezeichnet worden. 


2. iſt erforderlich, daß der Verwaltungsunterbau der 
Länder, namentlich die Organiſation ihrer Städte und Kreiſe, 
gleichmäßig durch das Reich geſtaltet wird, übrigens wie⸗ 
derum nach dem Vorbild von Hſterreich, damit die Mus- 
führung der Reichsgeſetze an Inſtanzen abgegeben werden 
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kann, die gleichmäßig arbeiten und die Ausführung über- 
nehmen können. Dazu gehört auch eine Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit bis hinauf zum Reichsverwaltungsgericht. 

Und zum 3. iſt erforderlich, daß die Zuſammenarbeit 
zwiſchen den Landesbehörden und Reichsbehörden eines Be⸗ 
zirkes dadurch geſtärkt wird, daß für wichtige, kollegialer 
Behandlung bedürftige Fragen ein einheitliches gemiſchtes 
Gremium geſchaffen wird, in dem dieſe Fragen gemeinſam 
verhandelt und gelöſt werden. Das bedeutet in Wahrheit 
keine Verringerung der Macht der Länderbehörden, ſondern 
eine Verſtärkung, weil ſie kraft ihrer beſſeren Ortskenntnis 
die Haltung der Reichsbehörden viel ſtärker zu beeinfluſſen 
in der Lage ſein werden als bisher. 

Endlich aber zum 4. werden die Länder gut tun, die 
parlamentariſche Verfaſſung, die für Regierungen mit großer 
politiſcher Verantwortung unentbehrlich iſt, aber ſich dort 
nicht eignet, wo verwaltet werden muß, durch eine Verfaſſung 
zu ändern, die ähnlich wie es bei den preußiſchen Provinzen 
und den Städten der Fall ift, die Wahl der Regierung auf 
Zeit vorſieht. 

Wenn durch dieſe Neuerungen die Vorausſetzungen dafür 
gegeben find, daß ein einheitlicher Wille in Deutſchland 
herrſcht, die Ausführung aber bei blühenden und gut organi⸗ 
ſierten Ländern, Kreiſen und Gemeinden liegt, ſo liegt 
kein Grund vor, die Zuſtändigkeit des Reiches zu erweitern, 
ſondern iſt die Möglichkeit geſteigert, die Landesbehörden zu 
lebendiger Mitarbeit auch für die Reichsaufgaben heran⸗ 
zuziehen. 

Nun fragt es ſich aber, warum ſoll eine ſolche Stellung 
nicht auch den norddeutſchen Reichsprovinzen gegeben werden. 
Ich entdecke in dem ganzen Plan faſt nichts, weswegen eine 
ſolche Löſung unmöglich wäre. Das einzige ſcheint mir der 
Gedanke zu ſein, an die Spitze der norddeutſchen Reichs⸗ 
provinzen einen vom Reichspräſidenten ernannten „Reichs⸗ 
oberpräſidenten“ (welch böſes Wort!) zu ſetzen. Ich wende 
mich mit Entſchiedenheit gegen eine ſolche Konſtruktion. Es 
iſt ein Irrtum zu glauben, daß ein ſolcher Reichsoberpräſi⸗ 
dent in der Lage ſein werde, die Intereſſen und Abſichten 
der Reichsregierung in ſeinem Bezirk beſonders gut zu ver⸗ 
treten. Wenn ſich der Bund für Erneuerung mit der parla⸗ 
mentariſchen Konſtruktion des Reiches abfindet, ſo muß er 
ſich fagen, daß ein Oberpräſident, deſſen Ernennung und 
Abſetzung von dem Vorſchlag der verantwortlichen Reichs⸗ 
regierung abhängt, bei jedem Regierungswechſel gefährdet 
fein würde, es fei denn, daß er auch ſeinerſeits innerlich 
dieſen Wechſel der Regierung mitmacht. Vom Standpunkt 
der Provinzen aus aber wird man niemals verſtehen, warum 
das Rheinland oder Berlin nicht genau ſo gut in der Lage 
ſein ſollen, ſich ihren oberſten Beamten zu wählen wie die 
ſüddeutſchen Länder und Sachſen. Ein ſolcher Oberpräſident, 
der wechſelnde Meinungen einer wechſelnden Regierung ver⸗ 
treten muß, gewinnt keinen Boden im Lande. Behält man 
ihn über den Regierungswechſel hinaus, ſo wird er in Ge⸗ 
wiſſenskonflikte gebracht, ſetzt man ihn ab, ſo iſt ſeine Stel⸗ 
lung die eines Parteimannes. Man muß und darf ſich daran 
gewöhnen, daß die Zuſammengehörigkeit des Reiches aus 
der Bevölkerung heraus gewahrt wird — und nicht durch 
einen oberſten Reichsoberpräſidenten, der in der Provinz 
keine Wurzel hat. — Hat etwa die Bevölkerung in den 
letzten Jahren auch in ſchwerer Gefahr irgendwo verſagk? 
Hat ſie nicht z. B. in den beſetzten Gebieten, durch Aus⸗ 
meifungen führerlos gemacht, ſtandgehalten? Und war bei 
jener Abwehr etwa ein Unterſchied zwiſchen Staats⸗ und 
Selbſtverwaltungsbeamten zu bemerken? — Selbſtverſtänd⸗ 
lich müſſen auch in den norddeutſchen Provinzen Beamte 
und Kommiſſäre des Reiches mit der Landesverwaltung zu⸗ 
ſammenarbeiten. Aber dazu ſind viel geeigneter Reichs⸗ 
beamte in weniger ragender Stellung, die als Beiſitzer oder 
Kommiſſäre in dem gemiſchten Gremium ſitzen und die 
Fühlung mit Berlin halten können, auch ohne daß jede 
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Meinungsäußerung von ihnen als eine politiſche Begeben⸗ 
heit gilt. 

Aber auch in dieſer wie in mancher anderen Frage kann 
man zutun oder abtun. Jedenfalls bleibt die Denkſchrift 
der Beweis dafür, daß eine verſchiedenartige Behandlung 
der norddeutſchen Reichsprovinzen und der ſüddeutſchen Län⸗ 
der und Sachſens erforderlich ſei, völlig ſchuldig. 

Nun will ich meinerſeits allerdings nicht von vorn⸗ 
herein beſtreiten, daß eine nähere Unterſuchung über die 
Zuſtändigkeitsfragen ergeben kann, daß die Verhältniſſe für 
Nord⸗ und Süddeutſchland nicht überall gleich geregelt wer⸗ 
den können. Ich kann mir z. B. denken, daß man die ſtarke 
preußiſche Polizeigewalt auch künftig nicht dezentraliſieren 
kann, ſondern in die Hand des Reiches übergehen laſſen 
muß. Aber auch dieſer Umſtand rechtfertigt keine Zwiſchen⸗ 
löſung. Denn ich ſehe auch in Zukunft niemals die Not⸗ 
wendigkeit, die bayeriſche, badiſche und württembergiſche Po- 
lizei auf das Reich zu übernehmen. Preußen hat die am 
meiſten gefährdeten Gebiete. Die Ernennung eines Polizei⸗ 
beamten in den ſchwierigen Verhältniſſen Gelſenkirchens oder 
Hindenburgs wird man einem neuen Gebilde ſchwerlich über⸗ 
laſſen können, aber an der Ernennung eines Polizeibeamten 
in Karlsruhe oder Regensburg wird nach menſchlichem Er⸗ 
meſſen niemals ein Intereſſe der Zentralgewalt des Reiches 
vorliegen. Hier iſt dem Intereſſe des Reiches genügt, wenn 
es einen Einfluß auf die oberſte Leitung der Polizei hat, 
der die notwendige Verbindung zwiſchen allen Polizeigewalten 
des Reiches ſichert. Ein ſolcher Einfluß war dem Reiche 
vielleicht noch weitergehender als notwendig im Reichskrimi⸗ 
nulpolizeigeſetz zugeſtandenen, beffen Inkraftſetzung hinter⸗ 
her unteékblieben ift. Darüber hinauszugehen liegt kein Grund 
vor. Eine Verſchiedenheit zwiſchen den verſchiedenen Teilen 
des Reiches erſcheint dauernd als völlig unbedenklich. Selbſt 
innerhalb Preußens wohnen ſchon heute ſtaatliche und kom⸗ 
munale Polizei friedlich nebeneinander. Es kann noch andere 
Fragen geben, in denen eine verſchiedenartige Behandlung 
der Teile des Reiches möglich iſt. Namentlich das Inſtitut 
der Auftragsverwaltung wird dazu die Möglichkeit bieten. 
Man wird vielleicht zu Differenzierungen kommen, indem 
man ſich in gewiſſen Fragen für manche Teile des Reiches 
mit einer Auftragsverwaltung begnügt, wo man in anderen 
Teilen die reichseigene Verwaltung für erforderlich erachtet 
oder indem man für manche Teile ſich mit einer Eigenver⸗ 
waltung der Länder zufrieden gibt, wo man in manchen eine 
Auftragsverwaltung einführt. Alles das kann erſt eine ein⸗ 
gehende Unterſuchung des Problems klären, die der Bund 
für Erneuerung des Reiches bisher leider unterlaſſen hat. 
Jedenfalls wird man aber bei dieſer Unterſuchung von dem 
Streben nach Gleichmäßigkeit ausgehen und nicht von dem 
Streben nach Differenzierung. 

Mag man aber auch in der Frage der Differenzierung 
zwiſchen den einzelnen Ländern nicht zu einer ſo einfachen 
und gleichmäßigen Löſung kommen, wie ſie an ſich erwünſcht 
iſt, nichts kann dazu Veranlaſſung geben, diejenige Löſung, 
zu der man gelangt, als eine Zwiſchenlöſung zu bezeichnen 
und dadurch den zermürbenden Unfrieden und die koſtſpielige 
Unruhe in Deutſchland zu verewigen. 

Ich begrüße es daher, daß der Ausſchuß der Länder⸗ 
konferenz mit ſolcher Entſchiedenheit eine Zwiſchenlöſung ab⸗ 
gelehnt hat und ſeine Unterausſchüſſe angewieſen hat, eine 
Endlöſung vorzubereiten. 

Hören wir doch auf zu konſtruieren und gehen mutig 
an eine Endlöſung heran, die einfach und verſtändlich iſt 
und das Volk gewinnt. Wir dürfen nicht immer Angſt vor 
der eigenen Courage haben. Entweder wir gehen in Bedenken 
und Rückſichten zugrunde oder wir ſind ein Volk und ord⸗ 
nen gemeinſam unſere Angelegenheiten ſo, wie es der Logik, 
der politiſchen Notwendigkeit, dem wirtſchaftlichen Vorteil 
und der tauſendjährigen Sehnſucht der Beſten im Volke 
entſpricht. 
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Bevölkerungszahlen und Anwaltszahlen. 


Vorbemerkung. 


Die Statiſtik iſt aufgeſtellt auf Grund des in dankenswerter Weiſe zur Verfügung geſtellten Materials aus dem 
Reichsjuſtizminiſterium, von ſtatiſtiſchen Amtern, in⸗ und ausländiſchen Anwaltskammern, Anwaltvereinen und einzelnen 
Kollegen, denen allen für die Beſchaffung des Materials hiermit herzlichſt gedankt wird. 

Die Fehlerquellen dieſer Statiſtik liegen, wie nicht verkannt wird, in der Möglichkeit, daß das Material nicht ganz 
zuverläſſig iſt, dann aber auch in den Gebietsverſchiebungen, wie ſie bei den Ländern durch die Friedensverträge, bei den 
Städten durch Eingemeindung eingerreten ſind. Eine unvermeidliche, allerdings nur geringfügige Fehlerquelle liegt ins⸗ 
beſondere darin, daß ſich die eingemeindeten Kommunalbezirke mit den Gerichtsbezirken nicht immer decken. 

Nicht von allen Ländern und Städten, vor allem des Auslandes, iſt das Material rechtzeitig eingegangen. Eine voll⸗ 
ſtändigere Zuſammenſtellung in einem ſpäteren Heft, vorausſichtlich in der kommenden Neujahrsnummer, iſt in Ausſicht genommen. 

An alle Leſer ergeht die Bitte, auf etwaige Fehler und Bedenken dieſer Statiſtik für die geplante vollſtändigere 
Statiſtik des In⸗ und Auslandes aufmerkſam zu machen und die Schriftleitung mit Material zu unterftügen. 


Staaten 
Jahr“) Bevölkerung Rechtsanwälte | Mn EN Jahr Bevölkerung Rechtsauwälte 998 Rechts e 
| 
Deutſches Reich ö Ungarn 
1880 45095000 4112 0,912 1902 17216994 4922 2,86 
1899 55248000 6629 1,2 1914 18893225 8735 4,63 
1901 56874000 6831 1,202 1917 18680409 8386 . 4,49 
1905 60314000 7863 1,304 1925 8368273 5727 6,84 
1911 65359000 10844 1,657 1926 8457852 5653 6,68 
1913 66 973000 12324 1,839 a D 
1915 67883000 13024 1,918 Dánemari’) 
1917 67368000 12393 1,838 1900 2432000 1027 4,22 
19193) 62897 000 12030 1,912 1914 2866 000 1299 4,53 
1921 62469000 12276 1,965 1918 3006000 1382 4,60 
1923 62450 000 12729 2,038 1925 3425000 1401 4,09 
1925 63177000 13578 2,15 1927 3475000 1413 4,07 
1927 64038 000 14963 2,339 1928 — 1423 — 
1928 64213000 15532 2,42 . i 
Oſterreiche 1596 000 Griechenland 
eee e enp AT 1907 2631952 3178 12,07 
Italien“) 1920 5021790 3773 7,51 
1925 40 406 000 | 17500 l 4,33 1928 6195000 — — 
deutſche Länder. 
Nach dem Stande von 1925”). 
% . .. . er 
7 A p 7 N 00 Einw. 
Land eee i25 anwülte en Rechtsanwälte W | riaan SE | Au 10 Rechtsanwälte 
. .. Eh lan nen 
Preußen einschl. Waldeck 38175 989 8430 2,208 Übertrag | 60 223 747 13138 
Br 7 879 594 1610 2,182 SOLIDEN DICH age Tee 545 172 40 0,734 
Sachſenn 4992 320 1205 2,414 Braunſchweig. 501875 102 2,033 
Württemberg. 2580 235 409 1,585 e 351045 39 1,111 
Baden T 2312 462 499 2,158 Bremen a ae i 338 846 169 4,989 
Thüringen 1609 300 205 1,274 Sn ea Jr 163 648 14 0,856 
E „ E 1347 279 224 1,663 a ET T 127 971 50 3,907 
Hamburg 1152 528 431 3,741 Mecklenburg⸗Streliz 110 269 22 1,995 
Mecklenburg⸗Schwerin 674 045 125 1,354 Schaumburg⸗Lippfe 48 046 4 0,832 
Übertrag] 60 223 747 13138 Insgeſamt | 62 410 619 13578 2,175 


1) Die Zahlen der ganzen Statiſtik ſind meiſt nach dem Stande vom 1. Januar des betr. Jahres angegeben. 

2) Von nun ab ohne die abgetretenen Gebiete, aber einſchl. Saargebiet. 

3) Für das Gebiet der jetzigen Republik Öfterreich. > 

) Weitere Zahlen waren füc Oſterreich noch nicht erhältlich. . g h 

5) Gezählt find nur die „avvocati“; die „procuratori“ erreichen eine höhere Zahl. Indeſſen find faſt alle „avvocati“ zugleich „pro- 
curatori“ (vgl. Magnus, Die Rechtsanwaltſchaft, S. 134ff. ). 

e) Die Zahlen betreffen nur die prozedierenden Anwälte. # 

) Aus Raumgründen iſt die Aufſtellung für die deutſchen Länder nur auf Grund der letzten amtlichen Statiſtik angegeben. (Die 
letzte Volkszählung iſt vom 16. Juni 1925.) Eine umfaſſendere Zuſammenſtellung bleibt ebenfalls einer ſpäteren Statiſtik vorbehalten. 
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Ddeutſche Städte). 


Rec SEE 8 85 8 85 885 SER 
A hts⸗ S N Rechts⸗ S2 2 Rechts⸗ S 8 Rechts⸗ a og 15 Rechts S 
Bevölkerung. an: = go Bevölkerung an- | Bevölkerung an- | Bevölkerung an- | = ge Bevölkerung an | 8 8 
wälte ES wälte 3 8 wälte SEN walte SEES wälte Z= 
8 S. SBE Cr S 8 
Berlin?) ) = = = = 250 — 2712 190 1001| 3,69 | 3226049 1178 3,65 | 3734258 1610 4,31 
Hamburg. = = = == = — 717029 181 2,52 815505 | 203 | 2,49 946487 | 252 2,66 
Köln 142000 87 6, 13 = == — 362469 | 148| 4,08 419850 | 168| 4,00 475851 | 213| 4,48 
Münden . . .| 230023 214 9,30 == = == 499932 | 245| 4,90 588983 | 327| 6,07 596764 414 6,94 
Leipzig!) = — — 149081 | 114 7,65 451476 150 3,32 499712 205 4,10 585665 282 4,81 
Dresden?) = — — 220818 107 4,85 396146 157 3,96 516996 202 | 3,91 548308 | 236 | 4,30 
Breslau 260895 52 1,99 == — — 413054 | 115 2,78 461444 147 3,19 503 576 170 3,37 
Gien 54847 23| 4,19 = == — 118668 27 2,28 199696 45| 2,25 270285 67| 2,48 
Frankfurt a. M. = = — 127700 81| 6,34 260267 | 148| 5,69 320170 | 168| 5,25 371700 216 5,81 
Düſſeldorf = = == == = = = — == — — — 347248 117 3,37 
Hannover) . . 145227 — = == = — 286 277 80 2,79 330276 88 2,66 375754 | 103| 2,74 
Stuttgart. . 118000) 46| 4,07 — — — 173000 75 | 4,34 | 244500 96 3,93 | 280000 ! 140 | 5,00 
Königsberg i. Pr. — — — — — — — — — — — — — — — 
Gerinda D o v = == == 91756 = 210702 50 | 2,37 222195 70 3,15 237170 80 3,37 
Mannheim = = — = = == 131881 51 3,87 157265 63) 4,01 192707 89| 4,62 
Karlsruhe — — — — — — 94554 38 4,02 | 108863 59 5, | 131888 75 5,69 
1914 
287 S 25 EET 88 28 
2 Rech SEZ] Sal Rechts- SEZ Eh Negts SEE 
Bevölkerung, an: j “5. Bevölkerung “55 |Bebölferung| an: | = ge Bevölkerung M gp Bevölkerung an⸗ = gz 
wälte S ses wälte 38 S mälte | 458 
88 . 88 8 5 
Berlin) . . 3750000 1907 5,09 | 3800000 3 800 0001915 5,04 | 3800000 3800000 1872 4,93 
Hamburg.. 999116 305 3,05 | 988 763 992809 291 2,93] 976945 287 2, — 281 — 
e set 550540 291 5,29 596 664 560765 321 5,72 558594 322 5,82 551949 | 317 5,74 
München 645000 | 552 8,56 630000 623000 | 535 8,59 612000 | 505 8,25 603000 | 504 8,36 
i 625845 349 5,58 980000 350 570000 | 359 6,30 550000 | 342| 6,22 545000 | 336! 6,17 
Dresden 565980 263 4.65 554827 251 544175 256 4,70 527934 251 4,75 512756 | 248 4,84 
Henu m 543426 | 225| 4,14 533276 | 235! 4,41 510951 | 232 4,54 494115 231 4,68 474489 | 227 4,78 
Cie. 320 502 83 2,59 337395 93| 2,76 493281 erh Lo 511915 97| 1,90 524644 ee 
Frankfurt a. M. 445000 254 5,71 438000249 5,68 432400 | 248 5,74 420200 | 241 | 5,73 411800 | 239 | 5,80 
Düſſeldorf .. 409520 | 157 | 3,83 422527 165 3,91 445611 | 162 3,64 394 500161 4,08 395100 | 164 4,15 
Hannover. . 411700 126 3,06 = 123 — 369391 118 3,19 365888 | 117 3,20 — 116 — 
inn 812700 188 6,01 288000 | 179| 6,22 289000 | 174, 6,02 289700 | 171, 5,90 290000 ! 169 5,83 
Königsberg i. Pr. = — — 267310 62 2,32 265991 64 2,41 268 938 64 2,38 258676 64 | 2,47 
Sehn 249 804 95 3,80 231276 93 4,02 217816 92 4,22 209444 88 4,20 202730 88 4,34 
Mannheim. . | 223967 99 4,42 | 220000 | 105 4,77 | 220000 | 103| 4,68 | 210000 99] 4,71 | 210000 93| 4,43 
Karlsruhe .| 143197 84 5,87 145859 84 5,76 149175 83 | 5,56 147618 81 | 5,49 145 697 81| 5,56 
1919 1922 1923 
8 8 5 St 8:8 88 5 8825 
echts⸗ S Sg Sie Rechts⸗ S Eg echts⸗ SEZ Sg 
Bevölkerung = a 855 Bevölkerung a == Bevölkerung 1155 8 ae Bevölkerung an = Sa Bevölkerung a 2 
wälte = TEŠ wälte SES walte 8 S as 
| ZDS 8 Kag 8 Sog 
Berlin . {3800000 | 1868 | 4,92 | 3858293 | 2015| 5,22 | 3879409 2164 5,58 | 3914151 2313 5,91 | 3953920 | 2386 | 6,04 
Hamburg. . . | 999860 271 2,71 11017033 | 293 | 2,88 — 317 — 1057680 344 3,25 | 1062630 | 363 3,42 
Köln 616830 316 5,12 644137 337 5,23 656642 358 5,45 664737 379 5,70 682 136 383 5,62 
München 647000 | 499 7,71 648000 | 477 7,36 654000 472 7,22 663000 | 508 7,66 666000 | 507 7,61 
Leipzig 600000 | 340 5,67 620000 330 5,32 630000 327 5,19 675000 | 328 4,86 672000 | 329 | 4,90 
Dresden 924023 | 253 4,83 536211 | 256 4,77 541653 252 4,65 606779 250 4,12 613303 241 3,93 
Breslau 507215 218 4,30 536013 | 227 4,23 542445 240 4,43 548743 | 252 4,59 551544 263 4,77 
Eſſen 458781 | T2 444754 | 100| 2,25 458144 | 105 | 2,29 472892 116 2,45 479220 124 2,59 
Frankfurt a. M. 434800 | 261 6,00 458 000268 5,85 466800 277 5,94 475600 285 5,99 477700 292 6,11 
Düffeldorf 411100 | 170| 4,14 413835 | 185 4,47 418574 | 200 | 4,78 426621 | 209 4,90 431848 217 5,03 
Hannover 392805 115 2,93 400900 | 125 3,12 400300 | 135 | 3,37 407400 | 150 3,68 412100 157 3,81 
Stuttgart 294000 | 163 | 5,55 315000 | 167 5,30 315800 168 5,32 315400 179 5,68 329 200 — —— 
Königsberg i. Pr.] 256938 63 2,45 264294 67 2,78 273013 78 | 2,86 273898 90 | 3,29 271941 89 3,27 
Stettin 217972 87 3,99 234647 99 4,22 240719 107 4,45 245648 107 4,36 252611 104 4,12 
Mannheim . . | 225948 90 | 3,98 230 933 98 4,24 234730 107 4,56 239500 | 103 4,30 245441 | 104 4,24 
Karlsruhe . | 132080 80 | 6,06 | 138670 83 5,98 | 138170 89 6,44 | 137878 86 | 6,24 | 140938 88 6,25 


1) Das Material für andere deutſche Städte ift nicht rechtzeitig eingegangen. 

2) Die Bevölkerungszahlen der 1920 eingemeindeten Vororte find für die vorhergehenden Jahre mitgerechnet worden. 

3) Am 1. Jan. 1911 iſt die Anwaltskammer Potsdam errichtet, damit ſcheiden die zur Anwaltskammer Potsdam gehörigen Mitglieder aus. 

4) Leipzig hat fih zwiſchen 1880 und 1922 durch Eingemeindung von Vororten fehe vergrößert; dies ift bei den Angaben zu berück⸗ 
ſichtigen. Die Reichsgerichtsanwälte ſind mit aufgeführt. 

5) Nur die beim LG. Dresden zugelaſſenen Anwälte. 

e) Einſchl. der Bochumer Anwalte, die für die weiteren Jahre wegen der inzwiſchen erfolgten Errichtung des LG. Bochum ausſcheiden. 

2) Bis 1920 find die Bevölkerungszahlen von Hannover und Linden zuſammengezählt; feit 1920 gehört Linden zu Hannover. 

8) Für die Kriegsjahre fehlt eine amtliche Statiſtik; die Bevölkerungszahlen von 1914—1919 find daher nur geſchätzt. 
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rer 


re 


2 2 5 Ste 82 8 = 
\ 8 Sal 0 g ig Rechts S 88 Rechts S 8 5 = 
Bevölkerung "in Bevölkerung Bevölkerung an- | "sr Bevölkerung, an: | Bevölkerung = 
FES TES wälte FES walte | Jr? = 
8 5 8 552 5 
Berlin. . 13918985 | 2398 | 6,12 | 3986458 2594 6,51 14093428 | 2732 | 6,68 4141792 2860 6,91 [4214886 2955 | 7,01 
Hamburg. . . | 1070934 | 367 | 3,43 | 1079126 | 420 3,89 1092898 445 4,07 [1111134 471| 4,24 > 491 — 
Mir. a 689042 | 375 544 | 694283 401 5,78 | 705477 424 6,01 | 713633 438 6,14 | 723 753 | 444 6,14 
Münden 670000 | 526 7,85 680764 | 566 8,31 686000 | 598 | 8,65 692000 | 637 9,20 697000 | 642 9,21 
Leipzig 670000 | 350 5,22 680000 | 373 5,49 685000 | 397 | 5,80 687000 | 414 6,03 690000 | 424 | 6,15 
Dresden 611234 | 254| 4,16 614214 | 298 | 4,85 623962 | 302 4,84 626471 | 303 4,84 628889 | 312 4,96 
Breslau 546608 255 4,66 552962 | 283| 5,12 559491 310 5,54 563 656 321 5,70 563891 323 5,73 
Eſſen . . 471599 127 2,69 474226 133 2,81 470982 131 2,78 471998 139 2,95 475680 139 2,92 
Frankfurt a. M. 471600297 6,30 472300 | 306 | 6,48 473700 315 6,65 472800 320 6,77 474900 322 6, 78 
Düſſeldorf 419865 210 5,00 427158 219 5,13 433802 223 5,14 | 437191 242 5,54 | 441260 | 244 | 5,53 
Hannover. . | 410000 | 161| 3,93 422745 | 170 4,02 426200 | 176 4,13 498500 | 188 4,39 433500 | 195 4,50 
Stuttgart .| 324200 184 5,68 335878 | 206 | 6,18 350215 227 | 6,48 354626 237 6,68 363968 239 6,57 
Königsberg i. Pr.] 270 762 84 3,10 273 726 99 3,62 281291 112 3,98 281928 117 4,15 292325 | 118 4,04 
Stettin. -| 252103 108 4,28 252195 113 4,48 258634 | 112 4,33 261994 | 114 4,35 265600 113 4,25 
Mannheim. . | 247887 108 4,36 | 249900 | 119 | 4,76 | 247914 126 5,08 | 250230 | 131 5,24 | 252720 | 127| 5,08 
Karlsruhe 142500 89 6,25 145168 | 101] 6,96 147184 99 6,73 149000 | 105 7,05 150810 | 108 7,16 
Ausländiſche Städte 
— ... T eee 
Jahr Bevölkerung Rechtsanwälte N ande Jahr Bevölkerung Rechtsanwälte kan Rec 
ma alla ĩ ͤ K | a a a 
Wien Rom?) 
1900 1728738 1038 6,00 
1910 | 2081498 1202 592 1914 24000 lo aos | 4468 
1918 = 1508 = 1918 635614 2538 (1053) 39,93 
1920 | 1841326 1652 8,98 1927 57000 | 4257 (e | 3003 
9905 1865780 1552 9,87 1928 880 000 4300 (1800) 48,87 
1927 zs 2023 = 
1928 — 2051 ha Athen 
1896 123001 415 33,74 
Budapeit 1907 167479 1125 67,18 
1902 781379 1274 16,30 1920 292991 2445 83,44 
1914 936 746 2454 26,20 1928 451143 2961 65,63 
1917 950125 2434 25,62 
1925 960995 0 91161 Bafel 
1926 3 0 wi 1914 135000 76 5,63 
Prag 1918 — 85 — 
1925 712700 703 9,87 1925 145 000 94 6,48 
1927 738 132 778 10,54 1928 150000 103 6,87 
1928 751109 787 10,48 
Kopenhagen) Bern 
1900 446 000 403 9,04 1927 105000 | 103 | 9,81 
1914 614000 586 9,54 1928 = 104 = 
1918 667000 659 9,88 
1925 729 000 697 9,56 Zürich 
1927 740 000 690 9,32 1925 ] 207000 í 176 8,50 
1928 = 701 — 1928 22500 | 220 9,78 


2) Die Zahlen betreffen nur die prozedierenden Anwälte. 
2) Die Zahlen umfaſſen die „avvocati“ und die „procuratori“, die in Klammern beigefügten Zahlen nur die „avvocati“. 
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Kultur und Wirtſchaft.) 


Von Rechtsanwalt Dr. Sigbert Feuchtwanger, München. 


Die Behandlung des Problems „Geiſt und Wirtſchaft“ 
iſt von der gelehrten Forſchung, insbeſ. aber von der Wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaft, die zunächſt berufen wäre zur Ergründung 
der vielfältig verſchlungenen und feinen Fäden, die zwiſchen 
Geit und Wirtſchaft laufen, bisher verſäumt worden. Die 
von dem Problem berührten Berufskreiſe, wie Schriftſteller, 
Künſtler, Anwälte, Arzte uſw., ſind freilich durch ihre mate⸗ 
riellen Sorgen ſchon immer darauf hingewieſen worden, über 
ihre Abhängigkeit von der Wirtſchaft nachzudenken. Sie haben 
aber hierbei in der Regel die Grenzen des eigenen Berufs⸗ 
bereichs nicht überſchritten, ſo daß der literariſche Niederſchlag 
dieſer Denkarbeit für die Löſung des Geſamt problems im 
allgemeinen wenig ergiebig iſt. Wiſſenſchaft verlangt aber um⸗ 
faſſende Betrachtung der ihrem Weſen nach zuſammengehörigen 
Erſcheinungen. Die erſte große ökonomiſche Theorie, die das 
Problem als Ganzes anpackte, die materialiſtiſche (Karl Marx) 
wurde, indem fie alles Geiſtige als „Überbau“ der mate- 
riellen Wirtſchaft erklärte, den — jedem unbefangenen Blick 
erkennbaren — vielfältig verſchlungenen wechſelſeitigen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den beiden Faktoren nicht gerecht, tut 
alfo der Wirklichkeit Gewalt an. Nicht als ob die zünftige 
Nationalökonomie die Exiſtenz des Problems ganz überſehen 
hätte. Aber ſie hat ſich, indem ſie die ihr durch Adam Smith, 
den Schöpfer des klaſſiſchen Syſtems der Nationalökonomie, 
gewieſenen Bahnen weiterſchritt, im allgemeinen auf die Be⸗ 
handlung der Probleme beſchränkt, denen quantifizierbare 
Größen (Gütermengen) zugrunde liegen — Gütermengen, hin⸗ 
ter deren Bewegung als gleichbleibend gedachter Faktor der 
nach größtmöglichem Gewinn ftrebende homo oeconomicus 
ſteht. Darum iſt die Nationalökonomie im weſentlichen die 
Lehre von der Sachgüterwirtſchaft, ſtellt ſie Theorien auf über 
die Wirkung von Angebot und Nachfrage, über die Bildung 
von Preis, Zins und Lohn, über Kapital u. dgl. Die auf die 
Produktion, außer dem Gewinnſtreben, noch weiter einwirken⸗ 
den geiſtigen Faktoren (3. B. Arbeitsmotive wie Pflichtgefühl, 
Ehrgeiz, Arbeitsfreude, Schöpferdrang), die von höchſter Wirk⸗ 
ſamkeit ſind, ganz beſonders bei der Hervorbringung geiſtiger 
Güter ſowie überhaupt die geiſtigen Werte mußten hierbei 
notwendig vernachläſſigt werden (vgl. des näheren hierzu 
Feuchtwanger „Die freien Berufe“ S. Zff. und JW. 
1928, 98 ff 

Gleichwie aber das Bedürfnis nach geſetzmäßiger Er⸗ 
faſſung der Sachgüterwirtſchaft erwachſen iſt aus den geſell⸗ 
ſchaftlichen und wirtſchaftlichen Umwälzungen des 18. Jahr⸗ 
hunderts, ſo haben auch die durch den Weltkrieg veranlaßten, 
durch die Inflation verſtärkten kataſtrophalen Erſchütterungen 
der Daſeinsgrundlagen der geiſtigen Arbeit — die Vernichtung 
der Staatsfinanzen, der Stiftungs⸗ und Anſtaltskapitalien, 
der privaten Rentenvermögen — den beteiligten Ständen, 
nicht zuletzt den auch perſönlich hart betroffenen beamteten 
Trägern der Wiſſenſchaft das erſtemal die gründliche Beſchäf⸗ 
tigung mit ihren geſellſchaftlichen Daſeinsbedingungen drin⸗ 
gend nahegelegt. Der Verein für Sozialpolitik unternahm 
1920 ff. in verheißungsvollem Anlauf die Unterſuchung der 
Lage der geiſtigen Arbeiter (ogl. Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik Bd. 152 und 163; Bd. 163 enthält den Bericht 
über die Eiſenacher Tagung von 1922, gipfelnd in Alfred 
Webers das Problem geiſtvoll ſkizzierendem Referat:). Es 
iſt aber leider bei dem Anlauf geblieben. Die vielen unerhört 
neuen und ſchwierigen, nach Löſung drängenden Probleme der 
Sachgüterwirtſchaft (Währungsverfall, Reparationen, Ratio⸗ 
naliſierung uſw.) haben anſcheinend die Forſchung ganz für 
fih beanſprucht. Auch das neueſte umfaſſende Syſtem der 
Nationalökonomie, Adolf Webers ausgezeichnetes „Lehr⸗ 


1) Vgl. unten S. 2778. 

2) Dieſes iſt in Sonderdruck erſchienen unter dem Titel „Die 
Not der geiſtigen Arbeiter“, München u. Leipzig 1923, Duncker 
u. Humblot. 


buch der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre“ s), wird den ein- 
ſchlägigen geiſtwirtſchaftlichen Problemen nicht gerecht. Es 
geht z. B. an dem ſpezifiſchen Einkommensproblem der Arzte, 
Anwälte uſw. nicht nur vorbei, ſondern ſpricht ſogar den 
Satz aus (S. 240): „Den Preis der Arbeit nennen wir Lohn. 
Es iſt belanglos, daß man gewiſſe Arten von Löhnen Ge⸗ 
hälter oder Honorare nennt.“ Hier beſteht alſo kein wiſſen⸗ 
ſchaftliches Intereſſe z. B. für die Erſcheinung, daß gewiſſe 
Berufe in ihrer Einkommensbildung noch heute gebunden 
ſind nach Art der mittelalterlichen Zünfte und aus dem 
Syſtem der freien Konkurrenz herausfallen, obwohl doch die 
Erforſchung der Gründe und der Tragweite dieſer auffallen⸗ 
den Gebundenheit nicht nur für dieſe Berufskreiſe ſelbſt allem 
Anſchein nach ſehr aufſchlußreich wäre. 

Um ſo mehr dürfen wir uns daher freuen des kürzlich 
erſchienenen Buches „Geiſt und Wirtſchaft“ des Würzburger 
— ſeither als Ordinarius nach Wien berufenen — Profeſſors 
Graf v. Degenfeld⸗Schonburg. Hier geht das erſte⸗ 
mal ein akademiſcher Lehrer und Forſcher der National⸗ 
ökonomie mit allem gebotenen Ernſt und dem vollen Bewußt⸗ 
ſein der Kompliziertheit und Schwierigkeit der Probleme an 
deren Unterſuchung heran. Er behandelt im beſonderen fol⸗ 
gende Fragen: Ob und inwieweit iſt materieller Wohlſtand 
Vorausſetzung der Kultur? Bedeutet materielle Verarmung 
auch Einbuße an geiſtigen Werten? Iſt umgekehrt nicht auch 
das Geiſtige Vorausſetzung jeglichen materiellen Wohlſtands? 
Welche Schlüſſe ſind, falls ſolch enger Zuſammenhang zwiſchen 
Geiſt und Wirtſchaft zu bejahen iſt, zu ziehen für die gegen⸗ 
wärtige Lage des deutſchen Volkes? Können wir uns geiſtige 
Güter und ihre Träger — geiſtige Arbeiter, vor allem Aka⸗ 
demiker — noch leiſten, oder bedeutet deren Erziehung und 
Erhaltung für uns einen Luxus, den ſich ein armes Volk ver⸗ 
ſagen muß? Oder verhält es ſich umgekehrt, ſo daß wir 
alles daranſetzen müſſen, uns leiſtungsfähige geiſtige Arbeiter 
als die Bedingung überhaupt unſerer Zukunft zu ſchaffen? 
Bejahendenfalls: Gibt es Richtlinien, nach welchen künftig die 
Aufwendungen für Sachkapital und für Geiſtiges zu verteilen 
ſind? Es hat mehr als bloß akademiſche Bedeutung, daß hier 
einmal in eindringlicher Unterſuchung die intime Abhängigkeit 
des materiellen Wohlſtands der Nation auch von ihrem gei⸗ 
ſtigen Wohlſtand dargelegt wird. Für die akademiſchen Berufe 
beſonders wichtig iſt dabei die gründliche Behandlung des — 
wie der Untertitel zeigt, den Verfaſſer beſonders intereſſieren⸗ 
den — Überfüllungsproblems. Hier zeigt ſich wie⸗ 
derum, daß man dieſes Problem fruchtbar nicht unter dem 
engen Geſichtswinkel eines einzelnen Berufs behandeln kann. 
Der bevorſtehenden Diskuſſion des anwaltlichen numerus 
clausus auf der Abgeordnetenverſammlung des DAR. kaun das 
Studium der einſchlägigen Darlegungen Graf v. Degen- 
feld⸗Schonburgs (vgl. beſonders S. 207 ff.) von großem 
Nutzen ſein. 

Der Wunſch darf ausgeſprochen werden, die hier vor⸗ 
liegende Arbeit, in der der zuſtändigen Wiſſenſchaft von be⸗ 
rufener Seite wichtige Fragen zur Löſung geſtellt find, möchte 
Anſtoß ſein zu nun nicht mehr ausſetzender fruchtbarer Be⸗ 
arbeitung des geſamten Problemkreiſes „Geiſt und Wirt⸗ 
ſchaft“, vor allem des der geſetzmäßigen Erforſchung wohl 
bedürftigſten Teiles dieſes Problemkreiſes: der Fultur⸗ 
wirtſchaft. 

In dieſer Richtung ſcheint es aber nötig, die Be⸗ 
ſonderheiten der Kulturwirtſchaftslehre, der 
Lehre von den wirtſchaftlichen Bedingungen der Produktion, 
Verteilung und Konſumtion kultureller Güter (Kunſt, 
Recht uſw.) auch innerhalb des größeren Ganzen der Lehre 
von den Zuſammenhängen zwiſchen Geiſt und Wirtſchaft zu 
betonen. Denn dieſen Beſonderheiten ſcheint auch Graf 
v. Degenfeld⸗Schonburgs Arbeit, die doch aufgebaut 


3) München u. Leipzig 1928, Duncker u. Humblot. 
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iſt auf den für Erforſchung der Geſetze der Sachgüterwirtſchaft 
bewährten Lehrbegriffen der Volkswirtſchaftslehre, nicht ge⸗ 
recht zu werden. 

Man muß ſich mit allem Ernſt die Frage vorlegen: Kann 
auf den Lehrbegriffen der individualiſtiſchen Volkswirtſchafts⸗ 
lehre, die ausgeht vom Privateigentum und einem egoiſtiſch 
auf Erwerb von Sachgütern bedachten Einzelwirtſchafter, und 
für die die Befriedigung des Sozialbedarfs an Sachgütern das 
geſetzliche Ergebnis des Syſtems der Konkurrenz ſolcher ego⸗ 
iſtiſcher Einzelwirtſchafter („freies Spiel der Kräfte“) ift, eine 
Kulturwirtſchaftslehre aufgebaut werden? „Das Konkurrenz⸗ 
ſyſtem iſt für die Volkswirtſchaftslehre als „durchdachtes Ge⸗ 
bilde“ deshalb wertvoll, weil es unabhängig davon, ob es, ſo 
wie es gedacht iſt, in der Wirklichkeit vorkommt, doch für die 
Scheidung des Weſentlichen von dem Zufälligen als heuriſti⸗ 
ſches Prinzip gute Dienſte für das Durchdenken der Zu⸗ 
ſammenhänge bietet“ (Ad. Weber a. a. O., S. 148). Aber 
was iſt „notwendig“, was iſt „zufällig“ in dieſem erkenntnis⸗ 
theoretiſchen Sinne im Bereich der Kulturwirtſchaft? Die 
Kulturgüter — Recht, Kunſt uſw. — als Gemeinbeſitz und 
⸗bedürfnis? Oder Bilder, juriſtiſche Dienſte, Bücher, alfo 
käufliche Ware, die Private um Geld ſich aneignen zur Be⸗ 
friedigung von Erwerbs⸗ bzw. Genußbedürfniſſen? Das ego⸗ 
iſtiſche Gewinnſtreben des einzelnen Kulturproduzenten? Oder 
ſein gewiſſenhaft ſachlicher Kulturdienſt? Daß beide Arbeits⸗ 
motive — neben noch anderen — im Bereich der einzelnen 
Kulturberufe, ja ſogar in der Seele der meiſten einzelnen Be⸗ 
rufsträger in verſchiedener Stärke und Miſchung vorhanden 
ſind, verſchlägt nichts. Denn auch in der realen Sachgüter⸗ 
wirtſchaft lebt der homo oeconomicus nicht in der chemiſchen 
Reinheit, in der ihn die Nationalökonomie als vorhanden fin⸗ 
giert“). Es handelt ſich eben um die Ermittlung der wiſſen⸗ 
ſchaftlich fruchtbarſten Fiktion. Dieſer fingierte Typus muß 
allerdings die weſentlichen Züge der lebendigen Typen 
tragen, um die lebendige Wirklichkeit in ihrem Weſen zu er⸗ 
faſſen. Wohl haben auch Künſtler, Forſcher, Anwälte, Prie⸗ 
ſter uſw. wiſſenſchaftlich in jenem Konkurrenzſyſtem der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre Platz, aber eben nur wie irgendwelche andere 
geldverdienende Individuen als Wirtſchafter, die den übrigen 
Wirtſchaftern, insbeſ. den im Beſitz der Sachgüter (Geld) be⸗ 
findlichen Dienſte leiſten, um dafür Sachgutentgelt zu er⸗ 
halten, die alſo leiſten um der Gegenleiſtung (do ut des) 
willen. Ein ſolches Bild, in dem Anwälte, Künſtler, Forſcher 
und ſonſtige freie Berufe auf einer Stufe ſtehen mit anderen 
Wirtſchaftern, deren Tätigkeit weſentlich eine geiſtige iſt, alſo 
z. B. mit leitenden Induſtrieunternehmern, aber auch mit 
Vermittlern, Schreibern, Portiers u. dgl., ift individual und 
ſachgüterwirtſchaftlich geſehen nicht „falſch“s). Aber es läßt 
in keiner Weiſe erkennen die Geſetze der Produktion jener ge⸗ 
meinwirtſchaftlichen, der privaten Aneignung unfähigen Güter 
der Kultur, in deren Dienſt die Kulturberufe ſtehen. Es läßt 
nicht als geſetzmäßige Erſcheinungen verſtehen gerade die Be⸗ 
ſonderheiten der Wirtſchaft jener Berufe, durch die dieſe ſich 
unterſcheiden von den gewöhnlichen Gewerben und Geſchäften, 
vor allem nicht dort waltende ſpezifiſche Erſcheinungen, wie 
B. geſetzliche oder autonome Konkurrenzbeſchränkungen, 
Standesdiſziplin, Gebührenordnungen, Verdrängung des Er⸗ 
werbsmotivs. All dieſe Phänomene find in jenem Syſtem 
„belanglos“, „Zufälligkeiten“. Hier liegt der Grund dafür, 
daß der Anwaltsſtand — aber auch die anderen freien Berufe 
— bei der herrſchenden Volkswirtſchaftslehre ſo wenig Ant⸗ 


4) Vgl. hierzu Hellmuth Wolff, Der homo oeconomicus 
eine nationalökonomiſche Fiktion, Bd. 11 der Bauſteine zu einer 
Philoſophie des „Als⸗Ob“, hrsg. von Vaihinger uſw. Berlin 
u. Leipzig 1926, Gebr. Paetel. 

5) „Falſch“ iſt das klaſſiſche Syſtem der Nationalökonomie auch 
nicht für eine Geſellſchaft, die ihr Sachgüterbedürfnis ſozialiſtiſch be- 
friedigt; aber es ift unfähig, diefe ſozialiſtiſche Wirtſchaft als geſetz⸗ 
mäßig geordneten Ablauf zu erklären. Umgekehrt iſt auch die 
z. B. von Ottmar Spann wiſſenſchaftlich vertretene organiſch⸗ 
univerſaliſtiſche Auffaſſung der Volkswirtſchaft, in der nicht die 
von eigenem Nutzen beſtimmten Handlungen vieler einzelner, ſondern 
Eingliederung der einzelnen zu gegenſeitigem Zuſammenwirken und 
organiſchem Zuſammenhang das Weſentliche iſt, zwar nicht „falſch“, 
aber „nicht geeignet zur Aufhellung der komplizierten Erſcheinungen 
des herrſchenden volkswirtſchaftlichen Kreislaufes“ (Ad. Weber 
a. a. O. S. 38). 


wort auf die ſie bedrängenden wirtſchaftlichen Fragen finden. 
Die Volkswirtſchaftslehre kann höchſtens verſtehen lehren einen 
Anwalt, einen Arzt, einen Künſtler, einen Prieſter u. dgl., die 
darauf bedacht ſind, ihre geiſtige Leiſtung nach dem Prinzip 
größtmöglichen Gewinns herzuſtellen und als Ware auf den 
Markt zu bringen. Solche Berufsträger aber ſind zwar fähig, 
individuellen Wohlſtand für ſich zu erwerben, vielleicht auch 
dem Erwerb und dem Genuß ihrer individuellen Abnehmer 
(Kunden, Patienten, Klienten uſw) brauchbare Dienſte zu 
leiſten. Es iſt jedoch fraglich, ob ſolche privatwirtſchaftlich 
tüchtige Anwälte, Dichter, Künſtler, Arzte, Prieſter auch rüch⸗ 
tige Wirtſchafter im gemeinwirtſchaftlichen Sinne ſind, d. h. 
geeignete Funktionäre der Sozialämter, in deren Dienſt ſie 
ſtehen. Für die Kulturarbeit iſt weſentlich, daß ihre Träger, 
indem ſie Privaten Dienſte leiſten, ſozialen Arbeitserfolg be⸗ 
wußt und verantwortlich erſtreben, während der ſoziale Er⸗ 
folg in der Sachgüterwirtſchaft — Befriedigung des Sach⸗ 
güterbedürfniſſes der Allgemeinheit — ſich wefſentlich einſtellt 
als unbewußter Erfolg der eigennützigen Erwerbsarbeit der 
dafür nicht verantwortlichen Privaten. 

Die wiſſenſchaftlich wichtige Grenze läuft alſo nicht hin⸗ 
durch zwiſchen geiſtiger und körperlicher Arbeit — 
auch Graf v. Degenfeld (S. 42) iſt ſich klar über die 
Unzulänglichkeit dieſer Abgrenzung (ein Chirurg und ein 
Bildhauer arbeitet z. B. körperlich mehr und ſchwerer als ein 
Türſteher) —, ſondern zwiſchen Sachgut⸗ und Kultur⸗ 
gut produktion. Auch der unter den Nationalökonomen ſchwe⸗ 
bende Streits) um Art und Grad der „Produktivität“ der 
verſchiedenen Arbeiter — ſo wird etwa der Altertumsforſcher, 
deſſen Arbeitsergebniſſe der Sachgutsproduktion nicht dienen, 
als „unproduktiv“, der den Geſchäftsleuten dienende Anwalt 
als „indirekt produktiv“, der Lebensmittel erzeugende Bauer 
als „unmittelbar“ und „eigentlich produktiv“ definiert — er⸗ 
ſcheint bei Anlegung des kulturwirtſchaftlichen Maßſtabs 
müßig. Die Beurteilung ändert ſich je nach dem Standpunkt. 
Für die Kulturwirtſchaft iſt der Altertumsforſcher produktiv, 
der ihn ernährende Bauer höchſtens mittelbar produktiv. Aber 
Kultur⸗ und Nahrungsproduktion find beide nötig („der 
Menſch lebt nicht vom Brot allein“ und „Kunſt geht nach 
Brot“). Weiter ergibt ſich ert nach Durchführung der grund- 
ſätzlichen Scheidung zwiſchen Sachgut und Kulturgut die Mög⸗ 
lichkeit, den innerhalb der Kulturwirtſchaft vor⸗ 
handenen beruflichen Verſchiedenheiten gerecht zu werden, 
z. B. zu ſcheiden zwiſchen freien Berufen und Gehalts⸗ 
empfängern, zwiſchen geſetzlich beſonders geordneten Berufen 
(Anwälten, Arzten) und den ſolcher Regelung entbehrenden 
(Künſtlern, Schriftſtellern uſw.), wiſſenſchaftlich fundierte Stel- 
lung zu nehmen zu ſcheinbar zuſammenhangsloſen, innerlich 
aber zuſammengehörigen Fragen, wie „Sozialiſierung des 
Arzteſtandes“, Abſchaffung der Gebührenordnung, „Redakteur 
und Verleger“, „Penſionsverſicherung der Anwälte“, „nume- 
rus clausus“, „Staat und Kunſt“ u. dgl. 

Die ethiſche Frage: „Darf der Anwalt, der Arzt, 
der Gelehrte, der Prieſter ſich bei ſeiner Arbeit leiten laſſen 
von dem Streben nach Geldgewinn oder muß er in ſtrenger 
Sachlichkeit im Dienſte des ſich ihm anvertrauenden Indi⸗ 
viduums zugleich die ihm anvertrauten ſozialen Intereſſen 
(Sozialamt) wahrnehmen“, lautet kulturwirtſchaftlich 
ausgedrückt: „Kann ein von Gewinnſtreben geleiteter Anwalt, 
Arzt uſw. kulturwirtſchaftlich brauchbaren, d. h. ſozial wert- 
vollen Rechts⸗ bzw. Geſundheitsdienſt uſw. leiſten?“ Die 
gleiche Frage lautet erkenntnistheoretiſch: „Muß eine 
Wirtſchaftslehre, die die Geſetze der Kulturproduktion, ⸗ver⸗ 
teilung und ⸗konſumtion erforſchen will, nicht als Wirkungs⸗ 
einheit, als tragendes Element den homo ethicus, der 
ſich in feinem Schaffen weſentlich durch die Pflichten des ihm 
anvertrauten Sozialamts beſtimmen läßt, unterſtellen?“ Die 
Beantwortung dieſer letzteren Frage wird beſtimmt durch die 
techniſche Erwägung, welche der beiden Fiktionen zu brauch⸗ 
bareren Ergebniſſen führt, d. h. die Wirklichkeit als 
geordnetes Gebilde mit geſetzmäßigem Ablauf 
beffer erfaßt, die des homo oeconomicus oder die des 
homo ethicus. Nicht aber kann man ſich der Beantwortung 
dieſer Frage entſchlagen — es beſteht Veranlaſſung dies nach⸗ 


6) Literar. Hinweiſe ſiehe bei Ad. Weber a. a. O. S. 159. 
Vgl. auch Graf v. Degenfeld S. 185 ff. 
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drücklich zu betonen — mit der beliebten erkenntnistheoreti⸗ 
ſchen Erwägung: Das Seinſollende und das Wün⸗ 
ſchenswerte haben in einer Wiſſenſchaft, die das Seiende 
erforſcht, nichts zu ſuchen; denn wenn von der Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaft verlangt wird, ſie ſolle der realen Wirkung des 
homo ethicus in der Geiſtwirtſchaft, alſo einem Seienden, 
Rechnung tragen, ſo wird ihr damit nicht zugemutet, Sätze 
über das in der Kulturwirtſchaft Seinſollende und Wün⸗ 
ſchenswerte aufzuſtellen. 

Methodologiſch zu unterſcheiden von der ethiſchen, der 
wirtſchaftlichen, der erkenntnistheoretiſchen Frage iſt die 
kulturſoziologiſch und kulturhiſtoriſch wichtige 
Frage nach den wirklichen Tatbeſtänden: „Werden in dieſer 
und jener Zeit, in dieſem und jenem Land die Träger der 
Kulturberufe geleitet mehr von Erwerbsgeſinnung als von 
kultureller Amtsgeſinnung?“ Bejahendenfalls: „Leidet hier⸗ 
bei der Wert der produzierten Kulturgüter, die Kultur des 
Volkes?“ Entwicklungsgeſchichtlich: „Können innerhalb be⸗ 
ſtimmter Kulturkreiſe Wandlungen nach der einen oder ande⸗ 
ren Richtung feſtgeſtellt werden und unter welchem Einfluß?“ 
Nicht einmal der gegenwartsgeſchichtliche kulturwirtſchaftliche 
Tatbeſtand ift genügend feſtgeſtellt, geſchweige wiſſenſchaftlich 
durchgearbeitet; und erſt recht nicht das hiſtoriſche. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellung und Durcharbeitung wird hinwiederum von erheb⸗ 
licher, ja entſcheidender Bedeutung ſein für die Beantwortung 
der erkenntnistheoretiſchen Fragen, ob der homo oeconomicus 
oder ob der homo ethicus als das eigentliche Element der 
Kulturwirtſchaft zu betrachten iſt. 

Zur Illuſtration ſei hier hingewieſen auf Tatſachen aus 
dem Bereich der Rechtskultur ). 

Wie verſchieden iſt z. B. das Bild der Anwaltſchaft einer⸗ 
ſeits in Deutſchland, anderſeits in England! In England 
wieder: wie verſchieden voneinander die Berufsverfaſſung der 
barristers und solicitors! Kulturwirtſchaftliche Betrachtung 
aber ſieht in all den äußerlichen Verſchiedenheiten die innere 
Einheit, das Weſen: Auf verſchiedenen Wegen wird 
angeſtrebt: Wahrung der rechtspfleglichen 
Intereſſen, Verhütung erwerbswirtſchaftlicher Entartung 
der Sachwalterfunktion. Beſonders bezeichnend iſt hier das 
amerikaniſche Beiſpiel. In den Vereinigten Staaten gibt es 
keinerlei geſetzliche Regelung des Anwaltsberufs. Anwälte 
ſind rechtlich Geſchäftsleute wie irgendwelche Kommiſſionäre. 
Aber mehr und mehr haben ſich neuerdings aus ſozialem 
Bedürfnis in Neuyork und anderen Städten die anſtändigen, 
ihrer ſozialen Verantwortung bewußten Anwälte zu einem 
Stand zuſammengeſchloſſen; es entſtehen diſziplinäre Organe, 
Titelſchutz, Befähigungsnachweis u. dgl. Autonom ſetzt ſich in 
einer rein erwerbswirtſchaftlich eingeſtellten, ſtaatlicher Kultur⸗ 
wirtſchaftspolizei entbehrenden Geſellſchaft die Eigengeſetz⸗ 
lichkeit der Kulturwirtſchaft durch. Aus ihrem eige⸗ 
nen Bedürfnis heraus ſchafft ſich die Kulturwirtſchaft mit 
naturgeſetzlicher Notwendigkeit ihre Organe. Der homo ethi- 
cus iſt alſo nicht nur ein Wunſchbild! Dieſe innere Logik 
der Kulturwirtſchaft gilt es zu erfaſſen, zu erforſchen. 

Umgekehrt bietet die Geſchichte genügendes Material da⸗ 
für, wie ſehr Rechts⸗, Kunſt⸗, Geſundheits⸗ und Wiſſenſchafts⸗ 
pflege entarten, wenn dieſe Tätigkeiten händleriſch betrieben 
werden. Auch hier eine Entwicklung kraft innerer Logik! Das 
erwerbswirtſchaftliche Intereſſe der Produzenten und Kon⸗ 
ſumenten iſt allerdings hierbei zumeiſt gewahrt. Die Sach⸗ 
güterwirtſchaftslehre kann ſich dabei beruhigen. Das gemein⸗ 
wirtſchaftliche Bedürfnis aber — mit deſſen Befriedigung hat 
es die Kulturwirtſchaft zu tun — leidet dabei Not. 

Daß in dieſem Sinne von der zuſtändigen Wiſſenſchaft 
ex professo Kulturwirtſchaftslehre betrieben werde, hat nicht 
nur akademiſche Bedeutung. 

Die Anwälte im beſonderen werden, wenn es gilt, ſie 
an ihre Pflichten gegenüber der Allgemeinheit zu erinnern, 
„Organe des Rechts“ im Dienſte der Allgemeinheit ge- 
nannt. Man iſt aber weniger geneigt, die Pflichten anzu⸗ 
erkennen, die der Allgemeinheit dem Anwaltsſtand gegenüber 
aus dieſer Organſchaft erwachſen. Zwiſchen Rechten und 


7) Vgl. hierzu die wertvolle Zuſammenſtellung anwaltlichen 
Materials bei Magnus, „Die Rechtsanwaltſchaft“, Nr. 5 der Druck- 
ſchriften des DAV. (1925) — eine Arbeit, der eine Fortſetzung 
dringend zu wünſchen wäre. 


Pflichten beſteht, wo gemeinwirtſchaftliche Leiſtung in Frage 
ſteht, ein organiſches Verhältnis. Leiſtung bedingt da in 
einem tieferen als nur privatrechtlichen Sinne Gegenleiſtung. 
Ein wirtſchaftlich nicht lebensfähiger Anwaltsſtand iſt nicht 
fähig, die ihm obliegende gemeinwirtſchaftliche Leiſtung zu 
verrichten. Das wirtſchaftliche Gedeihen des Anwaltsſtandes 
iſt daher mehr als eine private Angelegenheit der einzelnen 
Anwälte. Es iſt eine Angelegenheit der Allgemeinheit. Wie 
ſehr nicht nur weiteſte Kreiſe des Volkes, vielmehr ſelbſt ver⸗ 
antwortliche Staatsorgane — geſetzgebende, rechtſprechende, 
verwaltende — dies verkennen, weiß der Anwaltsſtand nur zu 
gut aus ſchmerzlicher Erfahrung. Dieſe Verkennung iſt aber 
verſchuldet weniger durch mangelnden guten Willen, als durch 
mangelnde Einſicht. Die mangelnde Einſicht hinwieder⸗ 
um beruht auf dem Mangel einer gediegenen gedanklichen 
Grundlage. Dieſe zu ſchaffen, iſt Sache der Wiſſenſchaft. 

In einer Unterſuchung über die Frage der Berechtigung 
der ſteuerlichen Sonderbehandlung der freien Berufe (JW. 
1928, 937 ff., 1003 ff.) wurde zu zeigen verſucht, wie man⸗ 
gelnde Einſicht in das Weſen des freien Berufs der ſich immer 
mehr durchſetzenden Behandlung der freien Berufe als Ge⸗ 
werbebetrieb — z. B. Beſteuerung ihrer Einnahmen als „ge⸗ 
werbliches Einkommen“, ihrer Außenſtände, Kanzleieinrichtung 
als „gewerbliches Vermögen“ („Kapital“) — zugrunde liegt. 
Auch die Wirtſchaftswiſſenſchaft behandelt die Anwälte als 
Geſchäftsleute, wenn ſie in ihnen nichts anderes ſieht als 
Wirtſchafter, die um eigenen Erwerbs willen anderen er⸗ 
werbenden Individuen bei deren Geſchäften juriſtiſche 
Hilfsdienſte leiſten, alſo nichts als individual⸗wirtſchaft⸗ 
liche Tauſchwerte erzeugen. Das Recht aber iſt — wie jedes 
Kulturgut — ein der privaten Aneignung un⸗ 
fähiges Volksgut, kann alſo in ſeinem Weſen als käuf⸗ 
liche Arbeitsleiſtung nicht begriffen werden. Als ein Organ 
der Rechtspflege, als einen Produzenten von überprivaten 
Rechtsdienſten, alſo als einen Erzeuger von ſozialen Werten 
hat den Anwalt die Wirtſchaftswiſſenſchaft — aufgebaut auf 
den Lehrbegriffen des Privateigentums und des händleriſchen 
Austauſches von aneignungsfähigen Gütermengen — bisher 
nicht zur Kenntnis genommen. 

Sie überſieht darum auch die ſpezifiſche Problematik des 
anwaltlichen Berufsdaſeins, die zum Ausdruck kommt in der 
für den Anwaltsberuf charakteriſtiſchen Verbindung von privat⸗ 
wirtſchaftlichen und kulturwirtſchaftlichen Faktoren, in der 
zwiefachen Funktion je der beruflichen Leiſtung und der dafür 
von dem Empfänger gegebenen Vergütung. Unter der Form 
eines privatrechtlichen Arbeitsvertrags beſteht hier in Wahr⸗ 
heit ein Verhältnis zwiſchen drei Partnern: Anwalt — Klient 
— Allgemeinheit. Hieraus entſtehen jene ſpezifiſchen 
Pflichtenkolliſionen und Berufsgefahren. 

Kulturwirtſchaftlich verpflichtet, der Rechtspflege im Dienſt 
der Allgemeinheit zu dienen, erhält der Anwalt doch nicht wie 
die beamteten Kulturberufe ſeinen Unterhalt von der All⸗ 
gemeinheit in Form des Gehalts. (Auch der beamtete Kultur⸗ 
beruf hat ſeine ſpezifiſchen wiſſenſchaftlich begründeten Berufs⸗ 
gefahren; auch hier erwachſen ſie logiſch aus der Abhängigkeit 
von der Wirtſchaft und bedrohen die Sachlichkeit und damit 
den Kulturwert der Leiſtung; dies kann an dieſer Stelle s) 
nur angedeutet werden.) Er zieht ſein Einkommen in Form 
der Leiſtungsvergütung von den ſeine Dienſte in Anſpruch 
nehmenden Privaten. Dieſe ſeine private Dienſtleiſtung iſt 
hinwiederum die wichtigſte Art, in der er gemeinwirtſchaftliche 
Rechtspflegedienſte verrichtet. Dies ift die Doppelfunktion fei- 
ner Leiſtung. Die privaten Anſprüche des Klienten können 
aber hierbei in Kolliſion mit den Anſprüchen der Rechts⸗ 
pflege geraten. In dieſer Kolliſion hat der Anwalt ſich als 
homo ethicus zu bewähren. Er kann gezwungen ſein, 
zu eigenem privatwirtſchaftlichen Schaden in ſozialer Pflicht⸗ 
erfüllung dem eigenen Klienten entgegenzutreten, auf das 
Mandat zu verzichten, den Auftrag in einer für ihn weniger 
lohnenden Form (3. B. vorprozeſſualer Vergleich ſtatt Prozeß; 
Rechtshygiene und ⸗prophylaxe!) zu verrichten! ). 


8) Vgl. hierzu Feuchtwanger, Die freien Berufe S. 80 ff. 

9) Vom deutſchen BGB. nicht geregelt (anders im röm. und 
engl. Recht), von der deutſchen Rechtswiſſenſchaft gänzlich vernach⸗ 
läſſigt ſind auch die Auswirkungen jenes dreiſeitigen Verhältniſſes auf 
die Anwaltshaftpflicht; vgl. hierzu Feuchtwanger a. a. O. 
S. 118 ff. 
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Von der Geldſeite her verſtärkt ſich die Gefahr, daß die 
anwaltliche Leiſtung händleriſch entartet. Die Vergütung, 
ihrem kulturwirtſchaftlichen Weſen nach Unterhaltsbeitrag zur 
Ermöglichung rechtspfleglicher Leiſtung, alſo Mittel zum 
Zweck, privatrechtlich und wirtſchaftlich aber Gegenleiſtung 
für verkaufte Arbeit, hat die Tendenz, auch in der Geſinnung 
des Leiſtenden (Zahlungsempfängers) wirtſchaftlich zum 
Zweck der Leiſtung zu werden. Es iſt dem freien Beruf 
weſentlich, daß ihm die Gefahr droht, rein um Erwerbes 
willen geübt zu werden. 

Als einen in ſolche Konflikte Hineingeſtellten gilt es jeden 
Kulturproduzenten, im beſonderen den Anwalt zu begreifen. 
Jene Tendenzen wirken um ſo ſtärker, als die Arbeits⸗ 
vergütung unzulänglich wird, ihre Unterhaltsfunktion zu er⸗ 
füllen. Dieſen Tendenzen entgegenzuwirken, iſt Aufgabe der 
Organe der Allgemeinheit (Gebührengeſetzgebung uſw.) und 
des Standes (Disziplin, Wirtſchaftspolitik). Daß dieſer Kampf 
erfolgreich beſtanden werde, daß der Anwalt als homo ethi- 
cus in dieſen vielfältigen Kolliſionen fih bewähre, ift Vor⸗ 
ausſetzung einer geſunden Rechtspflege. 

Hier liegt auch die logiſche Begründung für alle Kultur⸗ 
wirtſchaftspolitik des Staates: Die Gemeinwirtſchaft hat nicht 
nur Anſpruch auf ſolche Bewährung ihrer Organe, ſondern 
ſie hat auch die Pflicht, ihrerſeits Bedingungen für 
dieſe Bewährung zu ſchaffen, und zwar nicht nur 
durch wirtſchafts polizeiliche und ſtrafrechtliche Sicherungen der 
ſauberen Berufsführung. Jene Bewährung bedeutet für das 
Sozialorgan: Einſchränkung ſeiner privatwirtſchaftlichen Er⸗ 
werbsfreiheit und damit auch Verringerung ſeines Privat⸗ 
einkommens um der Gemeinwirtſchaft willen. Für dieſe ſeine 
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Leiſtung an die Gemeinwirtſchaft ſchuldet ihm dieſe die — 
dem gemeinwirtſchaftlichen Verhältnis entſprechende — Gegen⸗ 
leiſtung, alſo nicht eine Gegenleiſtung im privat⸗ und tauſch⸗ 
wirtſchaftlichen Sinne des Wortes, vielmehr Gegenleiſtung 
zum Zwecke der Daſeinsſicherung. Freilich, entſprechend 
ſeiner größeren beruflichen Bewegungsfreiheit — der freie 
Beruf ſteht zwiſchen Amt und Gewerbebetrieb — nicht die 
volle beamtliche Daſeinsſicherung (Gehalt, Penſion). Aber 
hier und nur hier liegt doch die wirtſchaftsgeſetzliche Begrün⸗ 
dung und damit die politiſche Rechtfertigung der anwaltlichen 
Sonderrechte, der beſtehenden und der zu fordernden (Ge⸗ 
bührenordnung, Steuerſchonung, Haftungsbeſchränkung, Pen⸗ 
ſionsverſicherung uſw.; vgl. des näheren hierzu Feucht⸗ 
wanger „Die freien Berufe“ S. 44 ff., 143 ff.). 

Der homo ethicus, nicht der homo oeconomicus ift 
Organ der Rechtspflege, Kulturorgan, Produzent von über⸗ 
individuellem Gemeinſchaftsgut. Dieſe Erfahrung iſt den An⸗ 
wälten, die die ſchwierigen Daſeinsprobleme des homo ethi- 
cus und die Verſuche, dieſe zu löſen, alltäglich erleben, 
lebendige Gewißheit. Wir glauben daher berechtigt zu 
ſein, von einer Wiſſenſchaft, die ſich die Erforſchung der ver⸗ 
wickelten Zufammenhänge von Geiſt und Wirtſchaft zum 
Ziele ſetzt, auch die Erforſchung der den homo ethicus be⸗ 
treffenden Wirtſchaftsprobleme zu fordern. 

Das gleiche gilt aber auch von den analogen Problemen 
aller anderen Kulturberufe, ſeien ſie freiberuflich, ſeien ſie in 
beamteter Tätigkeit geübt. 


Zielbewußte Kulturwirtſchaftspolitik fegt voraus Erfor⸗ 
ſchung der Geſetze der Kulturwirtſchaft. 


Kechtspfleger. 


Von Oberamtsanwalt Sarkamm, Geſchäftsführer des Bundes Deutſcher Juſtizamtmänner, Berlin. 


Die Vertreterverſammlung des Preußiſchen Richtervereins 
in Stettin hat ſich auch eingehend mit der Frage der ſog. 
Kleinen Juſtizreform befaßt und nach Entgegennahme zweier 
Referate folgende Entſchließung angenommen: 

„Die Vertreterverſammlung des Preußiſchen Richter⸗ 
vereins in Stettin ſtimmt grundſätzlich dem weiteren Aus⸗ 
bau der Kleinen Juſtizreform auf dem Gebiete der Rechts⸗ 
pflege und der Juſtizverwaltung zu, ſoweit hierdurch eine 
Vereinfachung und Verbilligung erzielt und die Güte der 
Rechtspflege ſowie das Vertrauensverhältnis des Richters 
zur Bevölkerung und zu den übrigen Juſtizbeamten nicht 
beeinträchtigt wird.“ 

Dieſe Entſchließung iſt inſofern zu begrüßen, als in ihr erſt⸗ 
malig die Standesvertretung der Richterſchaft des größten 
deutſchen Landes öffentlich ein Bekenntnis zur Kleinen Juſtiz⸗ 
reform, d. h. zur Frage der Wahrnehmung richterlicher Ge⸗ 
ſchäfte durch Beamte ohne volle juriſtiſche Ausbildung (Rechts⸗ 
pfleger) ablegt und auch die grundſätzliche Bereitwilligkeit zur 
Mitwirkung am weiteren Ausbau einer Einrichtung erklärt, 
die nach fiebenjährigem Beſtehen aus der deutſchen Rechts⸗ 
pflege nicht mehr fortzudenken iſt. Es iſt eine bekannte Tat⸗ 
ſache, daß weite Teile der Richterſchaft einer Entwicklung ab⸗ 
lehnend, zum mindeſten mißtrauiſch gegenüberſtanden, die den 
Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle aus dem unſelbſtändigen 
Hilfsarbeiter!) zum Mitarbeiter wandelte, der auf Grund 
geſetzlicher Ermächtigung) einfachere Arbeitsgebiete des Rich⸗ 
ters zu ſelbſtändiger und eigenverantwortlicher Erledigung 
übernahm, trotzdem dieſe Regelung nicht ohne Vorgang war. 
Hatte doch die Zivilprozeßnovelle von 1909 ſchon die bisher 
vom Richter erledigten Geſchäfte der Koſtenfeſtſetzung und der 
Erteilung des Vollſtreckungsbefehls dem Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle übertragen. Die Entſtehungsgeſchichte des Ent⸗ 
laſtungsgeſetzes, das eine durchgreifende und ſchleunige Maß⸗ 


1) Bgl. insbef. die Allg. Verf, des preuß. JuſtMin. v. 9. Nov. 
1910 (J Ml. 393). 

2) Art. VI des Gef. zur Entl. der Gerichte v. 11. März 1921 
(RG Bl. 229). 


nahme darſtellte, um angeſichts der lawinenartig anſchwellen⸗ 
den Geſchäftslaſt der Gerichte bei gleichzeitigem Richtermangel 
einen Zusammenbruch der Rechtspflege zu verhindern, läßt 
es verſtändlich erſcheinen, wenn es von der Richterſchaft weni⸗ 
ger als ein erſter Schritt zu einer dauernden rationelleren 
Arbeitsverteilung unter die Organe der Rechtspflege, als eine 
vorübergehende Notmaßnahme angeſehen wurde. Als nach 
den erſten vorſichtigen, gleichſam taſtenden Anordnungen?) 
der preußiſchen Justizverwaltung zur Ausführung des von ihr 
inſpirierten Reichsentlaſtungsgeſetzes i. J. 1923 die Neu⸗ 
regelung dieſer Ausführungsbeſtimmungen unter Berückſich⸗ 
tigung der praktiſchen Erfahrungen der erſten Jahre erfolgen 
ſollte, da löſte dieſe Verkennung der grundſätzlichen Seite der 
Reform bei der Richterſchaft ſtarke Widerſprüche gegen einen 
weiteren Ausbau, ja ſogar gegen die Aufrechterhaltung des 
Beſtehenden aus. Die nach langen und ſchwierigen Verhand⸗ 
lungen des Miniſteriums mik den Verbänden zuſtande⸗ 
gekommene Regelung“) bedeutete trotzdem einen unverkenn⸗ 
baren Fortſchritt. Sie ift zum Vorbild für die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zahlreicher deutſcher Länder geworden s). Geit- 
dem ſind weitere fünf Jahre verſtrichen, in denen ſich auch in 
der Richterſchaft mehr und mehr die Erkenntnis Bahn brach, 
daß nicht nur vom Standpunkte der Finanz⸗, ſondern auch 
von dem einer auf Hebung des Richterſtandes bedachten 
Standespolitik die Befreiung des Richters von Geſchäften nur 
zu begrüßen iſt, deren Bedeutung und Schwierigkeit nicht mit 
ſeiner langwierigen und koſtſpieligen Ausbildung in Einklang 
zu bringen ifte). Trotz der allſeitigen Anerkennung, welche 


3) So Bergmann in „Reformen in der preuß. Juſtiz⸗ 
verwaltung“, Schriftenreihe des Diwiv Bd. 4 S. 81 (Carl Heymann, 
Berlin 1928), künftig als Schriftenreihe bezeichnet. 

4) Allg. Verf. v. 28. Mai 1923 (JMBI. 401). 

5) Vgl. das Werk des Verf. „Die geſetzlichen Grundlagen 
der Rechtspflegertätigkeit“, Berlin 1927 (Verlag des Bundes 
Deutſcher Juſtizamtmänner). 

6) Literaturangaben in der Schrift des Verf. „Der Rechts⸗ 
pfleger in der Juſtizverwaltung“ (2. Aufl., Berlin 1927 bei 
R. b. Decker) S. 61 ff. 


347° 


2772 
die Tätigkeit der Rechtspfleger in der bibliſchen Bewährungs⸗ 
friſt von 7 Jahren gefunden hat, haftet der Kleinen Juſtiz⸗ 
reform immer noch der Charakter einer Notmaßnahme an. 
Nicht grundſätzlich iſt die Tätigkeitsgrenze zwiſchen Richter 
und Rechtspfleger verſchoben, ſondern nur von Fall zu Fall 
da, wo eine Entlaſtung des Richters erforderlich und an⸗ 
geſichts der Perſonalbeſetzung der Behörde zweckmäßig iſt. 
Mit Recht beklagt Schiffer die Aufrechterhaltung dieſes un⸗ 
wirtſchaftlichen Zuſtandes. Er erklärt die darin liegende 
Preisgabe eines richtig erkannten Gedankens aus der Ver⸗ 
knüpfung finanzieller Geſichtspunkte mit der Berückſichtigung 
der Sondervorſchriften über die Unabſetzbarkeit und Unverſetz⸗ 
barkeit der Richter“). Wenn auch die Juſtizverwaltungen, 
allen voran die preußiſche, bemüht ſind, ihren Perſonal⸗ 
bedarf den Erforderniſſen einer rationellen Wirtſchaft anzu⸗ 
paſſen s), d. h. keine Arbeit von einer teureren Arbeitskraft 
verrichten zu laſſen, wo eine billigere genügt, ſo ſcheitert 
dieſes Beſtreben doch vielfach an den beſonderen Verhältniſſen, 
insbeſ. der kleinen und kleinſten Gerichte. Wenn der einzige 
Richter einer Entlaſtung nicht bedarf, ſo würde die teilweiſe 
Übertragung ſeiner Geſchäfte auf den Rechtspfleger zu einer 
Verteuerung des Betriebes führen, da ja naturgemäß auch 
der Rechtspfleger wieder von Geſchäften nach unten entlaſtet 
werden müßte und ſo dem Abbau der Arbeit oben ein An⸗ 
bau von Perſonal unten gegenüberſtünde, mit dem Ergebnis, 
daß der Richter nicht voll beſchäftigt, der Perſonaletat aber 
weiter belaſtet wäre. Trotz dieſer zwangsläufig unzulänglichen 
Durchführung der Reform hat ſie ſchon zu erheblicher Ver⸗ 
minderung der Koſten der Juſtizverwaltung geführt. Rund 
850 Richter find in Preußen durch fie erſpart “), auf 1½ Mil⸗ 
lion Reichsmark beläuft ſich die finanzielle Auswirkung allein 
in einem Oberlandesgerichtsbezirk 10). Angeſichts ſo günſtiger 
Ergebniſſe muß im Staatsintereſſe geprüft werden, ob eine 
weitere Ausgeſtaltung der Reform möglich ift. Es 
käme da einerſeits eine zweckmäßigere Geſtaltung der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen der Länder zum Reichsentlaſtungs⸗ 
geſetz und andererſeits eine Erweiterung des Entlaſtungs⸗ 
geſetzes ſelbſt in Frage. (Von der weiteren Möglichkeit, durch 
grundſätzliche Veränderung der geſetzlichen Grenzen die 
Zuſtändigkeit des Richters auf gewiſſen Gebieten zu beſeitigen 
und die alleinige des Rechtspflegers zu begründen, ſoll hier 
nicht die Rede ſein; ſie wird der leider noch im weiten Felde 
liegenden großen Prozeßreform vorbehalten bleiben müſſen.) 
Während das Entlaſtungsgeſetz auf dem Gebiete des Straf⸗ 
verfahrens und des Verfahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten beſtimmte Geſchäfte bezeichnet (in der Hauptſache die 
Strafvollſtreckung, das Mahnverfahren und die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte), läßt 
es den Landesjuſtizverwaltungen hinſichtlich der Übertragung 
in der freiwilligen Gerichtsbarkeit faſt völlig freie Hand. Man 
wird alfo zuerſt zu prüfen haben, ob die Aus führungs⸗ 
beſtimmungen die Übertragungen in der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit erſchöpfen und ob ſie allgemein tech⸗ 
niſch zweckmäßig geſtaltet ſind. Daß die freiwillige 
Gerichtsbarkeit erfolgreich auch von Beamten ohne voll⸗ 
juriſtiſche Ausbildung gehandhabt werden kann, beweiſt die 
hundertjährige Einrichtung des Bezirksnotariats in Württem⸗ 
berg. Aber auch abgeſehen von der Übertragung weiterer Ge⸗ 
ſchäfte könnte der Wirkungsgrad der heutigen Beſtimmungen 
dadurch vergrößert werden, daß man den grundſätzlich noch 
beſtehenden Zwang zur Vorlage der Eingänge an den Richter 
beſeitigt und es bei der auch ſchon heute in den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen faſt aller deutſchen Länder beſtehenden Vor⸗ 
ſchrift bewenden ließe, daß der Rechtspfleger eine Sache dem 
Richter vorzulegen hat, wenn er bei ihrer Bearbeitung recht⸗ 
lichen Schwierigkeiten begegnet und damit in allen anderen 
Fällen die Bearbeitung dem Rechtspfleger ohne jede Mit⸗ 
wirkung des Richters überließe. Einen, wenn auch vorſichtigen 


1) Im Vorwort zu dem in Anm. 5 bezeichneten Werk. 

8) Der Perſonalbeſtand der höheren Beamten der preuß. 
Juſtizverwaltung ift gegenüber der Vorkriegszeit um 6,5%, ber- 
jenige der Beamten des ſchwierigen Bürodienſtes um 12% zurück⸗ 
gegangen, der der Kräfte des einfachen Büro⸗ und des Kanzlei⸗ 
dienſtes um 190 geftiegen. 

9) Hölſcher: Schriftenreihe S. 11/12. 

10) Krey: Schriftenreihe S. 100. 


Nees Aufſfätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Schritt nach dieſer Richtung tut die AV. des preuß. Juſt Min. 
v. 25. Febr. 1928 11), wenn fie in § 5 die Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten ermächtigt, nach näherer Anordnung des Juſt Min. 
zu beſtimmen, inwieweit über die Beſtimmungen der Entl⸗ 
Verf. hinaus eine Vorlegung der Eingänge zu unterbleiben 
hat. In Grundbuchſachen 12) würde z. B. die Aufhebung des 
Vorlagezwanges zweifellos dazu führen, daß einen erheblichen 
Teil der Sachen, deren Bearbeitung ſich heute der Richter, 
dem ſämtliche Eingänge vorzulegen ſind, vorbehält, der 
billigere Rechtspfleger erledigt. Hand in Hand damit ginge 
eine im Intereſſe des Publikums und der Anwaltſchaft lie⸗ 
gende Beſchleunigung des Grundbuchbetriebes. Hoffentlich 
ebnen die Erfahrungen, welche die preußiſche Juſtizverwaltung 
mit ihren neueſten Verſuchen machen wird, den Weg zu dieſem 
Ziele. Abgeſehen von derartigen de lege lata möglichen Ver⸗ 
beſſerungen kann aber der Tätigkeit der Rechtspfleger Neu⸗ 
land durch Erweiterung des Reichsentlaſtungs⸗ 
geſetzes gewonnen werden. Der Bund Deutſcher Juſtiz⸗ 
amtmänner hat derartige Vorſchläge 13) dem Reichsjuſtiz⸗ 
miniſterium unterbreitet. Aus den 19 Poſitionen des Kata⸗ 
logs ſeien erwähnt: das Güteverfahren ſowie der Erlaß von 
Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteilen im unmittelbaren Ans 
ſchluß an das Güteverfahren; der Erlaß der Erſuchen um 
Rechtshilfe zur Erledigung von Beweisbeſchlüſſen im Deut⸗ 
ſchen Reiche; die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtän⸗ 
digen außerhalb der öffentlichen Sitzung, ſoweit das Gericht 
nicht die Vernehmung ausdrücklich dem Richter vorbehalten 
hat; das Verteilungs⸗, das Offenbarungseids⸗ und das Auf⸗ 
gebotsverfahren. Die Wünſche des Bundes, welche weitere 
Übertragungen im Strafverfahren betreffen, ſind aus Abhand⸗ 
lungen in ſeiner Zeitſchrift 14) zu erſehen, wenn die Eingabe 
an das Reichsjuſtizminiſterium ſelbſt auch nicht veröffentlicht 
iſt. Hier ſind von beſonderer Bedeutung die Forderungen auf 
Übertragung der gerichtlichen Vernehmung von Beſchuldigten, 
Zeugen und Sachverſtändigen im Ermittlungsverfahren (§ 162 
Abſ. 3 StPO.), der Vornahme einzelner Unterſuchungshand⸗ 
lungen auf Erſuchen des Unterſuchungsrichters (§ 185 Abi. 2 
StPO.) und die kommiſſariſche Vernehmung in den Fällen 
der §8 223, 233 Abſ. 2 StPO., und zwar wahlweiſe an 
Stelle des Richters, der nur noch in Tätigkeit treten würde, 
wenn dies im Erſuchen ausdrücklich verlangt wird; endlich die 
Vorbereitung des Privatklageverfahrens bis zum Eröffnungs⸗ 
beſchluß und die Aufnahme von Reviſionsanträgen in Privat⸗ 
klageſachen. Alle dieſe Vorſchläge haben das lebhafte Inter⸗ 
eſſe der Richterſchaft gefunden, wie ihre Veröffentlichung und 
kritiſche Behandlung in der DRH.) zeigen. Es iſt nicht 
möglich, auf dem für dieſe Ausführungen zur Verfügung 
ſtehenden Raum die Begründung für dieſe Forderungen auch 
nur teilweiſe wiederzugeben oder zu den Auslaſſungen ihrer 
Kritiker in der DRZ. Stellung zu nehmen. Es kann nur der 
Genugtuung Ausdruck gegeben werden, daß die Kritik, auch 
da, wo fie negativ eingeſtellt ift, eine rein fachliche ift und 
künftigen Verhandlungen die Tür offen hält. Aus dem glei⸗ 
chen Grunde iſt die Formulierung der eingangs erwähnten 
Entſchließung des Preußiſchen Richtervereins zu begrüßen, zu 
der allerdings noch einiges zu ſagen iſt. Ihrer Annahme 
gingen Referate voraus, in denen die Übertragung richter⸗ 
licher Geſchäfte auf Rechtspfleger zwar als wünſchenswert 
bezeichnet, gleichzeitig aber vor ihrer zu weiten Ausdehnung 
gewarnt wurde. Man geht wohl nicht fehl, wenn man dieſe 
einſchränkende Stellungnahme, die ja auch in der Entſchließung 
erkennbar wird, mit den Vorſchlägen des Bundes Deutſcher 
Juſtizamtmänner in Zuſammenhang bringt. Denn wenn die 
Grundlagen der Rechtspflegertätigkeit auch im weſentlichen 
reichsgeſetzliche find, fo wird natürlich die Reichszjuſtizverwal⸗ 
tung bei ihren Entſchließungen die Wünſche der Länder weit⸗ 
gehend berückſichtigen und in dieſem Zuſammenhange kommt 
der Stellungnahme des größten Landesverbandes der deut⸗ 


11) MBI. 117. 

12) Die geſetzliche Grundlage für die Übertragung von Geſchäften 
des Grundbuchamts auf Rechtspfleger ift nicht das NEntl®., fon- 
dern landesrechtliche Beſtimmung, in Preußen das Gef. v. 14. Dez. 
1920 (GS. 1921, 75). 

18) DiAmtm. 1928, 193 ff. 

14) DIAmtm. 1926, 487; 1927, 49, 145. 

15) 1928, 266 ff., 359 ff. 


57. Jahrg. 1928 Heft 44] Kleinere 


ſchen Richterſchaft beſondere Bedeutung zu. Wenn in ihr ge- 
fordert wird, daß die Güte der Rechtspflege unter der Über⸗ 
tragung nicht leiden dürfe, ſo findet ſie inſoweit grundſätzlich 
die Zustimmung der Rechtspfleger, die ſtets nur ſolche Ge⸗ 
ſchäfte für ſich gefordert haben, denen ſie unter Berückſichti⸗ 
gung ihrer Berufsbildung und ihrer praktiſchen Erfahrungen 
unbedingt gewachſen ſind. Über die Grenzziehung werden 
zwar im Einzelfalle Meinungsverſchiedenheiten beſtehen fön- 
nen, ihr Ausgleich erfolgt am beſten im Verhandlungswege 
zwiſchen den Standes⸗ und Intereſſenvertretungen der be⸗ 
teiligten Beamtengruppen. Dabei darf man die vereinten Be⸗ 
mühungen der Rechtspfleger und ihres Nachwuchſes und der 
Juſtizverwaltungen nicht außer acht laſſen, die Kenntniſſe und 
Fähigkeiten dieſer Beamten zu vertiefen und zu erweitern. 
Amtliche Kurſe und die Vorleſungen der Verwaltungs⸗ 
akademien, dieſer von der Beamtenſchaft ſich ſelbſt geſchaf⸗ 
fenen Fortbildungsſtätten, dienen dieſem Zwecke. Die Gren⸗ 
zen, die man dem Können der Rechtspfleger zieht, werden 
alſo veränderliche ſein; dem Rechtspfleger von morgen wird 
man anvertrauen können, was man dem von heute noch 
glaubt verſagen zu müſſen 16). Wobei die Rechtspfleger die 
entſcheidende Grenze ſich ſelbſt gezogen haben, indem ſie laut 
und unzweideutig erklärten, nie Richter werden zu wollen. 
Das in der Entſchließung des Preußiſchen Richtervereins 
berührte Vertrauensverhältnis des Richters zur Bevölkerung 
ſpielte ſchon bei den Verhandlungen über die Neufaſſung der 
preuß. EntlBerf. i. J. 1923 eine beſondere Rolle. Die Be⸗ 
denken der Richterſchaft haben ſogar ihren Niederſchlag in der 
EntlVerf. gefunden. Die erläuternde RoBeri. v. 29. Mai 
1923 17) beſtimmt, daß ſtörende Eingriffe (d. h. alfo eine Durch⸗ 
führung der Übertragungsbeſtimmungen) da zu vermeiden 
ſeien, wo es herkömmlich ſei, daß die Bevölkerung den Rich⸗ 
ter angeht. Mit Recht haben die Rechtspfleger ſich gegen 
dieſe Beſtimmung gewehrt. Das Vertrauen der Bevölkerung 
zu einem Beamten beruht auf dem Glauben an ſeine Be⸗ 
fähigung zu richtiger und unparteiiſcher Wahrnehmung der 
Dienſtgeſchäfte. Es iſt nicht erſichtlich, warum die Bevölkerung 
einem Richter das Vertrauen verjagen foll, weil an ſeiner 
Statt ein anderer Beamter gewiſſe Teile ſeines bisherigen 
Arbeitsgebiets übernommen hat. Auf der anderen Seite ſind 
die Rechtspfleger unbeſorgt, daß das Vertrauen, das ihnen die 


16) Dieſe Erwägung wird auch Schiffer zu ſeinen in vieler 
Beziehung noch weitergehenden Vorſchlägen, die aber ſolche auf 
weite Sicht ſind, veranlaßt haben (Die Deutſche Juſtiz S. 310 ff. 
und „Entwurf eines Geſetzes zur Neuordnung des deutſchen 
Rechtsweſens“ (beide Berlin 1928 bei Otto Liebmann). 


17) JM Bl. 410. 
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Bevölkerung in ihrer Tätigkeit als gerichtliche Urkundsbeamte 
in reichem Maße bewieſen hat, ihnen auch bezüglich neuer 
Aufgaben entgegengebracht werden wird, die der Geſetzgeber 
ihnen überträgt ). Wenn die Entſchließung als weitere Vor⸗ 
ausſetzung für eine veränderte Aufteilung der Arbeitsgebiete 
zwiſchen den Organen der Rechtspflege fordert, daß ſie eine 
Vereinfachung und Verbilligung zur Folge habe, ſo beſteht 
auch hier grundſatzliche Übereinſtimmung. Nur wird man die 
Übertragung gewiſſer ſog. Spitzengeſchäfte, die in der obigen 
auszugsweiſen Aufzählung nicht aufgeführt ſind, nicht mit 
der Begründung ablehnen dürfen, daß eine Vereinfachung 
und vor allem Verbilligung nicht eintrete. Viele Wenig 
machen ein Viel, und bei ſo manchem Gericht wird gerade 
eine weitere geringe Entlaſtung der Richter den Wegfall einer 
Richterkraft ermöglichen, die bei Durchführung der Reform 
im heutigen Umfange nicht eingeſpart werden konnte, weil ein 
ganzes Richterpenſum nicht in Fortfall kam. Auch die Durch⸗ 
führung des von anderer Seite gemachten Vorſchlagsꝛe), durch 
Anderung des 822 GVG. die Anſtellung eines Amtsrichters 
bei zwei Amtsgerichten zuzulaſſen und zwei Amtsgerichte nur 
mit einem Richter zu bejegen, würde praktiſch vielfach daran 
ſcheitern, daß das nach Abzug der Rechtspflegerrate ver⸗ 
bleibende Richterpenſum der beiden Gerichte für eine Arbeits⸗ 
kraft zu groß bleibt. Es iſt nicht Aufgabe dieſes kleinen Auf⸗ 
ſatzes, die Frage der Übertragung im einzelnen zu behandeln, 
aber dieſes Beiſpiel war notwendig, um zu zeigen, daß jede 
der geforderten Übertragungen eine große praktiſche Aus⸗ 
wirkung haben kann, und daß man nicht von vornherein ſich 
gegen die Übertragung eines Geſchäfts mit der Begründung 
ihrer Bedeutungsloſigkeit wenden darf. 

Hoffen wir, daß die geſetzgebenden Faktoren und die 
Landesjuſtizverwaltungen alle die vorſtehend angedeuteten 
Möglichkeiten erſchöpfen werden, ohne Beeinträchtigung der 
Güte der Rechtspflege, durch weitere Durchführung einer 
rationellen Arbeitsteikung bei den Juſtizbehörden einmal den 
Geſchäftsbetrieb zu vereinfachen und zu beſchleunigen, worauf 
der rechtſuchende Teil der Bevölkerung Auſpruch hat, als auch 
zu verbilligen und damit den Intereſſen der Geſamtheit zu 
dienen. Wenn damit gleichzeitig eine Hebung ſowohl des 
Richterſtandes als der ihm nachgeordneten Gruppen ermög⸗ 
licht wird, ſo wäre das zwar keineswegs Vorausſetzung für 
die Reform, wohl aber eine aus ſtaatspolitiſchen und berufs⸗ 
ethiſchen Gründen warm zu begrüßende Auswirkung. 


18) Es ſei hier auf den Vortrag von Bierbach „Urkunds⸗ 
beamter und Rechtspfleger im Dienſte am Volke“ auf dem 9. Bun⸗ 
destage des BD A., abgedr. DJ Amtm. 1928, 401 ff., hingewieſen. 

19) Antrag der Fraktion der DVP. im preuß. Landtage, der 
eine Einwirkung auf die Reichsregierung in dieſem Sinne verlangt. 


Zulaſfung der Rechtsanwälte auch bei den Arbeits- 
gerichten. 


(Nach geltendem Recht.) 
IE 


Auch vor den Abb. find Rechtsanwälte nicht vollſtändig 
ausgeſchloſſen. Die Regel bildet allerdings der Ausſchluß; denn 
§ 11 Abf. 1 Halbſatz 1 ArbGG. beſtimmt bekanntlich, daß vor 
den ArhG. als Prozeß bevollmächtigte oder Beiſtände Rechtsanwälte 
und Perſonen, die das Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig 
betreiben, ausgeſchloſſen ſind. Das Geſetz ſelbſt macht hiervon 
eine Ausnahme, für den Fall, daß der Rechtsanwalt Mitglied oder 
Angeſtellter einer wirtſchaftlichen Vereinigung von Arbeitgebern oder 
von Arbeitnehmern oder von Verbänden ſolcher Vereinigungen ift, 
kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt ift, für die Ver⸗ 
einigung oder für Mitglieder der Vereinigung auftritt und nicht neben 
dieſer Vertretung die Tätigkeit als Rechtsanwalt ausübt. Von dieſer 
zu vielen Zweifeln Anlaß gebenden geſetzlichen Ausnahmebeſtimmung 
ſoll hier nicht geſprochen werden, es ſoll dielmehr auf einen nicht aus⸗ 
drücklich im Geſetz hervorgehobenen Fall der Zulaſſung der Rechts⸗ 
anwälte vor den ArbG. hingewieſen werden. 

Der Fall, um den es ſich hier handelt, iſt, ſoweit ich habe feſt⸗ 
ſtellen können, bisher weder in veröffentlichten Entſch., noch im 


ſonſtigen Schrifttum behandelt worden. Er iſt aber wegen der häufigen 
Möglichkeit ſeines Eintretens von beſonderem Intereſſe für die 
Gerichte und die Rechtsanwälte. Ein Beiſpiel möge den Fall darlegen: 

Vor dem LArbG. find die Parteien durch Rechtsanwälte vera 
treten. Das L ArbG. beſchließt Beweis. Die Zeugen wohnen außerhalb 
des Gerichtsbezirkes. Es gilt für die Beweisaufnahme dann 8 58 
Arbchc., der nach 8 64 Abſ. 3 ArbGG. auch für das Berufungs⸗ 
verfahren Anwendung findet. Das heißt, die Beweisaufnahme kann, 
weil ſie außerhalb des Bezirkes des LAG. ſtattfinden muß, dem 
Vorſitzenden desjenigen Axb®. oder, falls dies aus Gründen der ört⸗ 
lichen Lage zweckmäßiger iſt, demienigen AG. übertragen werden, in 
deſſen Bezirk die Beweisaufnahme erfolgen ſoll. Das LArbG. wendet 
dieje Vorſchrift an und erſucht den Vorſitzenden eines auswärtigen 
AbH. um die Durchführung der Beweisaufnahme. Das erſuchte 
Hrb. ladet nun die Zeugen und benachrichtigt lediglich die Parteien, 
aber nicht die prozeßbevollmächtigten Rechtsanwälte. Die Beweisauf⸗ 
nahme findet ſtatt, ohne daß die Parteien durch Rechtsanwälte ver⸗ 
treten ſind. Die Akten gelangen nach erfolgter Beweisaufnahme an 
das LAG. als Prozeßgericht zurück. In dem neu anberaumten 
Termin rügt der Rechtsanwalt der einen Partei das Verfahren vor 
dem ArbG. und meint, daß er als Prozeßbevollmächtigter von dem 
Beweistermin vor dem Arb®. hätte Nachricht erhalten und ihm auch 
das Auftreten vor dem Arbch. hattet geſtattet werden müjfen. Er 
beantragt Wiederholung der Beweisaufnahme unter Vermeidung dieſer 
gerügten Mängel. 
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Dem Antrage wird ſtattgegeben werden müſſen; denn die 
Frage, ob Rechtsanwälte in dem beſchriebenen Falle 
vor den ArbG. zugelaſſen ſind, wird unbedenklich be⸗ 
jaht werden muſſen. Der geſetzgeberiſche Sinn der Vorſchrift des 
8 11 Abſ. 1 ArbGG. geht dahin, daß in der erſten Inſtanz das arbeits⸗ 
gerichtliche Verfahren billig und nur unter Beteiligung von Perſonen 
betrieben werden ſoll, die mit beſonderer Sachkunde ausgeſtattet find. 
Dieſer geſetzgeberiſche Gedanke verſagt natürlich für den hier vor⸗ 
liegenden Fall, in welchem das Verfahren bereits in zweiter Inſtanz 
ſchwebt und die Beweisaufnahme vor dem erſuchten ArbG. fidh ledig- 
lich als ein Ereignis des zweitinſtanzlichen Verfahrens darſtellt. Für 
die Zulaſſung der Rechtsanwälte in dieſem Stadium auch vor dem 
erſuchten Ari. ſprechen die gewichtigſten Gründe. Der Rechtsanwalt, 
der als Prozeßvertreter die mündliche Verhandlung vor dem LArbE. 
miterlebt hat, ift genaueſtens informiert, welche Punkte beweiserheblich 
find, worauf alſo die Beweisfragen abzielen und was bei deren Be⸗ 
antwortung beſonders zu beachten fein wird. Er ift alſo' beſonders 
befähigt, der Vernehmung der Zeugen vor dem erſuchten Gericht bei⸗ 
zuwohnen und ſachdienliche Fragen zur Aufklärung des Sachverhalts 
zu ſtellen. Der Rechtsanwalt ſoll nach erfolgter Beweisaufnahme das 
Beweisergebnis in der nächſten mündlichen Verhandlung vor dem 
Prozeßgericht vortragen und die Beweiswürdigung vornehmen. Wie 
ſoll er dieſer Aufgabe gewachſen ſein, wenn ihm nicht ſelbſt die 
Gelegenheit geboten wird, der Zeugenvernehmung beizuwohnen und 
ſich doch den manchmal ausſchlaggebenden Eindruck von der Zuver⸗ 
läſſigkeit des Zeugen zu verſchaffen? Er kann dieſer Aufgabe nur 
gerecht werden, wenn die Zulaſſung vor dem erſuchten ArbG. erfolgt. 
Der Wortlaut des § 11 ſteht dieſer Zulaſſung auch nicht entgegen; 
denn ausgeſchloſſen ſind vor den ArbG. „Rechtsanwälte als Prozeß⸗ 
bevollmächtigte oder Beiſtände“. Das Geſetz kann, ohne dem Wort- 
laute Zwang anzutun, dahin ausgelegt werden, daß nur der Rechts⸗ 
anwalt als Prozeßbevollmächtigter vor dem Arbch., alfo als foler 
des erſtinſtanzlichen Verfahrens, ausgeſchloſſen wird. Iſt der Rechts⸗ 
anwalt Prozeßbevollmächtigter vor dem LArbch., aljo in der zweiten 
Inſtanz, fo ift er als folder auch nicht vor den ArbG. ausgeſchloſſen. 
Dieſe an ſich mögliche und den Ausſchluß der Rechtsanwälte ein⸗ 
ſchränkende Auslegung des 8 11 wird jedenfalls allein den berech⸗ 
tigten Belangen aller Parteien und ihren Intereſſen an ſorgfältiger 
und ſachgemäßer Vertretung vor den Arbeitsgerichtsbehörden gerecht. 
Daraus folgt, daß in dem geſchilderten Beiſpiel das erſuchte MbG. 
die prozeß bevollmächtigten Rechtsanwälte zu dem Termine hätte laden 
müſſen. Die Zuſtellung hätte nach 8 496 ARD. von Amts wegen 
erfolgen müſſen, und zwar nach § 176 ZPO. an die prozeßbevoll⸗ 
mächtigten Rechtsanwälte. Da dies in dem genannten Beiſpiel nicht 
geſchehen iſt, iſt 8357 ZPO. verletzt worden. Wenn dort beſtimmt 
wird, daß den Parteien geſtattet iſt, der Beweisaufnahme beizu⸗ 
wohnen, ſo haben ſie auch das Recht auf geſetzlich richtige Benach⸗ 
richtigung von dem Termin. Wird dieſe unterlaſſen und der Verſtoß 
gerügt, jo iſt eine Heilung nach 8 295 3PO. nicht eingetreten, die 
Beweisaufnahme unwirkſam und die Wiederholung geboten. Bei der 
wiederholten Beweisaufnahme vor dem Arb&. muß der Rechtsanwalt 
als Parteivertreter zugelaſſen werden, natürlich auch an ſeiner Stelle 
jeder andere unterbevollmächtigte Rechtsanwalt. 

LG Dir Dr. W. Walder, Berlin. 
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Den obigen Ausführungen des LG Dir. Dr. W. Walder wird 
man in allen Punkten beipflichten müſſen. 

Die angegebenen Gründe für die Zulaſſung der Rechtsanwälte 
vor den erſuchten Arbch. find richtig. Wortlaut und Sinn des Geſetzes 
ſtehen nicht entgegen, geradezu zwingende Gründe ſprechen für die Ju⸗ 
laſſung der Rechtsanwälte. Es darf nicht überſehen werden, daß die 
einſchneidende Beſtimmung des 8 11 eine abſolut ſinguläre Beſtim⸗ 
mung iſt und daher der einſchränkenden Auslegung unter allen Um⸗ 
ſtänden bedarf. Ich möchte meinerſeits noch auf 858 ArbGG. hin- 
weiſen. Dem LArbch. ſteht es ja anheim, entweder einem ArbG. oder, 
falls dies aus Gründen der örtlichen Lage zweckmäßiger iſt, einem 
AG. die Beweisaufnahme zu übertragen. Nun frage ich mich: ſoll denn 
der Rechtsanwalt vor dem Arb®. nicht auftreten dürfen, aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich vor dem AG. doch zugelaſſen fein? Dann würde ja ledig⸗ 
lich die Zweckmäßigkeit der örtlichen Lage über die Zulaſſung oder 
Nichtzulaſſung entſcheiden. Das Ergebnis ift jo widerſinnig, daß der 
Geſetzgeber es nicht gewollt haben kann. 

Der beſprochene Fall ift übrigens nicht der einzige, in welchen 
Rechtsanwälte vor den ArbG. zugelaſſen werden können. Aus meiner 
eigenen Praxis heraus muß ich noch auf einen weiteren Fall hin⸗ 
weiſen, anknüpfend an 895 Abſ. 2 ArbGG. 1). 

St die ſtaatliche Arbeitsgerichtsbarkeit durch einen Schieds⸗ 
vertrag nach 8 91 ArbGG. ausgeſchloſſen, fo gilt § 11 Abf. 1 ArbGG. 
1) Vgl. auch Walder⸗Wörmbcke, „Schiedsweſen in Arbeits⸗ 
ſachen“, ausführlicher Leitfaden für Schiedsrichter, Güteſtellen, Schieds⸗ 
gutachter und Parteien mit eingehenden Erläuterungen der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des ArbGG. und mit zahlreichen Muſter⸗ 
beiſpielen (Verlag Julius Springer, Berlin 1928). 
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entſprechend, ſoweit der Schiedsvertrag nichts anderes beſtimmt. Das 
bedeutet, daß im Schiedsvertrage die Zulaſſung von Rechtsanwälten 
im ſchiedsgerichtlichen Verfahren ausdrücklich vereinbart werden kann. 
Sobald dieſe Vereinbarung getroffen worden iſt, ſind Rechtsanwälte 
in der Verhandlung vor dem Schiedsgericht zugelaſſen. Es kann nun 
vorkommen, daß auch das Schiedsgericht eine Beweiserhebung für 
erforderlich hält, die es ſelbſt nicht vornehmen kann. Zum Beiſpiel 
ſollen Zeugen vernommen werden, die ihm nicht zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt worden ſind, oder bereits vernommene Zeugen ſollen beeidigt 
werden. Hier kann nur durch Erſuchen eines ArbG. oder, falls dies 
aus Gründen der örtlichen Lage zweckmäßiger ift, eines NG. bie 
Beweisaufnahme erfolgen. Auch in dieſen Fällen muß un⸗ 
bedenklich die Zulafjung des Rechtsanwalts vor dem 
erſuchten ArbG. bejaht werden. Die Gründe find die gleichen 
wie in dem oben angegebenen Falle. Wollte man hier die Rechts⸗ 
anwälte ausſchließen, ſo käme man teilweiſe zu noch kraſſeren Wider⸗ 
ſinnigkeiten. Vor dem Schiedsgericht wird z. B. ein Zeuge unbeeidigt 
vernommen. Das Schiedsgericht hält zur Herbeiführung einer wahr⸗ 
heitsgemäßen Ausſage die Beeidigung für erforderlich. Der Rechts⸗ 
anwalt hat vor dem Schiedsgericht der Vernehmung der Zeugen bei⸗ 
gewohnt. Er weiß, was und wie der Zeuge ausgeſagt hat. Es wäre 
doch geradezu widerſinnig, wenn jetzt der Rechtsanwalt der Beeidi⸗ 
gung des Zeugen vor dem erſuchten ArbGG. nicht beiwohnen dürfte. 
Die Beeidigung erfolgt auch nicht einfach aus leerer Luft, fondern es 
geht ihr ſelbſtverſtändlich wiederum ein Verhör des Zeugen voraus, 
und nun iſt es doch von der größten Wichtigkeit, daß die gleichen 
Perſonen, die dem erſten Verhör beigewohnt haben, auch bei dem 
zweiten zum Eide führenden Verhör mitwirken dürfen. 


RA. u. Notar Max Wörmbcke, Berlin. 


Verfähvungseinrede der Staatskaſſe gegen den Ge- 
bührenerſtattungsanſpruch des Armenanwalts. 


Wiederholt haben in letzter Zeit die Geſchäftsſtellen der Ge⸗ 
richte die Feſtſetzung der Gebühren des Armenanwalts gegen die 
Staatskaſſe abgelehnt, weil der Erſtattungsanſpruch verjährt fei. 

Das iſt rechtlich unbegründet. 

1. An eine Befreiung der Staatskaſſe von der Verpflichtung 
zur Gebührenerſtattung infolge Zeitablaufes könnte man möglicher⸗ 
weiſe dann denken, wenn der Anſpruch des Anwalts gegen die 
arme Partei ſelbſt verjährt wäre. Man könnte es allenfalls ver⸗ 
ſtehen, wenn der Fiskus den Standpunkt zu vertreten verſuchte, 
daß er dem Anwalt nicht mehr zu erſtatten brauche, als dieſer von 
ſeinem Auftraggeber verlangen könne. 

Dieſer Geſichtspunkt kommt jedoch deshalb nicht in Frage, 
weil der Anſpruch des Anwalts gegen die arme Partei nicht ver⸗ 
jährt, ſolange ihr die Gebühren nach den geſetzlichen Armenrechts⸗ 
beſtimmungen geſtundet ſind. 

2. Es fragt ſich alſo, ob unabhängig von der Verjährung der 
gegen die Partei ſelbſt beſtehenden Gebührenforderung die Staats⸗ 
kaſſe die Koſtenerſtattung nach Ablauf einer beſtimmten Zeit ver⸗ 
weigern kann. 

Das ift nicht der Fall, weil es an jeder geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung für ein ſolches Weigerungsrecht fehlt. 

Eine analoge Anwendung der Verjährungsvorſchriften des 
bürgerlichen Rechtes iſt aber nicht möglich; denn dieſe beziehen ſich 
auf privatrechtliche Anſprüche; der Erſatzanſpruch des An⸗ 
walts gegen die Staatskaſſe iſt aber öffentlich⸗rechtlicher 
Natur. 

Aber auch wenn man nicht ſchon aus dieſem Grunde eine 
analoge Anwendung als ausgeſchloſſen anſehen wollte, würde es 
doch an allen Vorausſetzungen der Analogie fehlen. 

Was zunächſt den Zweck der Verjährungsvorſchriften im 
Privatrecht betrifft Motive zum BGB. I S. 291), fo geht das Biel 
nicht dahin, dem Berechtigten ſein gutes Recht zu entziehen; viel⸗ 
mehr ſoll es den auf Grund weit zurückliegender Tatſachen in An⸗ 
ſpruch Genommenen erſpart bleiben, ſeinerſeits die rechtliche Un⸗ 
erheblichkeit oder Entkräftung dieſer Tatſachen durch den Nachweis 
von Umſtänden dartun zu müſſen, welche die lange Zeit bereits 
verdunkelt hat. Der im Zivilprozeß auszutragende Kampf zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner mit ſeiner Behauptungs⸗ und Beweislaſt 
bildet die Grundlage der Verjährungsvorſchriften im Privatrecht. 
Daran fehlt es bei der Feſtſetzung der Armengebühren gegen die 
Staatskaſſe. Hier würde die Verjährungseinrede die durch nichts 
gerechtfertigte Vernichtung eines gar nicht zu beſtreitenden und un⸗ 
beſtrittenen guten Rechtes zur Folge haben. 

Nun haben allerdings die Verjährungsvorſchriften des BGB. 
auch noch den Nebenzweck (Mot. S. 299 ff.), eine möglichſt ſchnelle 
Abwicklung von Schuldverhältniſſen zu erzwingen. Dieſer Geſichts⸗ 
punkt, aber nur er allein, würde zwar auch auf die Gebühren⸗ 
erſtattung durch die Staatskaſſe paſſen. Ihm würde aber nicht die 
Geſtalt einer durch Einrede geltend zu machenden Verjährung 
entfprechen, ſondern diejenige der von Amts wegen zu berück⸗ 
ſichtigenden geſetzlichen Befriſtung. 


57. Jahrg. 1928 Heft 44] 
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Im Privatrecht hat der Geſetzgeber die Einrede ſtatt der An⸗ 
ſpruchsbefriſtung gegeben, um es im Einzelfalle der Entſchließung 
des Verpflichteten zu überlaſſen, ob er nach Lage der Umſtände ſich 
auf den Zeitablauf berufen will oder nicht. 

Eine ſolche individuelle Prüfung des Einzelfalles ift Hinficht- 
lich des Erſtattungsanſpruches gegen die Staatskaſſe nicht angängig. 
Wollte der Fiskus es dem einzelnen Beamten überlaſſen, ob er die 
Verjährungseinrede in allen Fällen geltend machen will, ſo würde 
as zu einer unmöglichen örtlichen Rechtsungleichheit führen. 
Würde er aber feinem Beamten die Entſcheidung überlaſſen, ob er je 
nach Lage der Dinge im Einzelfalle Verjährung einwenden will, 
o würde das eine noch viel unmöglichere perſönliche Rechts⸗ 
ungleichheit zur Folge haben. E 

Alſo könnte der Fiskus nur ganz allgemein in allen Fällen 
gleichmäßig die Verjährungseinrede erheben. 

Dann hätte aber die Form der Einrede keinen Sinn; dann 
wäre die Anſpruchsbefriſtung das Gegebene. 

Auf den Erſtattungsanſpruch gegen die Staatskaſſe würde man 
alſo allenfalls eine Anſpruchsbefriſtung analog anwenden können, 
wenn eine ſolche im Privatrecht allgemein vorgeſehen wäre, da⸗ 
gegen nicht die nach Zweck und Geſtalt gar nicht paſſende privat⸗ 
rechtliche Verjährung. A 

3. Aber ſelbſt wenn man eine Analogie an fih für möglich 
halten wollte, ſo würde man doch ſagen müſſen: Hätte der Geſetz⸗ 
geber die Geltendmachung des Erſtattungsanſpruchs zeitlich ein⸗ 
ſchränken wollen, ſo hätte er das ausdrücklich beſtimmt, hätte auch 
1 über die Geltendmachung der Einrede getroffen (ſiehe 
unter 4). 

Wenn in einem modernen Spezialgeſetz über die zeitliche 
Geltendmachung eines ganz neu geſchaffenen Anſpruchs nichts ge⸗ 
ſagt wird, ſo bedeutet dieſes Schweigen des Geſetzes die an dem 
Willen des Geſetzgebers keinen Zweifel laſſende Beſtimmung: Eine 
weit hergeholte Analogie fol nicht zuläſſig fein. 

4. Wollte man eine Verjährungseinrede zulaſſen, ſo ent⸗ 
ſtände natürlich die Frage, von wem ſie im Feſtſetzungsverfahren 
erhoben werden müßte, um berückſichtigt werden zu können. 

Hier würde es genügen feſtzuſtellen: i 

a) daß die Verjährung entſprechend der Natur der Einrede 
auf keinen Fall von Amts wegen, ſondern nur auf Grund einer 
Geltendmachung durch die Partei, alſo die Staatskaſſe, zu berück⸗ 
ſichtigen wäre, P 

b) daß als Vertreterin der Staatskaſſe bei Erhebung der Ein⸗ 
rede nicht die Geſchäftsſtelle des Gerichts in Frage kommt, die 
über den Feſtſetzungsantrag des Anwalts zu entſcheiden hat; denn 
bei dieſer Entſcheidung handelt es ſich um eine rechtſprechende Tätig⸗ 
keit der Geſchäftsſtelle; dieſe kann nicht gleichzeitig Richter und 
Vertreter der einen Partei ſein. 

Diejenige Geſchäftsſtelle, die eine Feſtſetzung wegen Ver⸗ 
jährung ablehnt, zeigt einen außerordentlich bedauerlichen Mangel 
an Gefühl für das Weſen ihrer rechtſprechenden Tätigkeit. Sie 
nimmt die Intereſſen der einen Partei wahr und richtet zugleich. 
Außerdem verſtößt ſie, weil die Verneinung von klaren unbe⸗ 
ſtrittenen Forderungen immer eine Unbilligkeit darſtellt, dieſes 
unbillige Ergebnis anſtrebend gegen den höchſten Grundſatz richter⸗ 
lichen Strebens. , i A 

Ebenſowenig wie die Geſchäftsſtelle des Gerichtes iſt natürlich 
das Prozeßgerichk ſelbſt oder das Beſchwerdegericht im Erinnerungs⸗ 
oder Beſchwerdeverfahren in der Lage, die Verjährungseinrede von 
Amts wegen zu berückſichtigen oder für den Fiskus zu erheben. 

5. Auch vom Parteiſtandpunkt des Fiskus aus kann man un⸗ 
möglich annehmen, daß er es mit ſeiner Würde für vereinbar halten 
würde, ſich durch Erhebung der Verjährungseinrede der Ver⸗ 
pflichtung zur Erfüllung eines zweifelfrei feſtſtehenden Anſpruches 
zu entziehen. 5 f 

inem Privatmann, der das tun würde, würde man dies 
ſehr verargen. 2 A 

Zwar heißt es: fiscus non erubescit; doch hat der Staat die 
Richtigkeit dieſes Satzes niemals anerkannt. : 

RA. Dr. Schaper, Berlin⸗Lichterfelde. 


ge dem Rechtsanwalt im Schiedsverfahren die weitere 

erhandlungsgebühr auch daun zu, wenn das Gericht 

Hattgehabter Peweis aufnahme ohne weiteren 
Schriftſatzwechſel entſcheidet? 


Die Frage ift m. E. zu bejahen. Nach 8 18 Abſ. 3 der Entl Bek. 
v. 9. Sept. 1915 (RGBl. 562), der das Schiedsverfahren einführt, be⸗ 
ſtimmen ſich die Anwaltsgebühren im Schiedsverfahren nach den für 
das ordentliche Verfahren geltenden Vorſchriften. Der Grundgedanke 
dieſer Regelung iſt offenbar der: die Gebühren der Rechtsanwälte 
ſollen nicht geringer werden dadurch, daß der Richter im Schieds⸗ 
verfahren nicht an die Formvorſchrifſten der ZPO. gebunden iſt, 
ſondern — z. B. ohne mündliche Verhandlung und ohne Anhörung der 
Parteien — nach ſtattgehabter Beweisaufnahme eine Entſcheidung ab⸗ 
geben kaun. Streng genommen würde bei nicht ſtattgehabter münd⸗ 


nach 


licher Verhandlung keine Verhandlungsgebühr zugebilligt werden 
können, denn 8 13 Ziff. 2 RAcHebO. billigt dieje Gebühr eben nur 
für die mündliche Verhandlung zu. Trotzdem wird aber niemand 
zweifeln, daß die Verhandlungsgebühr in jedem Schiedsverfahren zu⸗ 
zuſprechen ift, ſobald der Rechtsanwalt den Rechtsſtreit vor den 
Richter gebracht und der Gegner den Anſpruch des Kl. beſtritten hat. 
Man darf ſo wenig, wie in dieſem Falle, eine ſtrenge Auslegung hin⸗ 
ſichtlich der weiteren Verhandlungsgebühr in dem Sinne eintreten 
laſſen, daß man dieſe nur dann zubilligt, wenn nach ſtattgehabten 
Beweisaufnahme der Rechtsanwalt nochmals einen Schriftſatz an⸗ 
fertigt. Wenn der Richter, wozu er zweifellos im Schiedsverfahren be⸗ 
fugt iſt, dem Rechtsanwalt gar nicht die Möglichkeit gibt, ſich noch⸗ 
mals ſchriftlich zu äußern, ſondern ſofort — etwa nach eingegangenem 
Gutachten oder ſchriftlicher Zeugenausſage — ein Urteil abgibt, fo wäre 
es höchſt unbillig, deshalb dem Rechtsanwalt die weitere Verhand⸗ 
lungsgebühr zu entziehen. Sicher würde der Rechtsanwalt in vielen 
derartigen Fällen noch einen kurzen Schriftſatz anfertigen, wenn er 
die Möglichkeit hätte, und dadurch Anſpruch auf die weitere Ver⸗ 
handlungsgebühr erhalten, die er im ordentlichen Verfahren auf jeden 
Fall erhalten haben würde. Es liegt ſchwerlich im Sinne des Geſetz⸗ 
gebers, daß der Rechtsanwalt in ſolchem Falle durch die im Intereſſe 
der Entlaſtung der Gerichte geſchaffene Freiheit des Richters von der 
ſonſt vorgeſchriebenen weiteren mündlichen Verhandlung in ſeinen 
Gebührenanſprüchen beeinträchtigt werden ſollte. Vielmehr iſt an⸗ 
zunehmen, daß die Vorſchrift des § 18 Abſ. 3 Entl VO. beabſichtigte, 
dem Rechtsanwalt den Anſpruch auf alle diejenigen Gebühren auch im 
Schiedsverfahren zu geben, die ihm zugeſtanden haben würden, wenn 
er den Rechtsstreit im ordentlichen Verfahren durchgeführt hatte, alſo 
auch den Anſpruch auf die weitere Verhandlungsgebühr, ſelbſt wenn 
das Urteil unmittelbar nach der Beweisaufnahme ergeht. 

Für dieſe Auslegung ſpricht die ausdrückliche Vorſchrift des 
88 Satz 2 EntlBO. Dieſe beſtimmt für den, dem Schiedsverfahren 
ganz analogen Fall, daß mit Einverſtändnis der Parteien das Gericht 
eine Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung trifft, und zwar nach 
Beweisaufnahmeverfahren: dem Rechtsanwalt ſteht in jedem Falle die 
erhöhte Verhandlungsgebühr (8 17 RAGED.) zu. Wenn alſo die 
Parteien vor der Beweisaufnahme gem. 87 J. C. erklärt haben, ſie 
ſeien mit Eutſcheidung ohne mündliche Verhandlung nach beendigter 
Beweisaufnahme einverſtanden, und die Entſcheidung dann nach dem 
Beweisaufnahmeverfahren ohne weiteres erlaſſen wird, ſo ſteht dem 
Rechtsanwalt die weitere Verhandlungsgebühr zu. Wenn aber die 
Parteien gem. 8 18 EntlVO. den viel weitergehenden Antrag ſtellen, 
das Gericht ſolle durch Schiedsurteil entſcheiden, dann ſollte — bei 
Zugrundelegung der ſtrengeren Auslegung — die weitere Verhand⸗ 
lungsgebühr dem Rechtsanwalt nicht zuſtehen, wenn das Gericht ſofort 
nach der Beweisaufnahme entſcheidet! Das wäre ein nicht verſtänd⸗ 
licher Formalismus, der dem Sinne des Geſetzes in keiner Weiſe 
gerecht würde. 

Auch im Schiedsverfahren muß alſo in jedem Falle die weitere 
Verhandlungsgebühr zugebilligt werden, wenn nach Beweisaufnahme 
eine Entſcheidung ergeht, ſelbſt wenn weitere Schriftſäßze vom Nets- 
anwalt nicht angefertigt ſind. . 

AGR. Sommer, Bad Harzburg. 


Zum preuß. Geſetz zur Linderung der Notlage der 
rheiniſchen Notare vom 2. Januar 1924. 


Als Vertreter rheiniſcher Notare habe ich die Wahrnehmung 
gemacht, daß die rheiniſchen AG., ſoweit fie ſich mit der Vermitt⸗ 
lung von Auseinanderſetzungen in Nachlaß⸗ und Teilungsſachen be⸗ 
faſſen, verſchieden verfahren. Sie erlaſſen 3. B. noch Überweiſungs⸗ 
beſchlüſſe, wie ſie in Art. 21 f. des preuß. Geſetzes über freiw. Ge- 
richtsbarkeit i. Verb. m. 88 86 und 99 des NOel. über die Ange⸗ 
legenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit vorgeſehen ſind, oder geben den 
Antrag eines Beteiligten ohne Anhörung der Mitbeteiligten an den 
Notar zur weiteren Veranlaſſung ab, wovon ſie die Beteiligten ledig⸗ 
lich ſchriftlich (nicht durch beſondere Verfügung) in Kenntnis ſetzen. 
Es erſcheint deshalb im Intereſſe einer einheitlichen Behandlung 
dieſer Nachlaß⸗ und Teilungsſachen durch die Gerichte zweckmäßig, 
die heute geltenden Vorſchriften über die Vermittlung von Aus⸗ 
einanderſetzungen den Gerichten und den Notaren nochmals in Er⸗ 
innerung zu bringen. Dies ſoll in folgendem geſchehen: 

Bekanntlich hat das Geſetz zur Linderung der Notlage der 
rheiniſchen Notare v. 2. Jan. 1924, das durch das am 13. Dez. 
1926 erlaſſene Geſetz zur Anderung des Geſetzes zur Linderung der 
Notlage der rheiniſchen Notare die Überſchrift „Geſetz über die Zu⸗ 
ſtändigkeit der rheiniſchen Notare“ erhalten hat, für die Dauer ſeiner 
Geltung im Art. 1 8 3 in den Fällen der 88 86 und 99 des RGeſ. 
über die Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit beſtimmt, daß 
an Stelle der Gerichte die Notare die Auseinanderſetzung zu ver⸗ 
mitteln haben, und damit die Notare für dieſe Vermittlung für 
ausſchließlich zuſtändig erklärt. Zu dieſer Geſetzesvorſchrift 
hat alsdann der preuß. Juſt Min, durch die in der Preuß. GS. 1925, 
94 abgedr. VO. v. 21. Juli 1925 zur Durchführung des Art. I 8 3 
folgende Vorſchriften erlaſſen: 


Vereinigungen 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


1. In den Fällen des Art. 1 § 3 d. Gef. ift zuſtändig der 
Notar, welcher von ſämtlichen Beteiligten mit der Vermittlung der 
Auseinanderſetzung beauftragt wird. Fehlt es an einem gemein- 
ſchaftlichen Auftrag der Beteiligten, ſo wird der Notar, welcher 
die Auseinanderſetzung zu vermitteln hat, auf Antrag durch das 
Nachlaßgericht ernannt. Auf die Berechtigung zur Stellung 
des Antrags findet die Vorſchrift des 8 86 Abſ. 2 NGef. über die 
Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit entſprechende Anwendung. 
Vor der Entſch. über den Antrag hat das Gericht, ſoweit tunlich, 
den übrigen Beteiligten Gelegenheit zur Außerung zu geben. 

2. Iſt der von dem Gericht ernannte Notar an der Vermitt⸗ 
lung der Auseinanderſetzung rechtlich oder tatſächlich verhindert, fo 
hat das Gericht auch ohne Antrag einen anderen Notar zu ernennen. 

3. Lehnt der von dem Gericht ernannte Notar die Vermitt⸗ 
lung der Auseinanderſetzung ab, weil der ihm zuſtehende Vorſchuß 
nicht gezahlt wird, ſo iſt die Ernennung eines anderen Notars un⸗ 
zuläſſig. 

4. Gegen die Verfügung des Gerichts, durch welche ein Notar 
zur Vermittlung der Auseinanderſetzung ernannt wird, findet die 
ſofortige Beſchwerde ſtatt. Die Verfügung wird erſt mit der Rechts⸗ 
kraft wirkſam. 

5. Kommt hier nicht in Betracht. 

Die VO. macht alfo einen Unterſchied zwiſchen den Fällen, 

a) in denen ſämtliche Beteiligte den Notar mit der Vermitt⸗ 
lung der Auseinanderſetzung beauftragt haben, 

b) in denen nur von einem der Beteiligten der Antrag auf 
Vermittlung der Auseinanderſetzung durch den Notar geſtellt iſt. 


In erſteren Fallen kommt eine Mitwirkung der Gerichte 
überhaupt nicht in Frage, weil der Notar ausſchließlich zuſtändig 
iſt und ihm deshalb auch die Einleitung und Durchführung 
des Nachlaß⸗ und Teilungsverfahrens obliegt. Wird der Antrag des 
Beteiligten bei dem Gericht eingereicht, ſo verfährt das Gericht 
durchaus richtig, wenn es den Antrag an den Notar abgibt und die 
Beteiligten von dieſer Abgabe ſchriftlich benachrichtigt. 

In letzteren Fällen iſt das Verfahren durch die VO. in 
klarer und eindeutiger Weiſe geregelt. An Stelle des früheren Über⸗ 
weiſungsbeſchluſſes tritt jetzt die Verfügung des Gerichts, durch 
die der Notar ernannt!) wird, der die Auseinanderſetzung ver⸗ 
mitteln ſoll. Die ſofortige Beſchwerde, die früher gegen den Über- 
weiſungsbeſchluß zuläſſig war, wird nunmehr gegen die Ernennungs⸗ 
verfügung für zuläſſig erklärt. Die Rechtskraft dieſer Verfügung 
kann aber erft beſcheinigt werden, wenn die Beſchwerdefriſt von 
zwei Wochen, die mit dem Zeitpunkt der Zuſtellung der Verfügung 
an den Beſchwerdeführer beginnt, abgelaufen iſt. Die Verfügung 
muß ihm alfo in der geſetzlich vorgeſchriebenen Weiſe zugejtellt 
werden. 

Hoffentlich tragen die vorſtehenden Ausführungen dazu bei, 
eine einheitliche Behandlung dieſer Nachlaß⸗ und Teilungsangelegen⸗ 
heiten durch die Gerichte endlich herbeizuführen. Es wäre dies auch 
im Intereſſe der rheiniſchen Notare durchaus wünſchenswert. 

Geh. IR. Nemnich, Köln. 
1) Der Ausdruck „beauftragt“ trifft nicht den Sinn der VO. 
Denn ein Auftrag kann nicht in Frage kommen. Es handelt ſich 
um die „Ernennung“ des Notars. 


vereinigungen. 


Frankfurter und Berliner Notarverein. 


Prof. Dr. Fr. Klauſing, Frankfurt a. M.: „Über die 
ſchuldrechtliche Haftung der Notare unter beſonderer 
Berückſichtigung der neueren Rechtſprechung.“ 

Der Vortragende behandelte vornehmlich folgende Fragen: I. Ver⸗ 
hältnis von Amtshaftung und Vertragshaftung. II. Verſchuldensfrage, 
einſchließlich der Haftung für Gehilfen, insbeſ. den Bürovorſteher. 

Zu J. Die Frage nach der deliktsmäßigen Haftung des 
Notars für ſchuldhafte, ſchadenbringende Verletzung der 
Amtspflicht bildet einen dogmatiſch und rechtspolitiſch bedeutungs⸗ 
vollen Ausſchnitt aus dem Problem der Beamtenhaftung im 
allgemeinen. Wer die Geſchichte der Beamtenhaftung überblickt 
und ſich auch nur für die neuere Entwicklung vergegenwärtigt, in 
welcher Weiſe Geſetzgebung, Rechtſprechung und Lehre in ſteter Wechſel⸗ 
wirkung verſucht haben, dieſes Problems Herr zu werden, der ſieht 
deutlich, wie überaus ſchwierig es iſt, eine allſeitig befriedigende Rege⸗ 
lung zu finden. Das geltende Amtshaftungsrecht zeigt gewiſſe pluto- 
kratiſche Zuge. Die Folgen einer ſchuldhaften Verletzung der Amts⸗ 
pflicht folen durch Schadenserſatz ausgeglichen werden. Das be- 
deutet tatſächlich Schadensausgleich durch Zahlung von Geld oder 
Geldeswert. Die durch die Haftpflicht am meisten bedrohten Be⸗ 
amten, insbeſ. alfo auch die Notare, ſehen fich deshalb genötigt, einen 
Teil dieſes Riſikos durch ein ebenfalls typiſch priv atwirtſchaft⸗ 
liches Mittel, nämlich durch private Verſicherung, ab⸗ 
zuwälzen. 

Der Kreis der Anſpruchs berechtigten ift gerade beim Notar 
ein verhältnismäßig großer. Außer dem Klienten kann im praktiſchen 
Ergebnis jeder Drittgeſchädigte, der ſich auf die Gültigkeit notarieller 
Akte verlaſſen hatte, Anſprüche aus 8 839 BGB. geltend machen. 
Die Haftungsgefahren ſind um deswillen beſonders groß, weil ſich 
die Folgen unrichtiger Beurkundungen in aller Regel nachträglich 
nicht mehr abwenden laſſen. 

Der Notar gehört in den meiſten Ländern des ſog. „freien“ 
Notariats zu dem in den letzten Jahrzehnten ſehr klein gewordenen 
Kreiſe von Beamten, die dem Deliktsanſpruch aus 8839 BGB. noch 
unmittelbar ausgeſetzt ſind. Den immer wieder hervorgetretenen Be⸗ 
ſtrebungen auf Einführung der unmittelbaren Staatshaftung iſt 
zu widerraten. Denn dieſe würde aller Vorausſicht nach den Anfang 
vom Ende des „freien“ Notariats bedeuten. Seine Erhaltung dürfte 
aber ſowohl im Intereſſe des Publikums als auch des Staates 
liegen, weil der „freie“ Notar „Amts träger“ und doch nicht 
bürokratiſche „Behörde“ it. Das „freie“ Notariat ſtellt fidh 
als eine in jahrhundertealter Praxis bewährte Einrichtung aus 
einer älteren Schicht des öffentlichen Beamtentums dar. Derartige 
„freie Unternehmer“ auf dem Felde ſtaatlicher Funktionen bilden 
aber, vornehmlich in der fürſorgenden und ſichernden Rechtspflege, eine 
außerordentlich wichtige Ergänzung der ſtaatlich⸗ behördlichen 
Tätigkeit auf dieſem Gebiete. Man ſollte dieſe überkommene „De⸗ 
zentraliſation“ öffentlicher Funktionen nicht ohne Not preisgeben. 


Der Notar haftet nicht nur aus § 839 BGB., ſondern möglicher⸗ 
weiſe daneben aus Vertrag auf Grund ſeiner ſog. Berufs⸗ 
tätigkeit, und zwar als „Rechtskundiger“, gegebenenfalls auch 
als Anwalt. Die begrifflich ſcheinbar klare Abgrenzung von 
Amts⸗ und Berufs⸗ bzw. Anwaltstätigkeit bereitet freilich im Einzel⸗ 
falle erhebliche Schwierigkeiten. Hierbei kommt beſondere Bedeutung 
der bis heute überaus umſtrittenen Frage zu, ob auch die Amts⸗ 
tätigkeit Gegenſtand vertraglicher Bindung ſein könne. Jahr⸗ 
zehntelang hat die Vertragstheorie überwogen. An ihr iſt be⸗ 
Kanntlich, insbeſ. auch von feiten der Notare, lebhafte Kritik geübt 
worden: der Notar gehe im Verhältnis zu ſeinem Klienten der Vor⸗ 
teile, welche die Amtshaftung aus § 839 BGB. biete (Subſidiarität, 
Kurze Verjährung), verluſtig. Auch erſcheine es mit dem Weſen der 
notariellen Amtstätigkeit, die ſich als Ausübung ſtaatlicher Funktionen 
darſtelle, nicht vereinbar, ſie zum Gegenſtand vertraglicher Bindung 
zu machen. Dieſe theoretiſchen Bedenken ſind offenbar durch die neuere 
Entwicklung der Verwaltungsrechtswiſſenſchaft verſtärkt worden, die 
ſich, unter Führung Otto Mayers, in ſteigendem Umfange gegen 
die Hereinnahme zivilrechtlicher und damit auch ſchuldrechtlicher Kate⸗ 
gorien in öffentlich⸗rechtliche Rechtsbeziehungen wandte und u. a. die 
Theorie des „einſeitigen Staatsakts auf Unterwerfung“ entwickelte. 
Unter dem Eindruck dieſer Einwände hat bekanntlich auch das RG., 
1913 zunächſt für den Gerichtsvollzieher und 1914 für den Notar, 
eine grundſätzliche Schwenkung vollzogen. Wenngleich manche (z. B. 
Schlegelberger) bis heute an der Vertragstheorie feſthalten, ſo 
iſt in Rechtſprechung und Lehre heute ganz überwiegend eine Auf⸗ 
faſſung zur Herrſchaft gelangt, die man, in Anlehnung an die Ter⸗ 
minologie der Verwaltungsrechtswiſſenſchaft, als die Theorie von der 
„einjeitigen Amtsausübung“ bezeichnen könnte. 


Dieſe Lehre begegnet indes erheblichen Bedenken. Prahktiſch 
hat jie m. E. keine Erleichterung herbeigeführt. Insbeſ. wird 
die Subſidiarität des Anſpruchs aus § 839 BGB. dadurch ſtark 
eingeſchränkt, daß er nach der vom NG. vertretenen Auffaſſung ge- 
geben iſt, ſobald Anſprüche gegen dritte Perſonen auch nur ſchwer bei⸗ 
treibbar ſind. Die viel betonten Unterſchiede in der Verſchuldens⸗ 
frage, insbeſ. die ſcheinbar günſtigere Beweispoſition des Notars 
gegenüber dem Anſpruch aus 5 839 erweiſen ſich in der Praxis als 
ſo gut wie gar nicht vorhanden. Denn ſobald dem Notar objektiv 
ein Verſehen bei ſeiner Amtsausübung unterlaufen iſt, iſt er tat⸗ 
ſächlich genötigt, ſeine Schuldloſigkeit nachzuweiſen. 

Vor allem aber ſpricht gegen dieſe Theorie die Tatſache, daß 
die Gerichte in zahlreichen Fällen dazu gedrängt werden, neben 
der Amtstätigkeit oder in bezug auf gewiſſe Modalitäten doch 
wiederum vertragliche Abmachungen zuzulaſſen. Bedenklich er⸗ 
ſcheint namentlich die neuerdings in Entſcheidungen des RG. und 
KG. zu beobachtende Neigung, neben der Amtstätigkeit „ſtill⸗ 
ſchweigend“ übernommene „Auftragspflichten“ anzunehmen. 
Die Theorie der „einſeitigen Amtsausübung“ erſchwert es ferner, das 
Mitverſchulden des Klienten in ſachgemäßer Weiſe zugunſten 
des Notars zu verwerten. Man kann es als eine typiſche Er⸗ 
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ſcheinung der notariellen Tätigkeit anſehen, daß die Klienten den 

otar in einer oft hart an die Grenze der Böswilligkeit ſtreifenden 

eije über gewiſſe tatſächliche Fragen unzureichend in⸗ 
ormieren. Ferner muß der Notar in unendlich vielen Fällen unter 
ungünſtigen äußeren Verhältniſſen ſeine Tätigkeit ausüben (zu ſpäter 
Nachtſtunde, nach langwierigen Verhandlungen mit den Parteien, in 
turbulenten Generalverſammlungen uſw.). Selbſtverſtändlich kann 
man den Notar, wenn er unter dieſen Umſtänden einen fehlerhaften 
Urkundsakt aufſetzt, Drittgeſchädigten gegenüber nicht von 
feiner Verantwortlichkeik freiſprechen. Einem Schadenserſatzanſpruch 
des Klienten gegenüber könnte ſich der Notar zwar auf Mit- 
verſchulden berufen, wobei übrigens zu beachten ift, daß die Recht⸗ 
ſprechung bisher dazu neigte, ſelbſt bei geſchäfts gewandten und 
rechts kundigen Klienten dem Mitverſchulden eine zu geringe 
Bedeutung beizumeſſen (vgl. dazu neueſtens auch RG., 3. 3 S., vom 
11. Mai 1928: JW. 1928, 1862 ff. 16). Selbſt wenn es aber dem 
Notar ausnahmsweiſe gelingt, den Richter von dem überwiegenden 
Verſchulden ſeines Klienten zu überzeugen, ſo kann das höchſtens 
zur Minderung oder zum Ausſchluß der deliktsmäßigen 
Schadenserſatzpflichk gegenüber dem Klienten ſelbſt führen. Der 

otar hat aber, falls er von einem Dritt geſchädigten auf Erſatz 
belangt wird, keinerlei Möglichkeit, den in Wahrheit allein ſchul⸗ 
digen Klienten oder deſſen Erben ſeinerſeits auf Erſatz in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. Denn der Tatbeſtand des § 826 BGB. dürfte nur 
in den ſeltenſten Fällen nachweisbar ſein. Nimmt man dagegen an, 
daß zwiſchen dem Notar und dem Klienten ein „Gegenſeitig⸗ 
keitsverhältnis“ beſtehe, das im Hinblick auf das immer wieder 
betonte Vertrauensverhältnis auch Verpflichtungen für den 
Klienten erzeugt, ſo würde man dem Notar bei ſchuldhafter Ver⸗ 
letzung der dem Klienten obliegenden Informations- und Treuepflicht 
einen regelrechten Anſpruch auf Schadenserſatz gewähren können. 
Gleichviel, ob dieſe Anſprüche realiſierbar find, ſchon die bloße Mög⸗ 
lichkeit ihrer Geltendmachung würde dem Notar gegenüber un⸗ 
zuberläfſigen Klienten pſychologiſch eine weit ſtärkere 
Stellung geben, als das nach der herrſchenden Auffaſſung der Fall iſt. 
Auf Grund der alten Vertragstheorie hätte man gerade in 
dieſer Beziehung zu durchaus annehmbaren Ergebniſſen ge⸗ 
langen können, wenn man den Dienſtvertrag zwiſchen Notar und 
Klienten nicht ſo ſehr unter dem gemeinrechtlichen Geſichtspunkte 
eines rein ſchuldrechtlichen Aus tau jd verhältniſſes betrachtet, fon- 
dern berückſichtigt hätte, daß bei Dienſt⸗ und Geſchäftsbeſorgungs⸗ 
verträgen nach heute allgemein anerkannter Auffaſſung auch dem 
Dienſtherrn oder Auftraggeber eine gewiſſe Treuepflicht obliegt. Auf 
dieſe Weiſe würden wir zu vererblichen Gegen anſprüchen des 
Notars aus poſitiver Vertragsverletzung, culpa in contrahendo uſw. 
gelangen und damit einen großen Teil der praktiſchen Bedenken 
gegen die Vertragstheorie gegenſtandslos machen. Es kann ſich freilich 
nicht darum handeln, die „Amtstheorie“ inſoweit ſchlechthin 
preiszugeben, als ſie den öffentlich⸗ rechtlichen Charakter 
der notariellen Amtstätigkeit betont. Wohl aber bedarf ſie eines 
Ausbaues in Richtung auf ein „Gegenſeitigkeits verhältnis, 
für deſſen klaſſifikatoriſche Beurteilung zwei Möglichkeiten gegeben 
find: Man könnte ein aus öffentlich⸗ rechtlichen und privatrechtlichen 
Elementen beſtehendes Schuldverhältnis annehmen und ſich darauf 
berufen, daß gerade die neueſte Entwicklung ſolche Miſch typen auch 
ſonſt nahelege (öffentliche Zwangswirtſchaft, Arbeitsrecht uſw. ). 
Richtiger dürfte freilich die Annahme eines rein „öffentlich⸗ 
rechtlichen“ Verhältniſſes ſein. Das liegt um ſo näher, als Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung der Verwaltungs⸗ und Zivilgerichte in 
ſteigendem Umfange wiederum dazu gelangt ſind, „öffentlich⸗rechtliche 
Verträge“ und „Gegenſeitigkeitsverhältniſſe“ anzuerkennen. Man 
lehnt es allerdings, und zwar wohl mit Recht, in derartigen Fällen 
ab, bei der Auslegung und insbeſ. bei der Ergänzung von 
Vereinbarungslücken unmittelbar auf die allgemeinen Privatrechts⸗ 
normen zurückzugreifen, ſondern ſtellt jeweils feſt, ob und welche 
Regeln des BR. ſich als Niederſchlag allgemeiner Rechtsgrund⸗ 
ſätze und Inſtitutionen darſtellen. Demgemäß iſt es auch im Bereiche 
öffentlich⸗rechtlicher Verhältniſſe möglich und geboten, die Begriffe 
und Rechtsfiguren des unſittlichen Rechtsgeſchäfts, der Mahnung, der 
Kündigung, ferner auch der poſitiven Vertragsverletzung, der Nicht⸗ 
erfüllung, des Verzugs, der culpa in contrahendo uſw. zu verwenden. 


Wir könnten alſo das Verhältnis zwiſchen Notar und Klient 
als eine Art von „öffentlich⸗rechtlichem“ Schuldverhält⸗ 
nis charakteriſieren. Den Kunden treffen hiernach außer der Pflicht 
zur Gebührenzahlung insbej. die Verpflichtung, den Notar mit 
verkehrsüblicher Sorgfalt über die tatſächlichen und, falls der Klient 
rechtskundig iſt, auch über gewiſſe rechtliche Vorausſetzungen des 
amtlichen Tätigwerdens zu informieren und ihm auch durch ſein 
ſonſtiges Verhalten die Erfüllung ſeiner Amtspflicht nicht un⸗ 
möglich zu machen oder zu erſchweren. Man kann demgegenüber 
auch nicht etwa geltend machen, eine ſolche Haftung des Klienten 
werde Beunruhigung in das die Dienſte eines Notars in An⸗ 
ſpruch nehmende Publikum tragen, dieſes werde in ſtändiger Sorge 
ſchweben, ſich durch objektiv unrichtige Angaben njw. erſatzpflichtig 
zu machen und infolgedeſſen das Zutrauen zu der ganzen Einrichtung 
verlieren. Denn wenn eine Partei rechtskundig war und etwa als 
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Organ einer AktG. den Notar zur Vornahme fehlerhafter Akte be- 
redet hat, fo ift wirklich kein Grund einzuſehen, die AktG. nicht 
ganz oder zum Teil erſatzpflichtig zu machen, wenn der Notar von 
einem Drittgeſchädigten belangt wird. Die Anerkennung eines ſolchen 
öffentlich⸗rechtlichen Gegenſeitigkeitsverhältniſſes zwiſchen Notar und 
Klient würde auch ſicherlich manche Klage aus § 839 BOB. gegen⸗ 
ſtandslos machen, weil der Klient ſich ſeinerſeits bemühen wird, den 
Schaden durch Nachholung von Erklärungen uſw. abzuwenden. In 
Wahrheit könnten alſo die Rechtsſicherheit und das Vertrauen 
des anſtändigen Publikums in die notarielle Tätigkeit 
durch einen derartigen Ausbau der bisher herrſchenden Lehre nur 
gewinnen. 


Was den Rechtsſchutz anlangt, fo würden hierfür die 
ordentlichen Gerichte zuſtändig ſein; denn eine Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsgerichte ſcheidet auf Grund des poſitiven Rechts aus. Hinzu 
kommt, daß auch 8 71 GVG. und die auf Grund des Vorbehalts 
zugunſten der Landesgeſetzgebung ($ 71 III GVO.) in Geltung ges 
bliebenen Landesgeſetze die ausſchließliche Zuständigkeit der Zivil⸗ 
kammern der LG. nicht ausdrücklich auf Anſprüche aus § 839 
BGB. beſchränken, ſondern etwas allgemeiner von Anſprüchen 
gegen Beamte wegen „Aberſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe“ oder 
wegen „pflichtwidriger Unterlaſſung von Amtshandlungen“ ſprechen. 
Infolgedeſſen würden auch die Anſprüche aus ſchuldhafter Verletzung 
des „öffentlich⸗rechtlichen Gegenſeitigkeitsverhältniſſes“ in erſter In⸗ 
ſtanz ausſchließlich vor die Zivilkammern der LG. gehören und ſomit 
für die Reviſion der Weg an das RG. offenſtehen. 


Zu II. Was die Verſchuldens frage angeht, ſo macht man 
der Judikatur vielfach den Vorwurf, daß ſie hierbei von einem 
Ideal notar ausgehe, wie es ihn praktiſch nicht gebe und geben 
könne. Wenn das wirklich der Fall wäre, fo läge nicht mehr 
Verſchuldens haftung, ſondern Gefährdungs haftung vor. In 
Wahrheit will die Nechtiprechung freilich das Verſchuldensprinzip gar 
nicht preisgeben. Ein nicht ſelten zu beobachtender Fehler liegt 
aber darin, daß man den Notar zu mechaniſch mit anderen Be⸗ 
amten, die im Rahmen eines behördlichen Betriebes tätig ſind, 
vergleicht. Dem Dritt geſchädigten gegenüber können, wie bereits 
erwähnt, ſelbſtverſtändlich beſondere Umſtände, wie Ermüdung des 
Notars, mangelhafte Information durch den Klienten uſw., keine 
Beachtung finden; anders gegenüber dem Klienten. Abgeſehen davon 
Kann aber nicht geleugnet werden, daß insbeſ. auch das RG. Hin- 
ſichtlich der Kenntnis von gerichtlichen Entſcheidungen 
und Streitfragen gelegentlich immer wieder von der irrigen Mei⸗ 
nung auszugehen ſcheint, der Notar müſſe alles das wiſſen, was auch 
das Gericht ſelbſt weiß, wobei zudem überſehen wird, daß der Urteils⸗ 
richter feine Entſcheidungen trog aller Arbeits üb erlaſtung 
doch ſtets mit einer gewiſſen Muße vorbereiten kann. Auch ſtellt 
man bei der Frage, ob der Notar irgendeinen rechtlich wichtigen Punkt 
überſehen hat, nicht ſelten zu formal darauf ab, ob die Frage be⸗ 
ſtritten ſei, ob es eine Entſcheidung oder eine von beachtlicher Seite 
vertretene Lehrmeinung gebe, auf die ſich der Notar berufen 
könne. Eine ſolche Argumentation kann aber feher leicht dazu führen, 
einen Notar auch dann für ſchuldlos zu erklären, wenn er tat⸗ 
ſächlich von jener ihn deckenden Entſcheidung oder Theorie gar 
keine Kenntnis gehabt hatte. Richtigerweiſe wird man fragen 
müſſen, ob ein praktiſch denkender, mit allgemein an⸗ 
erkannten und bewährten Grundſätzen der Rechts⸗ 
anwendung vertrauter Jurift in der gleichen Situation 
ebenſo gehandelt haben würde. Das ſchließt nicht aus, daß man 
an einen Notar nach manchen Richtungen hin ſtrengere An⸗ 
forderungen ſtellen kann als etwa an einen Spruch richter. Das 
gilt einerſeits für die ſpezifiſchen Funktionen des Notars als 
Urkundsperſon, andererſeits unter Umſtänden aber auch für die 
außeramtliche Tätigkeit. Wenn z. B. ein Notar, wie das häufig 
der Fall ift, fih als Steuerfachmann „geriert“, ſo muß er 
ſich auch als ſolcher behandeln laſſen. 


In der theoretiſch viel umſtrittenen Frage von der Haftung des 
Notars für das Verſchulden feiner techniſchen Gehilfen, 
insbeſ. des Bürovorſtehers, iſt die Judikatur in den übrigens 
nicht ſehr zahlreichen Entſcheidungen überwiegend zu richtigen Er⸗ 
gebniſſen gelangt. Bedenken erweckt, indes vielfach die theo⸗ 
retiſche Begründung. Wenn häufig geſagt wird, der Notar 
habe feine amtlichen Pflichten ausſchließlich in eigener Perſon wahr⸗ 
zunehmen und könne ſich darin nicht durch einen auf Privatdienſt⸗ 
vertrag angeſtellten Bürovorſteher vertreten laſſen, ſo entſprechen dieſe 
und ähuliche Formulierungen in zahlreichen Fällen nicht dem tatſäch⸗ 
lichen Geſchaftsbetrieb eines Notariats. Man wird vielmehr die Frage 
grundſätzlich etwas anders ſtellen muſſen. Der Notar hat dafür 
zu ſorgen, daß ſein Bürobetrieb in Ordnung iſt und den An- 
forderungen entſpricht, die man normalerweiſe an eine 
Notariats kanzlei in bezug auf den ſachlichen und perſönlichen 
Hilfsapparat ſtellen muß. Und wenn die Rechtſprechung es fur 
zuläſſig erklärt, daß der Notar ſich zur techniſchen Erledigung 
feiner Amts geſchäfte gewiſſer Gehilfen bediene, jo müßte man daraus 
weiterhin die Folgerung ziehen, daß er für Verſehen ſeines 
Perſonals auch bei der von ihm geduldeten Entgegennahme 
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amtlicher Anträge einzuftehen habe. Der Notar ift kraft Amtes 
nicht nur verpflichtet, Anträge auf Vornahme von Amtshandlungen 
entgegenzunehmen und auszuführen, falls nicht ein geſetzlicher Ab⸗ 
lehnungsgrund beſteht, ſondern hat ſich auch in der üblichen Weiſe 
zur Verfügung des Publikums zu halten. Gewiß ſteht die 
Entſcheidung über die Annahme eines Antrages letztlich ihm perſönlich 
zu. Organiſiert er aber ſein Büro in der Weiſe, daß dieſes während 
gewiſſer Stunden des Tages dem Publikum offen ſteht, und gibt er 
nicht durch beſonderen Anſchlag oder auf anderem Wege unzweldeutig 
zu erkennen, daß alle Anträge auf Vornahme von Amtsgeſchäften nur 
bei ihm perſönlich, keinesfalls aber beim Kanzleiperſonal anzubringen 
ſeien, ſo verletzt er ſeine Amtspflicht, wenn er die ordnungs⸗ 
mäßige Weiterleitung der bei der Kanzlei eingereichten Anträge an 
ihn ſelbſt nicht durch Auswahl eines zuverläſſigen Büro⸗ 
vorſtehers und beffen ſtändige Überwachung mit der amts⸗ 
mäßig gebotenen Sorgfalt ſicherſtellt. Auf dieſe Weiſe iſt insbeſ. auch 
die Frage nach der Haftung des Notars für die Nichtweitergabe von 


Anträgen, Urkunden uſw. durch den Bürovorſteher ſehr viel ein 
facher und befriedigender zu löſen, als das die Rechtſprechung mit 
Hilfe der höchſt künſtlichen Konſtruktion eines ſtillſchweigend ab⸗ 
geſchloſſenen privatrechtlichen Garantievertrages zu tun vermag. Biel- 
mehr ſteht nach dem früher Geſagten der Anwendung einer ſachlich 
gleichartigen Norm nichts im Wege, wie fie für zivil rechtliche Ver⸗ 
hältniſſe gem. § 278 BGB. gilt. Wir fragen ja auch im Zivilrecht 
nicht danach, ob der Tapezierergehilfe, der beim Tapezieren Fenſter⸗ 
ſcheiben einſtößt, Bilder beſchädigt uſw., ſubjektiv wegen beſonders 
großer Unfähigkeit ſchuldlos gehandelt habe, ſondern laſſen den 
Meiſter haften, wenn der Gehilfe nicht mit derjenigen Sorgfalt ge⸗ 
arbeitet hat, die man von einem Angeſtellten dieſes Geſchäfts⸗ 
zweiges regelmäßig erwarten konnte. Man legt alfo auch hier einen 
gewiſſen Normal- oder Durchſchnittsmaßſtab zugrunde. Genau fo 
müßte man aber auch in bezug auf die Haftung des Notars für 
die Handlungen ſeiner techniſchen Gehilfen verfahren. 
Ref. Dr. Eugen Langen, Frankfurt a. M. 
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Angu Kneer: Der Rechtsanwalt. Eine kulturgeſchichtliche 
Studie. Mit ſechs Abbildungen.“ M.⸗Gladbach 1928. 
Volksverein⸗Verlag. 

Der durch ſein warmherziges literariſches Eintreten für den 
Anwaltsſtand und ſeine Schrift „Die deutſche Rechtsanwaltſchaft“ 
rühmlichſt bekannte Autor hat ſeine früheren Veröffentlichungen 
über die deutſche Rechtsanwaltſchaft in erweiterter und verſchönter 
Form herausgegeben. Die Ausſtattung des Buches an Druck, 
Papier, mit ſeinen prächtigen Illuſtrationen nach Daumier verleiht 
dem Buch eine eigene Form. Es iſt dies zu begrüßen, erleichtert ſie 
doch neben der Gefälligkeit der Darſtellung dem Werk den Zugang 
auch in die Kreiſe der Nichtjuriſten. Dies aber iſt, wie immer und 
immer wieder — auf die Gefahr hin, durch Wiederholung läſtig 
zu fallen — betont werden muß, eine der vornehmſten Ehren⸗ 
pflichten aller Juriſten: in Wort und Schrift unſere Volksgenoſſen 
darüber aufzuklären, was das Recht iſt, welches Kulturgut es dar⸗ 
ſtellt, daß es unter den Kulturgütern der Welt eines der höchſten 
ift. Vieles wäre in unſerem Staatsleben beffer, viele Fragen 
unſeres Rechtslebens würden nicht ſo brennend ſein, wenn die 
Erkenntnis deſſen Gemeingut aller Gebildeten wäre. Gerade Bücher, 
wie das vorliegende im beſten Sinne populär in Form und Inhalt, 
find hier verdienſtvolle Wegbereiter. Seine prächtige Form wird ihm 
den Eingang verſchaffen, ſein gediegener Inhalt den Eindruck des 
ſo eingeführten Buches verſtärken. 

Der Inhalt ſelbſt wird noch in einer ſpäteren Beſprechung in 
der JW. ausführlicher gewürdigt werden. M. 


Leipzig und Mitteldeutſchland. Denkſchrift für Rat und 
Stadtverordnete zu Leipzig. Herausgegeben von Stadtrat 
Dr. Leiske, Senator a. D. Leipzig 1928. 


Ein prachtvolles Buch! Schon die Ausſtattung, Druck, Karten⸗ 
material, Papier ein äſthetiſcher Genuß! Der Inhalt iſt außer⸗ 
gewöhnlich intereſſant und zeigt das gewaltige Getriebe des in⸗ 
duſtriellen Lebens in Leipzig und Mitteldeutſchlands und damit 
des Deutſchen Reiches. Alles unter dem Geſichtspunkt des Wortes 
des Freiherrn v. Stein, das mit Recht dem Werk vorangeſandt ift: 
„Ich habe nur ein Vaterland und das iſt Deutſchland“. 


Und doch legt der Juriſt das Buch nur mit größtem Be⸗ 
dauern aus der Hand. Wenn das geſamte induſtrielle und geiſtige 
Leben, auch das Kunſtleben Leipzigs geſchildert iſt, wenn — mit 
vollem Recht — das Poſtweſen, das Kraftfahrweſen, der Luft⸗ 
verkehr, die Tagespreſſe, der Rundfunk, die Leipziger Meſſe, der 
Buchhandel, Wiſſenſchaft, Muſik uſw. gewürdigt iſt, ſo kann man 
nicht ohne lebhaftes Befremden feſtſtellen, daß das Recht und die 
Rechtspflege völlig fehlen bis auf die Angaben über den Haushalt der 
Juſtizverwaltungen (S. 218 ff.), und dies in Leipzig, dem Sitz des 
oberſten Gerichts des Deutſchen Reiches, dem Ort, wo Männer, wie 
Pape, Eduard v. Simſon, Simons, höchſten Richteramtes 
walteten und walten, dem Sitz einer Fakultät, der Männer, wie 
Windſcheid, Sobbe, Wach, Friedrich Stein, Bin⸗ 
ding, Sohm und andere Meiſter der Rechtslehre angehörten, 
einer Fakultät, der ungezählte Männer des öffentlichen Lebens 
ihre Ausbildung im Recht verdanken. Gerade, weil dies Buch im 
übrigen höchſten Lobes wert iſt, gebietet es die Pflicht der Ehrlich⸗ 
keit, auch dieſe Lücke — wie auch in der vorſtehenden Beſprechung 
geſchildert — zu kennzeichnen. 


Dies aber auch aus einem anderen Grunde! Immer und immer 
haben wir deutſchen Juriſten Veranlaſſung, darüber Klage zu führen, 
daß die Stellung des Rechts im Kulturleben des Volkes zu wenig 
erkannt, zu wenig geſchätzt iſt. Einen nur allzu klaren Beweis für 
dieſe Erfahrung gibt das vorſtehende Buch, gibt es, gerade weil 
es ſonſt ſo vortrefflich, weil es ſonſt ſo vollſtändig iſt. M. 


Dr. Ferdinand Graf v. Degenfeld⸗Schonburg, a. o. Profeſſor 
der Staatswiſſenſchaften a. d. Univerſität Würzburg: Geiſt 
und Wirtſchaft. Betrachtungen über die Ausſichten der 
deutſchen Akademiker. Tübingen 1927. Verlag von 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). “) 


Dr. Fritz Schreier: Die Interpretation der Geſetze und 
Rechtsgeſchichte. Leipzig und Wien 1927. Franz Deuticke. 
IV u. 125 S. 


Der Verf. ſucht darzutun, daß die neue Rechtslehre mit der 
teleologiſchen Rechtsbetrachtung, wie ſie z. B. die Intereſſen⸗ 
jurisprudenz vertritt, durchaus neu ſei, ſo daß erſt die neue Rechts⸗ 
lehre die erkenntnistheoretiſche Rechtfertigung der teleologiſchen 
Behandlung erbringen kann. Hinſichtlich des Gegenſatzes der hiſto⸗ 
riſchen und der objektiven Geſetzesauslegung gibt der Verf. eine 
Löſung, die nicht ſo neu iſt, wie er glaubt. Er fordert ſowohl 
Wille, wie Ausdruck. Beſteht ein Gegenſatz, ſo entfällt die geſetzliche 
Bindung, und der Richter ſteht frei. Die beiden letzten Abſchnitte 
behandeln die Auslegung des Rechtsgeſchäfts mit zahlreichen Bei⸗ 
ſpielen aus der Praxis der öſterreichiſchen Gerichte. 

Das Buch enthält nicht eine Ausführung der Methodenlehre 
Kelſens, ſondern ihre Preisgabe. Das Programm Kelſens geht 
ja in feinem Kern dahin, die teleologiſchen Erwägungen aus der 
Rechtswiſſenſchaft zu verbannen, nicht etwa dahin, ſie erkenntnis⸗ 
theoretiſch zu begründen. Schreier ift ſich nun leider des Gegen- 
ſatzes nicht bewußt geworden. Unter dieſer Unklarheit leiden auch 
die Einzelausführungen. Die neue Theorie der Geſetzesauslegung 
beruht auf der alten Überſchätzung des ſprachlichen Ausdrucks. Die 
Folgerung, daß jedes Redaktionsverſehen das Geſetz vernichtet und 
den Richter vor eine Lücke ſtellt, entſpricht weder der feſtſtehenden 
Praxis, noch den Bedürfniſſen des Rechtslebens. Beſſer gelungen 
ſind die Ausführungen über die Auslegung der Rechtsgeſchäfte. Die 
Belege aus der öſterreichiſchen Praxis bringen dem reichsdeutſchen 
Leſer manches Intereſſante. 


Prof. Dr. Th. v. Heck, Tübingen. 


Profeſſor Dr. Friedrich Gieſe, Frankfurt a. M.: Einführung 
in die Rechtswiſſenſchaft. Berlin 1928. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. 108 S. Preis broſch. 3,80 , geb. 
5,60 &. 

Das Buch will einerſeits als allgemeine Rechtslehre das Weſen 


der Rechtsvorſchriften und die Bedeutung der Rechtswiſſenſchaft auf⸗ 
zeigen, andererſeits als Rechtsenzyklopädie einen Überblick über die 


2) Vgl. oben Aufſatz Feuchtwanger. 
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verſchiedenen Rechtszweige geben und die einzelnen Rechtsdiſziplinen 
a kennzeichnen. Beiden Aufgaben wird es in hervorragender Weiſe 
gerecht. 

Bei dem großen Umfange der Rechtswiſſenſchaft wird es den 
Studierenden im Anfang ſchwer, einen Überblick über die einzelnen 
Gebiete zu gewinnen, und ſie verlieren im Laufe ihres Studiums 
dieſen Überblick unter der Maſſe des Stofflichen leicht wieder. Es 
iſt aber von größter Bedeutung, daß ſie unter der Fülle der Einzel⸗ 
heiten die großen Geſichtspunkte des Rechts und das Ineinander⸗ 
greifen der einzelnen Rechtsgebiete nicht aus dem Auge verlieren. 
Daher ift ihnen das Studium eines Buches wie des vorliegenden, das 
in gedrängter Form das Weſen der Rechtswiſſenſchaft und ihrer ein⸗ 
zelnen Zweige darlegt, dringend zu empfehlen. Ein beſonderer Vorzug 
des Buches iſt, daß es die Rechtsentwicklung bis in die neueſte 
Zeit berückſichtigt und bei den meiſten Gebieten die neueſte Literatur 
— wenn auch nur ein Lehrbuch — angibt. 


Miniſterialdirigent Dr. Kläſſel, Berlin. 


Richard Deinhardt: Sinn und Nichtſinn im Zivilurteil. 
Verſuche zur Sachgeſtaltung. Jena 1928. Verlag von 
Bernhard Vopelius. 169 S. Preis broſch. 4 . 

Nie habe ich ein Buch eines juriſtiſchen Praktikers in der Hand 
gehabt, das ſo vom erſten bis zum letzten Wort gefeſſelt hätte, wie das 
obige des bekannten, im guten und echten Sinn freirechtlichen Jenaer 
Senatspräſidenten. Es iſt eine erfriſchende und erquickende Alpen⸗ 
wanderung mit einem juriſtiſchen Feuergeiſt. Wer nicht ödes Papier⸗ 
deutſch ſchreibt, untermauert mit einem gelehrten „Apparat“ von 
Anmerkungen, dem kommen die Zünftigen leicht mit dem Bor- 
wurf, er reife mit leichtem Gepäck und behandle die Wiſſenſchaft 
„feuilletoniſtiſch“. Wer aber des trockenen Tons unſerer Formaljuris⸗ 
prudenz fatt ift, der greife nach dieſem quellfriſchen, erlebten und 
in allen Faſern lebendig bebenden Buch und labe ſich an ſeiner 
ſprudelnden Sprache und an ſeinem tapferen, lauteren Gehalt. 
Außerlich betrachtet ſtellt es in den Mittelpunkt das Beispiel der 
Faſſung eines Zivilurteils, einer „Urteilsſchreibe“, wie ſie der bloß 
nachſchreibend Begriffe zuſammenſetzende Paragraphenſchuſter, der 
„Jurisprudenzler“, handwerksmäßig hinſetzt und das Gegenbeispiel, 
wie es der „Wirklichkeitsrechtler“ geſtaltet, mit einfühlendem Ver⸗ 
ſtehen nacherlebend und wirklichkeitstreu. Aber die Schrift bedeutet 
weit mehr, als ein reinigendes Gewitter, das auf unſere her⸗ 
gebrachte ſteifleinerne Rechtsſprache ſich entlad und auf unſere 
ſchlecht geordneten, oft unglaublich ungeſchickten, geſchwätzigen und 
zweckwidrigen Urteilsfaſſungen im Tatbeſtand und in den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen. Der Verf. kommt dabei auf fait alle Fragen 
zu ſprechen, die unſere heutigen Juſtizkämpfe bewegen. Niemals 
wurde beredter dargeſtellt, wie ſich hinter unſerer jo weit ge⸗ 
triebenen juriſtiſchen Ziviliſation eine ungeheure juriſtiſche Unkultur 
verbirgt. Niemals herrlicher gezüchtigt wurde die Rechtsnaturwidrig⸗ 
keit, die Welt⸗, Sach⸗ und Volksfremdheit der wort⸗ und begriffs⸗ 
abergläubiſchen, allgeſetzlichen Formaljurisprudenz und des noch viel⸗ 
fach herrſchenden juriſtiſchen Dogmatismus, überhaupt der ganze 
zeitwidrige „juriſtiſche Hokuspokus“ (der Ausdruck ſtammt von 
Franz Klein!). Niemals wurde das Gegenbild, der wahre Rechts⸗ 
mann und Rechtsgeſtalter, in glühenderen Farben gemalt. Keiner 
macht das dem Jenaer Speerwerfer nach. Aus 40jähriger Erfahrung 
und aus tiefſtem Mitleiden und Mitkämpfen heraus, mit Geiſt und 
Seele geißelt der hohe Richter die formaliſtiſche, ſyſtemlogiſche 
Rechtsfindung, die den Rechtsstreit, der niemals aus logiſchen oder 
ſyſtembegrifflichen Differenzen entſteht, als Rechenaufgabe behan⸗ 
delt, als Denkipiel, Kreuzworträtſelauflöſen, Nußknacken. Dabei 
hebt er mehrfach hervor, daß die Logik und Denkerfahrung, ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſtreng zu beachten ſind; aber der Nurlogiker habe nur 
Gedankengebilde und ſolche werden oft Luftgebilde, Schatten ohne 
Leben. Ebenſo betont er die Notwendigkeit von Normen und feſt⸗ 
gefügten, lebendig bleibenden und ſich immer wieder erneuenden 
Regeln. Aber das dürfe nicht zu einer anmaßlich überhebenden 
Allherrſchaft führen, zu Prinzipien- und Schlagwort⸗Doktrinarismus. 

Eine Fülle goldener, kernhafter Weisheitsſprüche iſt in der 
Schrift ausgeſät. Es iſt ſchwer, daraus eine kleine Auswahl zu 
treffen, ich will es als Koſtproben für Geiſt und Sprache der 
Schrift mit einem Halbdutzend verſuchen: 

1. Das Leben iſt Sorge und Not. Der Behördenapparat iſt 
nicht dazu da, die Menſchen, die hineingeraten, noch mit Qual 
und Pein zu überladen. Der Richter hat nicht die Aufgabe, mit 
Begriffsgeſpinſten, die zu Tauen werden, die Menſchen zu gehen 
und das Leben noch mehr zu ſtören, als es fih ſelbſt ſchon ſtört. 

2. Einſeitig bis ins Grenzenloſe die Regelſchnur verfolgen, 
führt ebenſo zu unerfreulichen, ſchädlichen, unerträglichen Zu⸗ 
ſtänden, wie wenn ohne jede Regel nur immer von neuem 
wieder geſucht, geregelt und geſtaltet wurde und gar nichts zum 
Feſten käme. 

3. Ein Organismus kann nicht ohne Schaden zum Me⸗ 
chanismus werden, ein Wachstum nicht zu einem bloßen Machtum. 


4. Das Formelmäßige, das Regelmaß, den Durchſchnitt 
dürfen wir nicht geringſchätzen. Die Kunſtlehre iſt die un⸗ 
erläßliche, ſelbſtverſtändliche Form, allerdings nicht mehr und 
nicht weniger. 


5. Deine oder deines hochverehrten Kommentators Lieb⸗ 
lingsmeinungen ſollſt du hinter dir laſſen, ſollſt zunächſt nichts 
als ſehen, horchen, hingebend beobachten, andächtig achtſam fein... 
Die Vernehmungskunſt, Parteien⸗ und Zeugenbefragen, recht⸗ 
liche Seelen⸗ und Charakterkunde ſind bei der Rechtspflege der 
weitaus wichtigere Teil. All dies macht erſt aus der ſcholaſtiſchen 
Jurisprudenz die wirkliche Gerechtigkeitswiſſenſchaft und Ge⸗ 
rechtigkeitskunſt. 

6. Wird der Sachverhalt genau und mit innerem Verſtehen 
ſeelenkundlich und mit Menſchenkenntnis, mit Lebenserfahrung 
und Weltkenntnis, mit Wertung erforſcht, ſo ſchrumpfen oft die 
Rechtsfragen ganz auffällig zuſammen, die Frage der Beweislaſt 
erledigt ſich von ſelbſt, und die Frage, welcher Rechtsſatz an- 
zuwenden iſt, wird viel leichter und vor allem viel zuver⸗ 
läſſiger und ſicherer beantwortet. Hier wirkt die wahre 
Rechtsſicherheit. 

Leſt dieſes Buch, es führt euch zur echten juriſtiſchen Freiheit 
und Berufsfreude. Denn von dieſem Buch und ſeinem mutigen 
Verf. ſelbſt gilt das Bild, das er von dem echten Juriſten ent⸗ 
wirft, der mit dem Sinn für das Weſentliche aus der gegebenen 
Wirklichkeit in ſtrenger Verantwortung zu geſtalten verſteht und 
der die Dinge anzupacken und zu erfaſſen Luſt und Liebe hat: 
„Scharf beobachtend, taſtend und fühlend in die Wirklichkeit, recht⸗ 
und geſetzestreu, dringt er vor in die wirkenden Zuſammenhänge 
und Kräfte, immer näher zum Weſentlichen und zur inneren Wirk⸗ 
lichkeit, er arbeitet redlich und ſchlicht, freudig und tapfer nach der 
Forderung des Tags daran, der Gerechtigkeit näherzukommen m 
der demütigen Einſicht, daß ſie ewig unerreichbar iſt, daß der Dienſt 
an der Gegenwart, die Verantwortung aus der gegenwärtigen Lage 
und Aufgabe, Freiheit in der Gebundenheit, aller Arbeit den Sinn 
gibt.“ 

RA. Ernſt Fuchs, Karlsruhe. 


Dr. rer. pol. Dietrich Holz, Regierungsrat und Syndikus 
der Techniſchen Hochſchule Charlottenburg: Das deutſche 
Studentenrecht. (Stilles Rechtsbibliothek Nr. 59.) Berlin 
1927. Verlag Georg Stilke. 124 S. 


Daß die Studenten, ſo wie ſie heute leben und in früheren 
Zeiten gelebt haben, eine Welt für ſich bilden, iſt vom Kulturellen 
und ſoziologiſchen Standpunkte aus nicht zu bezweifeln. Man ſchaue 
hin, wie ſich da in der jüngſten Zeitperiode, von 1919 an, an den 
einzelnen Hochſchulen ſog. „Studentenſchaften“ gebildet haben, wie 
ſie zu einer zentralen „Deutſchen Studentenfchaft” zuſammengetreten 
find, wie dieſe ſich von Anfang an mit dem ſouveränen Schwung 
der Jugend über die politiſchen Grenzen hinweggeſetzt und auf den 
großdeutſchen Boden geſtellt, wie ſie den völkiſchen Gedanken, auf 
„deutſche Abſtammung und Mutterſprache“ zugeſchnitten, zur Auf⸗ 
nahmebedingung, anfangs ganz allgemein, dann wenigſtens im 
Hinblick auf das Auslandsdeutſchtum, erklärt und wie ſie durch 
ihre Tagungen und Beſchlüſſe die öffentliche Meinung mehr als ein⸗ 
mal ſehr lebhaft beſchäftigt hat. Dabei waren das alles nicht 
Gelegenheitserſcheinungen ohne Form und Feſtigkeit, ſondern um⸗ 
geben oder eingefügt in einen ſtraff durchgebildeten, ja übermäßig 
ausgebauten Organiſationsapparat mit Satzungen, Amtern, Beiträgen 
und Kaſſen. An der kulturellen und ſoziologiſchen Bedeutung iſt alſo 
nicht zu zweifeln. 

Aber iſt, was ſich hier gebildet hat, „Recht“? Die Scheidemünze 
der öffentlichen Meinung bejaht ohne weiteres, „Studentenrecht“ iſt 
ein geläufiges, ein Alltagswort geworden. Daruber hinaus weiß 
auch der Fachmann ſofort, daß mindeſtens privates Vereinsrecht ge⸗ 
geben iſt. Nur, ob und inwieweit noch weitere Beſonderheiten, na⸗ 
mentlich öffentlich - rechtlichen Charakters, hinzutreten, wird zum 
Problem. Der Verf. der vorliegenden Schrift ift ein guter Kenner 
der Verhältniſſe. Er bejaht und betont den oͤffentlich-rechtlichen Cha- 
rakter der erwähnten neuartigen Erſcheinungen, vor allem in einer 
verhältnismäßig lang ausgeſponnenen Unterſuchung über das Weſen 
der „öffentlichen Korporationen“ (S. 56 ff.), wobei er zu dem Er- 
gebnis kommt: „Korporationen des öffentlichen Rechts“ ſind dieſe 
„Studentenſchaften“ an den einzelnen Hochſchulen und die zuſammen⸗ 
faſſende „Deutſche Studentenſchaft“ allerdings nicht, wohl aber ſind 
fie „qualifizierte Korporationen“, die eben doch einen öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter beſitzen. Das ift ſehr unbeſtimmt. Auch foni 
find, was der Berichterſtatter nicht unterdrücken darf, die juriſtiſchen 
Grund begriffe nicht bemeiſtert, es wird von ihnen geſprochen, ihr 
Inhalt wird ausgebreitet, aber ihr Weſen wird dem Grunde nach 
offengelaſſen, fo der beſonders wichtige und immer wieder verwertete 
Begriff der „Anerkennung“, ferner der Begriff des „akademiſchen 
Bürgerrechts“ oder der Begriff der akabemifchen „Gebühren“, und 
es fehlt auch eine Prüfung der grundlegenden Frage, wie ſich das 
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Zuſammenſchlußrecht der Studierenden zu der allgemeinen „Koali⸗ 
tionsfreiheit“ der RVerf. verhält. Indeſſen ginge es an einer ge- 
rechten und zweckentſprechenden Würdigung vorbei, ja es wäre 
faſt kleinlich, wollte man dieſe Schrift um der juriſtiſch⸗konſtruk⸗ 
tiven Schwächen willen als einen Fehlgriff bezeichnen. Ganz im 
Gegenteil füllt ſie ihren Platz voll aus. Denn ſie wird allen, die an 
den Stoff des „Studentenrechts“ irgendwie herankommen, ſehr gute 
Dienſte leiſten, und ich ſelbſt, obwohl mit der Materie ſchon oft befaßt, 
habe aus der Darſtellung von Holtz vieles gelernt. Sie führt in 
ſehr klarer, ſachlicher und von erfreulichem Wohlwollen getragener 
Weiſe in alle wichtigen Einzelheiten ein, von dem Antritt des jungen 
Schülers bei der Alma mater bis zu den Feinheiten des „Hochſchul⸗ 
verwaltungsrechts“ und bis zu dem Korporationsweſen und der 
ſelbſtgeſetzten Ehrenordnung. Nur eines noch muß ſich ſagen, wer 
nach dem Büchlein greift: der Stoff des Studentenrechts befindet 
jiġ in einem gewiſſen Fluſſe. Jene vielerörterte Urabſtimmung der 
preuß. Studenten vom November 1927 hat der Verf. noch nicht be⸗ 
rückſichtigen können, da feine Schrift vorher abgeſchloſſen war. Aber 
auch abgeſehen davon, muß mit Neubildungen in der Zukunft ge⸗ 
rechnet werden. Dem ſteht nicht im Wege, daß die große hiſtoriſche 
Bedeutung der „Deutſchen Studentenſchaft“ von 1919 nach meinem 
Dafürhalten ſchon abgeſchloſſen iſt, während Holtz eher umgekehrt ſie 
erſt von der Zukunft zu erwarten ſcheint. 
Prof. Hedemann, Jena. 


Die Regelung der Haftpflichtichäden. Von Dr. jur. et. rer. 
pol. K. Merz, Gotha. Engelhard⸗Reiher Verlag 1928. 36 S 
Preis 1,30 Æ. 

Die kleine Schrift hat ſich die Aufgabe geſtellt, auseinander⸗ 
zuſetzen, wie — vom Standpunkt des Haftpflichtverſicherers aus — 
die Regelung der Haftpflichtſchäden praktiſch anzufaſſen ift. Zu dieſem 
Zwecke erörtert der Verf. in ſechs Kapiteln 1. die Vorausſetzungen für 
die Schadenregelung (Kenntnis der Verſicherungsbedingungen und des 
Geſetzes), 2. Feſtſtellung des Tatbeſtandes, 3. die Deckungsfrage, 4. die 
Haftpflichtfrage (im allgemeinen und in bezug auf die in neun Gruppen 
eingeteilten einzelnen Riſiken), 5. den Umfang des Schadens und 
6. den Abſchluß der Schadenregelung (durch Vergleich und Prozeß). 
In Knapper treffender Art werden die den Verſicherer intereſſierenden 
Fragen unter Hervorhebung der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen 
beſprochen. So ſtellt ſich das Büchlein als ein brauchbarer Leitfaden 
für den Bearbeiter von Haftpflichtſchaden dar und wird dieſem in 
der Praxis gute Dienſte leiſten. 

RA. Dr. Franz Seligſohn, Berlin. 


Alphabetiſche Zuſammenſtellung der deutſchen Rechtsan⸗ 
waltsgebührenordnung nach dem Stande v. 1. April 1928. 
Dargeſtellt von Julius Maier, Gerichtsoberſekretär, Zumars⸗ 
hauſen, und Joſef Keller, ehem. Anwaltsbuchhalter, Kempten. 
Zweite, neubearbeitete Auflage. 1928. Im Selbſtverlag 
der Verfaſſer. 


Das Buch bringt eine Zuſammenſtellung von etwa 850 Schlag⸗ 
worten, die die weitaus größte Zahl aller Möglichkeiten enthalten, 
in denen die RüGebo. Anwendung finden. Bei den einzelnen 
Schlagworten ſind in drei Spalten die Hundertſätze oder feſten 
Beträge der RAGeb O., die Paragraphen des Geſetzes und ſchließ⸗ 
lich eine kurze knappe Erläuterung beigefügt. Die Anordnung iſt 
überſichtlich und — nach Stichproben zu urteilen — ſorgfältig und 
praktiſch brauchbar. Sie wird vor allem den in der Praxis noch 
nicht erfahrenen jungen Juriſten, insbeſ. Referendaren in Anwalts⸗ 
ſtationen, und ferner Büroangeſtellten von größtem Nutzen ſein. 

Dieſe Anerkennung iſt nicht dadurch beeinträchtigt, daß 
Kleinigkeiten abänderungsfähig ſind: Es wäre z. B. wünſchens⸗ 
wert, daß die Verf. ſtatt der Abkürzung „Ruch O.“ die deutlichere 
und auch gebräuchlichere Kürzung „NAGEHD.” wählten, um jede 
Verwechſlung mit der Reichsabgabenordnung („R Abg.“, oft ſchlecht 
abgekürzt „RAO.“) zu vermeiden. Gerade auf dem Gebiete des 
Steuerrechts könnten einige Schlagworte mehr den Benutzern des 
Buches nur dienlich ſein, da auf dieſem Gebiete erfahrungsgemäß 
eine große Unkenntnis über die anzuwendenden Gebührenvorſchriften 
herrſcht. Es würde ſich empfehlen, dem Schlagwort „Reichsfinanz⸗ 
hof“ die weiteren Schlagworte „Finanzamt“, „Finanzgericht“ (Be⸗ 
ſchwerde) und „Steuerbeſcheid“ (Einſpruch) u. dgl. e 


Landgerichtspräſident Dr. Brand und Miniſtertaldirektor Dr. 
Schnitzler: Die Grundbuchſachen in der gerichtlichen 
Praxis, einſchließlich Aufwertung der Grundſtückspfand⸗ 
rechte. 4. verbeſſerte und vermehrte Auflage. Berlin 1928. 
Verlag von Julius Springer. Preis geb. 29 M. 

Daß, wie die Verf, im Vorwort mit berechtigtem Stolze 
ſchreiben können, die im Frühjahr 1926 erſchienene 3. Aufl. bereits 
im Herbſt 1927 vergriffen war, iſt nicht verwunderlich. Iſt doch das 
Handbuch für den, der mit der Bearbeitung von Grundbuchſachen 
befaßt iſt, ein ſicherer Führer, bei dem er ſich ſchnell und zuver⸗ 
läſſig Rat holen kann. Die Darſtellung umfaßt nicht nur das eigent⸗ 
liche formelle und materielle Grundbuchrecht, ſondern behandelt auch 
alle die Gebiete, die in das Grundbuchrecht hineinſpielen und zum 
Teil nicht minder ſchwierig ſind, als manche Fragen des Grund⸗ 
buchrechts ſelbſt. Iſt das Buch in erſter Linie auch für preußiſche 
Verhältniſſe berechnet, ſo iſt es, da es ja in weitem Umfange Reichs⸗ 
recht behandelt, auch für die anderen deutſchen Rechtsgebiete ein 
wichtiges Hilfsmittel. Die Darſtellung, in der die Rſpr. nach dem 
neueſten Stande berückſichtigt ift, ift bei aller Kürze klar und 
bringt in Verbindung mit zahlreichen Beiſpielen dem Leſer das 
ſchwierige Rechtsgebiet nahe. Bei der Behandlung der Schweizer 
Goldhypothek (S. 312) wäre die Erörterung der in der Praxis 
aufgetauchten Fragen erwünſcht geweſen, ob Art. 17 Abf. 2 Satz 2 
des Zuſatzabkommens auch den Fall umfaßt, daß der Grundſtücks⸗ 
eigentümer einem nachſtehenden Gläubiger für deſſen Hypothek den 
gleichen Rang mit ſeiner Eigentümergrundſchuld einräumt und ob 
eine ſolche Rangänderung in das Grundbuch eingetragen werden 
darf, Fragen, von denen die erſte zu bejahen, die zweite zu ver⸗ 
neinen ſein wird. Am Schluſſe iſt das amtliche preußiſche Grund⸗ 
buchmuſter abgedruckt. Da ſämtliche Muſtereinträge auf die Zeit 
vor der Währungsänderung datiert ſind, iſt es nicht angängig, die 
darin vorkommenden Beträge in Reichsmark anzugeben, wie auch 
die Überſchrift AM über den Betragſpalten unter dieſen Umſtänden 
nicht berechtigt iſt. 

SenPräſ. Hans Müller, Dresden. 


Das Grundbuch. Von Georg Krauſe und Dr. Rudolf Fiſcher, 
Amtsgerichtsräten. (Heft IX von Dr. Pape: Die Gerichts⸗ 
praxis.) 2. Auflage. Berlin 1928. Verlag von Franz 
Vahlen. Preis 6,60 . 


Die Verf. bieten eine ſyſtematiſche Darſtellung der für den 
Grundbuchverkehr bedeutſamen Vorſchriften und geben ſo vor allem 
dem jüngeren Juriſten ein geeignetes Hilfsmittel. Die Rſpr., beſon⸗ 
ders die des KG., iſt bis in die neueſte Zeit berückſichtigt, zahl⸗ 
reiche Muſter von Anträgen, Verfügungen und Eintragungen er⸗ 
leichtern die Anwendung der geſetzlichen Vorſchriften in der Praxis. 
Das Buch, das vom Landesrecht nur die preußiſchen Vorſchriften 
berückſichtigt, iſt mit Erfolg auch in den übrigen Teilen des Reichs 
zu verwenden. Bei der Durchſicht iſt mir folgendes aufgefallen. 
Im § 2 (S. 5) if der letzte Satz nicht genau; es fehlt der Hinweis 
auf Art. 131 RVerf., der die Inanſpruchnahme des Richters durch 
den Geſchädigten ausſchließt. Die Goldmark (S. 80 unter B) iſt 
kein beſonderer geſetzlicher Maßſtab neben dem Preiſe für Fein⸗ 
gold, ſondern nur eine vereinfachte Bezeichnung. Die jetzige Wäh⸗ 
rung kennt nicht mehr den Pfennig, ſondern nur den Reichspfennig 
(abgekürzt Rpf.). Das it in dem Protokoll S. 87 nicht beachtet. 
In den Beiſpielen S. 93/94 möchte Rentier durch Rentner erſetzt 
werden. Bei der Behandlung der Vormundſchaft (S. 141) dürfte 
es fidh empfehlen, auch auf 8 1831 BGB. hinzuweiſen, eine Vor⸗ 
ſchrift, die nicht immer beachtet wird. 

SenpPräſ. Hans Müller, Dresden. 


Die landesrechtlichen Vorſchriften zum Reichsgeſetz über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung. 
Herausgegeben von den Senatspräſidenten Dr. jur. h. e. 
Reinhard und Müller. Ausgabe für Bayern und Sachſen. 
Stuttgart 1928. Verlag Kohlhammer. 

In gleicher Ausſtattung wie die JW. 1928, 2432 beſprochene 
Ausgabe für Preußen ſind Ausgaben für Bayern und Sachſen er⸗ 
ſchienen. Bezüglich ihrer Verwendbarkeit kann das gleiche wie in 
der obenzitierten Beſprechung des Herrn IR. Stillſchweig geſagt 
werden. D. S. 


57. Jahrg. 1928 Heft 44] 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; 


A. Ordentliche Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Jivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — Anmerkung.] 


1. 88 47, 93, 13, 1 RA Geb O.; Art. 14 Pr R A⸗ 
Geb.; 88 315, 316 BG B. 

1. Begutachtungs⸗ und Ratserteilungs⸗ 
gebühr. Zu einer Honorar vereinbarung iſt eine 
beſtimmte oder doch beſtimmbare Leiſtung er⸗ 
forderlich. Bei einer Honorarverabredung kann 
die Höhe nicht nach 8s 315, 316 BGB. beſtimmt 
werden. 

2. Verzicht auf entftandene Anwaltsgebüh⸗ 
ren durch langes Zuwarten mit der Geltend⸗ 
machung. 

3. Erſtreckt ſich bei Einklagung einer Teil⸗ 
forderung die Gutachter⸗ und Beratungs- 
tätigkeit des RA. über diejen Betrag hinaus auf 
die geſamte Forderung, ſo iſt der Berechnung 
der Gebühr die letztere zugrunde zu legen, und 
die Gebühr iſt nach der reichs rechtlichen, nicht der 
landesrechtlichen Gebo. zu berechnen. 

4. Vorausſetzungen für die Entſtehung der 
Vergleichsgebühr. t) 

Der Kl. verlangt Vergütung für geleiſtete Anwaltsdienſte. 
Die Bekl. erhob durch den Kl. gegen B., mit dem ſie einen 
Lieferungsvertrag vom Jahre 1916 bis zum Jahre 1932 ge⸗ 
ſchloſſen hatte, i. J. 1921 Klage auf Zahlung des Tages⸗ 
preiſes anſtatt des Vertragspreiſes. Es wurde zunächſt nur 
ein Teilbetrag eingeklagt; nach Klageabweifung wurde die 
Klage dann mehrfach erhöht, im Termin v. 29. Sept. 1923 
wurde, nach Verhandlungen des Kl. mit der Bekl. über die 
Aufwertung auf dieſe von B. neben dem inzwiſchen auf 
6,5 Millionen erhöhten Kaufpreis begehrt. Dann traten die 
Prozeßparteien in Vergleichsverhandlungen, an denen die 
Rechtsanwälte nicht unmittelbar teilgenommen haben. Aber 


Zu 1. Nach mehrfacher Richtung intereſſiert die Entſch. 

1. Daß die Honorarabrede des 8 93 RA Geb O. den al- 
gemeinen Regeln über Verträge — neben den beſonderen in 8 93 
gegebenen Vorſchriften — unterliegt, hat das RG. nicht verkannt. 
Daß die Bezugnahme auf das Ermeſſen eines Dritten unſtatthaft 
ift, ſpricht 8 98 ausdrücklich aus; um ſo mehr muß das Ermeſſen 
eines der Vertragſchließenden ſelbſt ausgeſchloſſen fein. Mit leg- 
terer Annahme folgt der 3. ZS. der herrſch. Meinung und ſeiner 
eigenen mehrfachen Rſpr. (insbeſ. NG. 3. 35: JW. 1912, 885; 
JW. 1915, 928: ebenſo Walter Joachim < Friedlaender 
[8] mit weit. Rſpr. zu § 93 Anm. 8 Fußn. 7; Willen bücher, 
Koſtceſt[Verf. [10] zu 8 93; Carlebach, RAGebO., 8 93 Anm. 3; 
Sydow⸗Buſch, NAGED., 8 93 Anm. 9 u. a.). Der Vertrags- 
inhalt muß nach feſtſtehender Annahme beſtimmt oder doch beſtimm ' 
bar fein (3 B. NG.: IW. 1912, 73); das iſt er aber vorliegenden⸗ 
falls nicht; denn hier iſt vorgeſehen: „Vereinbarung eines 
angemeſſenen Streitwerts oder angemeſſene Honorar verein 
barung in anderer Form“. Der 8 315 BOB. entfällt alſo ſchon 
deshalb, weil ſeine erſte Vorausſezung — Beſtimmung der Leiſtung 
durch einen der Verkragſchließenden — nicht gegeben it; 8816 
entfällt, weil ja (bei mangelnder Gültigkeit der Abrede) die Gegen⸗ 
leiſtung durch die Geb O., aljo Geſetz, beftimmt iſt. Die Abrede iſt 
alſo deshalb wirkungslos, weil ſie weitere Parteivereinbarungen 
vorausſetzt, die nicht erzielt wurden und nicht erzielbar ſind, zumal 
für dieſe Vereinbarung zwei Alternativen (Streitwert⸗ oder Honorar⸗ 
abrede) ins Auge gefaßt waren. Sollte man aber im Gebühren- 
abkommen die Feſtlegung der Beſtimmung „angemeſſenen“ Hono⸗ 
rars erblicken, ſo hielte ich auch ſolche Abmachung für nicht beſtimmt 
genug, da alle ſicheren Maßſtäbe für die Feſtſtellung der Ange⸗ 
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der Kl. hat die Vergleichsentwürfe, die den Parteiverhand⸗ 
lungen zugrunde gelegt wurden, begutachtet und außerdem 
für den Fall, daß der Vergleich nicht zuſtande käme, eine 
weſentliche Ausdehnung der Klage für den nächſtanſtehenden 
Verhandlungstermin vorbereitet. Indeſſen haben ſich die Par⸗ 
teien außergerichtlich verglichen; am 12. März 1924 haben 
die beiderſeitigen Prozeßbevollmächtigten dem Gericht den Ab- 
ſchluß des Vergleichs angezeigt. 

Die Gebührenklage wurde nur zum Teil zugeſprochen. 
Auf die Rev. des Kl. hat das RG. unter Zurückweiſung der 
Anſchlußreviſion das BU. aufgehoben. 

1. Im Anſchluß an die Klagerhebung im Vorprozeſſe 
hat die Bekl. die Kohlenlieferung an ihren Gegner einge⸗ 
ſchränkt und ſchließlich ganz eingeſtellt. Im März 1923 waren 
bei ihr Bedenken entſtanden, ob ſie nicht dadurch ihrem Geg⸗ 
ner einen Grund zum Rücktritt von dem ganzen Vertrag ge⸗ 
geben habe. Hierüber erbat ſie ſich den Rat des Kl., der über 
die Frage mit ihr verhandelte und ihr darüber ein Gutachten 
erſtattete. Auf Grund dieſes Gutachtens kam es zur Ab⸗ 
ſendung eines vom Kl. entworfenen Schreibens an den 
Gegner. a 

Für dieſe Tätigkeit berechnet ſich der Kl. die Gebühr des 
8 47 RAGebO. aus dem vollen Werte des laufenden Ver⸗ 
tragsverhältniſſes. Hilfsweiſe fordert er mindeſtens Gebühren 
nach der Prechebo. Der BR. hat zwar nicht die reichsrecht⸗ 
liche, wohl aber eine landesrechtliche Gebühr zunächſt für be⸗ 
gründet erklärt, hinterher aber gleichwohl die Anrechnung ge⸗ 
ſtrichen, weil ihr das Abkommen der Parteien v. 23. Sept. 
1923 entgegenſtehe. Hierin kann dem BR. nicht beigetreten 


werden. 
Jenes Abkommen hat mit der begutachtenden Tätigkeit 
des Kl. vom März 1923 nichts zu tun. Es it, nach den Feſt⸗ 


ſtellungen des BR., aus anderem Anlaß ſpäter im September 
1923 getroffen worden. Damals wurde zwiſchen den Par⸗ 
teien ein Einverſtändnis dahin erzielt, daß die Anwalts⸗ 
gebühren nicht nach den damaligen, immer noch beſchränkten 
Berufungsanträgen, ſondern unter Berückſichtigung des ge⸗ 
ſamten Feſtſtellungsintereſſes der Bekl. „durch Vereinbarung 
eines angemeſſenen Streitwerts oder durch angemeſſene 
Honorarvereinbarung in anderer Form“ beſtimmt werden 
ſollten. Darin will der BR. einen Verzicht des Kl. auf die 
bereits (nämlich im März 1923 durch die begutachtende 
Tätigkeit) verdiente Sondergebühr finden. Dem ſteht jedoch 
folgendes entgegen: Das genannte Abkommen vom September 


meſſenheit bei Abſtandnahme von der RAcebO. (Mühewaltung? 
Streitwert? Dauer des Prozeſſes? Seine Wichtigkeit für Partei? 
Goldmarkvergütung? uſw.) fehlen; die entgegengeſetzte Auffaſſung 
des OLG. Hamburg: JW. 1925, 1662 für die Inflationszeit war 
weder für dieſe noch für ſpäterhin zutreffend, wie Friedlaender 
in Anm. zu OLG. Hamburg 1. e. ausführt; auch RG.: JW. 1915, 
928; 1912, 885 nimmt den von mir vertretenen Standpunkt grund⸗ 
ſäglich ein. 

2. Die Ratsgebühr wird vom Kl. und RG. mit 847 
begründet; die unmittelbare Anwendbarkeit dieſer reichsrechtlichen 
Beſtimmung rechtfertigt die Entſcheidung mit dem Hinweis auf 
den zweiten Teil des § 1 HUGED. Wird mit dem RG. als 
Tatbeſtand zugrunde gelegt, daß die beratende Tätigkeit den Be⸗ 
ginn oder die Fortſezung des in 8 1 bezeichneten Verfahrens vor 
den ordentlichen Gerichten betraf, ſo beſteht kein Bedenken gegen 
die unmittelbare Heranziehung des 8.47, falls nicht etwa an 8 88 
zu denken war Denn das RG. ſpricht ſtändig von „Gutachten“ 
oder „begutachtende Tätigkeit“ des klagenden Anwalts. Mit dem 
Wort „Gutachten“ verbindet das Geſetz (8 88) bei Vorliegen juriſt. 
Begründung (daran iſt im Streitfall nicht zu zweifeln) einen über 
den einfachen Rat hinausgehenden Rechtsbegriff; die Gutachtens⸗ 
vergütung könnte vom Gericht nur nach Einholung eines Gutachtens 
des Kammervorſtands feſtgeſtellt werden. Da die Vergütung für ein 
Gutachten i. S. 8 88 regelmäßig höher als die Ratsgebühr des § 47 
ſein muß, Kl. aber nur die geringere Gebühr des 8 47 forderte, 
konnte vom RG. wohl von der Prüfung der Anwendbarkeit des 
S 88 Abſtanb genommen werden; es ſcheint freilich das Urteil ſich 
des Unterſchieds zwiſchen Rat und Gutachten nicht bemußt geweſen 
zu ſein. Daß auch im Fall des 8 88 deſſen unmittelbare Heran⸗ 
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1923 ift keine Honorarvereinbarung i. S. des § 93 RAGebO. 
(in der damals ſchon geltenden Faſſung des Gef. v. 18. Aug. 
1923). Es gebricht ihm an der erforderlichen Beſtimmtheit 
oder auch nur Beſtimmbarkeit der Leiſtungen des Auftrag⸗ 
gebers. Auch als Abrede i. S. der 88 315, 316 BGB., wo⸗ 
nach die Bekl., äußerſtenfalls der Richter nach billigem Er⸗ 
meſſen die Vergütung des Anwalts zu beſtimmen häkte, kann 
das Abkommen nicht aufgefaßt werden. Denn nach 8 
RAGEDD. ift bei einem Honorarabkommen „die Bezugnahme 
auf das Ermeſſen eines Dritten ausgeſchloſſen“; folgeweiſe iſt 
es auch ausgeſchloſſen, daß die Höhe der Anwaltsvergütung 
durch die Bezugnahme auf das Ermeſſen der Partei oder des 
Richters beſtimmt werde. Demnach liegt eine rechtlich wirk⸗ 
ſame Honorarabrede überhaupt nicht vor, ſondern nur eine 
nicht rechtsverbindliche vorläufige Abrede, die dem Kl. ledig⸗ 
lich eine ſog. „moraliſche“ Anwartſchaft auf die Bereitwillig⸗ 
keit der Bekl. gab. Das Abkommen hat dem Kl. keine Rechte 
gewährt und vermochte ihm darum auch keine erworbenen 
Rechte zu nehmen. Von einem Verzicht des Kl. kann keine 
Rede ſein. Der BR. hat in Wahrheit keinen Verzichtswillen 
des Kl. feſtgeſtellt. Er iſt vielmehr der Meinung, daß der Kl. 
als verzichtend zu gelten habe, weil er mit der Geltend⸗ 
machung ſeiner Anſprüche auf eine beſondere Anrechnung für 
ſeine Gutachtertätigkeit vom März 1923 nicht hervorgetreten 
ſei. Auch das iſt nicht zu billigen. Der Kl. konnte im Hin⸗ 
blick auf die erklärte Geneigtheit der Bekl., ſpäter eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung zuzubilligen, vorerſt zuwarten, wie ſich 
ſchließlich dieſe Vergütung geſtalten würde. Erſt nachdem es 
zur Feſtſetzung einer angemeſſenen Vergütung nicht gekommen 
iſt, macht der Kl. diejenigen Vergütungsanſprüche geltend, die 
er mit Grund erheben zu können glaubt. Es iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, warum er mit dieſen Anſprüchen ſchon im September 
1923 hervorzutreten gehalten geweſen ſein ſollte. 

Der Entſcheidungsgrund, womit der BR. den von ihm 
zunächſt zuerkannten Gebührenanſpruch für die Beratung vom 
März 1923 dem Kl. hinterher wieder abſpricht, iſt demgemäß 
nicht zu billigen. 

Dieſer Anſpruch des Kl. iſt aber auch ſachlich begründet. 
Im Vorprozeſſe war damals nur der Anſpruch der Bekl. auf 
Bezahlung der in der erſten Juni⸗Dekade 1920 gelieferten 
Kohlenmengen anhängig. Vom LG. abgewieſen, hatte die Be⸗ 
klagte damals eben die Berufung eingelegt. Wenn nun bei 
dieſer Sachlage der Anwalt der Bekl. auf deren Wunſch ein 
Gutachten darüber erſtattete, ob die Bekl. nicht ihrem Käufer 
ein Recht zum Rücktritt von dem ganzen, noch bis 1932 lau⸗ 
fenden Lieferungsvertrag gegeben habe, ſo beſchränkte ſich dieſe 
Gutachtertätigkeit erſichtlich nicht auf den anhängigen Rechts⸗ 
ſtreit, ſondern griff über deſſen Rahmen weit hinaus und 
hatte gerade auch den nicht anhängigen Teil des Geſamtrechts⸗ 
verhältniſſes zum Gegenſtand. Dieſe Tätigkeit kann alſo nicht 
durch die Gebühren des Anwalts für die Prozeßführung im 
anhängigen Rechtsſtreit abgegolten ſein, ſondern muß be⸗ 
ſonders vergütet werden. Das hat ja an ſich auch der BR. 
nicht verkannt. Nicht zu billigen iſt nur, daß er (an ſich) nur 
eine landesrechtliche Gebühr für begründet erachtet hat. Die 
Gutachtertätigkeit des Anwalts vom März 1923 bezog ſich, 
wenn ſchon nicht auf den Begien, fo doch auf die Fort- 
ziehung wegen § 1 zweiter Teil ſtatthaft wäre, möchte ich trotz des 
Ausdrucks „beratende Tätigkeit“ in 8 1 — der übrigens ſchon 
weiter geht als der „Rat“ des 8 47 — bejahen. 

3. In der Verzichtfrage, die weſentlich auf tatſächliche 
Annahmen gegründet iſt, beſteht zur Außerung kein Anlaß. 

4. Hinſichtlich der Gebührenberechnung in Fällen der Herein⸗ 
ziehung von nicht zum Prozeßſtreitgegenſtand ge⸗ 
hörigen Anſprüchen in den gerichtlichen oder außer⸗ 
gerichtlichen Prozeßvergleich nimmt die Entſch. mit Recht 
an, daß gründſätzlich der Anwalt aus dem nicht im Prozeß befangenen 
Vergleichsobjekt eine weitere Gebühr berechnen kann, die ſich regel⸗ 
mäßig nach Landesrecht bemißt (hier Art. 14 Prat AGebO.: Art. 11 
Bay. Rechtspflege V. normiert ebenſalls die Vergleichsgebühr auf 
10/10). Dieſe grundſätzliche Stellungnahme des NG. ift zu begrüßen, 
weil immer wieder ſich in dieſer Frage abweichende Anſichten geltend 
machen, wenn ſchon die Praxis im weſentlichen auf dem vom RG. 
vertretenen Standpunkt ſteht (val. Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laender [8], § 1 Anm. 69 u. Fußn. dort; Carlebach, 8 1 JI 
4d; Merzbacher⸗Krakenberger, NAGED., 81 Anm. 7 
S. 10). Im gegebenen Falle hätte aber 8 13 Ziff. 3 unmittelbar 
herangezogen werden müſſen (nicht mittelbar auf Grund landes⸗ 
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ſetzung des Rechtsſtreits (§ 1 NAGebD.) und iſt daher auf 
der Rechtsgrundlage der ŞE 1, 47 NAGED. aus dem Ge 
ſamtwert des Lieferungsvertrags zu bemeſſen. 

2. Nach dem geſcheiterten gerichtlichen Sühnetermin vom 
29. Dez. 1923 haben die damaligen Prozeßparteien unter ſich, 
ohne Zuziehung der Anwälte, eine gütliche Einigung angeſtrebt 
und erreicht, die nicht bloß den anhängigen Rechtsſtreit, fon- 
dern auch darüber hinaus das ganze Vertragsverhältnis um⸗ 
faßte. Der Kl. war an dieſen Verhandlungen nach außen nicht 
beteiligt. Aber er hat die Bekl. beraten, die ihm von dieſer 
mitgeteilten Vergleichsentwürfe geprüft und begutachtet, und 
die Bekl. hat die Anregungen und Vorſchläge des Kl. ent⸗ 
gegengenommen und ihnen Rechnung getragen. 

Der BR. anerkennt, daß der Kl. damit im Intereſſe und 
im Auftrag der Bekl. eine Tätigkeit entfaltet habe, die für 
das Zuſtandekommen des Vergleichs urſächlich geweſen ift. Er 
hat darum dem Kl. eine Gebühr, und zwar aus dem Werte 
des ganzen Vertrags, zugebilligt, jedoch nicht die vom Kl. ver⸗ 
langte reichsrechtliche Gebühr des $ 13 Nr. 3 RAGED., fon- 
dern nur eine Beratungsgebühr nach der PrGebd. Gegen die 
erſtere Annahme richtet ſich die Rev. des Kl., gegen die Zu⸗ 
billigung auch nur der landesrechtlichen Gebühr die Anſchluß⸗ 
reviſion der Bekl. 

Das Rechtsmittel des Kl. iſt begründet. Daß für die Be⸗ 
rechtigung der Vergleichsgebühr nach § 13 Nr. 3 RAGEbD. 
nicht, wie der BR. annimmt, perſönliches Verhandeln des 
Anwalts mit der Gegenpartei gehört, hat das RG. bereits 
ausgeſprochen (RG.: ZW. 1897, 56 26); dabei ift ſtehen zu 
bleiben. Insbeſ. gibt die Entſch. EGH. 10, 54 keinen Anlaß, 
hiervon abzuweichen. Daß der Anwalt unmittelbar bei den 
in Gang befindlichen Verhandlungen mittätig geworden iſt — 
nicht etwa, wie in dem Falle der Entſch. des KG. (OLG. 31, 
224), bei bloßen Vorbeſprechungen über einen erſt in Aus⸗ 
ſicht genommenen Vergleich —, erhellt aus den Feſtſtellungen 
des BR. Daß ferner der Kl. die Vergleichsgebühr nicht bloß 
aus dem Werte des anhängigen Rechtsstreits, ſondern auch 
aus dem bis dahin noch nicht rechtshängig gewordenen Teile 
des ganzen Gegenſtands (Vertrags) beanſpruchen kann, geht 
aus dem Beſchluß des RG. v. 7. Juli 1900 (Naumb Anw. 
1900, 102) hervor. Daß endlich die Tätigkeit des Anwalts ur⸗ 
ſächlich für den Vergleichsabſchluß geworden iſt, nimmt der 
BR. ohne Rechtsverſtoß an. Und zwar iſt die Gebühr aus 
dem rechtshängig geweſenen Teile des Gegenſtands unmittel⸗ 
bar aus § 13 Nr. 3 RAGeboO. begründet, die Gebühr aus 
dem überſchießenden Teile kraft der Beſtimmung des Art. 14 
PrRAGebO., die inſofern auf die RAGEHD. zurückverweiſt. 

Demzufolge iſt die Rev. des Kl. zu dieſem Punkte be⸗ 
gründet, die Anſchlußreviſion der Bekl. aber, wie ſich aus der 
ſoeben gemachten Bemerkung betreffend den Art. 14 PrRA⸗ 
Gebo. ergibt, unbegründet. 

(U. v. 19. Juni 1928; 424/27 III. — Naumburg.) [Sch.] 


2. 88 398, 892, 1117 A bſ. 2, 1155 BG B. Hat 
der Zedent dem Notar den Stammbrief zur 
Anbringung der öffentlich zu beglaubigen- 
den Teilabtretung gegeben, ſo erwirbt der 
Zeſſionar das Teilrecht nicht ſchon hierdurch, 


rechtl. Vorſchrift), da ſich — nach den tatjächlichen Annahmen der 
Entſch. oben 1 a. E. — die Tätigkeit des RM. ja auch hinſichtlich 
des nicht im Prozeß befangenen Teils des Streitobjekts auf die 
Fortſetzung des Rechtsſtreits bezog (vgl. Walter⸗Joachim⸗ 
Friedlaender h.) Ob die Vergleichsgebühr aus dem rechts⸗ 
hängigen und nichtrechtshängigen Objekt zuſammen den Betrag 
einer nach dem Gejamtobjekt bemeſſenen Vergleichsgebühr zu 10719 
nicht überſtieg und demgemäß nicht etwa die Berückſichtigung des 
§ 14 Abf. 2 GRG. mit $ 10 RAGED. (Reduzierung auf 10/0 aus 
dem Geſamtbetrag) erforderlich war, läßt fih dem Tatbeſtand nicht 
entnehmen. 


Daß zur Mitwirkung am Vergleich kein Verhandeln mit 
der Gegenpartei gehört, nimmt das RG. mit Recht an; dem ent⸗ 
ſpricht auch die herrſch. Meinung; die vereinzelt aufgetretene ent⸗ 
gegengeſetzte Anſicht (Ech H. 10, 54; KG.: OLG. 31, 224) wird vom 
RG. abgelehnt; für diefe Ablehnung auch Walter ⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, 8 13 Anm. 59 Fußn. 58; Carlebach, 813 
III 20; Willenbücher (10), S. 265; Rittmann⸗Wenz, GRG. 
(12), S. 312; Baumbach, NRoft®. (2) zu § 13 RAGED. 


IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 
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ſondern nur dann, wenn der Notar auch mit 
der Herſtellung des Teilbriefes beauftragt 
war oder wenn er den Mitbeſitz des Zeſſio⸗ 
nars am Stammbrief vermitteln ſollte. Geht 
das Recht des Zeſſionars einer Grundſchuld nur 
auf Sicherſtellung, ſo kann es die Befugnis zur 
Weiterabtretung der Grundſchuld im Falle der 
Abtretung der dadurch geſicherten Forderung 
einſchließen. Ergibt ſich die Eigenſchaft der Ab⸗ 
tretung als einer fiduziariſchen nicht aus dem 
Brief, ſo ſtehen die Beſchränkungen des Treu⸗ 
händers dem Erwerber des Briefes nur dann 
entgegen, wenn er ſie kennt, nicht ihon dann, 
wenn er ſie aus der Abtretungsurkunde leicht 
erkennen kann; der Mitübergabe dieſer früheren 
Urkunde bedarf es nicht. 

Der Bekl. war Eigentümer eines Grundſtücks in 155 
In Abt. III war für ihn eine Eigentümergrundſchuld von 
17 920 g Feingold = 50 000 GM. eingetragen. Mit Urkunde 
v. 4. Juli 1924 trat der Bekl. dieſe Grundſchuld an H. ab 
„zur Sicherheit über alle Forderungen desſelben aus laufender 
Geſchäftsverbindung“. Am Schluß der Urkunde heißt es, 
daß der Grundſchuldbrief an den Notar Dr. St. zu getreuen 
Händen ausgehändigt werden ſoll, womit der Gläubiger H. 
einverſtanden ſei. Der Grundſchuldbrief wurde auch gemäß 
dieſer Vereinbarung dem genannten Notar übergeben. In 
einer Urkunde v. 10. Dez. 1924 erklärte H., daß er auf ſeine 
Rechte aus der Abtretung der Grundſchuld v. 4. Juli 1924 
unter der Bedingung verzichte, daß der Bekl. an Stelle 
dieſer Abtretung eine Teilabtretung von 17500 GM. mit dem 
Vorrang vor dem überreſt verlautbare und ſämtliche Koſten 
trage. In einer weiteren Urkunde v. 10. Dez. 1924 erklärte 
der Bekl. die Abtretung eines Teilbetrages der vorerwähnten 
Grundſchuld von 17500 GM. nebſt Zinſen v. 1. Okt. 1924 
ab an H. „zur Sicherheit desſelben für alle Forderungen 
aus laufender Geſchäftsverbindung“ zu bewilligen und be⸗ 
antragte die Umſchreibung der Abtretung im Grundbuche, die 
Bildung eines Teilgrundſchuldbriefes und die unmittelbare 
Aushändigung dieſes Briefs an den Gläubiger. Dieſe Teil⸗ 
grundſchuld von 17 500 GM. ſollte dem Reſt von 32 500 GM. 
im Range vorgehen. 

Der Bekl. hatte dem H. für mehrere von dieſem erhaltene 
Darlehen fünf Wechſel — Akzepte über Beträge von ins⸗ 
geſamt 14365 K gegeben. Zwei von dieſen Wechſeln im Be⸗ 
trage von 5720 M und 3640 AM girierte H. an den Kl., 
die drei übrigen Wechſel an einen gewiſſen W. weiter. Mit 
Urkunde v. 14. April 1925 trat H. die gemäß der Urkunde 
v. 10. Dez. 1924 an ihn abgetretene Teilgrundſchuld an den 
Kl. weiter ab mit der Erklärung, daß der Teilgrundſchuld⸗ 
brief an den Kl. überſandt werden ſolle. 

In der Folgezeit klagte der Kl. ſeine beiden letzterwähn⸗ 
ten Forderungen ein und beantragte zugleich Verurteilung zur 
Duldung der Vollſtreckung in das Grundſtück im Range der 
Grundſchuld. 

Inzwiſchen war auf Betreiben anderer Gläubiger das 
Grundſtück zur Zwangsverſteigerung gekommen. In dieſem 
Verfahren hatte der Kl. die an ihn abgetretene Teilgrund⸗ 
ſchuld angemeldet. Dieſelbe kam nach dem Verteilungsplan 
nur mit 16 081,23 AM zur Hebung. Diefer Betrag wurde dem 
Kl. zugeteilt. Im Verteilungstermin erhob darauf der Bell. 
und ſeine Ehefrau, an die der Bekl. die Reſtgrundſchuld von 
32500 AN am Tage vor dem Verſteigerungstermin (13. Jan. 
1926) abgetreten hatte, Widerſpruch gegen dieſe Zuteilung. 
Der Widerſpruch wurde vom Kl. nicht anerkannt. 

Es wurde alsdann eine den Widerſpruch berückſichtigende 
bedingte Verteilung dahin angeordnet, daß der vorerwähnte 
Teil des Verſteigerungserlöſes zugeteilt werde: 

1. dem Bekl. und feiner Ehefrau, falls fie mit ihrem 
Widerſpruch durchdrängen; 

2. dem Kl., falls der Widerſpruch fortfalle. 

Die Verteilung wurde inſoweit ausgeſetzt und der ſtreitige 
Teil des Erlöſes beim AG. K. hinterlegt. 

Der Kl. hat beantragt 
1I.x feſtzuſtellen, daß er berechtigt ſei, auf Grund der an 
ihn abgetretenen Grundſchuld in Höhe eines Teilbetrags von 
17 500 AN die Auszahlung der hinterlegten Summe zu 
verlangen; ; 


2. hilfsweiſe: den Bekl. zu verurteilen, darin einzu⸗ 

willigen, daß dieſer Betrag bis zur Höhe von 16 081,23 AN 
nebſt Zinſen an ihn ausgezahlt werde. 
Der Bekl. hat den Klagantrag in Höhe von 4092,90 MM 
nebſt Zinſen anerkannt und iſt demgemäß durch Teilanerken⸗ 
nungsurteil verurteilt worden, einzuwilligen, daß von dem 
hinterlegten ſtreitigen Teilerlöſe ein dem Anerkenntnis enk⸗ 
ſprechender Betrag an den Kl. ausgezahlt werde. Im übrigen 
hat der Bekl. Klagabweiſung beantragt und Widerklage er⸗ 
hoben, durch die er die Zuteilung des hinterlegten Betrages, 
abgeſehen von dem im Anerkenntnisurteil berückſichtigten 
Betrage, an ſich begehrte. 

OLG. und RG. haben Klage und Widerklage abgewieſen 
und die Auszahlung des den anerkennenden Betrag über⸗ 
ſteigenden hinterlegten Betrags an den Bekl. angeordnet. 

Der BR. meint, es könne nicht zweifelhaft ſein, daß die 
Teilgrundſchuld dinglich dem Kl. zuſtehe. Denn H. habe auf 
Grund der Abtretung der Teilpoſt an ihn ein Recht auf Ab⸗ 
zweigung und Aushändigung des Teilbriefes gehabt, und 
dieſes Recht habe er auf den Kl. übertragen. Dieſe Meinung 
erſcheint nicht unbedenklich, und da, wie weiter zu erörtern 
fein wird, das BU. ohnedies mit ſeiner bisherigen Begrün⸗ 
dung nicht aufrechterhalten werden kann, fo wird der BR. 
Gelegenheit haben, auch die Frage, ob ein wirkſamer Über- 
gang der Teilgrundſchuld auf H. und den Kl. ſtattgefunden 
hat, einer erneuten Prüfung zu unterziehen. Hierbei kommen 
folgende rechtliche Geſichtspunkte in Betracht: Die Wirkſam⸗ 
keit einer Vereinbarung aus § 1117 Abſ. 2 BGB. ſetzt, wenn 
es ſich um die Bildung eines Teilbriefes handelt, voraus, 
daß der Stammbrief zwecks Bildung des Teilbriefs in den 
unmittelbaren Beſitz des GBA. gelangt (RG. 69, 36°); 
Warngſpr. 1912 Nr. 291). Daß dieſe Vorausſetzung hier zu⸗ 
trifft, hat das BO. nicht feſtgeſtellt. Nun ift nach §1 GBO. 
für die Herſtellung eines Teilbriefs auch ein Notar zuſtändig, 
in Preußen jeder Notar (vgl. Güthe-Triebel, Anm. 19 
zu 861 GBLD.). Da vorliegend der Notar ſich im unmittel⸗ 
baren Beſitz des Stammbriefes befand, ſo fragt es ſich, ob 
dies i. S. 8 1117 Abſ. 2 BGB. genügt, wenn der Notar den 
Auftrag hatte, den Teilbrief herzuſtellen. Auch einen der⸗ 
artigen Auftrag hat das BG. bisher nicht feſtgeſtellt. Er 
ergibt ſich keineswegs ohne weiteres daraus, daß der Notar 
die Teilabtretungen öffentlich beglaubigt hat; denn es iſt in 
ſolchem Falle ſehr wohl möglich, daß die Beteiligten die Her⸗ 
ſtellung des Teilbriefs bei dem GBA. beantragen wollen. 
Außer durch eine Vereinbarung aus § 1117 Abſ. 2 BGB. 
kann bei Abtretung einer Teilgrundſchuld, im Gegenſatz zu 
der Abtretung der Vollgrundſchuld (Recht 1912 Nr. 1623), 
die Übergabe des Briefs auch dadurch erſetzt werden, daß dem 
Zeſſionar der durch einen Treuhänder vermittelte Mitbeſitz 
an dem Stammbrief eingeräumt wird (RG. 69, 36 2)). Da 
hier, wie erwähnt, der Notar als Treuhänder für den Bekl. 
und H. den Stammbrief bereits in Verwahrung hatte, ſo 
kommt weiter in Betracht, ob H., ohne daß es einer Ver⸗ 
einbarung aus § 1117 Abſ. 2 BOB. bedurfte, Inhaber der 
Teilgrundſchuld auf Grund der Abtretung v. 10. Dez. 1924 
geworden iſt, und ob er ſeinerſeits in der Urkunde v. 14. April 
1925 oder wenigſtens in derjenigen v. 16. Nov. 1925 
(Bl. 15 d. A.), zu der das BG. bisher überhaupt noch nicht 
Stellung genommen hat, den Mitbeſitz an dem Stammbrief 
auf den Kl. übertragen hat. Wäre die Teilgrundſchuld über⸗ 
haupt nicht auf den Kl. übergegangen, ſo hätte er keinen An⸗ 
ſpruch auf den Verſteigerungserlös. Dieſer würde vielmehr 
dem Bekl. zuſtehen, und zwar, wenn auch H. nicht Gläubiger 
der Teilpoſt geworden wäre, in ſeiner Eigenſchaft als Inhaber 
dieſer Poſt, andernfalls in ſeiner Eigenſchaft als Eigentümer 
des verſteigerten Grundſtücks, da H. keinen Widerſpruch ein⸗ 
gelegt hat, und die Ehefrau des Bekl. als Inhaberin der im 
Range nachfolgenden Reſtgrundſchuld ihren Widerſpruch nicht 
verfolgt hat. Soweit der Bekl. ſeinen Widerſpruch darauf 
ründet, die Teilgrundſchuld ſei dem H. nur zur Sicherheit 
abgetreten worden, dieſer ſei daher zur Weiterabtretung nicht 
berechtigt geweſen, macht er lediglich einen perſönlichen An⸗ 
ſpruch geltend. Denn da die fiduziariſche Abrede nur eine 
perſönliche Bindung des Treuhänders begründet, fo hindert 
ſie den Übergang des dinglichen Rechts nicht, wenn der Treu⸗ 


1) JW. 1908, 482. ) JW. 1908, 482, 
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händer ſeiner Verpflichtung zuwiderhandelt. Der Kl. iſt 
daher, falls die Abtretung der Grundſchuld ſonſt in Ordnung 
iſt, dinglicher Berechtigter geworden, und die Einwendung des 
Bekl. kann, falls ſie begründet iſt und der Kl. ſie gegen ſich 
gelten laſſen muß, uur die Folge haben, daß der Kl. ſchuld⸗ 
rechtlich verpflichtet iſt, aus der Grundſchuld kein Recht für 
fih herzuleiten (vgl. WarnRſpr. 1910 Nr. 17). Allein auch 
ein derartiges perſönliches Recht berechtigt zum Widerſpruch 
gem. § 115 ZwVG. 

Daß der Eigentümer dem Zeſſionar einer Grundſchuld, 
wenn dieſer nicht in gutem Glauben war, gem. den 88 1192, 
1157 BGB. entgegenhalten kann, fein Redent fei nach dem 
mit dem Eigentümer getroffenen fiduziariſchen Abkommen 
zur Abtretung nicht berechtigt geweſen, hat der BR. in 
Übereinſtimmung mit der Mor. des RG. zutreffend ange⸗ 
nommen (vgl. RG. 91, 218; Warngſpr. 1910 Nr. 17). 

Dagegen erſcheinen die Ausführungen des BG. darüber, 
daß H. zur Weiterabtretung nicht befugt geweſen und daß der 
Kl. in dieſer Beziehung nicht gutgläubig geweſen iſt, nicht 
frei von Rechtsirrtum. Durch die fiduziariſche Abtretung iſt 
dem Treuhänder nicht ſchlechthin die Verfügung über das 
abgetretene Recht unterſagt. Es kommt vielmehr auf den 
Zweck des Treuhandverhältniſſes an. Iſt, wie hier, die Ab⸗ 
tretung zur Sicherung von Forderungen erfolgt, ſo iſt der 
Zeſſionar berechtigt, ſeine Befriedigung aus der abgetretenen 
Grundſchuld zu ſuchen. Mit dieſer Maßgabe iſt er auch zur 
Weiterabtretung befugt (vgl. RRKomm. Anm. V zu § 398 
BOB. S. 599). Da die Abtretung an H. erfolgt war zur 
Sicherung des Gläubigers für alle Forderungen aus laufen⸗ 
der Geſchäftsverbindung, ſo hätte der BR. prüfen müſſen, ob 
O. zur Zeit der Weiterabtretung der Grundſchuld eine fällige 
Forderung gegen den Bekl. hatte, gegebenenfalls in welcher 
Höhe. Denn da H. als Treuhänder auch die Intereſſen des 
Bekl. wahrzunehmen hatte, ſo durfte er die Weiterzeſſion 
gegebenenfalls nur inſoweit vornehmen, als ſie zu ſeiner Be⸗ 
friedigung erforderlich war. 

Eine ſolche Abtretung zur Sicherheit kann ſchließlich von 
den Parteien auch in dem Sinne gemeint ſein, daß der 
Zeſſionar berechtigt ſein ſoll, mit der geſicherten Forderung 
in Höhe dieſer das zur Sicherheit abgetretene Recht ohne 
weiteres mitabzutreten. Nach dieſer Richtung fehlt es eben⸗ 
falls an einer Stellungnahme des BU. 

Bezüglich des mangelnden guten Glaubens des Kl. führt 
der BR. aus, die fiduziariſche Abtretung („zur Sicherheit“) 
ergebe ſich klar aus der Abtretungsurkunde. Der Umſtand, daß 
der Stammbrief bei dem Notar gelegen habe und die Bildung 
des Teilbriefs ſich verzögert habe und ſchließlich unterblieben 
ſei, ſei belanglos. Der Kl. habe ſich zum mindeſten die 
Zeſſion auf H. zeigen laſſen müſſen und aus ihr die fiduziari⸗ 
ſche Abtretung erkennen können und müſſen. Hiergegen iſt 
zunächſt darauf hinzuweiſen, daß der Kl. ſich auf ſeinen guten 
Glauben vielleicht dann nicht berufen könnte, wenn die 
fiduziariſche Natur der Abtretung ſich aus dem Grundſchuld⸗ 
brief oder einem Vermerk auf dieſem ergeben hätte (8 1140 

Zu 3. Die Entſch. ergibt zuſammen mit den drei Entſch. JW. 
1928, 1815 f. Nr. 36—38 intereſſante Beiträge zur Auslegung des Be⸗ 
griffs der Anleihe nach 88 30 Abſ. 3, 40 An! Ab lG. In 
allen Fällen handelt es ſich um Reſtkaufgeld forderungen 
an Kommunen, auf die nach Meinung der Kommunen das Anl⸗ 
AG., nicht das Aufwcß. anzuwenden iſt. In Nr. 36 hatte die 
Gemeinde in der an das Kaufgeſchäft ſich anſchließenden Korre⸗ 
ſpondenz die Reſtkaufgeldforderung ohne Widerſpruch des Verkäufers 
als Darlehnsforderung bezeichnet und entſprechend einen Darlehns⸗ 
ſchuldſchein ausgeſtellt. Das RG. verneint das Vorliegen einer die Yn- 
wendung des Anl Abl. begründenden Umſchaffung, weil es an 
einer klaren ausdrücklichen Vereinbarung dieſes Inhalts fehlt. 
Das entſpricht ſeiner bisherigen Rſpr., die ſtrenge Anforderungen 
an das die Novation begründende Rechtsgeſchäft ſtellt, und verdient 
m. E. Zuſtimmung. 

In Pr. 37 wurde die Reſtkaufgeldforderung i ad hoc aus- 
geſtellten Schuldverſchreibungen auf den Inhaber getilgt. Das RG. 
geht davon aus, daß es zum Begriff der Schuldverſchrei⸗ 
bungen i S. 5 30 Abs. 3 gehört, daß die Forderung, deren Träger 
die Schuldverſchreibung iſt, aus einem Darlehen herrührt. Das Vor⸗ 
liegen dieſer Vorausſetzung wurde in Nr. 37 angenommen, anders 
wie in dem Urt. des V. Sen. v. 26. Jan. 1927 (RG. 116, 60; 
JW. 1997, 760). 

In Nr. 38 und in dem vorl. Urteil handelt es ſich unt die 
Eintragung der Reſtkaufgeldforderung in das ſtädtiſche Schuldb u ch. 


BGB.), wobei dahingeſtellt bleiben mag, ob ein derartiger 
Vermerk überhaupt Aufnahme in den Grundſchuldbrief finden 
kann. Da ſich vorliegend aus dem Grundſchuldbrief nichts 
ergab, ſo muß dem Kl. nachgewieſen werden, daß er davon 
Kenntnis hatte, daß die Grundſchuld dem H. nur zur Sicher⸗ 
heit abgetreten war und daß H. nicht über ſie verfügen durfte. 
Das bloße Kennenmüſſen ſteht der Kenntnis nicht gleich 
(88 1157, 892 BGB.). Der BR. hat nun nicht einmal feft- 
geſtellt, daß der Kl. die Urkunde über die Abtretung an H. 
überhaupt geſehen hat. Bei der Weiterabtretung an den 
Bekl. war auch nicht etwa die Mitübergabe dieſer Urkunde 
erforderlich (RGGRKomm. Anm. 2 zu 8 1155 BGB.; RG. : 
Gruch. 62, 624). Eine Verpflichtung des Kl., ſich die Urkunde 
zeigen zu laſſen, beſtand nicht. Aber auch eine Zuwider⸗ 
handlung gegen eine ſolche Verpflichtung würde höchſtens ein 
Kennenmüſſen, niemals die Kenntnis begründen. 
(U. v. 12. Mai 1928; 468/27 V. — 3 
b h. 


3. 88 30, 40 MniNOLG. Mit der Eintragung 
einer Forderung in das Schuldbuch einer Ger 
meinde verliert fie den urſprünglichen Rechts- 
grund. f) 

Beide Parteien gehen davon aus, daß die Forderung des 
Kl. gegen die beklagte Stadtgemeinde urſprünglich eine Kauf⸗ 
preisforderung von 21 000 % geweſen iſt. Während aber der 
Kl. meint, daß der Charakter der Forderung als Kaufpreis⸗ 
forderung trotz der Eintragung in das Stadtſchuldbuch der 
Bekl. habe erhalten bleiben können und auch nicht durch An⸗ 
ſchaffung geändert worden ſei, hält die Bekl. ſeit der Ein⸗ 
tragung der Forderung in das Stadtſchuldbuch eine Auf⸗ 
wertung der Forderung nur noch nach Maßgabe der 88 30 
Abſ. 3, 40 Abſ. 3 Anl Abl. für ſtatthaft. Das BG. hält für 
entſcheidend, ob nach Anſicht der Parteien eine Umwandlung 
der Kaufpreisforderung ſtattgefunden habe; die Bekl. ſei für 
die von ihr behauptete Loslöſung der Forderung von ihrem 
urſprünglichen Schuldgrunde beweispflichtig. Dieſen Beweis 
erachtet das BG. nicht für geführt; den Umſtand, daß nach 
dem Inhalt des Kaufvertrags die Eintragung des Reſtkauf⸗ 
preiſes in das Stadtſchuldbuch erfolgen ſollte, erachtet es nicht 
für geeignet, den Beweis für eine völlige Umwandlung der 
Schuld in eine Darlehnsſchuld zu erbringen; es verwendet 
dieſen Umſtand vielmehr als Beweismittel für die Annahme, 
daß die Abſicht der Umwandlung nicht genügend erkennbar iſt. 
Die Bedeutung der Eintragung einer Forderung in ein 
Schuldbuch und insbeſ. in ein Schuldbuch der vorliegenden 
Art, erörtert das BG. nicht beſonders. Auf die Bedeutung 
einer ſolchen Eintragung iſt aber das entſcheidende Gewicht 
zu legen. 

Nach 8 30 Ab, 1 AnlAblcg. können die Gläubiger der 
Markanleihen der Länder deren Umtauſch in Ablöſungs⸗ 
anleihen verlangen, und nach Abſ. 3 ſind als Anleihen i. S. 
des Abſ. 1 Schuldverpflichtungen aus Schuldverſchreibungen, 
Buchſchulden und verzinslichen Schatzanweiſungen, ſowie aus 


In Nr. 38 führt der Senat aus, daß, wenn das Reſtkaufgeld in 
eine Darlehusforderung umgeſchaffen fei, die dann zur Eintragung 
gebracht werde, eine Anleihe i. S. 88 30 3, 40 vorliege; er läßt 
aber unentſchieden, ob es auch für den Begriff der Buchſchuld als 
notwendig anzuſehen iſt, daß die Schuldforderung aus einem Dar⸗ 
lehen herrührt, ſo daß, wenn eine Reſtkaufgeldforderung eingetragen 
wäre, der Anleihecharakter verneint werden müßte. Das vorl. Urteil 
geht einen bedeutſamen Schritt weiter, indem es den Satz aufſtellt, 
daß die Eintragung der Forderung in das Schuldbuch 
deren Loslöſung von ihrem bisherigen Schuldgrund 
mit rechtlicher Notwendigkeit zur Folge hat. 

Es handelt ſich um die Eintragung in ein Stadtſchuldbuch. 
Die Rechtsverhältniſſe der Stadtſchukdbücher, deren Zweck⸗ 
beſtimmung die Aufnahme von Eintragungen über Anleihen iſt 
(ogl. Schanz, Handwörterb. d. Staatswiſſenſchaften (4), Artikel 
Stadtſchuldbuch 7, 854), ſind geſetzlich nicht geregelt. Der Senat 
nimmt aber unter Anführung einiger Beſtimmungen aus der Schuld⸗ 
buch. der bekl. Stadt B. an, daß ein weſentlicher Unterſchied zwi⸗ 
ſchen den Schuldbuchforderungen, die in dieſes Schuldbuch und benen, 
die in das Reichs⸗ oder ein Staatsſchuldbuch eingetragen wurden, 
„ihrem rechtlichen Charakter nach nicht vorhanden“ tft. 

Gegen die Berechtigung dieſer allgemeinen Gleichſtellung von 
Eintragungen in das Reichsſchuldbuch und in die Stadtſchuldbücher 
beſtehen indeſſen erhebliche Bedenken. Ein grundlegender Unter⸗ 
ſchied ſcheint mir der zu ſein, daß die rechtliche Wirkung der Ein⸗ 
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Darlehen, über die Schuldſcheine ausgeſtellt ſind, zu verſtehen. 
Aus § 40 Abſ. 3 AnlAblGG. ergibt fich, daß die Vorſchriften 
des § 30 Abſ. 3 auf Markanleihen der Gemeinden ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden. Alſo ſollen auch Schuld⸗ 
verpflichtungen der Stadtgemeinden aus Buchſchulden nicht 
der allgemeinen, freien Aufwertung unterworfen werden, 
ſondern den beſonderen Vorſchriften der 88 30 ff. AnlAblG. 
unterſtehen. Es kann keinem Bedenken unterliegen, daß das 
Schuldbuch der Stadt B., in das die Forderung des Kl. ein⸗ 
getragen ift, nach der vorliegenden Schuldbuchordnung vom 
14. Juni 1911 als ein Schuldbuch i. S. der 88 30, 40 Ani- 
AblG. anzufehen iſt. 

Es fragt ſich, ob mit der Eintragung einer Forderung 
in ein ſolches Schuldbuch das Fortbeſtehen des früheren 
Schuldgrundes dieſer Forderung vereinigt werden kann, ins⸗ 
beſondere alfo eine Forderung aus einem gegenfeitigen Ber- 
trage weiter beſtehen kann, oder ob die Eintragung der For⸗ 
derung deren Loslöſen von ihrem bisherigen Schuldgrunde 
mit rechtlicher Notwendigkeit ergibt. Die Frage iſt in dem 
letzteren Sinne zu beantworten. Die Schuldbuchforderung iſt 
eine eigenartige, für ſich beſtehende Forderung, durch die Ein⸗ 
tragung wird ein beſonderes, auf die Hingabe von Geld ſich 
ſtützendes Rechtsverhältnis geſchaffen, das in Anfehung des 
Schuldgrundes lediglich durch die Beſtimmungen der Schuld⸗ 
buchforderung geregelt wird und nicht gleichzeitig neben einem 
anderen Rechtsverhältnis beſtehen kann. Es erſcheint rechtlich 
nicht möglich, daß eine Kaufpreisforderung neben einer Schuld⸗ 
buchforderung beſteht; man würde ſonſt zu dem Ergebnis 
kommen, daß in dem Schuldbuch Forderungen enthalten ſind, 
tragung beim Reichsſchuldbuch geſetzlich dahin geregelt iſt, daß durch 
die Eintragung eine Anleiheforderung gegen das Reich begründet bzw. 
beſtätigt wird, ebenſo beim Preuß. Staatsſchuldbuch, während ähnliche 
geſetzliche Beſtimmungen für die Stadtſchuldbücher fehlen. Die recht⸗ 
liche Wirkung der Eintragung in dieſe iſt alſo lediglich nach den 
allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zu beurteilen. Für 
den Fall, wo die Eintragung auf Grund eingereichter Schuldver⸗ 
ſchreibungen erfolgt, ergeben ſich hieraus, ſoweit ich ſehe, recht⸗ 
liche Verſchiedenheiten nicht. Bei den Staatsſchuldbüchern nimmt hier 
die Theorie (vgl. Schulzenſtein, Reichsſchuldbuch S. 21) eine 
das Weſen des Anſpruches nicht berührende „Anderung des Inhalts“ 
des durch die Schuldverſchreibung begründeten Schuldverhältniſſes 
i. S. § 305 BGB. an; das alte Schuldverhältnis beſteht alfo weiter. 
Ebenſo wird es der Regel nach bei der Eintragung in die Stadt⸗ 
ſchuldbücher ſein; jedenfalls wenn das für die Eintragung im Stadt⸗ 
ſchuldbuch eingelieferte Wertpapier nur hinterlegt und nach der 
Stadtſchuldbuchd. bei Löſchung zurückgegeben wird, wie es in 
B. der Fall iſt. Dagegen ſcheinen mir weſentliche Verſchieden⸗ 
heiten bei Eintragung auf Grund von Bareinzahlungen zu be⸗ 
ſtehen. Beim Reichsſchuldbuch und ebenſo beim Preuß. Staatsſchuld⸗ 
buch entſteht durch die Eintragung eine Anleiheverpflichtung des 
Staats kraft Geſetzes. Der Gläubiger hat für deren Erwerb einen 
nach dem Kurswert des Anleihetyps, in dem die Schuldbuch⸗ 
verpflichtung begründet wird, berechneten Kaufpreis zu zahlen (8 2 
Abſ. 1 Satz 2 Gef. betr. das Reichsſchuldbuch i. d. Faſſ. v. 31. Mai 
1910: RGBL. 840), und es ift Vorſorge getroffen, daß Schuldbuch⸗ 
forderungen durch Bareinzahlung nur inſoweit begründet werden 
können, als noch ein von der Geſetzgebung bewilligter Kredit offen 
ſteht (5 2 Abſ. 2 Satz 3 a. a. O.). Bei den Stadtſchuldbüchern ba- 
gegen kann durch die Eintragung ein Rechtsanſpruch gegen die Stadt 
in Ermangelung einer beſonderen geſetzlichen Regelung nur nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen entſtehen. Die Eintragung erfolgt in 
Bielefeld und wohl auch ſonſt auf Grund eines Antrags des künf- 
tigen Gläubigers, in dem er erklärt, einen gewiſſen Betrag bar 
zur Eintragung als Bargeldeinlage in das Schuldbuch einzuzahlen 
und die Beſtimmungen der Stadtſchuldbuchd. als für ſich verbind- 
lich anerkennt. Es fehlt alſo jede Beziehung zu einem beſtimmten 
Anleihetyp. In dem Nachtrag zur SchuldbuchO. der Stadt Bielefeld 
ſind denn auch beſondere Zins⸗ und Rückzahlungsbedingungen für 
dieſe Eintragungen vorgeſehen, deren Rückzahlung auch, ſoweit zu 
erſehen iſt, nicht in Schuldverſchreibungen, ſondern in bar erfolgt. 
Der Rechtsgrund für die aus der Eintragung folgende Ver⸗ 
pflichtung ift alfo der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag. 
Inwieweit die mit der Schuldbuchführung betrauten Beamten einen 
ſolchen Verpflichtungsvertrag mit rechtlicher Wirkſamkeit für die 
Stadt abſchließen können, mag hier dahingeſtellt bleiben. Vermut⸗ 
lich wird eine Bevollmächtigung durch die nach der Städte O. zur Ver⸗ 
tretung der Stadt berufenen Organe vorliegen, die nach RG. VI 
v. 24. Nov. 1925 (JW. 1926, 1450) genügt. Dagegen bedarf näherer 
Unterſuchung, welcher Art der Vertrag und die aus ihm entſtehende 
Forderung gegen den Staat ift. Daß es ſich um ein abftraktes 
Schuldverſprechen i. S. § 780 BGB. handelt, wird man nicht an- 
nehmen können. Die SchuldbuchO, ergibt nichts über die Form der 


die aus den verſchiedenſten Rechtsgründen herrühren, und ein 
ſolches Ergebnis iſt mit der Einrichtung eines Schuldbuches 
nicht vereinbar, die, ſoweit die oben erörterten Schuldbücher 
in Betracht kommen, einheitlich zu beurteilende Forderungen 
vorausſetzt. Anderenfalls müßten auch Einwendungen aus den 
einzelnen Schuldverhältniſſen, wenn dieſe nach der Ein⸗ 
tragung weiter fortbeſtehen ſollten, zugelaſſen werden; auch 
das ſteht mit der Einrichtung des Schuldbuches nicht im Ein⸗ 
klange. Aus der hier zur Beurteilung ſtehenden Stadtſchuld⸗ 
buchordnung kann noch auf § 4 verwieſen werden, der die Be- 
deutung der Eintragung der Forderung inſofern beſonders 
in die Erſcheinung treten läßt, als hiernach Verfügungen über 
eingetragene Forderungen der Stadt gegenüber erſt durch die 
Eintragung im Stadtſchuldbuch Wirkſamkeit erlangen. 

Der Kl. hat ſich den mit der Eintragung der Forderung 
in das Stadtſchuldbuch verbundenen Wirkungen dadurch unter⸗ 
worfen, daß er bei dem Magiſtrat (Schuldbuchverwaltung) in 
B. die Eintragung der Bargeldeinlage von 21000 %, die er 
durch die Stadtkämmerei zu dieſem Zwecke überweiſen ſollte, 
im Stadtſchuldbuche beantragte. Er wollte in die Rechtslage 
verſetzt werden, daß der Betrag der Kaufpreisforderung ihm 
nicht ausgezahlt, ſondern als für ſeine Rechnung zu bewirkende 
Bareinlage zum Zwecke der Eintragung in das Schuldbuch 
verwendet werde. 

Hiernach iſt das Verlangen des Kl. nach freier Auf⸗ 
wertung ſeiner Forderung unbegründet und die Auffaſſung 
der Bekl., daß das Rechtsverhältnis zwiſchen den Parteien ſich 
nach den Vorſchriften der SS 40 ff. Anl Abl. beſtimme, ge- 
rechtfertigt. An der alsbaldigen Feſtſtellung dieſes Rechts⸗ 


Eintragung, und ſelbſt wenn die Eintragung von den bevollmäch⸗ 
tigten Perſonen unterſchriftlich vollzogen wird, beſtehen m. E. Be⸗ 
denken, durch die Eintragung das Erfordernis der Schriftform, wie 
es 8 780 aufſtellt, als erfüllt anzuſehen. Ebenſowenig kann man von 
einer öffentlichen Beurkundung ſprechen, die die Schriftform nach 
§ 126 Abf. 3 BGB. erſetzen könnte. Es kommt alſo auf das zu⸗ 
grunde liegende Geſchäft an. Dieſes wird in der Regel Dar⸗ 
lehen, kann aber auch ein anderer Geſchäftsvorgang ſein, etwa Kauf. 
Es muß deshalb in Fällen der vorl. Art, wo zwiſchen den Beteiligten 
zunächſt jedenfalls eine Kaufpreisforderung beſtand, m. E. geprüft 
werden, ſo wie es der Senat in ſeiner Entſch. vom 
30. April 1928 (JW. 1928, 1817) auch getan hat, ob durch 
die Eintragungsvorgänge eine Umſchaffung in eine Darlehnsforde⸗ 
rung beabſichtigt wurde und erfolgt iſt. Dabei iſt zu beachten, daß 
der Gläubiger nicht etwa, wie bei der Eintragung auf Bareinzahlung 
im Reichsſchuldbuch, eine beſtimmte Anleiheforderung gekauft hat, 
ſondern daß er eine Kaufpreisforderung aus dem Verkauf des 
Grundſtücks hatte, die ſichergeſtellt werden ſollte. Da es ſich bei der 
Stadt B. nicht um einen vereinzelten Fall handelt, ſondern 
zahlreiche Verträge gleicher Art vorliegen ſollen, liegt die Annahme 
nahe, daß die Eintragung in das Stadtſchuldbuch ſtatt einer Sicher⸗ 
ſtellung durch eine Reſtkaufgeldhypothekh auf einem Wunſch der 
Stadt beruht. Ob die Stadt mit der von ihr gewünſchten Vertrags⸗ 
beſtimmung beim Vorliegen etwaiger Sach⸗ und Rechtsmängel auf 
die Geltendmachung ihrer Anſprüche aus dem Kaufvertrage ver⸗ 
zichten wollte, wird bezweifelt werden können. 

Nur wenn nach den Umſtänden des Falls eine 
Novation vorliegt, ergibt ſich die Anwendung des 
AnlAblG. auf die Forderung. Doch dürfte noch folgendes zu 
beachten ſein: Die Stadt bedarf zur Aufnahme von Anleihen und anderen 
Schulden der Genehmigung ihrer Aufſichtsinſtanzen; die ohne eine ſolche 
Genehmigung geſchloſſenen Verpflichtungsverträge ſind unwirkſam, ſo 
daß aus ihnen rechtlich wirkſame Verbindlichkeiten nicht entſtehen 
können. Daß dieſe Genehmigung für den vorl. einzelnen Fall oder 
in der Weiſe erteilt worden ift, daß allgemein die Aufnahme von 
Krediten durch Eintragung von Bareinzahlungen im Stadtſchuld⸗ 
buch im voraus genehmigt worden ift, läßt ſich nicht erſehen. Dagegen 
ſcheint zu ſprechen, daß für die vorl. Forderung hinſichtlich der 
Kündigung beſondere Bedingungen zwiſchen den Beteiligten ver⸗ 
einbart worden ſind. — $ 

Schließlich erhebt ſich aber noch die Frage, ob das Anl Ab lG. 
nicht kraft eigener Rechtsſetzung ſchlechthin jede Schuldbuch⸗ 
forderung als Anleihe behandelt wiſſen will, ſo daß alle Erörterungen 
über die Natur der einzelnen Eintragungen abwegig ſind. Man wird 
indeſſen als zweifellos zunächſt annehmen können, daß nur an rechts⸗ 
wirkſame Eintragungen im Schuldbuch gedacht iſt. Aber auch darüber 
hinaus kann nicht angenommen werden, daß das AnlAblG. die volle 
rechtliche Gleichſtellung der Stadtſchuldbucheintragungen mit den Ein⸗ 
tragungen in das Reichsſchuldbuch hätte ſeinerſeits anordnen wollen. 
Eine ſo wichtige und für die Stadtſchuldbücher ganz neue Beſtimmung 
hätte nicht ſtillſchweigend erfolgen können; von einer ſolchen Abſicht 
iſt auch in den Vorarbeiten nicht die Rede. Daraus ergibt ſich die 
rechtliche Möglichkeit und Notwendigkeit, die Bedeutung der Eintragung 
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verhältniffes hat die Bekl. ein rechtliches Intereſſe. Dem- 
gemäß war die Klage abzuweiſen und der Widerklage zu ent⸗ 
ſprechen, die lediglich die grundſätzliche Frage der Aufwertung 
im Verhältnis zwiſchen den Parteien betrifft, während das 
nach jenen Beſtimmungen einzuleitende Verfahren ſelbſt nicht 
dem ordentlichen Rechtswege unterliegt (RG. 116, 169°); 
88 565 Abſ. 3, 91 39 O.). 

(U. v. 28. Juni 1928; 516/27 VI. — Hamm.) [Sch.] 


* 4. Ein Recht, das mit Verpflichtungen ver- 
knüpft iſt, kann ohne dieſe nicht abgetreten 


werden. f) 
(U. v. 9. Juni 1928; 48/28 I. — Hamburg.) [Ka.] 


Abgedr. JW. 1928, 2091 17. 


5. 88 233, 234 3 PO. Schuldhafte Verſäumung 
des Anwaltes, den Lauf der Wiedereinſetzungs⸗ 
friſt feſtzuſtellen. t) 

(U. v. 16. März 1928; 683/27 VII. — Stettin.) [Ru] 

Abgedr. IW. 1928, 1489 1. 


6. 89 GK G.; § 903 RVO. Der Streitwert 
einer auf § 903 RVO. beruhenden Rente ift ge- 
mäß 89 GKG. zu bemeſſen. 

Die Anwendung des $I ZPO. auf die aus 8 903 
RVO. beanſpruchte Rente ift zutreffend. Die Vorſchrift des 
§ 10 Abſ. 3 GRG. findet auf dieſe Rente ebenſowenig An- 
wendung, wie es mit § 9a GKG. i. d. Faſſ. v. 20. Mai 1898 
(RGBl. 659) der Fall war (vgl. IW. 1911, 952 27; OLG. 
11, 168). Nachdem durch die Faſſung v. 21. Dez. 1922 
(RGBl. 1923 I, 12) über die Tragweite des 8 10 Abf. 2 
GKG. Zweifel entſtanden waren (vgl. RG. 106, 4111); 113, 
632); 114, 275), ſollten dieſe durch die jetzt gültige Faſſung 


im Stadtſchuldbuch im einzelnen Falle nachzuprüfen ſowohl hinſichtlich 
ihrer rechtlichen Wirkfamkeit als auch unter dem Geſichtspunkle, ob 
durch ſie eine urſprünglich auf anderem Rechtsgrunde beruhende 
Forderung in eine Darlehnsforderung umgeſchaffen werden ſollte. 
Iſt eines von beiden zu verneinen, ſo liegt entweder eine ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung vor, oder es iſt bei dem urſprünglichen Schuld⸗ 
verhältnis verblieben. In beiden Fällen würde dann auf den An⸗ 
Spruch nicht das Anl Abl., ſondern das AufwG. Anwendung zu 
finden haben. 

Im übrigen iſt angeſichts ſolcher Fälle darauf hinzuweiſen, 
daß die Stadt durch die Aufwertungsgeſetzgebung nicht behindert 
ift, ſelbſt dann, wenn an fih das AnlAblG. anzuwenden wäre, eine 
höhere Aufwertung zu gewähren, da der zweite Teil des AnlAblG. 
nur Mindeſtforderungen bez. der Ablöſung enthält. Nach allge⸗ 
meiner Meinung wird durch die Beſtimmungen des Geſetzes der 
Abſchluß darüber hinausgehender Vereinbarungen nicht ausgeſchloſſen. 

Staatzfekr, z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


1) JW. 1927, 1844. 


Zu 4. Es Handelt ſich hier um einen beſonderen Fall der Ver⸗ 
einbarung des Ausſchluſſes der Übertragung eines Anſpruchs. Dieſe 
iſt nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen worden; ſie ſollte nur gegen Über⸗ 
nahme gewiſſer dem Zedenten obliegenden Verpflichtungen durch den 
Zeſſionar zuläſſig ſein. Da dieſe Verpflichtungen dem Zeſſionar im 
Abtretungsvertrag nicht auferlegt wurden, war der Anſpruch un⸗ 
veräußerlich. Die Abtretung war alſo wirkungslos, und zwar, wie 
das RG. im Anſchluß an feine bisherige Rſpr. annimmt, nicht nur 
im Verhältniſſe zwiſchen dem Zedenten und dem Zeſſionar, ſondern 
da es ſich um einen dinglich wirkenden Hinderungsgrund der Über⸗ 
tragung handelt, auch im Verhältniſſe zwiſchen dem Zeſſionar und 
dem Schuldner. 

SenPräſ. i. R. Dr. Fürſt, Karlsruhe. 


Zu 5. Die Entſch. entſpricht der ſtändigen Rſpr. des RG. 
(vgl. hierzu aus letzter Zeit den Beſchl. v. 19. Jan. 1928: JW. 
1928, 705 und die Anm. von Striemer: JW. 1928, 1137). 
Wenn Striemer hier auf Grund eines Satzes in dem Beſchl. des 
RG. empfiehlt, daß der Anwalt, der zur Zeit der Berufungs⸗ 
einlegung das Zuſtellungsdatum des anzufechtenden Urteils nicht 
kennt, vorſorglich gleich einen Antrag auf Wiedereinſetzung ſtellen 
ſoll, ſo wird dieſe Möglichkeit regelmäßig daran ſcheitern, daß ihm 
die nach 8 236 ZPO. in dieſem Antrage notwendige Angabe der 
die Wiedereinſetzung begründenden Tatſachen meiſtens kaum mög⸗ 
lich ſein wird, ehe er weiß, wann das Urteil zugeſtellt wurde und 
von welchem Zeitpunkt an daher die Partei oder ihr Vertreter das 
Armenrechtsgeſuch hätten in Angriff nehmen müſſen. 

RA. Dr. Frhr. v. Hodenberg, Celle. 


1) JW. 1923, 504. 2) JW. 1926, 155. 


des 8 10 v. 28. Jan. 1927 (RGBl. I, 53) beſeitigt wer- 
den. Aus der Begründung des RegEntw. (NTDrud. 2314 
III. Wahlperiode 1924/1926) ergibt ſich, daß der jetzige Abſ. 3 
des § 10 GKG. diefe Klarſtellung bringen folte, und daß 
man dabei für die durch unerlaubte Handlungen oder Un⸗ 
fallhaftung begründeten Renten zu der Regelung des ehe⸗ 
maligen § 9a zurückkehren wollte. Da nun unter den auf- 
gezählten Rentenanſprüchen ſolche aus 8 903 RVO. nicht 
genannt find und diefe auch unter 8 9a nicht fielen, jo kann 
nicht angenommen werden, daß fie dem Abſ. 3 des 8 10 
GKG. haben unterſtellt werden ſollen. 
(Beſchl. v. 16. Mai 1928, VI 418/27.) 


Seſchwerdeeutſcheidungen 
gegen Eutſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 

1. 816 Aufm®. Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand ift zuläffig, wenn die Anmeldung bei örtlich un⸗ 
zuſtändiger Aufwertungsſtelle erfolgte. f) 

(LayO6L®., Beſchl. v. 15. Mai 1928, Reg VIII 168/28.) 

Abgedr. JW. 1928, 19411. 


Württemberg. 
2. 88 73, 28 Auf wG.; § 16 $66.; 8 176 JPD. Hat 
im Aufw Verf. die Partei einen Bevollmächtigten aufge- 
ſtellt, ſo iſt dieſem die Entſch. zuzuſtellen. Die Zinsſätze 
des 828 dürfen im Falle des 815 nicht ermäßigt werben. f) 
Das QG. hält die Zuſtellung des Beſchl. der AufwStelle an die 
Schuldner ſelbſt für ungenügend, nachdem für ſie im Termin ein Be⸗ 
vollmächtigter aufgetreten war; vielmehr hätte dieſem zugeſtellt werden 


Zu 1. Der Entſch. iſt nicht beizutreten. Art. III AufwNov. v. 
9. Juli 1927 führt eine Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der 
Anmeldungsfriſt ein und ſchließt fih an die 88 22, 92, 137 FGG. 
mit den unten zu erwähnenden Abweichungen an. Geſetzt nun der 
Beteiligte hat die ſofortige Beſchwerde, den Antrag auf Anberaumung 
des Auseinanderſetzungstermins, den Einſpruch im Ordnungsſtraf⸗ 
verfahren bei einem unzuſtändigen Gericht eingereicht, ſo iſt nach 
der jetzt allgemein anerkannten Meinung die Wiedereinſetzung ab⸗ 
zulehnen; denn wer die rechtlichen Förmlichkeiten nicht beachtet, über 
die er ſich unſchwer hätte Belehrung beſchaffen können — und hierzu 
gehört auch die Zuſtändigkeitsfrage — handelt ſchuldhaft; die ge⸗ 
wöhnliche Vorſicht gibt an die Hand, bei Erledigung gerichtlicher 
Geſchäfte ſich über die vorgeſchriebenen Förmlichkeiten zu vergewiſſern, 
und das kann nach den heutigen Rechtseinrichtungen jedermann 
(Unger, 33%. 37, 487 Anm. 261). So bemerkt auch das Bay⸗ 
Obs. (Bay Not. 25, 241; BayRpflZ. 25, 288): Rechtsirrtum und 
Rechtsunkenntnis ſeien unentſchuldbar, wenn ein Rechtsunkundiger 
es unterläßt, ſich rechtzeitig bei Rechtskundigen über die für den 
Rechtsbehelf geltende Beſtimmung zu vergewiſſern. Nur wenn die 
irrige Rechtsauffaſſung, auf Grund deren die Friſt verſäumt iſt, mit 
beachtlichen Gründen vertreten war, iſt Wiedereinſetzung zu 
gewähren (vgl. RG.: IW. 1926, 810 7). Der gleiche Grundſatz gilt 
auch für das materielle Recht, ſo für Feſtſtellung der Gutgläubigkeit 
im Fall des 8 932 (NG. 74, 354 = JW. 1911, 96; 119, 268). 
Die Kl. konnte ohne jede Mühe erfahren, bei welchem Gericht 
die Anmeldung zu bewirken ift; nur wenn fie nachgewieſen !) hätte, 
daß ein von ihr befragter Rechtsverſtändiger durch unrichtige Angabe 
den Irrtum erregt hatte, könnte man die Angehung der unzu⸗ 
ſtändigen Stelle als entſchuldigt anſehen. So die Rechtslage nach dem 
FGG. Allerdings weicht nun die AufwNov. in mehreren Beziehungen 
von 822 FGG. ab. Während nach § 22 die vom Vertreter verz 
ſchuldete Verſäumnis als ſolche des Beteiligten gilt, hat die Aufw⸗ 
Nov. eine ſolche Vorſchrift nicht. Während § 22 ferner verlangt, daß 
der Beteiligte ſchuldlos verhindert war, die Friſt einzuhalten, 
verlangt die AufwNov. nur, daß die Anmeldung ſchuldlos nnter- 
blieben iſt; ſie betrifft alſo auch den Fall, wo nicht die Ver⸗ 
zögerung der Erklärung, ſondern deren gänzliches Unterbleiben ent⸗ 
ſchuldbar iſt. Dieſe Abweichungen kommen aber für unſere Frage 
nicht in Betracht. Soweit tatſächlicher Irrtum vorliegt (3. B. 
der Erbe wußte nicht, daß dem Erblaſſer eine Hypothek zuſtand), mag 
vielleicht eine mildere Auffaſſung geboten ſein (Mügel zur Aufw⸗ 
Nov.). — Die Anſicht des OLG. könnte auch zu Härten gegen den 
Schuldner führen; vgl. hierwegen Joſef: JW. 1927, 63 zu 10. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


1) Art. III verlangt den Nachweis, nicht wie 822 bloße 
Glaubhaftmachung. 


Zu 2. 1. Die Anſicht, daß die Entſch. im Aufw Verfahren nicht 
der Partei, ſondern dem Bevollmächtigten zuzuſtellen ift, ift die hert- 
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ſollen, die Beſchwerdefriſt ſei alſo nicht in Lauf geſetzt worden. Die 
BR. ſtützt fih dabei auf 8 73 Abſ. 1 Aufw®., wonach auf das Ber- 
fahren die Vorſchriften des FGG. ſinngemäße Anwendung finden, 
auf 8 16 Abſ. 2 JGG., wonach die Bekanntmachung, mit welcher der 
Lauf einer Friſt beginnt, durch Zuſtellung nach den Vorſchriften der 
ZPO. über die Zuſtellung von Amts wegen erfolgt, und auf § 208 
und 176 BPO., wonach die Zuſtellung an den für die Inſtanz be- 
ſtellten Prozeß bevollmächtigten bewirkt werden muß. Das LG. be- 
findet fid) dabei in Übereinſtimmung mit KG., OLG. 4, 3 und JW. 
1925, 1125; Mügel II 873 A 2; Quaffowski S. 480, 484 und 
488, Lehmann § 73 Anm. 16, Neukirch 8 73 Anm. 7. Von dieſer 
Anſicht abzuweichen, gibt das Vorbringen des Beſchwerdeführers keine 
Veranlaſſung. Er verweiſt auf Schlegelberger, Aufnd. 8 74 
Anm. 14, Joſef, FGG. 8 16 Anm. de und BayObLS., OLG. 10, 
39 SA 59, 253. Letztere Entſch. betrifft nicht die Frage, ob durch 
Zuſtellung an die Partei eine Friſt in Lauf geſetzt wird, ſondern ob 
die Ladung vor das Nachlaßgericht wirkſam an die Partei geſchehen 
kann, die einen Bevollmächtigten aufgeſtellt hat. Es mag für letzteren 
Fall dem Zweck des Verfahrens mehr entſprechen, wenn die Partei 
ſelbſt aufgefordert wird, zum Verhandlungstermin zu erſcheinen, weil 
hier eine perſönliche Beteiligung der Partei erwünſcht iſt. Dagegen 
trifft bei der Zuſtellung von gerichtl. Entſch. der Grund von $ 176 
ZPO. auch für die FGG. zu. Es befördert die ſachgemäße Behand- 
lung, wenn derjenige, der das Verfahren für die Partei betreibt, 
von den Entſch. in Kenntnis und damit in den Stand geſetzt wird, 
zu prüfen, was zur Beſeitigung der Entſch. zu geſchehen hat. 

Die weitere Beſchwerde beanſtandet, daß die ZK. die von der 
AufwStelle vorgenommene Ermäßigung der Zinſen unter die Sätze 
des 828 für ungeſetzlich erklärt hat, weil für hypothekariſche Forde- 
rungen § 28 Aufw®. unbedingt gelte. Die Ungeſetzlichkeit ift aber 
mit OLG. Karlsruhe AufwRſpr. 1926, 700 zu bejahen, da ſich 8 15 
ſeiner Stellung nach nur auf die Hauptſumme beziehen kann. Jeden⸗ 
falls kann der ZK. keine Geſetzesverletzung vorgeworfen werden, wenn 
ſie die geſetzlichen Zinſen wieder herſtellt, und der Gläubiger iſt da⸗ 
durch auch nicht beſchwert. Nur in der Herabſetzung des Kapitals hat 
das LG. dem Gläubiger weniger zugebilligt als die AufwStelle. Dieſe 
Herabſetzung kann aber nach 8 74 Abi. 1 Satz 4 AufwG. nicht an- 
gefochten werden. 


(OLG. Stuttgart, 1. 8S., Beſchl. v. 28. April 1927, AW Nr. 16/27.) 


Nechtsentſcheide in Miet- und Pachtſachen. 
Preußen. 
Kammergericht. 


Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, 
Berlin. 


1. 8 40 Aff. 6 MSG; 827 Verfahrensanordnung. 
Die Friſt für den Antrag, durch Ergänzungsbeſchluß Koſten 
zur Erſtattung feſtzuſetzen (RE. v. 4. Okt. 1926, 17 Y 86/26) 
iſt nur gewahrt, wenn der Antrag innerhalb der Friſt bei 
der Stelle eingegangen iſt, die über ihn zu entſcheiden hat. 

Nach dem RE. v. 4. Okt. 1926, 17 Y 86/26 (JW. 1927, 598; 
Ring 5, 78; Hertel Nr. 284) muß der nach § 40 Abf. 6 MSchch. und 
8 27 Verfahrens AO. v. 19. Sept. 1923 zuläſſige Antrag auf Feſtſetzung 
der Koſten binnen einer Woche ſeit Bekanntgabe der Sachentſch. des 
MEN. oder der BeſchwStelle geſtellt werden. Das kann nach allgem. 
Grundſätzen nur die Bedeutung haben, daß der Antrag binnen der ge⸗ 
ſetzlichen Friſt an die Stelle gelangen muß, die für feine Erledigung, 
nämlich die Entſch. über ihn, zuſtändig ift. Das ift, wenn es ſich um 
Koſten des Verfahrens vor der Beſchwerdeſtelle handelt, die Beſchwerde⸗ 
ſtelle. Soll ein Beſchl. der letzteren ergänzt werden, ſo wird daher die 


ſchende. Für das Gebiet der freiw. Gerichtsbarkeit wurde die ent⸗ 
ſprechende Anwendbarkeit des 8 176 BPO. von dem KG. zunächſt 
in ROJ. 22 A, 198 bejaht. Der in dieſer Geſetzesvorſchrift enthaltene 
Gedanke ſei nicht auf zivilprozeſſuale Verhältniſſe zu beſchränken; 
wer für eine Rechtsangelegenheit einen Bevollmächtigten beſtelle und 
gegenüber den beteiligten Privatperſonen und Behörden legitimiere, 
wolle in den meiſten Fällen davor geſchützt ſein, den Perlauf der 
Angelegenheit, insbeſ. bezüglich einzuhaltender Friſten, ſelbſt zu 
überwachen, und zwar auch dann, wenn es ſich nicht um Anwalts- 
prozeſſe oder ſonſtige nur durch beſtimmte Bevollmächtigte wahrzu⸗ 
nehmende Angelegenheiten handelt. Erkenne die Rechtsordnung, wie 
dies aus der Begründung des Entw. zur BRD. folge, ein ſolches 
Begehren auf dem Gebiete des Privatrechts als berechtigt an, ſo 
fehle es an jedem Anlaſſe, dem § 176 BPO. für die Zuſtellung in 
Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit die Anwendbarkeit zu 
Be Das KG. hat dieſe Anſicht ſpäter fallen laſſen und den 
8 176 BRO. im Verfahren der freiw. Gerichtsbarkeit für nicht an- 
wendbar erklärt. In KG. 34 A, 6ff. wird zur Begründung aus⸗ 
geführt, die Prozeßvollmacht enthalte auf Grund der ausdrücklichen 
Vorſchrift in 8 176 BPO. ſtets die Bevollmächtigung zur Ent- 
gegennahme von Zuſtellungen; im Verfahren der freiw. Gerichts⸗ 


Friſt nur dann gewahrt, wenn der Antrag rechtzeitig bei der Be⸗ 
ſchwerdeſtelle eingeht. Der Eingang beim MEA. könnte vielleicht 
dann für ausreichend angeſehen werden, wenn das MEAN. und Be- 
ſchwerdeſtelle eine einheitliche Stelle darſtellten, ſie ſind aber trotz der 
Gemeinſamkeit ihres Arbeitsfeldes völlig voneinander geſonderte, 
ſelbſtändige Stellen. Daraus, daß die Rechtsbeſchwerde beim MEN. 
einzulegen iſt, die Einlegung bei der Beſchwerdeſtelle aber zur Wah⸗ 
rung der Friſt genügt, ergibt ſich nichts Entgegenſtehendes. Die 
Beſtimmung ſpricht vielmehr gerade dafür, daß es ſich um zwei 
voneinander verſchiedene Stellen handelt. Bildeten nämlich MEA. 
und Beſchwerdeſtelle eine Einheit, ſo würde mit dem Eingang bei 
der Beſchwerdeſtelle der Antrag auch dem MEN. zugegangen fein; eine 
befondere Beſtimmung, nach der die Einlegung bei der Beſchwerde⸗ 
ſtelle genügt, wäre überflüſſig geweſen. Wenn trotz der Verſchiedenheit 
der Stellen die Rechtsbeſchwerde wirkſam bei jeder von ihnen ein⸗ 
gelegt werden kann, ſo erklärt ſich das, wie bei der Beſchwerde des 
Zivilprozeſſes, aus der Eigenheit des Rechtsmittels, mit der gem. 
821 Abſ. 2, 4 Verfahrens AO. beide Stellen befaßt werden können. 
(KG., 17. 8S., RE. v. 25. Juni 1927, 17 Y 50/27.) D. 


Oberlaudesgerichte. 
a) Zivilſachen. 
I. Kammergerichtspräſident. 


1. Tarifſtellen 15, 14, 18 LStempG. Für die Beur- 
kundung der Eintragungsbewilligung einer Löſchungs⸗ 
vormerkung gem. § 1179 BGB. ift ein Gerichtskoſtenſtempel 
nicht zu erheben. 

In einer notariellen Verhandlung hatte der BeſchwF. eine 
Schuldverſchreibung über 20 000 RM Darlehn beurkundet. Dieſe Ur- 
Runde enthielt neben der Bewilligung und dem Antrag auf Ein⸗ 
tragung einer Hypothek für das empfangene Darlehn von 20000 Rs 
noch die Erklärung, daß der Grundſtückseigentümer bei allen vor⸗ 
eingetragenen und noch einzutragenden Belaſtungen in Abt. III die 
Eintragung einer Löſchungsvormerkung gem. § 1179 BGB. für den 
Gläubiger der vorbezeichneten Darlehnshypothek bewilligt und pe- 
antragt. Der Notar hatte zu dieſer Urkunde einen Stempel von 
33,50 Nell verwendet. Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle des 
AG. P. forderte zu ihr auf Grund der TarSt. 14, 15 und 18 SSt. 
einen Gerichtskoſtenſtempel von 1,50 RA nach. Auf die Einwendung 
des Notars ordnete das AGG. an, daß für die Beurkundung der 
Löſchungsvormerkung eine beſondere Stempelabgabe nicht zu erheben 
fei. Der LGPräf. hob im Dienſtaufſichtswege diefe Entf. auf und 
ſetzte durch Verfügung v. 14. Juli 1928 den zu der Urkunde v. 
27. März 1928 neben dem vom Notar verwendeten Stempel von 
33,50 AM nachzufordernden Gerichtskoſtenſtempel auf 3 RM jeft. 

Die Beſchwerde des Notars ift nach 89 Ziff. La und b der 
GV. des Juſt Min. und Fin Min. v. 19. Jan. 1926 (JM Bl. 17 ff.) 
i. Verb. m. § 29 PrKG. zuläſſig und begründet. Neben dem für 
die Schuldverſchreibung über 20 000 RM von dem Notar erhobenen 
Stempel aus TarSt. 14 LStG. von 33,50 AM könnte für die dort 
weiter beurkundete Bewilligung und den Antrag auf Eintragung der 
Löſchungsvormerkung nur ein Stempel für die Sicherſtellung eines 
Rechts auf TarSt. 15 LStGG. in Frage kommen. Die TarSt. 18 
StG. hat hier auszuſcheiden, da ein Vertrag in der notariellen 
Urkunde v. 27. März 1928 nicht beurkundet iſt. Auch ein beſonderer 
Schuldverſchreibungsſtempel aus TarSt. 14 kann für die Eintragungs⸗ 
bewilligung bez. der Löſchungsvormerkung nebſt Antrag nicht in 
Anſatz gebracht werden, da dieſe Erklärung ſchon deshalb keine 
Schuldverſchreibung i. S. dieſer TarSt. darſtellt, weil fie keine ſeib⸗ 
ſtändige Verpflichtung zur Zahlung einer beſtimmten Geldſumme ent⸗ 


barkeit erhalte dagegen die Vollmacht ihren Juhalt lediglich durch 
den Willen des Vollmachtgebers, es müſſe deshalb im Einzelfall durch 
Auslegung feſtgeſtellt werden, ob die Vollmacht die ausſchließliche 
Befugnis zur Empfangnahme von Zuſtellungen umfaſſe (vgl. auch 
Bay Sbe ch. v. 2. Jan. 1904: Recht 1904, 141 Nr. 661). Für das 
AufwVerfahren treffen jedenfalls die Gründe nicht zu, die dafür 
ſprechen, daß für die Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit nach 
dem FGG. der 8 176 ZPO. nicht anwendbar fei. Es handelt ſich um 
ein Streitverfahren, in dem ſich die Parteien als Gegner gegen⸗ 
überſtehen. Wer hier einen Bevollmächtigten, namentlich einen RA. 
beſtellt, will davor geſchützt ſein, den Verlauf der Angelegenheit, 
insbeſ. die einzuhaltenden riften, ſelbſt überwachen zu müſſen. Die 
gleichen Gründe, die im Zivilprozeßverfahren zu der Vorſchrift des 
§ 176 BPO. geführt haben, treffen auch für das Aufw Verfahren zu 
(vgl. auch ROG. v. 23. März 1925, 9 Aw 186/25: JurR. 1925 Nr. 912; 
Gribel?, S. 197). 


2. Darüber, daß eine Herabſetzung der Zinſen unter die Sätze 
des 8 28 AufwG. ausgeſchloſſen ift, beſteht heute Einigkeit (vgl. 
Mügels, Anm. 1 zu § 28). 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
849 * 
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hält. Aber auch der Sicherſtellungsſtempel aus TarSt. 15 StG. ift 
für die Beurkundung der in Rede ſtehenden Eintragungsbewilligung 
nicht beſonders in Anſatz zu bringen. Mit Recht beruft ſich hierfür 
der BeſchwF. auf die Befreiungsvorſchrift zu Abſ. 5 b der TarSt. 15 
RGG., wonach in Schuldverſchreibungen zur Sicherheit der Schuld⸗ 
verpflichtung abgegebene Erklärungen von dem Sicherſtellungsſtempel 
befreit find. Allerdings wird die Anwendung dieſer Befreiungsvorſchrift 
auf Fälle der vorliegenden Art mit der Begründung verneint, die 
Löſchungsvormerkung ſtehe nur wirtſchaftlich, nicht rechtlich mit der 
Sicherung des beurkundeten Schuldverhältniſſes in Zuſammenhang 
(ogl. z. B. Weinach, Handbuch zum PrötempSt6., Anm. 10 b zu 
TarSt. 15 S. 310; Loeck⸗Eiffler, PrStempStG., Aum. 8a Abſ. 2 
zu TarSt. 15 S. 247, 10. Aufl.; KG. 1a X 1075/09). Dieſer Anſicht 
kann nicht beigetreten werden, wenn zugleich mit der Hypotheken- 
bewilligung die Eintragung der Löſchungsvormerkung bewilligt wird. 
Denn in ſolchen Fallen ſoll rechtlich durch Verſchaffung eines be⸗ 
vorzugten Ranges für den Fall der Löſchung anderer Hypotheken die 
Sicherſtellung des Darlehns verbeſſert und dieſe Beſſerung auch als⸗ 
bald verdinglicht werden. Die Löſchungsvormerkung nur als Sicher⸗ 
ſtellung des perſönlichen Anſpruchs des Gläubigers auf demnachſtige 
Löſchung der übrigen Hypotheken anzuſehen, erſcheint ungerechtfertigt, 
weil in dieſen Fällen der wirtſchaftliche Zweck der Sicherung des 
Darlehns durch eine Hypothek an beſtimmter Stelle alsbald durch 
die einheitliche Grundbucheintragung rechtlich mit ſofortiger dinglicher 
Wirkung durchgeführt wird. Ob dieſe Vorausſetzungen bei dem von 
Weinbach a. a. O. angeführten Erlaß des Fin Min. v. 18. Jan. 
1912, III 21219/11 und bei dem Beſcheid des Präſ. des TFin A. 
Berlin v. 6. Jan. 1926, 1 41011/5 vorgelegen haben, iſt nicht er- 
ſichtlich. 

Wollte man aber annehmen, daß die Löſchungsvormerkung nur 
einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Herbeiführung der Löſchung der 
Hypotheken ſichern fol, fo würde Abſ. 3 der TarSt. 15 LGG. Platz 
greifen. Wenn hier auch nur geſagt wird, daß die Stempel für die 
Sicherſtellung in keinem Falle den für die Beurkundung des ſicher⸗ 
zuſtellenden Rechts zur Erhebung gelangenden Stempel überſchreiten 
darf, ſo ſollte damit nicht nur die Höhe des Stempels begrenzt, ſon⸗ 
dern gleichzeitig die Stempelpflichtigkeit der Sicherſtellung davon ab⸗ 
hängig gemacht werden, daß die Beurkundung des ſicherzuſtellenden 
Rechts einer Stempelabgabe unterliegt (vgl. Heinitz, BrötenpSt®., 
Anm. II 1 zu TarSt. 59 S. 643; Loeck⸗Eiffler a. a. O. Anm. 158 
Abſ. 3 zu TarSt. 15 S. 251). Die Beurkundung der Verpflichtung 
zur Löſchung der vore und nacheingetragenen Hypotheken bei Ber- 
einigung mit dem Eigentum unterliegt aber keinem beſonderen Stempel, 
da es ſich nur um eine einſeitige Erklärung handelt, für deren Be⸗ 
urkundung im Geſetz kein Landesſtempel vorgeſehen iſt. Aus dieſen 
Erwägungen hat anſcheinend auch der Präſ. des LFin A. Branden- 
burg in feiner Entſch. v. 4. März 1926 (I Nr. 250) die Stempel- 
pflichtigkeit des Antrags auf Eintragung der Löſchungsvormerkung 
abgelehnt (vgl. DNotVZ. 1926, 230). 


(KGPräſ., Beſchl. v. 5. Okt. 1928, XVII 89, 18, 28/J r.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Lehmann, Potsdam. 


* 


2. Zarifftelle 19 StG. Eine Konkursvollmacht, die 
zur Empfangnahme von Geldern oder des Streitgegen⸗ 
ſtandes ermächtigt, iſt nach dem Nennwerte der Forderung 
des Vollmachtgebers zu verſtempeln. f) 


Die in einem Konkursverfahren mit einer Forderungsanmel⸗ 
dung überreichte Vollmacht ift nach Ziff. 7a der Tarifſtelle 19 ISt. 
grundſätzlich ſtempelfrei, da das Konkursverfahren eine auch durch 
die ZPO. und deren Ergänzungsgeſetze geregelte Angelegenheit 
darſtellt. Dieſe Befreiung tritt aber nur ein, wenn die Vollmacht 
ſich im Rahmen einer Prozeßvollmacht hält. Ermächtigt 
fie zur Empfangnahme von Geldern oder des Gtreit- 
gegenſtandes, ſo überſchreitet ſie mit dieſer Ermächtigung den 
Rahmen der Befreiungsvorſchrift, da in der ZPO. und deren Er⸗ 
gänzungsgeſetzen nur die Angelegenheit der Beitreibung des im 
Streite befindlichen Prozeßgegenſtandes durch die Prozeßpartei be⸗ 


Zu 2. Die Begründung des Beſchl. iſt nicht überzeugend. So⸗ 
lange die von einem Konkursgläubiger erteilte Vollmacht zur 
Wahrnehmung ſeiner Rechte im Konkurs über das Vermögen 
feines Schuldners ſtempelpflichtig war, wurde der Steuerfak durch 
den Nennbetrag der Konkursforderung, ohne Rückſicht auf die 
in der Konkursmaſſe liegende geringere Dividende, beſtimmt; denn 
den Gegenſtand einer ſolchen Vollmacht bildet die dem Gläubiger 
zuſtehende Konkursforderung, und nach der zwingenden Vorſchrift 
des 8 6 Abſ. 3 LGG. ift bei Geldforderungen der Geldbetrag 
als Wert anzuſehen. Enthielt die Vollmacht auch die Ermächtigung 
zur Empfangnahme von Geldern oder des Streitgegenſtandes, ſo lag 
dieſe Ermächtigung außerhalb des Rahmens der ſtempelrechtlich als 
Prozeßvollmacht zu behandelnden Konkursvollmacht, und daher kam 
der ermäßigte Steuerſatz, der für Prozeßvollmachten galt, nicht zur 
Anwendung. Dieſes ſtempelrechtliche Ergebnis hat ſich dadurch ge⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


handelt iſt, die Empfanguahme von Geldern und des Streitgegen⸗ 
ſtandes durch den Bevollmächtigten aber als ein nach materiellem 
Recht zu behandelnder Vorgang und keine durch die ZPO, und deren 
Ergänzungsgeſetze geregelte Angelegenheit anzuſehen ift (Beſchl. des 
Präsidenten des Lind. Berlin v. 11. Febr. 1925: IW. 1925, 
1063). Wenn die zu den Koukursakten überreichten Vollmachten, zu 
denen von dem Beſchwerdeführer die Vollmachtsſtempel erfordert 
ſind, dieſen zur Empfangnahme der Gelder und des Streit⸗ 
gegenſtandes ermächtigen, fo hören fie damit auf, Pro⸗ 
zeßvollmachten, die nach Ziff. 7a der Tarifſt. 19 LStG. vom 
Vollmachtsſtempel befreit ſind, zu ſein, weil damit der Rahmen einer 
Prozeßvollmacht überſchritten wird. Die Vollmachten ſind deshalb 
gem. Ziff. 1 der Tarifſt. 19 LStcß. ohne Rückſicht auf die Befreiungs⸗ 
vorſchrift zu Ziff. 7a a. a. O. zu verſtempeln. Der für die Berech⸗ 
nung des Stempels maßgebende Wert ift gem. 8 3 Abſ. 1 LGG. 
nach dem Inhalt der Vollmachtsurkunde feſtzuſetzen. Der Wortlaut 
der vorliegenden Vollmachten beſagt nichts über ihren Gegenſtands⸗ 
wert. Er ergibt vielmehr nur, daß die Vollmachten zur Vertretung 
ihrer Ausſteller in dem Konkursverfahren über das Vermögen des 
D. O. Geltung haben ſollen. Zur Auslegung der Vollmacht iſt 
deshalb die Konkursforderungsanmeldung heranzu⸗ 
ziehen, da aus dem Juhalt der Vollmacht zu erfehen ift, daß der 
Beſchwerdeführer zur Vertretung der Vollmachtsausſteller wegen dieſer 
Forderungsanmeldungen in dem Konkursverfahren ermächtigt wor⸗ 
den iſt und mit dieſen Anmeldungen die Vollmachten zu den Kon⸗ 
kKursakten überreicht find. Bei Geldforderungen ift der aus 
der ſtempelpflichtigen Urkunde und den zu ihrer Auslegung heran⸗ 
zuziehenden weiteren Urkunden erſichtliche Geldbetrag als Wert 
der zu verſtempelnden Urkunde anzuſehen (8 6 Abſ. 3 LSt®.). Da- 
bei kann nur der Nennwert der Forderung der Wertberechnung 
zugrunde gelegt werden, auch wenn die Forderung bedingt, betagt 
oder unſicher ift (vgl. Heinitz, Komm. zum PrötempStb., Anm. IV 
1 zu 86 286. S. 86, 3. Aufl.). Daraus folgt, daß auch eine im 
Konkursverfahren von dem Konkursgläubiger überreichte Vollmacht 
nach dem Nennwerte der angemeldeten Forderung ſtempelrecht⸗ 
lich zu bewerten iſt, die Dividende, welche zur Zeit der Beurkun⸗ 
dung der Vollmacht zu erwarten war oder ſpäter tatſächlich zur Aus⸗ 
zahlung kommt, dagegen für die Bemeſſung des Gegenſtandwertes 
der Vollmacht ohne Bedeutung ift. Dahin hat fih auch das 
KG.: Kc J. 28 B, 34 ff. ausgeſprochen. Ob hiervon abzugehen iſt, 
wenn zur Zeit der Beurkundung der Vollmacht die Be⸗ 
ſchränkung der angemeldeten Forderung auf beſtimmte Prozent⸗ 
fätze bereits feftitand, wie das KG. in dieſer Entſch. meint, 
Kann dahingeſtellt bleiben, da bei der Erteilung der hier vorliegenden 
Vollmacht ſolche beſtimmten Prozentſätze noch nicht feſtſtanden, die 
Beteiligten vielmehr hofften, aus der Verwertung des vorhandenen 
Theaterfonds ganz oder doch zum erheblichen Teil wegen ihrer For⸗ 
derungen befriedigt zu werden. Wenn der Beſchwerdeführer unter 
Heranziehung von eingeholten Gutachten den Standpunkt vertritt, daß 
die erwähnte Anſicht von Heinitz und die Entſch. des KG. auf die 
im Konkursverfahren überreichten Vollmachten keine Anwendung 
finden könnten, weil für dieſe damals noch nicht die Befreiungs⸗ 
vorſchrift zu Ziff. 7a Tarifſt. 19 KStG. beſtand, fo überſieht der Be- 
ſchwerdeführer hier, daß die zu verſtempelnden Vollmachten mit der 
Aufnahme der Ermächtigung zur Empfangnahme von Geld und des 
Streitgegenſtandes aufgehört haben, Prozeßvollmachten zu ſein, und 
deshalb eine für dieſe Prozeßvollmachten inzwiſchen eingetretene 
Anderung über die Vorausſetzungen ihrer Verſtempelung für die vor⸗ 
liegenden Vollmachten ohne Bedeutung iſt. Der Nennwert der an⸗ 
gemeldeten Forderungen iſt als Gegenſtandswert in gleicher Weiſe 
für die Vollmachten, die zur Empfangnahme der Gelder wie auch 
des Streitgegenſtaudes ermächtigen, heranzuziehen. Denn auch in 
den Vollmachten, in denen ſchlechthin zur Empfangnahme von Gel⸗ 
dern die Ermächtigung erteilt iſt, können nur die Geldbeträge aus 
der angemeldeten Konkursforderung gemeint ſein, zu der die Voll⸗ 
macht überreicht iſt. 
(Beſchl. des KG Präſ. v. 5. Juni 1928, XVII 89, 6/28, J 3.) 


ändert, daß nach Ziff. 7a TarSt. 19 EStG. Konkursvollmachten 
zur Vertretung im Konkursverfahren von der Stempelſteuer befreit 
find und folgeweiſe die Stempelpflichtigkeit ſich auf die Er⸗ 
mächtigung zur Empfangnahme von Geldern oder des Streit⸗ 
gegenſtandes beſchränkt. Gegenſtand dieſer letzteren Vollmacht aber 
iſt nicht eine Geldforderung, ſondern die Vertretung des 
Vollmachtgebers bei der Empfangnahme der aus 
der Konkursmaſſe auf die Forderunng zur Hebung 
gelangenden Geldbeträge, und ſomit wird hier der ſtempel⸗ 
pflichtige Gegenſtand durch den Stand der Konkursmaſſe zur Zeit 
der Ausſtellung der Vollmacht beſtimmt. Nach dem Stande der 
Konkursmaſſe muß alſo ſchätzungsweiſe feſtgeſtellt werden, wie hoch 
die Geldbeträge find, die auf Grund der Vollmacht der Bevoll- 
mächtigte vorausſichtlich in Empfang nehmen wird. 
Geh. IR. Dr. Ernſt Heinitz, Berlin. 


~ 
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II. Eutſcheidungen der Zivilſenate. 


& neee e der Rechts anwaltſchaft. 
erlin. 

3. § 100 ZPO.; 88 51 Abf. 1, 3 RAGebD. Siegt bei 
mehreren Bekl. einer, dann müſſen ihm von der Gegen» 
feite ſämtliche Anwaltskoſten erſetzt werden. f) 

Gemäß 851 Abſ. 1 RAGebO. ſtehen dem RA. für Vertretung 
mehrerer Streitgenoſſen die Gebühren nur einmal zu. Es haftet aber 
nach 83 RAGEbD. bei Aufträgen von Aufträgen mehrerer Auftrag⸗ 
geber durch dieſelbe Tätigkeit jeder Auftraggeber dem Anwalt für 
den Betrag an Gebühren und Auslagen, der bei abgeſonderter Aus⸗ 
führung des Auftrags erwachſen ſein würde, die Mithaftung der 
anderen Streitgenoſſen kann dem Anwalt gegenüber nicht geltend ge⸗ 
macht werden. Daraus ergibt fih alfo, daß der Anwalt der Bekl. 
die Bekl. Frau K. B. für ſeine ſämtlichen Gebühren und Auslagen 
in Anſpruch nehmen kann. Das iſt hier geſchehen. Unter dieſer 
Vorausſetzung kann die Bekl. zu 1 auch den ſich aus den Kopfteilen 
der beiden Streitgenoſſen ergebenden Betrag von der Kl. erſtattet 
verlangen (derſelben Anſicht Sydow-Buſch⸗Krantz, 18. Aufl., 
Anm. 2 zu § 100 ZPO.; Rittmann⸗Wenz, DORG., 10. Aufl., 
Anm. 2 zu §3 RAGGebO. und Baumbach, Die Reichs koſtengeſetze, 
2. Aufl., Anm. 1 B zu $3 RAGED.). 

(KG., 20. BS, Beil. v. 28. Juli 1928, 20 W 6972/28.) 
* 


4. 5 568 Abſ. 3 ZPO. Bei dem Anſpruch des Armen- 
anwalts auf Erſtattung der Rechtsanwaltsgebühren aus 
der Staatskaſſe handelt es ſich um Prozeßkoſten i. S. 8 568 
Abſ. 3 BPO. (OLG. Celle: JW. 1927, 697%, Sydow⸗Buſch 8 568 
Anm. 6; Jonas, Komm. zu § 3 des Gef. betr. die Erſtattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen). Die entgegen⸗ 
geſetzte Auffaſſung des KG. v. 29. Juni 1921 (JW. 1921, 1090 
erſche int nicht als gerechtfertigt. 

(KG., 20. 3S., Beſchl. v. 25. Aug. 1928, 20 W 7884/28.) 
Mitgeteilt von RA. Wolfſohn, Arnswalde (Nm.). 


* 


5. 58 23 Nr. 18, 36 RAGebO. Für die Zuſtellung 
einer einſtw. Verf., die ein Gebot oder Verbot enthält, 
ſteht dem Rechtsanwalt nicht die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gebühr zu. 

(KG., 20. 8S., Beſchl. v. 28. Juni 1928, 20 W 6173/28.) 

Abgedr. JW. 1928, 21610. 

* 


6. 5 38 RAGebO. Die Gebühr für die Erwirkung 
des Vollſtreckungsbefehls iſt für die anwaltliche Tätigkeit 
zur Herbeiführung des Vollſtreckungsbefehls ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Erfolg gegeben. Sie iſt daher ſchon für den 
Antrag verdient, wenn auch der Vollſtreckungsbefehl ab⸗ 
gelehnt wird, weil bereits Widerſpruch gegen den Bah- 
lungsbefehl erhoben war. 

(Kg., 20. 3 S., Beſchl. v. 24. April 1928, 20 W 3857/28.) 


Abgedr. JW. 1928, 2161 u. 
* 


Zu 3. Die Entſch. trifft zu. Soweit einer von mehreren Streit- 
genoſſen, die durch denſelben RA. vertreten wurden, deſſen Koſten 
bezahlt hat, kann er fie im vollen Betrage von dem ihm gegenüber 
unterlegenen Gegner erſtattet verlangen. Das gleiche gilt, ſoweit er 
ſolche Koſten vorausſichtlich wird zahlen müſſen. Das aber iſt der Fall, 
wenn er allein von allen Streitgenoſſen zahlungsfähig iſt und des⸗ 
halb allein von dem RA. auf Zahlung in Anſpruch genommen wird. 
Vgl. zu all dem Walter⸗Joachim-Friedlaender, NAGED,, 
$3 Anm. 27, 28. 

LER. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn) 


Zu 5. Ich halte die Entſch. für zutreffend und muß den im 
meinem Kommentar zur RA Geb. vertretenen gegen⸗ 
teiligen Standpunkt (Anm. 2C zu 8 36) aufgeben, 

Zwar liegt in der Zuſtellung der einſtw. Verf., die ein Gebot 
oder Verbot enthält, ihre Vollſtreckung (RG. 51, 132), aber da dieſe 
Art der Vollſtreckung zuſammenfällt mit einer Tätigkeit, die noch zu 
dem Verfahren über die Anordnung gehört (§ 29 Nr. 7 RAGED.), 
kann hierfür nicht beſonders liquidiert werden. l 

RA. Dr. Alfred Carlebach, Berlin. 


Zu 6. Die Entſch. entſpricht der herrſchenden Meinung. Vgl. 
noch OLG. Düſſeldorf: JW. 1928, 187411 und die Anm. von 
Geiershöfer daſelbſt ſowie Nachweiſe von Schrifttum und Rſpr. 
in Carlebach, RAGebO., Anm. 2 0 und 4 zu § 38 NAGED. 

RA. Dr. Alfred Carlebach, Berlin. 


Rechtſprechung 


2789 


7. 81 Arm Anw.; Art. II RGeſ. v. 14. Juli 1928. Über- 
gangsrecht der Geſetze betr. die Erſtattung von Rechts⸗ 
anwaltsgebühren in Armenſachen. Bedeutung des Art. II 
RGeſ. v. 14. Juli 1928. 


Das LG. geht in dem angegriffenen Beſchluſſe von einer 
nicht zutreffenden Vorausſetzung aus, wenn es ausführt: „Es iſt 
wohl nur als ein Zufall anzuſehen, daß zwiſchen dem Ablauf 
der Geltungsdauer des Geſ. v. 14. Juli 1925 und dem Beginn der 
Geltungsdauer des Gef. v. 14. Juli 1928 überhaupt eine Lücke iſt. 
Es war alſo nicht des Geſetzgebers wohlüberlegte Abſicht, den 
Armenanwälten die früheren höheren Sätze des Geſ. v. 6. Dez. 
1923 zuzubilligen. .. Die Abſicht des Geſetzgebers ging vielmehr 
feit 1925 dahin, die früheren höheren Gebühren zu beichränken.’ 

Hiernach ſcheint das LG. anzunehmen, daß im RJuſtMin. 
vor dem Außerkrafttreten des RGeſ. b. 14. Juli 1925/17. Dez. 
1926 (RGGBl. I, 503) überſehen worden fei, daß deffen zweiter 
Abſatz beſtimmte: „Das Geſetz tritt mit dem Ablauf des 30. Juni 
1928 wieder außer Kraft.“ Dieſe Annahme des LG. iſt nicht ge⸗ 
rechtfertigt. In den Reichsminiſterien, insbeſ. im RJuſtMin., wer» 
den die Ablaufsfriſten von RGeſ. genau Kontrolliert. Nichts ſpricht 
dafür, daß der im zweiten Abſatze des RGef. v. 14. Juli 1925 / 
17. Dez. 1926 vorgeſehene Friſtablauf überſehen worden iſt. Viel⸗ 
mehr dürften Erwägungen geſchwebt haben, ob nicht einer Ver⸗ 
längerung des Gef. v. 14. Juli 1925/17. Dez. 1926 entraten wer- 
den könnte. Dieſe Erwägungen haben allerdings nach Ablauf 
der Friſt zu dem RGeſ. v. 14. Juli 1928 geführt, das den Rechts⸗ 
zuſtand wiederherſtellte, der vor dem 1. Juli 1928 gegolten hatte. 

Hieraus ergibt ſich, daß aus dem Art. II des Geſ. v. 14. Juli 
1928, der ausſpricht, daß die bisherigen Vorſchriften maßgebend 
bleiben, ſoweit der Erſtattungsanſpruch des Anwalts Gebühren 
betrifft, die vor dem 21. Inli 1928 entſtanden ſind, nicht ge⸗ 
folgert werden kann, daß das Geſetz unter „bisherigen Vor⸗ 
ſchriften“ allein diejenigen des RGeſ. v. 14. Juli 1925/17. Dez. 
1926 verſtanden wiſſen wollte. 

Unter dieſen bisherigen Vorſchriften ſind vielmehr auch die 
des RGeſ. v. 6. Febr. 1923 (NGHI. I, 103) zu verſtehen, die in 
der Zeit vom 1. bis 20. Juli 1928 wieder in Kraft geweſen ſind. 

Ferner geht aus dem Art. II des RGeſ. v. 14. Juli 1928 
hervor, daß es für das hier fragliche Übergangsrecht nicht darauf 
ankommt, wann der Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts gegen 
die Staatskaſſe fällig geworden ift (8 1 II der Gef. über die Er⸗ 
ſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen, 8 85 RA- 
Gebd.), ſondern vielmehr darauf, wann der Anſpruch entſtan⸗ 
den ijt. Art. II des RGeſ. v. 14. Juli 1928 ſpricht von Gebühren, 
die vor dem 21. Juli 1928 entſtanden find. 

Der Erſtattungsanſpruch entſteht aber regelmäßig früher, als 
er fällig wird. Er entſteht im Regelfalle mit der die Gebühr 
auslöſenden Tätigkeit des Anwalts. 

Dies bedeutet für die fog. Aktgebühren (Verhandlungs⸗, Be- 
weis⸗ und weitere Verhandlungsgebühr), daß ſie mit dem Beginn 
der Verhandlung, der Beweisaufnahme, der weiteren Verhandlung 
entſtehen. Hat aljo eine Verhandlung vor dem 1. Juli 1928 ſtatt⸗ 
gefunden, jo ift die Verhandlungsgebühr vor dem 1. Juli 1928 ent- 
ſtanden. Sie iſt aber nur in Höhe der vor dem 1. Juli 1928 in Kraft 
geweſenen Sätze entſtanden. Findet nach dem 1. Juli 1928 und 
vor dem 21. Juli 1928 nochmals eine Verhandlung ſtatt, ſo 
kommt die Verhündlungsgebühr weiter inſoweit zur Entſtehung, 
als ſie nach dem in der Zeit vom 1. bis 20. Juli 1928 in Kraft 
geweſenen Geſetze höher ift, als nach dem vor dem 1. Juli 1928 
in Geltung geweſenen; denn inſoweit war ſie vor dem 1. Juli 1928 
noch nicht entſtanden. 

Hat alſo in der Zeit vom 1. bis 20. Juli 1928 eine Ver⸗ 
handlung ſtattgefunden, ſo kann der Armenanwalt die Verhand⸗ 
lungsgebühr nach dem Ref. v. 6. Febr. 1923 von der Staats⸗ 
kaſſe erſtattet verlangen, gleichgültig, ob vor dem 1. Juli 1928 auch 
eine Verhandlung ſtattgefunden hat oder nicht. 

Das gleiche gilt von der Beweisgebühr. Sind in der Zeit 
zwiſchen 1. und 20. Juli 1928, wie im vorl. Falle (4. Juli 1928), 
Zeugen vernommen worden, ſo kann der Armenanwalt die Be⸗ 
weisgebühr, nach den Sätzen des RGeſ. v. 6. Febr. 1923 (NEXT. 
I, 103) berechnet, von der Staatskaſſe erſetzt verlangen, wobei es 
gleichgültig it, ob der Beweisbeſchluß bereits vor dem 1. Juli 
1928 ergangen ift. Der Beſchweß. hat daher bei einem Streitwerte 
von 600 %% einen Anſpruch auf Erſtattung von 18,85 RN Beweis⸗ 
gebühr gegen die Staatskaſſe. j 

Für die Prozeßgebühr, die eine Verfahrensgebühr ift, gilt þin- 
ſichtlich des hier fraglichen übergangsrechtes das Folgende: 

Auch hier kommt es nicht auf die Fälligkeit des Gebühren⸗ 
anſpruches des Anwaltes, ſondern auf die von dem Anwalte ent⸗ 
wickelte Tätigkeit an, die die Prozeßgebühr auslöſt. Da ferner die 
Prozeßgebühr eine Dauer tätigkeit des Anwalts abgilt, fo if 
davon auszugehen, daß der Anwalt bis zur Verkündung des 
Inſtanzurteils auch Handlungen vorgenommen hat, die unter die 
Prozeßgebühr fallen. — Daß die Tätigkeit des Anwalts, für die 
er die Prozeßgebühr erhält, nicht bereits mit der Verkündung des 
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Urteils erſter Inſtanz beendigt ift, ift in dem Beſchl. des 7. Fer g., 
dem der 20. BG. hierin Beitritt, v. 15. Sept. 1928, 20 Wa 140/28: 
Ztſchr. des Berl. Anwaltsvereins 1928 Heft 9 (September), dar- 
getan worden. 

Die Prozeßgebühr entſteht nun zwar mit der erſten Tätigkeit 
des Anwalts, die unter die Prozeßgebühr fällt. Iſt die erſte Tätig- 
keit vor dem 1. Juli 1928 vorgenommen worden, ſo entſteht die 
Prozeßgebühr in Höhe der damals geltenden Sätze, alſo derjenigen 
des RGeſ. v. 14. Juli 1925/17. Dez. 1926 bereits vor dem 1. Juli 
1928. Hat aber die Tätigkeit des Armenanwalts, für die er die 
Prozeßgebühr erhält, auch in der Zeit vom 1. bis 20. Juli 1928 
ſtattgefunden, ſo kommt mit der erſten, in dieſe Zeit fallenden 
Handlung des Armenanwalts die Prozeßgebühr weiter inſoweit zur 
Entſtehung, als ſie nach dem in der Zeit vom 1. bis 20. Juli 1928 
in Kraft geweſenen Geſetze höher iſt, als nach dem vor dem 1. Juli 
1928 in Geltung geweſenen; denn inſoweit war ſie vor dem 1. Juli 
1928 noch nicht entſtanden. Hiernach iſt aber die von Fried⸗ 
laender: JW. 1928, 1924 vertretene Anſicht zutreffend, daß 
hinſichtlich der Prozeßgebühr der Armenanwalt vom Staate die Ge⸗ 
bühren des in der Zeit vom 1. bis 20. Juli 1928 geltenden Rechts 
dann erhält, wenn ſeine unter die Prozeßgebühr fallende Tätig⸗ 
keit auch nur zum Rleinften Teile in die Zeit nach dem 30. Juni 
1928 und vor dem 21. Juli 1928 fällt. 

Da im vorl. Falle die Klage bereits vor dem 1. Juli 1928 
erhoben, das Urteil aber erſt nach dem 20. Juli 1928 verkündet 
worden ift, hat der Beſchw§. auch in der Zeit vom 1. bis 20. Juli 
1928 eine unter die Prozeßgebühr fallende Tätigkeit entfaltet. 
Er kann daher die Prozeßgebühr, nach den Sätzen des RGeſ. v. 
6. Febr. 1923 berechnet, alfo mit 37,70 RN von der Staatskaſſe er- 
ſetzt verlangen. 

(KG., 20. BS. Beſchl. v. 23. Okt. 1928, 20 W 9472/28.) 
Mitgeteilt von LER Katzmaun, Berlin. 
* 


8. Bei Verhandlung und Beweisaufnahme vor dem 
1. Juli 1928, weiterer Verhandlung nach dem 1. Juli 1928 
und vor dem 21. Juli 1928 kann der Armenanwalt ſowohl 
die Verhandlungsgebühr, wie auch die weitere Verhand⸗ 
lungsgebühr nach den Sätzen des RGeſ. v. 6. Febr. 1923 
(RG Bl. I, 103) von der Staatskaſſe erſtattet verlangen. |) 

J. Die Prozeßgebühr iſt eine ſog. Verfahrensgebühr. Wenn die 
unter dieſe Verfahrensgebühr fallende Tätigkeit des Armenanwalts 
auch nur zum kleinſten Teil in die Zeit nach dem 30. Juni 1928 
und vor dem 21. Juli 1928 fällt, ſo erhält der Armenanwalt vom 
Staate die Gebühren des neuen Rechts, das für die Zeit vom 1. 
bis 20. Juli 1928 galt, alſo die Gebühren des Geſ. v. 6. Febr. 1923 
(RG Bl. I, 103). Da im vorl. Falle noch am 7. Juli 1928 mündlich 
verhandelt worden iſt, iſt daher dem Erinnerungsführer bei einem 
Streitwert von 1000 RAM eine Prozeßgebühr von 45 AM von der 
Staatskaſſe zu erſtatten. 

II. Das Beweisaufnahmeverfahren war im vorl. Falle vor 
dem 1. Juli 1928 abgeſchloſſen. Der Beſchw§y. kann demgemäß die 
Beweisgebühr, die eine Aktgebühr ift, nur nach den Sätzen des 
Noel. v. 14. Juli 1925 (17. Dez. 1926) von der Staatshaſſe erſtattet 
verlangen. Die von der Staatskaſſe dem BeſchwF. zu erſtattende 
Beweisgebühr beträgt bei einem Streitwerte von 1000 AM 10 RM. 

III. Im vorl. Rechtsſtreite haben die Verhandlung und die 
Beweisaufnahme vor dem 1. Juli 1928, die weitere Verhandlung da⸗ 
gegen nach dem 1. Juli 1928, aber vor dem 21. Juli 1928 ſtatt⸗ 
gefunden. Zweifelsfrei iſt daher die weitere Verhandlungsgebühr dem 
BeſchwF. nach den Sätzen des RGeſ. v. 6. Febr. 1923, das in der 
Zeit vom 1. bis 20. Juli 1928 galt, von der Staatskaſſe zu erſtatten. 


Zu 8. A. Mit gleicher Begründung hat der 20. ZS. des KG. 
im Beſchl. v. 20. Sept. 1928, 20 Wa 175/28 einen gleichgelagerten 
Fall entſprechend entſchieden. Di 


B. Die Frage, mit ber fih der Koſtenſenat des RG, 
hier befaßt, hat ſchon früher, nämlich bei Inkrafttreten der Novelle 
v. 1. Juni 1909, den Gegenſtand gerichtlicher Entſcheidungen gebildet 
(vgl. die Zitate bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaenders 817 
Fußnote 2). Es iſt auch damals mehrfach angenommen worden, daß, 
wenn die erſte Verhandlung vor, die Schlußverhandlung nach In⸗ 
krafttreten des Geſetzes ſtattfand, beide Verhandlungen nach neuem 
Recht zu bewerten ſeien, wenn dieſes die Verhandlungsgebühr (z. B. 
im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß) erhöhte. Ich habe ſchon zu dieſer 
Praxis a. a. O. bemerkt, daß die Folgerung aus der Unſelbſtändig⸗ 
keit der „Schlußverhandlungsgebühr“ nicht zwingend ſei: „Die nach 
dem Inkrafttreten des Geſetzes ausgeübte Tätigkeit war doch nur 
die Tätigkeit der weiteren Verhandlung, die für ſich allein nicht 
1½ Gebühren nach neuem Recht begründete.“ 

Analog ſcheint mir die Sache auch im vorl. Falle zu liegen. 
Die Tätigkeit, die zwiſchen 1. und 20. Juli 1928 ausgeübt wurde, 
begründet für ſich allein nicht 1½ Verhandlungsgebühren nach dem 
in dieſer Zeit geltenden Recht. Man wird m. E. der Rechtslage 
nach beiden Seiten hin nur dann gerecht, wenn man die Sache 
nach Analogie desjenigen Falles behandelt, den ich bei Walter⸗ 
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Die weitere Verhandlungsgebühr iſt indeſſen keine ſelbſtändige 
Gebühr. § 17 RAGO. beſtimmt: „Inſoweit ſich in den Fällen des 
813 Nr. 4 die Vertretung auf die weitere mündliche Verhandlung 
erſtreckt, erhöht ſich die dem Rechtsanwalt zuſtehende Verhandlungs⸗ 
gebühr um 5 Zehnteile und, wenn die weitere mündliche Verhandlung 
eine nichtkontradiktoriſche iſt, um die Hälfte dieſes Betrages.“ 

Aus dieſer Faſſung des §8 17 NAGEBD. ergibt fih, daß die 
weitere Verhandlungsgebühr nur ein Zuſchlag zur Verhandlungs⸗ 
gebühr iſt. Dieſer unſelbſtändige Charakter der weiteren Verhand⸗ 
lungsgebühr iſt von der Praxis der Gerichte bisher faſt allgemein 
anerkannt geweſen. So hat man im Falle des Anwaltswechſels nach 
abgeſchloſſener Beweisaufnahme dem neuen Anwalte, der nur die 
weitere Verhandlung wahrgenommen hat, nicht die /ö0⸗Gebühr des 
817 RAGebdO., ſondern die 1%g0⸗Gebühr des 8 13 Nr. 2 RAGebd. 
zugebilligt. 

Hiernach kann aber die weitere Verhandlungsgebühr nicht nach 
anderen Sätzen berechnet werden als die Verhandlungsgebühr. Beide 
Gebühren ſind vielmehr nach den höchſten Sätzen zu berechnen, die 
zur Zeit der Verhandlung und der weiteren Verhandlung galten, im 
vorl. Falle alſo nach den Sätzen des Geſ. v. 6. Febr. 1923, ſo daß 
der Beſchw§. 45 RM Verhandlungsgebühr und 22,50 AM weitere 
Verhandlungsgebühr verlangen kann. 

Nur dieſe Rechnungsweiſe führt zu billigen Ergebniſſen; denn 
ſonſt würde der Fall eintreten, daß bei Verhandlung und Beweis⸗ 
aufnahme vor dem 1. Juli 1928 und weiterer Verhandlung nach dem 
1. Juli 1928 der Armenanwalt nur eine halbe Gebühr nach den 
höheren Sätzen aus der Staatskaſſe erſtattet erhielte, während er 
bei Verhandlung vor dem 1. Juli 1928, keiner Beweisaufnahme 
und erneuter Verhandlung nach dem 1. Juli 1928 eine volle Gebühr 
(gleich Verhandlungsgebühr) nach den höheren Sätzen bekäme. 

Hinſichtlich des hier in Frage ſtehenden Übergangsrechts kommt 
es weder auf die Fälligkeit des Erſtattungsanſpruchs des Armen⸗ 
anwalts gegen die Staatskaſſe, noch auf die Fälligkeit des Gebühren⸗ 
anſpruchs des Anwalts gegen die Partei, wenn dieſe nicht arm wäre, 
ſondern vielmehr allein auf den Zeitpunkt an, in welchem der Armen⸗ 
anwalt die die Gebühr auslöſende Tätigkeit (Akt) vorgenommen hat. 

(KG., 20. 3 S., Beſchl. v. 20. Sept. 1928, 20 W 8359/28.) 
Mitgeteilt von LER. Katzmann, Berlin. 
* 


9. 81 Arm Anw. Übergangsrecht v. 1.— 20. Juli 1928.+) 

Für das hier fragliche Übergangsrecht kommt es, ſoweit die 
fog. Aktgebühren (Verhandlungs⸗, Beweis⸗, weitere Verhandlungs⸗ 
gebühr) in Frage kommen, nicht auf die Fälligkeit des Ge⸗ 
bührenanſpruchs des Anwalts, ſei es gegen den Staat, ſei es gegen 
die Partei, an, ſondern allein darauf, wann die die Gebühren aus⸗ 
löſende Tätigkeit des Anwalts ſtattgefunden hat. Da im vor⸗ 
liegenden Falle nach dem 30. Juni 1928 nicht mehr verhandelt wor⸗ 
den iſt, auch die Beweisaufnahme vor dem 1. Juli 1928 beendet war, 
kann der Beſchwerdeführer die Verhandlungs⸗, die Beweis⸗ und 
die weitere Verhandlungsgebühr nur nach den Sätzen des RGeſ. 
v. 14. Juli 1925 aus der Staatskaſſe erſetzt verlangen. 

Auch hinſichtlich der Prozeßgebühr, die ſich rechtlich als eine 
Verfahrensgebühr darſtellt, kommt es an ſich nicht auf die Fällig⸗ 
keit des Gebührenanſpruchs des Anwalts, fondern auf die von dem 
Anwalte entwickelte Tätigkeit an, die die Prozeßgebühr auslöſt. 
Da aber die Prozeßgebühr eine Dauer tätigkeit des Anwalts ab- 
gilt, und da ferner der Armenanwalt nur für eine Inſtanz bei⸗ 
geordnet zu werden pflegt, könnte es ſcheinen, als ob die im 8 85 
AAGED. getroffene Regelung auch für das hier fragliche Über⸗ 
gangsrecht von Belang wäre. In Wirklichkeit handelt es ſich nur 


Joachim⸗Friedlaenders 817 Anm. 11 erwähnt habe: „Si 
über 1000 AM verhandelt, Beweis erhoben und weiterverhandelt und 
wird bei der Weiterverhandlung auf 2000 AA erhöht, fo ift zwar 
die Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr aus 2000 RA zu berechnen, die 
weitere Verhandlungsgebühr aber ift, ebenſo wie die Beweisgebühr, 
nur aus 1000 RA zu liquidieren.“ Dieſe Anſicht, die als die herrſchende 
bezeichnet werden darf (vgl. Willenbücher ib 817 Anm. 3), führt 
bei analoger Anwendung auf den hier zu entſcheidenden Fall zu dem 
Ergebnis, daß für die Verhandlung, die zwiſchen 1. und 20. Juli 
ſtattfand, die volle Verhandlungsgebühr mit 45 RM anzuſetzen ift, 
während die Beweisgebühr und die weitere halbe Verhandlungsgebühr 
nur je 10 N., zuſammen alfo 20 K., betragen. Damit find auch 
diejenigen Unbilligkeiten ausgeglichen, die das KG. vermeiden will; 
es wird aber gleichzeitig die Folge vermieden, daß der Anwalt, der 
unter dem Zwiſchenrecht nur eine Verhandlung geführt hat, ſo 
honoriert wird, als ob er beide Verhandlungen unter der Geltung 
dieſes Rechts geführt hätte. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 9. Der Entſch. des 7. Fer ZS. beim KG., die in ihrem 
erſten Teil zutreffend iſt und den Ausführungen von Sonnen in 
JW. 1928, 2119 nicht folgt, kann in ihrem zweiten Teil nicht bei- 
gepflichtet werden. Das KG. führt aus meinem Aufſatz in JW. 
1928, 1924 den Satz an, daß der Armenanwalt vom Staat die Ge⸗ 
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am ein zufälliges Zuſammentreffen ähnlicher, aber doch verſchiedener 
inge. 

Hinſichtlich der Prozeßgebühr erhält der Armenanwalt vom 
Staate die Gebühren des in der Zeit v. 1. bis 20. Juli 1928 geltenden 
Rechts dann, wenn ſeine unter die Prozeßgebühr fallende Tätigkeit 
auch nur zum kleinſten Teile in die Zeit nach dem 30. Juni 1928 
und vor dem 21. Juli 1928 fällt (ſo Friedlaender: JW. 1928, 
1924). Zweifellos iſt nun die Tätigkeit des Armenanwalts, für die 
er die Prozeßgebühr erhält, nicht bereits mit der Verkündung des 
Inſtanzurteils beendigt. Es iſt daher belanglos, daß im vorliegen⸗ 
den Falle das Urteil 1. Inſt. bereits am 27. Juni 1928 verkündet 
worden iſt. Auch noch nach der Verkündung des Urteils können 
Handlungen des Anwalts nötig werden, die durch die Prozeßgebühr 
mit abgegolten ſind, wie z. B. die Zuſtellung des Urteils. Aber mit 
der Verkündung des Urteils tritt hinſichtlich der Dauerwirkung der 
Prozeßgebührtätigkeit des Anwalts inſofern eine Anderung ein, als 
er nunmehr darzutun hat, daß er noch Handlungen getätigt hat, die 
unter die Prozeßgebühr fallen. 

Wenn der Armenanwalt, wie im vorliegenden Falle, in der 
Zeit nach der am 27. Juni 1928 erfolgten Verkündung des In⸗ 
ſtanzurteils bis zu dem am 21. Juli 1928 erfolgten Inkrafttreten 
des NGej. v. 14. Juli 1928 keinerlei Tätigkeit entfaltet hat, die 
unter die Prozeßgebühr fällt, und erſt am 21. Juli 1928 das In⸗ 
ſtanzurteil hat zustellen laſſen, fo kann nicht davon geſprochen wer⸗ 
den, daß er in der Zeit v. 1. bis 20. Juli 1928, eine unter die 
Prozeßgebühr fallende Tätigkeit entfaltet hat. Aus dieſem Grunde 
kommt jedenfalls im vorliegenden Falle eine Erſtattung der Prozeß⸗ 
gebühr nach den in der Zeit v. 1. bis 20. Juli 1928 in Gültigkeit 
geweſenen Sätzen nicht in Frage; denn dieſe Sätze ſind für die 
Prozeßgebühr des Beſchwerdeführers nie maßgebend geweſen und 
können daher auch nicht als „bisherige Vorſchriften“ „maßgebend 
bleiben“ (vgl. Art. II d. Gef. v. 14. Juli 1928). 

(K., 7. Fer ZS., Beſchl. v. 12. Sept. 1928, 20 W 8378/28.) 

Mitgeteilt von LR. Katzmann, Berlin. 


* 


10. 88 54 ff., 59 Abſ. 2 RAD. Beſchlüſſe der Anwalts⸗ 
kammern können zwar nur in Verſammlungen gefaßt wer⸗ 
den. Es iſt jedoch nicht unzuläſſig, Wahlen außerhalb von 
Verſammlungen vorzunehmen. 

Nach der jetzt geltenden Geſchäftsordnung der Berliner Anwalts⸗ 
kammer erfolgt die Wahl der Vorſtandsmitglieder in einer ordent⸗ 
lichen Verſammlung der Kammer durch Abgabe verdeckter Stimm⸗ 
zettel in einem Wahlgange. Wenn abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erreicht wird, hat eine engere Wahl ſtattzufinden. Die Gewählten 
haben ſich ſofort nach verkündetem Wahlergebnis darüber zu er⸗ 
klären, ob ſie die Wahl annehmen oder ablehnen wollen. 

Im Gegenſatz zu dieſen an einem beſtimmten Termin ſtatt⸗ 
findenden Wahlen ſieht der neue Beſchl. v. 28. Jan. 1928 „Friſt⸗ 
wahlen“ vor, die an fünf Wahltagen durch Abgabe verdeckter Stimm⸗ 
zettel in fünf verſchiedenen Wahllokalen ſtattfinden ſollen, nämlich 
in den Anwaltszimmern der drei Berliner LG., des KG. und des 
Krim. in Moabit. Der Vorſtand der Kammer ſetzt einen Wahl- 
ausſchuß ein, welcher einen Wahlleiter zum Vorſitzenden hat. An 
ihn ſind die Vorſchläge zu richten, die von ihm geprüft und recht⸗ 
zeitig vor den Wahltagen bekanntgegeben werden. Der Wahlaus⸗ 
ſchuß ſetzt für die fünf Wahllokale Wahlvorſteher nebſt Stellvertretern 
und Beiſitzern ein, an die die Stimmen abzugeben ſind und die 


bühren des in der Zeit v. 1. bis 20. Juli 1928 geltenden Rechts 
dann erhalte, wenn ſeine unter die Prozeßgebühr fallende Tätigkeit 
auch nur zum kleinſten Teile in die Zeit nach dem 30. Juni und vor 
dem 21. Juli 1928 fällt. Im Anſchluß an dieſen Satz habe ich mich 
aber eingehend darüber ausgeſprochen, was in dieſem Zuſammenhange 
als „Tätigkeit“ anzuſehen ſei, und ich habe insbeſ. darauf hin- 
gewieſen, daß der Armenauwalt in der fraglichen Zeit nicht noch 
einen beſonders nachzuweiſenden, nach außen ſichtbaren Tätig⸗ 
keitsakt vollzogen zu haben brauche; es genüge, daß der Prozeß 
überhaupt nach dem 30. Juni noch fortdauerte und der Armenanwalt 
als ſolcher ſeine Funktion nach dieſem Tage beibehielt. Das RO. 
geht auf dieſe Ausführungen nicht ein und verlangt den Nachweis 
beſonderer Tätigkeitsakte, die in die kritiſche Beit v. 1. bis ein- 
schließlich 20. Juli 1928 fallen. Das Kann aber nicht zutreffend ſein. 

Die „Tätigkeit“, welche durch die Prozeßgebühr (Verfahrens⸗ 
gebühr) entgolten wird, läßt ſich nicht in eine nme von Einzel⸗ 
tätigkeiten auflöſen, wie es bei den ſog. Aktgebühren der Fall iſt. 
Mit der Auftragserteilung iſt die Verfahrensgebühr angefallen (der 
die Höhe dieſer Gebühr behandelnde 8 14 RUGED. kann hier außer 
Betracht bleiben); ſolange der Auftrag in der betreffenden Inſtanz 
fortdauert, muß alfo auch die Gegenleiſtung, durch welche die Prozeß⸗ 
gebühr ausgelöſt wird, als fortbauernd erachtet werden. Solange der 
Anwalt als Prozeßbevollmächtigter fungiert, obliegt ihm der allge⸗ 
meine „Geſchäftsbetrieb“ (8 13 Nr. 1 NAGEHD.); diefe Funktion 
kann der Natur der Sache nach in den einzelnen Zeitpunkten genau 
ſo gut in aktivem Handeln wie in abwartendem, beobachtendem, auf⸗ 
ſchiebendem Verhalten uſw. (alſo ſelbſt in „Untätigkeit“) beſtehen 
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über jeden Wahltag ein Protokoll zu führen haben. Sie haben auch 

die Stimmenzahl an jedem Tage feſtzuſtellen und die Protokolle 

nebſt den abgegebenen Stimmzetteln an den Wahlleiter abzugeben. 

Dann ſtellt der Wahlausſchuß in öffentlicher Sitzung das Wahlergebnis 

feſt, und der Vorſtand gibt es bekannt. Soweit eine abſolute Mehr⸗ 

heit nicht erreicht iſt, hat eine engere Wahl zwiſchen den in Betracht 

Rommenden Perſonen, die die meiſten Stimmen erhalten haben, ſtatt⸗ 

zufinden, und zwar dieſe, wie früher, in einer Verſammlung der 

Kammer. 

Der Hauptunterſchied beſteht alſo darin, daß die Hauptwahlen 
nicht in einer Verſammlung der Kammer ſtattfinden. 

Die RAD. enthält hierüber folgende Vorſchriften: 

Der Vorſtand wird durch die Kammer gewählt. 

(Amtsdauer 4 Jahre; Erſatzwahl bei Ausſcheiden.) 

Der Vorſitzende beruft die Verſammlungen der Kammer und 
des Vorſtandes und führt in beiden den Vorſitz. 

(Recht einer Minderheit, Berufung zu fordern.) Die 
Kammer kann auf Beſchluß des Vorſtandes an jeden im 
Bezirk des OLG. belegenen Ort, welcher Sitz eines LG. tft, 
berufen werden. 

(Bekanntmachung der Verſammlungen.) 

(Friſt dafür.) 

(Art der Einladung.) 

(Gegenſtand jedes Beſchluſſes iſt bei der Berufung bekannt⸗ 
zumachen, ſonſt kann darüber nicht beſchloſſen werden.) 

Die Beſchlüſſe der Kammer und des Vorſtandes werden nach 
abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Das gleiche gilt für die 
Wahlen. 

Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden; bei Wahlen das Los. 

Die bei einer Angelegenheit beteiligten Mitglieder ſind 
von der Beſchlußfaſſung über dieſelbe ausgeſchloſſen. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt die Teilnahme der 
Mehrheit der Mitglieder erforderlich. 

Die Beſchlüſſe des Vorſtandes können mittels ſchrift⸗ 
licher Abſtimmung gefaßt werden, ſofern nicht ein Mitglied 
mündliche Abſtimmung verlangt. 
über die in einer Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe und die 
Ergebniſſe der Wahlen iſt ein Protokoll aufzunehmen, wel» 
ches von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer zu unter⸗ 
zeichnen iſt. 

1. Dieſe Vorſchriften enthalten keine ausdrückliche Be⸗ 

ſtimmung darüber, daß die Wahlen nur in einer Verſammlung der 

Kammer ſtattfinden können. In den Mot. d. Gef. finden ſich eine 

Reihe von Ausſprüchen, aus denen zu ſchließen iſt, daß nach der 

Meinung der Verf. des Entw. d. PAD. die Wahlen nur in einer 

Verſammlung ſtattfinden konnten. Val. Siegel, Mot. z. RAD., 

S. 254: „Die Wahl erfolgt in einer Verſammlung der Kammer nach 

abſoluter Stimmenmehrheit.“ 

Daj. S. 257: „ . natürlich bedarf es dazu (nämlich zu einer Er⸗ 
gänzungswahl) der Berufung der Verſammlung der Kammer.“ 

Daf. S. 260: „Der Vorſitzende beruft die Verſammlungen der Kam⸗ 
mer und des Vorſtandes; er beurkundet in Gemeinſchaft 
mit dem Schriftführer das, was beſchloſſen iſt.“ 

Daf. S. 261: „Die Grundſatze über die Beſchlußfaſſung entſprechen 
den allgemein geltenden Regeln. Für ... (es wird dann 
weiter von der in verſchiedenen Advokatenordnungen vor⸗ 
geſehenen Stimmenmehrheit für Beſchlüſſe und Wahlen ge⸗ 


8 43. 
8 44. 
8 52. 


8 53. 


8 55. 


und bleibt dennoch die Funktion, durch welche die Verfahrensgebühr 
ausgelöſt wird. Auch das, was das KG. „Tätigkeit“ nennt, brauchte 
ja keinesfalls eine Tätigkeit nach außen zu fein: es könnte auch 
in bloß internen Weiſungen, einem Blick in die Akten, ja ſelbſt in 
inneren Vorgängen beſtehen; die Erinnerungen an alte Advokaten⸗ 
ſcherze („heute Nacht über Ihren Prozeß nachgedacht“) tauchen auf. 
Aber ein ſolches Eindringen in die Interna der Kanzleien oder gar 
der Menſchen will doch das Pauſchalſyſtem gerade vermeiden und 
die Verfahrensgebühr iſt wieder von allen Pauſchgebühren die echteſte, 
nämlich diejenige, die von der Einzeltätigkeit am vollkommenſten 
abſtrahiert. Ich erinnere auch noch an § 20 Nr. 1 GRG.: hiernach 
wird die gerichtliche Prozeßgebühr erhoben „für das Verfahren im 
allgemeinen“. Dauert alſo das Verfahren (in der Inſtanz) über den 
Zeitpunkt hinaus fort, in dem eine Gebührenerhöhung eintritt, ſo 
erhöht ſich ohne Zweifel die Prozeßgebühr von ſelbſt, auch wenn 
nach Inkrafttreten des neuen Geſetzes keinerlei gerichtliche Tätig- 
keit mehr ausgeübt wurde — vorausgeſetzt natürlich, daß keine 
anderweitigen poſitiven Übergangsvorſchriften vorliegen. Denn „das 
Verfahren im allgemeinen“ nimmt ſeinen Fortgang, auch wenn und 
ſolange es nicht durch poſitive Handlungen betrieben wird. Genau 
fo hat man bisher in der Praxis — insbeſ. bei Inkrafttreten der Nov. 
v. 1. Juni 1909, die kein geſetzl. Ubergangsrecht enthielt — die an⸗ 
waltſchaftliche Prozeßgebühr beurteilt, und dieſe Auffaſſung allein 
entſpricht — theoretiſch — dem Weſen der Verfahrensgebühr 
und, wie die obigen Ausführungen zeigen, den praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 
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ſprochen und S. 262 die Beſtimmung der Sächſiſchen Movo- 
katenordnung abgelehnt, nach welcher auch eine Wahl „auf 
ſchriftlichem Wege“ geſtattet iſt). 

Daf. S. 262 Abſ. 4 wird darauf hingewieſen, daß für den Vorſtaud 
in gewiſſen Fällen der Weg der ſchriftlichen Beſchlußfaſſung 
geltattet fei (woraus man e contrario ſchließen müßte, daß 
das für die Kammer nicht zuläſſig fei). 

Daf. S. 435 Abſ. 2 wird bei Erörterung der Frage, ob die Ver⸗ 
ſammlung an einen anderen Ort als den Sitz des DRG. 
einberufen werden könne, auch davon geſprochen, daß in 
den Verſammlungen Wahlen zu erfolgen hätten. 

Die Verf. des Entw. d. NAD. haben alſo als ſelbſtverſtändlich 
angeſehen, daß die Wahlen in den Verſammlungen ſtattzufinden 
hätten. 

2. Man kann dieſe Auffaſſung auch im Wege der Auslegung 
aus dem Geſetze folgern. Da nämlich in 855 NAD. beſtimmt iſt, 
daß für die Beſchlüſſe des Vorſtandes unter Umſtänden auch „ ſchrift⸗ 
liche Abſtimmung“ zuläſſig iſt, alſo eine Abſtimmung außerhalb 
der Verſammlung, und da eine ſolche Beſtimmung für die Beſchlüſſe 
der Kammer fehlt, kann man annehmen, daß Beſchlüſſe der Kammer 
nur in Verſammlungen gefaßt werden können. Wären die Wahlen 
im Sprachgebrauch der RAO. als „Beſchlüſſe“ anzuſehen, fo würde 
daraus folgen, daß auch ſie nur in einer Verſammlung ſtattfinden 
Könnten. 

Für dieſe Auslegung läßt ſich anführen, daß im allgemeinen 
unter einem Beſchluß jede ſatzungsmäßig zuſtande gekommene Wil⸗ 
lensäußerung einer Perſonengemeinſchaft verſtanden wird. Solche 
Willensäußerungen ſind auch die Wahlen. Ferner finden bei einer 
Reihe anderer Perſonengemeinſchaften nach den in Betracht kommen⸗ 
den geſetzlichen Beſtimmungen die Vorſtandswahlen nur in den Mit⸗ 
gliederverſammlungen ſtatt, ſo bei den Generalverſammlungen der 
Aktionäre, bei der GmbH., bei den Vereinen des BGB. und in den 
Parlamenten. Auch pflegt das Geſetz es ſtets beſonders vorzuſchrei⸗ 
ben, wenn für eine Beſchlußfaſſung eine ſchriftliche Abſtimmung 
zuläſſig fein ſoll, d. h. eine ſolche durch briefliche Stimmabgabe. 

3. Demgegenüber laſſen ſich aber aus den Geſetze auch eine 
Reihe von Anhaltspunkten herleiten, welche für die Zuläſſigkeit 
einer Wahl außerhalb der Verſammlungen ſprechen. Die in Betracht 
kommenden Beſtimmungen laffen ſehr wohl die Auffaſſung zu, buğ 
die RAD. zwiſchen „Wahlen“ und „Beſchlüſſen“ anderen Inhalts 
einen Unterſchied macht. Es heißt in § 54: 

„Die Beſchlüſſe der Kammer ... werden nach abſo⸗ 
luter Stimmenmehrheit gefaßt. Das gleiche gilt für die 
Wahlen.“ 

Der zweite Satz wäre überflüſſig, wenn man davon ausgeht, daß 

das Geſetz die Wahlen ſchon zu den Beſchlüſſen rechnet. In 8 56 

NAD. heißt es: 

„Der Vorſtand hat über die in einer Verſammlung ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe und die Ergebniſſe der Wahlen ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen.“ 

Auch hier kann man davon ſprechen, daß die Wahlen von den 

Beſchlüſſen unterſchieden werden. In § 54 Ab. 2 iſt für den Fall 

der Stimmengleichheit bei Beſchlüſſen etwas anderes beſtimmt als 

bei Wahlen; bei letzteren ſoll das Los, bei erſteren die Stimme des 

Vorſitzenden entſcheiden. Ferner ſind bei der „Beſchlußfaſſung“ über 

eine Angelegenheit die an ihr Beteiligten ausgeſchloſſen; auch das 

kann nicht wohl für Wahlen gelten; ein Ausſchluß der zur Wahl 
vorgeſchlagenen Mitglieder vom Wahlrecht würde allen in ſolchen 

Fällen herrſchenden Gepflogenheiten widerſprechen, zumal wenn, wie 

hier, die Stimmabgabe geheim erfolgt. 

Brauchen hiernach i. S. der NAD. die „Wahlen“ nicht als 
„Beſchlüſſe“ im eigentlichen Sinne angeſehen zu werden, ſo fehlt 
es auch an einem ſicheren Anhalt für die Auslegung, daß das Geſetz 
eine Vornahme von Wahlen außerhalb der Verſammlung der Kammer 
für unbedingt unzuläſſig halt. 

4. Es wird weiter zu prüfen ſein, ob innere Gründe etwa der 
Auslegung des Geſetzes nach der einen oder anderen Richtung den 
Vorzug geben. Auch dies kann nicht geſagt werden. Eine „ſchrift⸗ 
liche“ Stimmabgabe im eigentlichen Sinne findet bei dem vorge⸗ 
ſchlagenen neuen Verfahren nicht ſtatt; denn jeder Wahlberechtigte hat 
in Perſon ſeine Stimme durch Übergabe des verdeckten Stimmzettels 
abzugeben. Hierdurch wird eine unbeeinflußte Ausübung des Wahl- 
rechts gewährleiſtet Ebenſo iſt dafür geſorgt, daß jeder Wahl⸗ 
berechtigte an der Aufſtellung geeigneter Wahlvorſchläge mitarbeiten 
kann und daß die Wahlvorſchläge rechtzeitig bekanntgegeben wer⸗ 
den. Die Richtigkeit des Wahlergebniſſes wird dadurch gewährleiſtet, 
daß beſondere Wahlvorſtände die Stimmen zu ſammeln und nebft 
einem Protokoll an den Wahlausſchuß abzugeben haben, ſowie daß 
letzterer in öffentlicher Sitzung das Ergebnis feſtzuſtellen hat. Dieſe 
Organe fungieren hierbei als Gehilfen des Vorſitzenden, genau jo, 
wie auch bei einer Verſammlung der Vorſitzende fih der Hilfe von 
Stimmzählern bedienen muß, da er unmöglich in eigener Perſon 
die ganze Arbeit leiſten kann. Nach 8 56 NAD. haben der Vor- 
ſitzende und der Schriftführer „das Ergebnis der Wahlen“ in das 
über eine Verſammlung geführte Protokoll aufzunehmen. Man kann 
daraus ſchließen, daß eine Wahl nur in einer Verſammlung ſtatt⸗ 
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finden könne. Man Kann ebenſogut aber auch fagen, daß die proto⸗ 
kollariſche Feſtlegung nur für den Fall vorgeſchrieben ift, daß in 
der Verſammlung eine Wahl ſtattfindet. Es iſt nicht ausdrücklich 
vorgeſchrieben, daß der ganze Wahlhergang protokollariſch vom 
Vorſitzenden und Schriftführer feſtzuſtellen ſei. Im übrigen ſchreibt 
auch die neue Wahlordnung die Anfertigung von Protokollen über 
den Wahlhergang vor; dieſe Protokolle ſind nur von den Gehilfen 
des Vorſitzenden, den Wahlvorſtänden und dem Wahlausſchuß, auf⸗ 
zunehmen. Nach alledem kann die Vornahme von Wahlen außerhalb 
der Verſammlung nicht etwa aus dem Grunde für geſetzwidrig an⸗ 
geſehen werden, weil bei ihr das Wahlergebnis nicht mit der nötigen 
Zuverläſſigkeit feſtgeſtellt werden Könnte. 

Fort fällt bei Wahlen außerhalb der Verſammlung lediglich die 
Möglichkeit einer Diskuſſion, es können nur Beſprechungen in 
privater Form erfolgen. Auch dies iſt aber kein Grund, das Geſetz 
unbedingt dahin auszulegen, daß nur in Verſammlungen gewählt 
werden könne. Eine Diskuſſion pflegt, beſonders bei Wahlen inner⸗ 
halb größerer Gemeinſchaften, nur ſelten ſtattzufinden und erſcheint 
auch nicht fo notwendig, da die Wahlvorſchlage in privaten Beſpre⸗ 
chungen genügend erörtert werden können. Dafür bietet die Zu⸗ 
laſſung einer Wahl an mehreren verſchiedenen Stellen für eine ſo 
große Gemeinſchaft auch wieder den Vorteil, daß eine viel größere 
Anzahl von Mitgliedern in der Lage iſt, ihr Wahlrecht auszuüben. 
Erfahrungsgemäß werden Verſammlungen, in denen ſtundenlange 
Wahlen ſtattfinden, aus Mangel an Zeit von vielen nicht beſucht. 
Bei dem neu vorgeſchlagenen Verfahren wird eine große Anzahl 
beſonders älterer, ſtark beſchäftigter Anwälte, welche früher ihr 
Wahlrecht nicht ausüben konnten, jetzt dazu in der Lage ſein. 


Nach § 59 Abſ. 2 NAD. „kann“ das OLG. geſetzwidrige Be- 
ſchlüſſe der Anwaltskammer oder ihres Vorſtandes aufheben. Die 
Faſſung dieſer Beſtimmung läßt nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
der Reichsjuſtizgeſetze die Auslegung zu, daß dem OLG. ein gewiſſer 
Raum für ein diskretionäres Ermeſſen gelaſſen iſt, ob eine Auf⸗ 
hebung ſtattzufinden hat oder nicht. In einem Falle, in dem ein 
Beſchluß gegen eine ausdrückliche Vorſchrift des Geſetzes oder gegen 
einen Grundſatz verſtößt, welcher im Wege der Auslegung mit Sicher⸗ 
heit aus dem Geſetze zu entnehmen ift, wird das OLG. die Pflicht 
haben, den Beſchluß aufzuheben. Anders aber bei einer Sachlage, 
wie ſie hier vorliegt. Nach dem oben Ausgeführten läßt ſich 
eine unzweiſelhafte Entſcheidung, daß die vorgeſchlagene neue Wahl⸗ 
ordnung gegen das Geſetz verſtößt, aus dem Geſetz nicht ableiten. 
Eine Reihe von Geſichtspunkten ſpricht gegen ihre Zulaſſigkeit, eine 
ebenſo große Reihe aber für ſie. Ausſchlaggebende Geſichtspunkte, 
welche eine der beiden möglichen Auslegungen als die allein richtige 
erſcheinen ließen, ſind nicht erſichtlich. Zweckmäßigkeitsgründe ſpre⸗ 
chen eher für die Zulaſſung der neuen Wahlordnung, auch der Wort⸗ 
laut des Geſetzes läßt ſich für ſie anführen. Der Senat findet da⸗ 
her Beinen ausreichenden Grund, den Beſchl. v. 28. Jan. 1928 
aufzuheben. 


(Kl, 26. BS., Beſchl. v. 10. Juli 1928, 26 Gen V 5/28.) 
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Celle. 

U. Arm AnwG. in Verbindung mit dem NGef. v. 
14. Juli 1925 zur Abänderung erſteren Geſetzes. Er⸗ 
ſtattung von Armenanwaltsgebühren, die in der Zeit v. 
1.—20. Juli fällig werden. 

Der BeſchwF. war dem Kl. während des zweiten Rechtsganges 
als Armenanwalt beigeordnet. Das Urt. des BE. ift am 6. Juli 1928 
verkündet. Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle des OLG. hat die 
Prozeßgebühr nach dem vollen Betrage der RAGebO., die übrigen 
Gebühren dagegen nach dem RGeſ. v. 14. Juli 1925 feſtgeſetzt und 
zur Erſtattung aus der Staatskaſſe angewieſen. Der Armenanwalt 
begehrt mit ſeiner Erinnerung die Bemeſſung ſämtlicher Gebühren 
nach den vollen Sätzen der RAGebO. 

Dies iſt indes nicht begründet. Allerdings iſt das RGeſ. vom 
14. Juli 1925 am 30. Juni 1928 außer Kraft getreten, und das 
neue Geſetz über die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armen⸗ 
ſachen v. 14. Juli 1928 gilt erſt ſeit dem 21. Juli 1928. Sonach iſt 
für die Zwiſchenzeit vom 1. bis 20. Juli 1928 allein das Geſ. v. 
6. Febr. 1923 i d. Faſſ v. 13. Dez. 1923 maßgeblich. Es ſieht volle 
Erſtattung der Gebühren nach Maßgabe der RAGED. bis zu einem 
Streitwerte von 2000 AM vor, ift alfo für den Armenanwalt günſtiger 
als die Geſ. v. 14. Juli 1925 und 14. Juli 1928, die dieſe Gebühren⸗ 
höhe eingeſchränkt haben. Dies hat aber nicht zur Folge, daß bei 
jedem Rechtsſtreite, welcher am 30. Juni 1928 noch nicht endgültig 
erledigt war, die Gebühren der Armenanwälte ohne weiteres nach den 
vollen Sätzen der RAGebdO. zu berechnen find. Es kommt vielmehr 
auf den Zeitpunkt an, in welchem ſie zur Entſtehung gelangt ſind. 
Die Gebühren für Verhandlung, Beweiserhebung und weitere Ver⸗ 
handlung ſind im vorl. Falle bereits vor dem 1. Juli 1928 an⸗ 
gefallen. Der Anſpruch darauf erwuchs dem Armenanwalt bereits 
endgültig, als ſeine Tätigkeit bei den erwähnten Prozeßhandlungen 
beendet war. Dieſer Zeitpunkt liegt unter der Herrſchaft des RGeſ. 
v. 14. Juli 1925, und infolgedeſſen ſind die Gebühren nur zu dem 
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durch dieſes Geſetz vorgeſehenen Betrage entſtanden. Auf die Fällig⸗ 
Reit des Anſpruchs, die nach 8 1 Abſ. 2 NGef. v. 6. Febr. 1923 fidh 
nach den Beſtimmungen des § 85 RAchebO. zu richten hat, kommt 
es nicht weiter an. Sie hat nur die Bedeutung, daß die in ihrem 
Inhalte bereits feſtſtehende Gebühr nunmehr der Staatskaſſe gegen⸗ 
über geltend gemacht werden kann. Dagegen iſt die Prozeßgebühr 
richtig nach den vollen Sätzen der RAcheb O. berechnet worden. Denn 
dieſe Gebühr iſt mit Rückſicht auf die Fortdauer der Tätigkeit bis 
zur Beendigung der Inſtanz noch nach dem 1. Juli 1928 neu an- 
gefallen. Damals galt allein das RGeſ. v. 6. Febr. 1923, und auf 
Grund dieſes Geſetzes mußte die unter ſeiner Herrſchaft erſt endgültig 
erwachſene Prozeßgebühr nach dem ungeſchmälerten Satze der RAGED. 
zur Erſtattung angewieſen werden. 


(Os G. Celle, 1. 38, Beſchl. v. 4. Okt. 1928, 4 IV U 63/28.) 
Mitgeteilt von OS GR. Granzow, Celle. 


* 
Dresden. 

12. 8 115 BPO. Eine Erſtattung der Gebühren aus 
der Staatskaſſe kann nur inſoweit in Betracht kommen, 
als die arme Partei von der Zahlungspflicht gegenüber 
ihrem Anwalt frei geworden iſt. Die Gebühr für die zwecks 
Erlangung des Armenrechts eingelegte Beſchwerde wird 
von der Staatskaſſe nicht erſtattet. 

Dieſe Befreiung tritt nach § 115 Ziff. 3 ZPO. durch Be- 
willigung des Armenrechts ein, ſie betrifft demnach nur Ge⸗ 
bühren, die dem RA. nach der Beiordnung entſtehen, erſtreckt ſich 
aber nicht auf ſolche, die er bereits als Vertrauensanwalt vor 
feiner Beiordnung als Armenanwalt gegen die Partei erworben 
hat. Infoweit bleibt ihm die Partei nach wie vor verpflichtet. Das 
ergibt ſich auch daraus, daß § 115 BPO. bei der Bewilligung des 
Armenrechts die arme Partei auch von Berichtigung der rück 
ſtändigen Gerichtskoſten befreit, eine entſprechende Vorſchrift 
aber für die Anwaltskoſten nicht gibt. In Übereinſtimmung damit 
beſtimmt auch 8 1 Arm Anw. v. 6. Febr. 1923, daß in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten im Falle der Bewilligung des Armen⸗ 
rechts den für die arme Partei beſtellten RA. die Gebühren 
und Auslagen aus der Staatskaſſe zu erſetzen ſind. Für eine rück⸗ 
wirkende Kraft des Armenrechtsbewilligungsbeſchluſſes bietet ſonach 
das Geſetz keine Handhabe. 

Aber auch wenn man mit ROU.: JW. 1926, 857? eine rück⸗ 
wirkende Kraft der Armenrechtsbewilligung nicht ſchlechthin als 
ausgeſchloſſen betrachten würde, ſo wäre dieſe Rückwirkung jeden⸗ 
falls dann nicht gegeben, wenn es nicht zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung notwendig war, daß durch einen Anwalt die vor 
der Bewilligung des Armenrechts liegende Prozeßhandlung vor⸗ 
genommen wurde. Der Umſtand allein, daß der Anwalt als Ver⸗ 
trauensanwalt die Klage eingereicht hatte, iſt noch nicht geeignet, 
die Einlegung der Beſchwerde durch ihn gegen den das Armen⸗ 
recht ablehnenden Beſchluß als zur zweckentſprechenden Rechks⸗ 
verfolgung erſcheinen zu laſſen. Denn die Partei ſelbſt kann in 
wirkſamer Weiſe gegen einen derartigen Beſchluß Beſchwerde ein⸗ 
legen (8 569 BPO.) wenn ihr Vertrauensanwalt, fei es auf ihre 
oder auf eigene Anregung, Beſchwerde einlegt, ſo tut er das eben 
auf ſein Riſiko. Lediglich dann, wenn die in der Beſchwerde nach⸗ 
geholten Tatſachen verwickelt find, ließe ſich die Anbringung der 
Beſchwerde durch den Vertrauensanwalt als zur zweckentſprechenden 


Zu 13. A. Die Entſch. trifft ebenjo wie die unten S. 2795 ab- 
gedruckte des OLG. Hamburg das Richtige. Wegen der Einzelheiten 
darf ich auf meine Ausführungen in JW. 1928, 1923 verweiſen. 

RU. Dr. Friedlaender, München. 

B. Ich halte die Auffaſſung, daß die Erſtattung der höheren 
Gebühren nicht ſtattzufinden hat für ſolche gebührenpflichtige Akte, 
welche nur in der Zeit bis zum 30. Juni 1928 vorgenommen wor⸗ 
den ſind, für unrichtig. 

Die Geſetze von 1925 und 1926, welche die Gebührenerſtattung 
beſchränkten, ſind mit dem 30. Juni 1928 außer Kraft getreten. 
Das bedeutet, daß von dieſem Tage ab das frühere Geſetz wieder 
in Kraft getreten iſt, alſo das Geſetz v. 6. Febr. 1923 mit der Ab⸗ 
änderung v. 13. Dez. 1923, aljo der Beſchrankung der Erſtattung 
auf die nach einem Streitwert von 2000 Gé verfallenden Gebühren. 
Dies Inkrafttreten des früheren Geſetzes gilt für die ſämtlichen 
Prozeſſe, welche in dieſem Zeitpunkt noch ſchwebten, und zwar für 
fämtliche Gebühren. Das ergibt fih aus den Übergangsbeſtimmungen 
des wieder in Kraft getretenen Geſetzes. Dieſe Übergangsbeſtimmung 
lautet nämlich für das Gef. v. 6. Febr. 1923 dahin, daß das Gef. für alle 
3.8. feines Inkrafttretens ſchwebenden Rechtsſachen Anwendung fin⸗ 
det — und zwar, was zwar nicht ausdrücklich geſagt ift, aber in 
Wiſſenſchaft und Praxis allgemein angenommen wird, für alle Ge⸗ 
bühren, auch die vorher entſtandenen. Dieſe Übergangsbeſtimmung 
gilt auch für die VO. v. 13. Dez. 1923, nur mit einer hier nicht in 
Betracht kommenden Ausnahme, nach welcher der Erſtattungsanſpruch 
des Anwalts für bereits entſtandene Gebühren durch das neue Geſetz 
nicht beeinträchtigt werden darf. Wenn nun mit dem Außerkrafttreten 
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Rechtsverfolgung erforderlich anſehen. Das iſt aber in der vor⸗ 
liegenden Sache nicht der Fall. Denn die Verſchlechterung einer 
Vermögensverhältniſſe feit der Ausſtellung feines Mittelloſigkeits⸗ 
zeugniſſes hätte der Kl. ſelbſt in einer Beſchwerdeſchrift oder 
Niederſchrift des Gerichtsſchreibers genau ſo darſtellen können, wie 
es der Beh. in feiner Beſchwerdebegründung getan hat. 
(OLG. Dresden, Beſchl. v. 11. Sept. 1928, 18 0 Reg 273/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Walter Lippmann, Leipzig. 
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Düſſeldorf. 


13. Rechtsanwaltsgebühren die in der Zeit vom 
1.— 20. Juli 1928 entſtanden ſind, müſſen — von der 
Höchſtbegrenzung des Streitwerts auf 2000 % abgeſehen 
— nach den vollen Sätzen der RAGebdO. aus der Staats- 
kaſſe erſetzt werden. 7) 

Das Gef. v. 14. Juli 1925 hat die Erſtattungspflicht des 
Staates für die Gebühren des Anwalts der Höhe nach eingeſchränkt, 
ſeine Gültigkeitsdauer aber auf einen beſtimmten Zeitraum be⸗ 
grenzt; durch das Gef. v. 17. Dez. 1926 ift beſtimmt, daß die Ein⸗ 
ſchränkungen mit Ablauf des 30. Juni 1928 wieder außer Kraft 
treten. Dieſelben Beſtimmungen, wie das Geſ. v. 14. Juli 1925, 
enthält das am 21. Juli 1928 in Kraft getretene Geſ. v. 14. Juli 
1928. Dies Geſetz legt ſich keine Rückwirkung auf die zwiſchen 
dem 1. und 20. Juli liegende Zeit bei; es findet nach ſeinem Art. II 
Abſ. 1 Satz 2 u. 3 auf anhängige Rechtsſachen Anwendung mit der 
Maßgabe, daß vor dem Inkrafttreten „entſtandene“ Gebühren 
nach den „bisherigen Vorſchriften“ zu erſtatten find. Als „bis⸗ 
herige Vorſchriften“ können die Beſtimmungen der Geſ. v. 14. Juli 
1925 und 17. Dez. 1926 nur für die Zeit der Gültigkeitsdauer, 
alſo für die Zeit v. 1. Aug. 1925 bis 30. Juni 1928 gelten. Mit deren 
Außerkrafttreten wurde das niemals aufgehobene, ſondern nur hin⸗ 
ſichtlich der Höhe der zu erſtattenden Gebührenbeträge eingeſchränkte 
Gef. v. 6. Febr. 1923 (BD. v. 13. Dez. 1923) wieder voll in Geltung 
geſetzt, und blieb in dieſer bis zum Inkrafttreten des neuen Gel. 
b. 14. Juli 1928. Im Sinne des letzteren Geſetzes ſtellt es fih alfo 
auch für die Zeit v. 1. u. 20. Juli 1928 als „bisherige Vorſchrift“ 
dar. Gebühren, die innerhalb dieſes Zeitraumes entſtanden ſind, 
müffen daher, von der Höchſtbegrenzung des Streitwerts auf 2000 4 
abgeſehen, nach den vollen Sätzen der NUGED. aus der Staats⸗ 
kaſſe erſetzt werden. Dies gilt zunächſt für alle Gebühren, die be⸗ 
ſtimmte, in dieſem Zeitraum vorgenommene prozeſſuale Akte be⸗ 
treffen, alfo für Verhandlungen, Beſtätigungen im Beweisaufnahme⸗ 
verfahren u. ähnl., wenn ſie nach dem 30. Juni und vor dem 
21. Juli 1928 erfolgt ſind. Es gilt in gleicher Weiſe aber auch für 
die Prozeßgebühr, welche dem RA. für die Beſchäftigung mit dem 
Prozeß im allgemeinen fortdauernd bis zu deſſen Beendigung, und 
zwar auch dann erwächſt, wenn er eine in die äußere Erſcheinung 
tretende Tätigkeit nicht entfaltet. Der Armenanwalt hat daher An⸗ 
ſpruch auf die Prozeßgebühr in der durch das Gef. v. 6. Febr. 1923 
beſtimmten Höhe auch in allen den Fällen, wenn die Verkündung 
des Urteils in die Zeit v. 1. bis 20. Juli 1928 fällt, er wird dieſen 
Anſpruch, zumal bei reviſiblen Entſch., auch daun haben, wenn die 
Zuſtellung des Urteils erſt während oder nach Ablauf der genannten 
Zeitſpanne erfolgt iſt. Nicht dagegen iſt ein ſolcher Anſpruch für die 
Gebühren gegeben, die ſich auf die beſonderen, vor dem 1. Juli 1928 
liegenden gebührenpflichtigen Akte beziehen. Da dieſe Gebühren vor 


der Geſetze von 1925 und 1926 die alten Geſetze wieder in Kraft 
treten, fo treten auch deren Übergangsbeſtunmungen ſtungemäß wie⸗ 
der in Kraft, d. h. ſie gelten nunmehr auch für die in dieſem Zeit⸗ 
punkt anhängigen Sachen, und zwar für alle Gebühren. Dazu 
kommt, daß auch die eigenen Übergangsbeſtimmungen des Geſetzes 
von 1925 als Grundſatz die Geltung für alle Gebühren der an⸗ 
hängigen Geſetze aufſtellten und nur eine Ausnahme zugunſten der 
Anwalte beſtimmten. Der Geſetzgeber hat alſo auch bei dem Geſetz 
von 1925 nur für ein Übergangsrecht gekannt und ſelbſt anerkannt, 
welches die Anwendung des neuen Geſetzes auf alle Gebühren der 
laufenden Prozeſſe mit der erwähnten Ausnahme zugunſten der An⸗ 
wälte vorſchreibt. Es kann alſo nicht ſein Wille geweſen ſein, daß 
für den Zeitpunkt ſeines Außerkrafttretens ein anderes Übergangs⸗ 
recht gelten ſollte. 

Auch das Geſ. v. 14. Juli 1928 ergibt kein anderes Über⸗ 
gangsrecht. Wenn es beſtimmt, daß für die bisher entſtandenen Ge⸗ 
bühren die bisherigen Vorſchriften maßgebend ſein ſollen, ſo be⸗ 
bentet das nur, daß es an dem Erſtattungsanſpruch bezüglich der 
bisher entſtandenen Gebühren, wie er ſich aus den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen ergab, nichts ändern wollte, nicht etwa, daß für die früher 
entſtandenen Gebühren unter allen Umſtänden die zur Zeit ihrer 
Entſtehung in Kraft geweſenen Vorſchriften gelten ſollten. 

Ich komme hiermit zu demſelben Ergebnis wie Sonnen JW. 
1928, 2119), im Gegenſaz zu Friedlaender (JW. 1928, 1923), 
der ein „natürliches“ Ubergangsrecht anwendet, ſtatt das Übergangs- 
recht aus den Geſetzen ſelbſt abzuleiten. 

NA. Dr. Reinhold, Düfleldorf. 
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dem 1. Juli entſtanden find, gelten für fie die vor dem 1. Juli 
geltenden Geſetze fort, es ſind alſo inſoweit die beſchränkenden Be⸗ 
ſtimmungen des Geſ. v. 14. Juli 1925 (17. Dez. 1926) weiter an⸗ 
zuwenden, unbeſchadet der Tatſache, daß dies Geſetz als ſolches außer 
Kraft getreten iſt. 

(OLG. Düſſeldorf, 1. 8S., Beſchl. v. 22. Aug. 1928, 1 W 203/28.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Theobald, Düfſeldorf. 
* 


14. Keine Vergleichsgebühr bei Vertretung durch 
Bürovorſteher. +) 

RA. X. war der Antragſtellerin als Prozeßbevollmächtigter im 
Armenrecht beigeordnet. Das Verfahren der einſtw. Verf. iſt durch 
einen Vergleich beendigt worden, bei deſſen Abſchluß der Bürovor⸗ 
ſteher des RA. X. als beffen bevollmächtigter Vertreter mitgewirkt 
hat. RA. K. hat beantragt, ihm aus der Staatskaſſe auch die Ver⸗ 
gleichsgebühr zu erſetzen. 

Die RNAGED. it nach ihrem § 1 anzuwenden, wenn eine Be- 
rufstätigkeit des Rechtsanwalts in Frage ſteht. Ob der beauf- 
tragte Anwalt dieſe Tätigkeit in Perſon auszuüben hat, oder ob ſeine 
Vertretung durch einen anderen zuläſſig ift (vgl. 8613 BGB.), 
richtet ſich nach der Lage des einzelnen Falles. Jedenfalls kann aber 
auch die Tätigkeit des Vertreters den Beſtimmungen der GebD. nur 
unterliegen, wenn der Vertreter ſelbſt ein Anwalt oder eine dieſem 
gleichzuſtellende rechtskundige Perſönlichkeit iſt. Demgemäß iſt es h. M., 
daß der RA. Gebühren und Auslagen nicht nach der Geb. berechnen 
dürfe, ſoweit er ſich durch eine andere Perſon, insbeſ. einen Büro⸗ 
vorſteher vertreten laffe (vgl. RG. 21, 349; 31, 425; OLG. 15, 82; 
Seuff. Arch. 76, 198 u. a.). Es kann nicht darauf ankommen, ob 
der Vertreter die Intereſſen der Partei erfolgreich wahrgenommen 
hat, ſondern nur maßgebend ſein, ob der Vertreter zu den Perſonen 
gehört, für welche wegen ihrer allgemeinen Eignung, eben 
deshalb, weil fie RA. find, die Tarife der GebD. geſetzlich eingeführt 
ſind. Für die Tätigkeit des Bürovorſtehers kann der RA. Ent⸗ 
ſchädigung nur inſoweit verlangen, als ihm dadurch beſondere Aus⸗ 
lagen erwachſen ſind. Im vorliegenden Falle ſind ſolche Auslagen 
weder geltend gemacht, noch wahrſcheinlich, weil der Termin am 
Wohnorte des Anwalts ſtattfand. Würde hiernach dem RA. X. gegen 
ſeine Partei, wenn dieſe nicht arm wäre, ein Anſpruch auf beſondere 
Vergütung für die Wahrnehmung des Vergleichstermins nicht zu⸗ 
ſtehen, ſo kann der Anwalt auch inſoweit keinen Erſatz aus der 
Staatskaſſe gemäß dem Geſ. v. 6. Febr. 1923 beanſpruchen. 


(OG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 18. Mai 1928, 1 W 107a / 28.) 
05 


Frankfurt a. M. 
15. 8 1 Arm Anw.; 886 RA Gebo. Zum Übergangs- 
recht des Armengeſetzes. t) 


Durch Beſchl. v. 15. Febr. 1927 war RA. K. als RA. dem 
Kl. für die zweite Inſtanz beigeordnet worden. Am 21. Juni 1928 
erging Urteil in zweiter Inſtanz. RA. K. verlangte Erſtattung der 


Zu 14. A. Vorſtehende Entſch. des OLG. Düſſeldorf ſchließt fih 
der von Willenbücher, 10. Aufl., S. 103 und S. 215 (Anm. 2b 
zu 8 1 RAsGebd.) geäußerten Rechtsanſicht an. A. M. Waltera 
Joachim⸗Friedlaender, 7. Aufl., Anm. 9 zu 8 1 mit um⸗ 
fangreichen Aen weil das Er⸗ 
gänzungsurteil auch bei Beſchränkung auf eine Koſtenfrage als 
formell ſelbſtändiger Rechtsakt der ausdrücklichen Anfechtung 
bedarf, muß es, auch was die Form der Anfechtung betrifft, 
mit dem ſonſt gegebenen Rechtsbehelf, hier alſo dem Einſpruch, 
angefochten werden. Dem widerſpricht es auch nicht, daß das 
RG. die neben dem Urteil zur Sache auch gegen das Er⸗ 
gänzungskoſtenurteil eingelegte Rev. ohne Rückſicht auf 8 99 
Abſ. 1 und 8 546 ZPO. zugelaſſen hat (RG. 68, 301). Das 
damalige Ergänzungsurteil war, wie das RG. mit Recht 
hervorhebt, kein Verſäumnisurteil. Daß 8 99 Abſ. 1 ZPO. der 
gleichzeitigen Anfechtung eines als Ergänzungsurteil ergange⸗ 
nen Koſtenurteils mit dem auch ſonſt gegebenen Rechtsmittel 
der Berufung oder Reviſion nicht entgegenſteht, rechtfertigt ſich 
daraus, daß die Vorſchrift lediglich bezweckt, aus Gründen der 
Prozeßökonomie eine Anrufung der höheren Inſtanz allein um 
der Koſtenfrage willen zu verhindern, wobei es nicht darauf 
ankommen kann, ob die Entſcheidung zur Sache und die über 
die Koſten in einem oder in getrennten Urteilsakten ergangen 
ſind; denn würde es darauf ankommen, dann könnte das auf 
die Koſtenfrage beſchränkte Ergänzungsurteil nur der ſofortigen 
Beſchwerde (8 99 Abſ. 3 ZPO.) unterliegen, was RG. 46, 
393 aber mit Recht abgelehnt hat, da in dem durch die Klage 
zu einer prozeſſualen Einheit zuſammengefaßten Rechtsſtreit 
doch eine Entſcheidung zur Sache, nicht lediglich über die Koſten 
ergangen iſt. Die Unanwendbarkeit des 8 546 Abſ. 1 ZPO. 
auf die zugleich gegen das ergänzende Koſtenurteil eingelegte 
Reviſion ergibt ſich unmittelbar aus dem Geſetz, nämlich aus 
8 546 Abſ. 2 mit § 4 Abſ. 1 Halbſatz 2 ZPO.: Die Koſten 
werden dadurch, daß über fie in einem Ergänzungsurteil er⸗ 
kannt wird, nicht zur Hauptſache, ſondern bleiben weiterhin 
Nebenanſpruch. Dann müſſen ſie aber für die Frage der Re⸗ 
viſionsſumme in jeder Hinſicht außer Betracht bleiben. 
Prof. Dr. Bley, Gießen. 


Sivilprozeßordnung außer 88 114—127 3p. 


15. KG. — 8 4 3 PO. Geltendmachung von Anſprüchen „als 
Nebenſorderung“ dann nicht, wenn die Forderung (Zinſen) nicht 
von der klagenden Partei, ſondern von der Gegenpartei durch 
den ien prozeſſualen Akt (Widerklage) geltend gemacht wer⸗ 
en. 


Die Erinnerung richtet ſich gegen den Anſatz einer Prozeß⸗ 
und einer Urteilsgebühr für die vom Bekl. im zweiten Rechtszuge 
erhobene Widerklage, für welche er als Urteilskoſtenſchuldner ge⸗ 
mäß § 79 GKG. in Anſpruch genommen wird. 

Die Erinnerung iſt nichk begründet. Sie ſtützt ſich darauf, 
daß mit der Widerklage lediglich Zinſen derjenigen Summe, um 
welche im übrigen der Streit bereits ſich drehte, verlangt worden 
ſeien, daß es ſich alſo lediglich um eine Nebenforderung handele 
und daß deshalb ein beſonderer Streitwert inſoweit nicht in 
Frage komme. Dieſe Auffaſſung iſt jedoch rechtsirrig. Der Klage⸗ 
antrag ift gerichtet auf Feſtſtellung, daß dem Bekl. ein Anſpruch 
auf die hinterlegte Summe nicht zuſtehe. Es handelt ſich bei der 
Klage um einen unter dem Geſichtspunkt der Bereicherung in 
Betracht kommenden Anſpruch auf die hinterlegte Summe für den 
Fall, daß die hinterlegenden Kl. nachweiſen, daß den Gläubigern, 
für welche ſie hinterlegt haben, trotz Verzichts auf die Rücknahme 
kein Recht auf die hinterlegte Summe zuſtehe. Nachdem LG. im 
weſentlichen dem Klageantrag entſprochen hatte, hat der Bekl. im 
zweiten Rechtszuge Widerklage erhoben, um neben der Abweiſung 
der Klage auch noch eine Verurteilung der Kl. zur Zahlung von 
5% Zinſen des ſtreitigen Hinterlegungsbetrages zu erzielen. Die⸗ 
fer Zinsanſpruch iſt gegründet darauf, daß die Kl. wegen Ver⸗ 
ſagung der Einwilligung in die Auszahlung des hinterlegten Be⸗ 
trages in Verzug geraten und ſomit ſchadenserſatzpflichtig ſeien. 

Es bedarf nun keines Eingehens auf die Streitfrage, ob auch 
Erſatzanſprüche, die in der Form eines den geſetzlichen Zinsſatz 
überſteigenden prozentualen Zuſchlags pauſchaliert find, noch als 
Zinſen i. S. des § 5 ZPO. und demgemäß als Nebenforderungen, 
die für die Berechnung des Streitwerts außer Betracht zu bleiben 
haben, anzuſehen ſind. (Eine Nebenforderung bejahend: RG. vom 
11. Febr. 1927: JW. 1927, 1308, da Zinſen, die zum Ausgleich 
von Schäden in Rechnung geſtellt würden, nicht allein dieſes 
Zen und Entſtehungsgrundes wegen ihre Rechtsnatur als 

inſen verlören. — Nebenforderung verneinend: Jonas⸗Hor⸗ 
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nig, 1937, B 2 zu § 9 GRG,, geſtützt insbeſ. auf KG., 12. Ziv⸗ 
Sen., v. 30. Sept. 1925: JW. 1925, 2638: Es handele ſich dabei 
in Wahrheit um ſelbſtändige Schadenserſatzauſprüche.) Deun $ 4 
3PO. läßt Früchte, Nutzungen, Zinſen und Koſten für die Streit⸗ 
wertberechnung nur dann unberückſichtigt, wenn ſie als Ne ben⸗ 
forderungen geltend gemacht werden. Darunter wird 
im allgemeinen zu verſtehen ſein, daß dieſe Nebeuforderungen ihre 
ſachlich⸗rechtliche Unabhängigkeit von dem Hauptanſpruch ver⸗ 
loren haben, oder daß nur ſie als Hauptforderung geltend gemacht 
werden. Außer dieſen Fällen iſt jedoch eine Geltendmachung als 
Nebenforderung auch dann zu verneinen, wenn nicht dieſelbe Par⸗ 
tei, die den Hauptanſpruch erhebt, auch die Nebenforderung, z. B. 
den Zinsanſpruch, zum Gegenſtand des anhängigen Rechtsſtreits 
macht, jedenfalls dann, wenn dies durch einen ſelbſtändigen 
prozeſſualen Akt, in der Regel alſo nur durch Widerklage 
geſchieht. So ſpricht auch e ee B 2 b davon, 
daß Vorausſetzung für den Nichtauſatz der Nebenforderungen iſt, 
daß ſowohl die Haupt wie die Nebenforderung eingeklagt ſind. Hier 
haben die Kl. ihren Klageanſpruch lediglich auf die hinterlegte 
Summie nebſt den dort aufgelaufenen Zinſen gerichtet. Mit der 
im zweiten Rechtszuge erhobenen Widerklage hat der Bekl. dar⸗ 
über hinaus in den Streit noch einen Zinsanſpruch, geſtützt auf 
Verzugsſchaden, eingeführt. Schon begrifflich war daher für den 
Akt der Widerklage für eine Geltendmachung dieſes Zinsbetrages 
nur als Nebenforderung kein Raum. 
(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 11. Sept. 1937, 20 Wa 182/37.) 


* 

16. OLG. — 832 ZPO. (Gerichtsſtand der unerlaubten 
Handlung) iſt auch dann anzuwenden, wenn der Fiskus wegen 
unerlaubter Handlung eines Beamten gegen dieſen einen Rück⸗ 
griffsanſpruch geltend macht. 

(OLG. Königsberg i. Pr., Urt. v. 12. Aug. 1937, 5 U 124/37.) 
* 


* 17. RG. — 88 110 ff., 274 Abſ. 2 Ziff. 5, 528 Satz 1, 566 
ZPO. Eine Partei kann in der Rev Inſt. die Einrede der man⸗ 
gelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten (SS 110, 274 Abſ. 2 
Ziff. 5 ZPO.) nicht als neu erwachſen unter Hinweis auf § 112 
Abſ. 3 ZPO. erheben, wenn ſie eine dahin zielende, die Koſten 
gerade des dritten Rechtszuges mit umfaſſende Einrede in der 
Ber Inſt. unentſchuldigt fallen gelaſſen hat. Dann dauert die in 
der Vorinſtanz eingetretene Ausſchließungswirkung gem. 88 528 
Satz 1, 566 ZPO. fort. Dem in 8 528 ZPO. allein genannten Fall, 
daß eine prozeßhindernde Einrede ſchuldlos in der Vorinſtanz 
nicht geltend gemacht werden konnte, muß nach dem Rechtsgrund 
der auf Verfahrensbeſchleunigung und auf wirkliche Erſchöpfung 
der unteren Inſtanz abzielenden Vorſchrift der Fall gleichſtehen, 
daß die Partei die Einrede in der unteren Inſtanz zwar zu⸗ 
nächſt vorbringt, ſie dann aber wieder fallen läßt. 

Der Kl. verlangt von der Bekl. die Wiederherſtellung 
einer Darlehnshypothek an ihrem Grundſtück in B. Die 
Bekl. hat dieſe Hypothek auf Grund einer Quittung und 
Löſchungsbewilligung löſchen laſſen, die der Kl. erteilt hatte. 

Der Kl. iſt ein Bruder des inzwiſchen verſtorbenen Ehe⸗ 
mannes der Bekl. Er lebt ſeit vielen Jahren als amerikani⸗ 
ſcher Bürger in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 

Er behauptet, die Hypothek ſei zu Unrecht gelöſcht. 

Im erſten Rechtszug hat die Bekl. von dem Kl. unter 
Vorbehalt ſpäterer Erhöhung eine Sicherheit von 1500 AM 
verlangt. Der Kl. hat innerhalb der vom LG. hierfür be⸗ 
ſtimmten Friſt die geforderte Sicherheit geleiſtet. 

In der Sache ſelbſt hat das LG. dem Antrag des Kl. 
auf Verurteilung der Bekl. zur Bewilligung der Wieder⸗ 
eintragung der Hypothek und zur Herausgabe des Hypo 
thekenbriefes entſprochen. 

Im zweiten Rechtszug hat die Bekl. vor der Verhand- 
lung zur Hauptſache die Einrede der mangelnden Sicherheit 
für die Prozeßkoſten von neuem erhoben. Sie hat dazu aus⸗ 
geführt, daß nach Einlegung der Berufung die vom Kl. ge⸗ 
leiſtete Sicherheit nicht mehr ausreiche, daß er fie nach 8 112 
Abſ. 3 ZPO. ergänzen müſſe und daß bei Berückſichtigung 
der Möglichkeit der Reviſionseinlegung durch die eine oder 
die andere Partei ein Betrag von insgeſamt 3500 AM an⸗ 
gemeſſen ſein würde; für den dabei noch nicht berückſich⸗ 
tigten Fall der Zurückverweiſung der Sache von der Re⸗ 
viſtons⸗ und BerJuſt. behalte fie ſich den Antrag auf noch⸗ 
malige Erhöhung vor. Der Kl. hat entgegnet, mit der Er⸗ 
füllung des im erſten Rechtszug geſtellten Verlangens, bei 


dem die Bekl. die Koſten aller denkbaren Inſtanzen hätte 
veranſchlagen müſſen und tatſächlich auch veranſchlagt habe, 
ſei ihr Recht auf Sicherheit für die Prozeßkoſten erſchöpft. 
Das BG. hat einen Termin zur Verhandlung über die 
prozeßhindernde Einrede der Bekl. beſtimmt. In dieſem 
Termin iſt jedoch trotz ordnungsmäßiger Ladung keine der 
Parteien erſchienen. Die Parteien haben ſodann zur Haupt⸗ 
ſache verhandelt, ohne daß nach dem Tatbeſtand des an⸗ 
gefochtenen Urteils und den darin in Bezug genommenen 
Schriftſätzen der Parteien die Verpflichtung des Kl. zur 
Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten noch weiter im 
Streit verblieben wäre. 

Die Berufung der Bekl. iſt erfolglos geblieben. Die 
Rev. wies das RG. zurück. 

Auch für die Rev Juſt. hat die Bekl. vor Verhandlung 
zur Hauptſache von dem Kl. Sicherheit für die Prozeß— 
koſten begehrt. Ihrem Verlangen, dem der Kl. widerſprochen 
hat, ſtehen jedoch die Vorſchriften in den 88 566, 528 Satz 1 
ZPO. entgegen. Danach darf die Einrede der mangelnden 
Sicherheit für die Prozeßkoſten als verzichtbare prozeß⸗ 
hindernde Einrede (8 274 Abf. 2 Ziff. 5 ZPO.) in der 
Rev Juſt. nur geltend gemacht werden, wenn die Partei 
glaubhaft macht, daß ſie ohne ihr Verſchulden außerſtande 
geweſen ſei, die Einrede ſchon in der Ber Inſt. vorzubringen. 
Nun hat zwar die Bekl. in der Ber Inſt. eine Erhöhung der 
vom Kl. im erſten Rechtszug geleiſteten Sicherheit mit den 
dem 8 112 Abſ. 3 ZPO. entnommenen Begründung ge⸗ 
fordert, daß nach dem Anfall der Sache an eine höhere In⸗ 
ſtanz die geleiſtete Sicherheit nicht mehr hinreiche. Die Bekl. 
iſt jedoch der beim Widerſpruch des Kl. gebotenen Entſchei⸗ 
dung des BG. aus dem Wege gegangen, ohne daß ſich dem 
Tatbeſtand des angefochtenen Urteils eine Rechtfertigung 
ihres Verhaltens entnehmen ließe. Dem im $ 528 ZPO. 
allein genannten Fall, daß eine prozeßhindernde Einrede 
schuldlos in der Vorinſtanz nicht geltend gemacht werden 
konnte, muß nach dem Rechtsgrund der auf Verfahrens- 
beſchleunigung und auf wirkliche Erſchöpfung der unteren 
Inſtanz abzielenden Vorſchrift der Fall gleichſtehen, daß die 
Partei die Einrede in der unteren Inſtanz zwar zunächſt vor⸗ 
bringt, ſie dann aber wieder fallen läßt. So liegt die Sache 
hier. Die Bekl. iſt, ebenſo wie ihr Prozeßgegner, in dem 
zur Verhandlung über die Einrede beſtimmten Termin aus⸗ 
geblieben. Sie iſt ausweislich des Tatbeſtandes des BU. 
und den dort in Bezug genommenen Aktenteilen weder ſchrift⸗ 
ſätzlich noch bei der mündlichen Verhandlung zur Hauptſache 
auf die Einrede zurückgekommen. Damit hat ſie in der Vor⸗ 
inſtanz die auf 88 110 ff. ZPO. geſtützte Verteidigung 
gegenüber der Klage aufgegeben, ohne daß ein dieſes Ver⸗ 
halten entſchuldigender Grund erkennbar wäre. Insbeſondere 
iſt über eine Vereinbarung der in NGZ. 98, 316 behandelten 
Art nichts behauptet worden. 

Dem Schluß, daß danach die Einrede in der RevInſt. 
gem. §§ 566, 528 3PO. nicht wieder aufgegriffen werden 
dürfe, kann nicht mit der bei Jonas, Bem. II zu 8 528, 
ſich findenden Erwägung begegnet werden, die Einrede ſei, 
weil die bisher geleiſtete Sicherheit zur Deckung der Koſten 
des Reviſionsverfahrens nicht ausreiche (8 112 Abſ. 3 ZPO.), 
in der RevInſt. von neuem erwachſen und werde deshalb 
von dem in den genannten Vorſchriften verordneten Aus⸗ 
ſchluß der Geltendmachung nicht berührt. Nach der ZPO. 
gehört die Einrede der mangelnden Sicherheit für die Prozeß⸗ 
koſten zu den verzichtbaren prozeßhindernden Einreden und 
iſt damit den für dieſe geltenden Vorſchriften in den SS 528, 
566 unterworfen. Die letzteren greifen, weil ſie von der Mög⸗ 
lichkeit des Vorbringens der Einrede in der früheren In⸗ 
ſtanz ausgehen, dann freilich nicht ein, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung, wie 
in dem (denn auch z. B. von Baumbach, Ben. le zu 
8 566 allein gedachten) Fall des 8 111 3PO. erſt im Lauf 
der höheren Inſtanz eintreten. Dieſem Fall kann jedoch der⸗ 
jenige des 8 112 Abſ. 3 für die Anwendung des § 528 ZPO. 
nicht gleichgeſetzt werden. Nach allgemeiner Anſchauung iſt 
§ 112 Abſ. 2 ZPO. dahin zu verſtehen, daß bei Beſtimmung 
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der Höhe der Sicherheit alle im Prozeß einſchließlich der 
möglichen Rechtszüge entſtandenen und vorausſichtlich ent⸗ 
ſtehenden Koſten vom Gericht veranſchlagt werden follen 
(RG. 83, 428 [429] = JW. 1914, 41516; RG. 154, 225 
227 JW. 1937, 1898 12). So hat auch die Bekl. die be⸗ 
zeichnete Vorſchrift angewendet wiſſen wollen. Das zeigt 
ſchon die Höhe der im erſten Rechtszug geforderten und vom 
Kl. geleiſteten Sicherheit, aus der die Bekl. beim Obſiegen 
mehr als die im Verfahren vor dem LG. ihr erwachſenen 
Koſten hätte decken können. Eine noch deutlichere Sprache 
führt die im zweiten Rechtszug der Einrede gegebene Be 
gründung. Hier hat die Bekl. Erhöhung der Sicherheit auf 
3500 AM gerade deshalb gefordert, weil fie auch für den 
Fall der Eröffnung der RevInſt. geſichert fein wollte. Die 
Bekl. hätte, falls ſie auf der zunächſt begehrten und vom 
Kl. ebenfalls gewünſchten Entſcheidung durch das BG. be⸗ 
ſtanden hätte, erwarten dürfen, daß dabei auch die Kojten 
einer künftigen Rev Inſt. berückſichtigt werden würden. Wenn 
ſie dem durch ihr Ausbleiben im Verhandlungstermin und 
ihr weiteres Verhalten in der BerInſt. unentſchuldigt ent⸗ 
gegengewirkt hat, iſt die im Berufungsverfahren einmal ver- 
ſäumte Einrede ihr in der Rev nſt. nicht von neuem er⸗ 
wachſen. Dem ſteht die nach den $$ 528, 566 ZPO. beacht⸗ 
liche Tatſache ſchuldhafter Säumnis, aber auch die Erwägung 
entgegen, daß in der Rev Inſt. ein Rechtsbehelf nicht neu 
erwachſen fein kann, der ſchon im Berufungsverfahren mit 
Ausſicht auf Erfolg geltend gemacht werden konnte und dort 
tatſächlich zunächſt auch geltend gemacht worden iſt. 


Für die im vorſtehenden gegebene Auslegung der Vor- 
ſchriften in den $$ 110 ff., 528, 566 3PO. finden ſich in 
der bisherigen, allerdings nicht einheitlichen Rſpr. einige 
Belege. Das von Jonas a. a. O. angezogene Urt. des KG. 
(OLG. 29, 102) behandelt einen Fall, in dem das in der 
Ber Inſt. vor Beginn der mündlichen Verhandlung zur 
Hauptſache vorgebrachte Verlangen nach Sicherheitsleiſtung 
ſchon in erſter Inſtanz geſtellt und für begründet erklärt 
worden war. Nur war die Sicherheit dort nicht in der vom 
Bekl. verlangten, auch die zu erwartenden Koſten der Be⸗ 
rufungs⸗- und Rev Inſt. berückſichtigenden Höhe bemeſſen wor⸗ 
den. Das KG. hat den § 528 ZPO. grundſätzlich für an⸗ 
wendbar erachtet und den Einwand des Kl., daß der Bell. 
das Verlangen nach höherer Sicherheitsleiſtung nicht in der 
Vorinſtanz weiter verfolgt habe, mit der nach Lage des 
Falles zutreffenden Begründung zurückgewieſen, der Bekl. 
habe in erſter Inſtanz alles getan, um ſich eine möglichſt 
ausreichende Sicherheit wegen der Prozeßkoſten zu ver⸗ 
ſchaffen. Zwei ältere Entſch. des RG. aus den Jahren 1885 
und 1894 (Seuff Arch. 41 Nr. 63; 51 Nr. 219) haben frei⸗ 
lich den mit Erſchöpfung der geleiſteten Sicherheit begrün⸗ 
deten Antrag auf Erhöhung ($ 112 Abſ. 3 BED.) in der 
Rev Inſt. — mit Wirkung auch für die Koſten des Berufungs- 
verfahrens — zugelaſſen, obzwar die Einrede wohl in der 
erſten, nicht aber in der zweiten Inſtanz vorgebracht worden 
war. Das ältere der beiden Urteile findet ſich mit der Vor⸗ 
ſchrift des 8 528 (8 490 a. F.) — 8 566 (8 529 a. F.) wird 
nicht erwähnt — dahin ab, daß die Bekl. die Einrede im 
erſten Rechtszug vorgeſchützt und nur die vom LG. feſt⸗ 
geſetzte Sicherheit ſich ſpäter als unzureichend erwieſen habe; 
in dem jüngeren der beiden Urteile wird die Frage der Aus⸗ 
ſchließung der Einrede nach 88 274 Abſ. 2 Ziff. 5, 528 
Satz 1, 566 ZPO. nicht angeſchnitten. Dagegen hat das 
RG. in einem, ſoviel bekannt geworden, nicht veröffentlichten 
Urt. VI 450/17 die erſt in der RevInſt. erhobene Einrede 
der mangelnden Sicherheit für die Prozeßkoſten gem. 88 528, 
566 ZPO. nur zugelaſſen, weil die Bekl. glaubhaft gemacht 
hatte, daß ihr die Ausländereigenſchaft des Prozeßgegners 
erſt nach Verkündung des BU. bekannt geworden war. In 
einem Urt. des RG. v. 11. Juli 1933 (LZ. 1933, 1396) iſt 
entſchieden worden, daß in der Rev Inſt. gem. § 112 Abf. 3 
ZPO. die Leiſtung einer erhöhten, die Koſten auch der Ber⸗ 
Inſt. mit deckenden Sicherheit gefordert werden kann, wenn 
die Koſten ſich erſt durch eine neue Streitwertfeſtſetzung am 
Schluß der Ber nſt. erhöht haben und dem Bekl. in dieſer 


Inſtauz keine Gelegenheit mehr gegeben war, vor weiterer 
mündlicher Verhandlung zur Hauptſache die Einrede noch 
vorzubringen. Auch RGZ. 146, 8 (9) - JW. 1935, 3462 
(m. Anm.) läßt die im erſten Rechtszug nicht erhobene Ein⸗ 
rede nur unter den Vorausſetzungen des § 528 Satz 1 3PO. 
noch in der BerInſt. zu. 

Hiernach hat es im Streitfall dabei zu bewenden, daß 
die Bekl. in der RevInſt. die fragliche Einrede nicht als neu 
erwachſen unter Hinweis auf 8 112 Abſ. 3 ZPO. erheben 
kann. Denn ſie hat eine dahin zielende, die Koſten gerade 
auch des dritten Rechtszugs mit umfaſſende Einrede in der 
BerInſt., ſoviel erſichtlich, unentſchuldigt fallen gelaſſen. Die 
damit in der Vorinſtanz eingetretene Ausſchließungswirkung 
dauert fort (88 528 Satz 1, 566 ZPO.). 

Der Senat hat im übrigen in der rechtlichen Würdigung 
der Sache ſelbſt durch das BG. keinen den Beſtand des an⸗ 
gefochtenen Urteils gefährdenden Rechtsirrtum gefunden. 
(Wird weiter ausgeführt.) 

(RG., V. Ziv Sen., U. v. 4. Aug. 1937, V 53/37.) [v. B.] 
* 

18. KG. — 8 147 3 O. Formloſe Verbindung durch einheit⸗ 
lichen Armenrechtsbeſchluß kann regelmäßig nur unter beſonderen 
hinzutretenden Umſtänden angenommen werden. 

Der Erinnerungsführer iſt der Bekl. und Antragſtellerin im 
Widerſpruchsverfahren gegen die von ihr erwirkten Einſtw Vfg. des 
KG. v. 25. März und 16. April 1937 betreffend Vorſchußzahlung 
und Unterhaltsregelung durch Beſchl. v. 21. Mai 1937 als Arm⸗ 
Anw. beigeordnet worden. Im Termin v. 3. Juni 1937 haben die 
Parteien ſich zum Teil verglichen. Im übrigen iſt durch Urteil 
über den Widerſpruch erkannt worden. Der Erinnerungsführer 
hat ſeinen Erſatzanſpruch an die Reichskaſſe für jedes einzelne 
Verfügungsverfahren getrennt geltend gemacht. Der UrkB. der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle hat jedoch den Erinnerungsführer aufgefordert, eine 
Koſtenrechnung nach dem zuſammengerechneten Wert der beiden 
EinſtwVfg. einzureichen, da eine Verbindung der beiden Verfah⸗ 
ren erfolgt ſei. Gegen dieſe Auffaſſung richtet ſich die Erinnerung. 
Sie bekämpft die Annahme einer ſtillſchweigenden Verbindung, da 
eine ſolche in der Prozeßordnung nicht vorgeſehen ſei, nicht zus 
läſſig erſcheine und tatſächlich auch nicht erfolgt ſei. Außerdem 
könne ſelbſt eine Verbindung zur gemeinſamen Verhandlung nichts 
daran ändern, daß die Prozeßgebühr hinſichtlich jedes Antrags 
einzeln erwachſen ſei. 

Die Erinnerung konnte keinen Erfolg haben. Zwar iſt ein 
ausdrücklicher Verbindungsbeſchluß gemäß § 147 ZRO. nicht er⸗ 
gangen. Doch iſt ein ſolcher entgegen der Rechtsauffaſſung des 
Erinnerungsführers nicht unbedingtes Erfordernis der Verbin⸗ 
dung mehrerer Verfahren. Dies hat der Senat bereits in ſeiner 
grundſätzlichen Entſch. 20 Wa 131/37 v. 28. Juni 1937: JW. 1937, 
2465 24 ausgeſprochen und anerkannt, daß eine Verbindung auch 
durch ſchlüſſiges Verhalten des Gerichts, ſelbſt ohne zuvorige münd⸗ 
liche Verhandlung, angeordnet werden könne und jedenfalls dann 
zu bejahren fei, wenn im vollen Bewußtſein und voller Überein⸗ 
ſtimmung aller Prozeßbevollmächtigten gemeinſam verhandelt und 
entſchieden wird. Dies iſt hier geſchehen, darüber hinaus aber auch 
ſchon durch den Armenrechtsbeſchluß v. 21. Mai 1937 der Wille 
des Gerichts zum Ausdruck gebracht worden, die beiden Einſtw⸗ 
Vfg. auf Vorſchußzahlung und Unterhaltszahlung gemeinſchaftlich 
i. S. einer Verbindung beider Verfahren zu behandeln. Zwar kann 
regelmäßig nicht allein aus dem Umſtand, daß in ein und dem⸗ 
ſelben Armenrechtsbeſchluß die Armenrechtsbewilligung für meh⸗ 
rere Verfahren ausgeſprochen wird und die Beiordnung desſelben 
Anwalts für dieſe mehreren Verfahren erfolgt, bereits eine Ver⸗ 
bindung durch ſchlüſſige Handlung entnommen werden. Anderer⸗ 
ſeits kann einer einheitlichen Entſch. über ein einheitliches Armen⸗ 
rechtsgeſuch doch beſondere Bedeutung in dem Sinne zukommen, 
daß nunmehr grundſätzlich von Anfang an in einem einheitlichen 
Verfahren für und gegen mehrere Beteiligte vorgegangen werden 
muß und eine willkürliche Trennung durch den ArmAnw. in 
mehrere Verfahren nicht erfolgen darf (Entſch. des Sen. vom 
3. April 1935: JW. 1935, 1705; Gaedeke, „Komm. z. Arme 
Anw.“, S. 161, 162). Es wird alſo für die Frage, ob und mit 
Wirkung von wann ab eine Verbindung in ſchlüſſiger Weiſe an⸗ 
geordnet worden iſt, ſtets auf die geſamten Umſtände des einzel⸗ 
nen Falles ankommen. Dieſe ergeben hier, daß in der Tat bereits 
der gemeinſchaftliche Armenrechtsbeſchluß die Abſicht des Gerichts, 
damit eine Verbindung herzuſtellen, enthält und für die Prozeß⸗ 
beteiligten erkennbar kundtut. Denn der Antragsgegner hat mit 
Schriftſatz v. 26. April 1937 einheitlich gegen beide Einſtwofg. 
Widerſpruch erhoben und Aufhebung beider Beſchlüſſe in einem 
Antrage verlangt. Es iſt daraufhin dann auch nur ein Termin 
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anberaumt worden, in welchem dann in der bereits erwahnten 
Weiſe einheitlich verfahren worden iſt. Mit Antrag v. 13. Mai 
1937 iſt von der Antragſtellerin das Armenrecht nachgeſucht und 
dieſem Antrag durch den Beſchl. v. 21. Mai 1937 entſprochen wor⸗ 
den. Hier können alſo Zweifel darüber, daß der Armenrechts⸗ 
beſchluß bereits die Verbindung der beiden Verfügungsverfahren 
hergeſtellt hat, nicht beſtehen. 

Daraus folgt aber, daß auch ſchon die Prozeßgebühr für den 
Arm Anw. als ſolchen nur einheitlich nach dem zuſammengerech⸗ 
neten Streitwert beider Verfahren erwachſen iſt. 

(Kch., 20. ZivSen., Beſchl. v. 11. Sept. 1937, 20 Wa 184/37.) 


Bemerkung: Vgl. hierzu KG. v. 28. Juni 1937: JW. 1937, 
2465 24. D. S. 
* 

19. KG. — 8147 ZPO. Verbindung durch einheitlichen Ar⸗ 
menrechtsbeſchluß iſt ohne ausdrückliche Verbindungsanordnung in 
dem Beſchluß regelmäßig nicht anzunehmen. 

Die Beſchw. der Reichskaſſe wendet ſich dagegen, daß das 
LG. dem prozeßbevollmächtigten Armin, der Kl. zwei Prozeß⸗ 
gebühren, getrennt zu berechnen nach dem Streitwert der beiden 
— alsdann verbundenen — Berufungen, zugebilligt hat. Die 
Beſchw. iſt der Auffaſſung, daß, wenn ſchon wie hier zutreffend 


eine ſtillſchweigende Verbindung der beiden Berufungen angenom⸗ 


nten werde, dieſe Verbindung auch bereits für die Prozeßgebühr 
gelten müſſe. Denn ſchon das Armenrecht ſei gemeinſam für beide 
Berufungen bewilligt und die gemeinſchaftliche Beiordnung des 
Arm Anw. erfolgt. 0 

Dieſer Auffaſſung vermag ſich jedoch der Senat nicht anzu⸗ 
ſchließen. Zwar hat er in ſeiner grundſätzlichen Entſch. 20 Wa 
131/37 v. 28. Juni 1937: JW. 1937, 2465 2“ anerkannt, daß es 
weder eines ausdrücklichen Verbindungsbeſchluſſes gemäß § 147 
ZPO. bedürfe, noch daß eine Verbindung unter allen Umſtänden 
eine zuvorige mündliche Verhandlung vorausſetze, daß vielmehr 
die Verbindung in jeder Lage des Verfahrens angeordnet werden 
kann, und daß es genügt, daß ſie in ſchlüſſiger Weiſe kundgetan 
wird. Danach beſtehen an ſich keine rechtlichen Bedenken gegen die 
Anordnung einer Verbindung bereits gleichzeitig mit der Armen⸗ 
rechtsbewilligung für die mehreren in Frage kommenden Ver⸗ 
fahren. Doch kann aus der Tatſache allein, daß über das Armen⸗ 
recht für die mehreren Verfahren in einem einzigen Beſchluß ent» 
ſchieden wird, regelmäßig noch kein ausreichender Schluß darauf 
gezogen werden, daß damit eine Verbindung zwecks gemeinſchaft⸗ 
licher Führung der mehreren Verfahren hat angeordnet werden 
ſollen. Eine ſolche Abſicht des Gerichts bedürfte in dieſem Sta⸗ 
dium des Verfahrens regelmäßig zum mindeſten eines aus⸗ 
drücklichen Ausſpruchs im Armenrechtsbeſchluß. So hat denn 
auch der Senat in ſeiner Entſch. 20 Wa 184/37 v. 11. Sept. 1937 
(vborſtehend Nr. 18) ebenfalls bereits abgelehnt, aus der Tatſache 
eines einheitlichen Armenrechtsbeſchluſſes allein ſchon die Verbin⸗ 
dungsanordnung zu folgern, es vielmehr für derartige Fälle dar⸗ 
auf abgeſtellt, ob die Geſamtumſtände des einzelnen Falles auf 
einen ſolchen Willen des Gerichts ſchließen und für die Beteiligten 
dies auch einwandfrei erkennbar werden laſſen. 

An ſolchen Umſtänden fehlt es aber im vorl. Falle. (Wird 
ausgeführt.) Die doppelte Antragſtellung zeigt, daß der Anwalt 
der BerBelf. aus dem einheitlichen Armenrechtsbeſchluß noch keine 
Verbindung des Verfahrens entnommen hat und nach Lage der 
Umſtände auch nicht mit genügender Sicherheit entnehmen konnte. 
Denn gerade der Hinweis in dem Armenrechtsbeſchluß auf beide 
Berufungen ſpricht eher dafür, daß auch nach der Abſicht des Ge⸗ 
richts zunächſt beide noch getrennt geführt werden ſollten. Erſt 
die tatſächliche gemeinſchaftliche Verhandlung in dem für beide 
Verfahren einheitlich anberaumten Verhandlungstermin hat daun 
die — ſtillſchweigende — Verbindung im Einvernehmen ſämtlicher 
Prozeßbeteiligten gebracht 

Danach iſt von der Verbindung beider Berufungen nur erſt 
das Verfahren vom Augenblick der Verhandlung an, nicht dagegen 
der vorhergehende Geſchäftsbetrieb erfaßt worden, ſo daß bis da⸗ 
hin die Gebühren in beiden Berufungen getrennt erwachſen ſind. 

(KB., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 18. Sept. 1937, 20 W 4540/37.) 
* 


20. OLG. — 88 170, 198, 516 ZPO.; $13 GV. Eine nicht 
ordnungsmäßig erfolgte Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt ſetzt die 
Berufungsfriſt nicht in Lauf. 

Geben Fachſchaftsleiter der in der Reichskulturkammer zuſam⸗ 
mengeſchloſſenen Fachſchaften in dieſer Eigenſchaſt Urteile über 
Mitglieder ihrer Fachſchaft ab, ſo handeln ſie in Ausübung einer 
öffentlich⸗rechtlichen Pflicht. Die Unterlaſſungsklage gegen ſolche 
Urteile iſt nicht zuläſſig. da der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten nicht gegeben iſt. 

Gegen die Zuläſſigkeit der Berufung beſtehen keine Bes 
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deuken, denn die Berufungsfriſt iſt gewahrt. Sie iſt durch die 
am 13. März 1937 erfolgte Zuſtellung nicht in Lauf geſetzt 
worden, weil dieſe nicht ordnungsmäßig erfolgt iſt. Weſent⸗ 
liches Erfordernis des Zuſtellungsaktes iſt auch bei der Zu⸗ 
ſtellung von Anwalt zu Anwalt die Beglaubigung des in Ab⸗ 
ſchrift zu übergebenden Schriftſtücks (58 170, 198 3PO.). Ohne 
dieſe Beglaubigung iſt die Zuſtellung unwirkſam. Die Unter- 
ſchrift unter dem Zuſtellungsvermerk deckt den Beglaubigungs⸗ 
vermerk nur dann, wenn der Beglaubigungswille aus der ge⸗ 
wählten Form zweifelsfrei hervorgeht. Dies hätte der die Zu⸗ 
ſtellung ausführende Prozeßbevollmächtigte des Bekl. z. B. 
dadurch erreichen können, daß er bei dem für den Beglaubi⸗ 
gungsvermerk verwendeten Vordruck die Worte „durch 
Rechtsanwalt“ durchſtrichen hätte. Da jedoch das für zwei 
Unterſchriften vorgerichtete Schriftſtück unverändert geblieben 
und die für die Beglaubigungsunterſchrift vorgeſehene erſte 
Stelle nicht ausgefüllt worden iſt, iſt ein etwa vorhandener 
Beglaubigungswille nicht erkennbar geworden (vgl. RS.: JW. 
1931, 1085). Der Mangel der ordnungsmäßigen Zuſtellung 
konnte durch die ſpätere widerſpruchsloſe Annahme der nach⸗ 
träglich beglaubigten Abſchrift nicht geheilt werden, denn Zu⸗ 
ſtellungsmängel dieſer Art find nicht nach 8 295 PD. heilbar. 
Die von der Urteilszuſtellung ab laufende Verufungsfriſt iſt 
nämlich eine Notfriſt (8 516 ZPO.) Notfriſten find, da ſie 
nicht verkürzt werden können (§ 224 ZPO.) der Parteiwillkür 
entzogen (vgl. Jonas, Anm. IV vor 8 166 ZPO.). Ob eine 
wirkſame Zuͤſtellung am 5. April 1937 erfolgt iſt, braucht nicht 
geprüft zu werden, weil in dieſem Falle die Berufung innerhalb 
der Notfriſt von einem Monat eingelegt wäre. 

Die Verufung iſt aber unbegründet. 

Für den mit dem Klageantrag geltend gemachten Unter⸗ 
laſſungsanſpruch iſt der ordentliche Rechtsweg gem. 8 13 GVG. 
nicht gegeben. Nach dem eigenen Vorbringen des Kl. ſoll der 
Bekl. als Fachſchaftsleiter der Fachſchaft Architekten der Reichs- 
kammer der bildenden Künſte die umſtrittene Außerung getan 
haben. Bei feiner Amtsführung handelt der Bekl. jedoch in Aus⸗ 
übung einer öffentlich-rechtlichen Pflicht, denn die Fachſchaften 
find die berufsgruppenmäßige Auſſpaltung der Reichskultur⸗ 
kammer-Einzelkammern. Die Reichskulturkammer und ihre Ein⸗ 
zelkammern ſind Verwaltungsbehörden i. S. des § 13 GG. 
Sie haben gem. § 3 der 1. Durchf Vo. zum NKRG. die Aufgabe, 
„die deutſche Kultur in Verantwortung für Volk und Reich zu 
fördern“. Dem entſpricht es, daß die Reichskulturkammer ſowie 
die ſieben Einzelkammern Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
ſind. Ihre Mitglieder ſind zu Beiträgen verpflichtet, die wie 
öffentliche Abgaben beigetrieben werden können (89 24, 30 der 
1. DurchfVO. zum NKERG.). Die Kammern unterſtehen der Aufſicht 
des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda, der 
zugleich Präſident der Reichskulturkammer iſt. Die Gerichte und 
Verwaltungsbehörden ſind zu Rechts⸗ und Amtshilfe verpflich⸗ 
tet. Die Fachſchaftsleiter handeln mithin in Ausübung eines 
öffentlichen Amtes. Die vom Kl. behauptete Außerung des Bekl. 
würde auch in den amtlichen Zuſtändigkeitsbereich des Bekl. 
falleu, denn fie bezog ſich auf die den Reichskulturkammern 
zur Aufgabe gemachte Tätigkeit. Es kann ſich mithin nicht um 
eine private Meinungsäußerung gehandelt haben. Unter dieſen 
Umſtänden iſt dem Kl. jedoch für die Unterlaſſungsklage der 
Rechtsweg verſchloſſen. Hierbei iſt es unerheblich, ob die be⸗ 
hauptete Außerung nur ein perſönliches Werturteil oder eine 
Tatſache enthält. Den ordentlichen Gerichten iſt jeder Eingriff 
in die amtliche Tätigkeit anderer Behörden verſagt. Hierfür iſt 
lediglich die Beſchwerde an die betreffende übergeordnete Be⸗ 
hörde oder das für ſolche Fälle zuweilen vorgeſehene beſondere 
Verwaltungsverfahren zuläſſig. Es kann daher auch die vor⸗ 
beugende Unterlaffungstlage kein Mittel bilden, Amtsträger auf 
Unterlaſſung künftiger Amtshandlungen in Anſpruch zu neh⸗ 
men. Ein Urteil dieſes Inhalts würde eine unzuläſſige Ein⸗ 
miſchung der Gerichte in die Tätigkeit der Verwaltungsbehör⸗ 
den bedeuten (vgl. RZ. 150, 140 = JW. 1936, 15931 [m. 
Ann); OLG. Dresden: DJ. 1936, 691; RG.: JW. 1936, 1594 
mit Anm. Brand; Warn. 1929 Nr. 143). 

(OLG. Breslau, 1. ZivSen., Urt. v. 13. Aug. 1937, 1 U 817/37.) 
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21. RG. — 8 233 ZPO. Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand, Überwachungspflicht des Rechtsanwalts. Der Rechts⸗ 
anwalt, der eine Zuſtellung annimmt und den Empfang beſchei⸗ 
nigt, in dem Bewußtſein, daß dadurch für feine Partei eine 
Friſt in Lauf geſetzt wird, muß ſelbſt für die Vermerkung die⸗ 
ſer Zuſtellung in ſeinen Akten Sorge tragen. Eine allgemeine 
durch beſondere Verfügung nicht geſicherte Anweiſung an die An⸗ 
geſtellten zum Friſtenvermerk reicht nicht aus. 

Gegen das am 13. April 1937 verkündete, am 30. April 
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1937 zugeſtellte LGUrt., das ſeine Anſprüche größtenteils 
abgewieſen hatte, hat der Kl. erſt am 12. Juni 1937 Be- 
rufung eingelegt und zugleich die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt 
beantragt. Das OLG. hat den Wiedereinſetzungsantrag zu⸗ 
rückgewieſen und gleichzeitig die Berufung als unzuläſſig 
verworfen. 

Die Beſchwerde des Kl. iſt nicht begründet. 

Der Prozeß bevollmächtigte des Kl. hat es an der nötigen 
Aufmerkſamkeit fehlen laſſen und hierdurch den ungenützten 
Ablauf der Berufungsfriſt verſchuldet oder wenigſtens mit⸗ 
verſchuldet. Nachdem er ſelbſt ſchon am 16. April 1937 
eine Urteilsausfertigung mit Gründen beſtellt gehabt hatte 
und ihm in den nächſten Wochen ſeine Handakten, insbeſ. 
aus Anlaß des von ihm betriebenen Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahrens, zuletzt am 25. Mai 1937, wiederholt vorgelegt 
worden waren, hätte er wenigſtens bei der vom Gegenanwalt 
veranlaßten Zuſtellung des Urt. von Hand zu Hand am 
30. April 1937 ſofort die Vorlegung der Handakten an⸗ 
ordnen müſſen, ohne ſich darauf zu verlaſſen, daß dies von 
ſeiten ſeiner Angeſtellten ohne beſondere Anordnung ge— 
ſchehen werde. Ferner hätte RA. X. die von ihm vertretene 
Partei von dem Beginn der Berufungsfriſt verſtändigen, 
überhaupt alles zur Sicherung des Einhaltens der Förm⸗ 
lichkeiten des Berufungsverfahrens Nötige ins Auge faſſen 
und, ſoweit alsbald erforderlich, in die Wege leiten müſſen. 
Der Kl. kann demgegenüber nicht mit Erfolg einwenden, 
daß ſein Anwalt unbekümmert hätte darauf warten und 
ſich darauf hätte verlaſſen dürfen, das ihm perſönlich zu⸗ 
geſtellte Urteil werde ihm zuſammen mit den Handakten 
von ſeinen Angeſtellten von ſelbſt wieder vorgelegt werden. 
Denn von einem Auwalt, der eine Zuſtellung annimmt 
und den Empſang beſcheinigt in dem Bewußtſein, daß da⸗ 
durch für ſeine Partei eine Friſt in Lauf geſetzt wird, muß 
verlangt werden, daß er ſich nicht damit begnüge, das 
Empfangsbekenntnis zu unterzeichnen, ſondern ſelbſt für 
die Vermerkung dieſer Zuſtellung in ſeinen Akten Sorge 
trägt; eine allgemeine, durch beſondere Verfügung nicht 
geſicherte Anweiſung an ſeine Angeſtellten zum Friſten⸗ 
vermerk kann in ſolchem Falle nicht hinreichen, weil ohne 
einen beſonderen Vermerk nach Abgabe des Empfangs- 
bekenntniſſes an den zuſtellenden Gegenanwalt keine Unter⸗ 
lage über die Zuſtellung in den Akten zurückbleiben würde 
(RG. v. 16. Sept. 1936, IV 238/36: JW. 1936, 33135, 
345611). Allermindeſtens müßte der Anwalt unbedingt und 
ohne Verzug dafür ſorgen, daß die ſofortige Vorlegung 
der Akten mit dem Urteile und der alsbaldige Vermerk im 
Kalender danach mit der größten Sorgfalt geſichert iſt. Eine 
allgemeine Anordnung über die Vornahme von Friſten⸗ 
vermerken im Termins- und Friſtenkalender könnte den 
eigenhändigen Vermerk des Anwalts in ſeinen Handakten 
oder die beſondere Anordnung der ſofortigen Aktenvorlegung 
zwecks Vornahme der erforderlichen Sicherung keinesfalls 
erſetzen (RG. v. 14. Okt. 1935, VI B 32/35: JW. 1936, 
5102; HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 64). Die beſte Einrichtung 
der Anwaltskanzlei (ſorgſame Auswahl und Überwachung 
der Angeſtellten, Friſtenverzeichnis, Vornahme von Stich⸗ 
proben) vermag den Anwalt und damit ſeine Partei in 
einem Falle der vorliegenden Art nicht vor der Ver⸗ 
ſäumung der Rechtsmittelfriſt und vor dem Verluſte des 
Rechtsmittels ſicher zu ſchützen, wenn der Anwalt, wie es 
hier der Prozeß bevollmächtigte des Kl. getan hat, das zu 
ſeinen Händen zugeſtellte Urteil ſorglos in die Kanzlei ge⸗ 
langen läßt und dieſes dort durch ein Verſehen, wie es 
immer vorkommen kann, verſchwindet. Gerade deshalb muß 
der Anwalt, da er weiß, daß nunmehr der Friſtenlauf be⸗ 
gonnen hat, entweder das Urteil im Auge behalten oder 
durch eine beſondere Anordnung Vorſorge dafür treffen, daß 
die Handakten ihm ſogleich vorgelegt werden und die Sache 
in geregeltem Gange bleibt. Dies liegt im Rahmen der von 
ihm zu vertretenden größtmöglichen Sorgfalt und iſt ihm 
im Hinblick auf die Wichtigkeit der in Frage ſtehenden Be⸗ 
lange und die ſonſt drohende Gefahr vernünftigerweiſe auch 
zuzumuten. Daß im vorliegenden Falle RA. X. eine der da—⸗ 
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nach erforderlichen Maßnahmen getroffen oder auch nur 
eine allgemeine Anweiſung zur Sicherung der Friſten⸗ 
wahrung erlaſſen hätte, iſt nicht geltend gemacht. 

Danach iſt dem Vorderrichter darin beizutreten, daß 
die Verſäumung der Berufungsfriſt auf eigenem Verhalten 
des Prozeß bevollmächtigten des Kl. beruht und daß dieſes 
keinen unabwendbaren Zufall i. S. des 8 233 ZPO. dar⸗ 
ſtellt, vielmehr vom Kl. vertreten werden muß. 

(RG., VII. Ziv Sen., Beſchl. v. 13. Aug. 1937, VII B 6/37.) 

on 
* 

* 22. RG. — 88 239, 246 ZRO. Unterbrechung des Verfah⸗ 
rens durch Tod der Partei und Anhängigwerden in der höheren 
Inſtanz. 

Wenn die in der unteren Inſtanz durch einen Rechtsanwalt 
vertretene Partei nach Zuſtellung des erſtinſtanzlichen Urteils 
ſtirbt und dann durch Rechtsmitteleinlegung des Gegners die 
Sache in die höhere Inſtanz gebracht wird, in der die Rechts⸗ 
nachfolger der verſtorbenen Partei noch nicht vertreten ſind, 
tritt eine Unterbrechung des Verfahrens kraft Geſetzes ein. 


Zur Zeit des Todes der Kl. zu 8 war das erſtinſtanz⸗ 
liche Urteil bereits verkündet. Es war aber gegen dieſes Urteil 
noch von keiner Partei Ber. eingelegt. Die Sache war alſo 
noch in der erſten Inſtanz anhängig. Für die erſte Inſtanz 
war die verſtorbene Kl. zu 8 ausreichend vertreten durch 
ihren erſtinſtanzlichen Prozeßbevollmächtigten Dr. St. Eine 
Unterbrechung des Verfahrens trat daher mit dem am 
21. Dez. 1936 erfolgten Tod der Kl. zu 8 nicht ein; es 
waren vielmehr zunächſt nur die Vorausſetzungen für einen 
Antrag auf te da des Verfahrens gegeben 5 246 ZPO.). 
Die prozeſſuale Lage änderte ſich jedoch dadurch, daß der 
Bekl. zu 1 am 28. Dez. 1936 Ber. einlegte, die ſich gegen 
alle Kl. richtete und auch ſpäter, wie ſich aus ſeiner Ber⸗ 
Begr. ergibt, zum mindeſten im Koſtenpunkt gegen alle 
Kl. aufrechterhalten worden iſt. Durch dieſe Berufungsein⸗ 
legung des Bekl. zu 1 war die Sache hinſichtlich aller Kl., 
alſo auch hinſichtlich der Rechtsnachfolger der Kl. zu 8, in der 
zweiten Inſtanz anhängig geworden. Für die zweite Inſtanz 
war von der Kl. zu 8 und ihren Rechtsnachfolgern ein 
Prozeßbevollmächtigter noch nicht beſtellt. Die früher ſtrei⸗ 
tige Frage, ob in ſolchen Fällen wegen des Vorhandenſeins 
eines erſtinſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten die Rechtsnach⸗ 
folger der verſtorbenen Partei auch in der zweiten Inſtanz 
als i. S. des 8246 ZPO. durch einen Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten vertreten anzuſehen ſind, iſt durch die Entſch der Ver⸗ 
Ziv Sen. v. 13. Mai 1909 (RGZ. 71, 155ff.) dahin ent⸗ 
ſchieden, daß im 8246 3. lediglich an die Vertretung 
durch einen Prozeßbevollmächtigten derjenigen Inſtanz gedacht 
iſt, in der ſich die Sache anhängig befindet. Nach dieſer 
Entſch. der Ver Ziv Sen, bedarf es daher in dem Falle keines 
Ausſetzungsantrags oder Ausſetzungsbeſchluſſes, daß nach Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels der Rechtsmittelbekl. — wenn er 
auch in der unteren Inſtanz durch einen Anwalt vertreten 
war — ſtirbt, ohne einen Vertreter für die Rechtsmittel⸗ 
inſtanz beſtellt zu haben; vielmehr tritt in einem ſolchen 
Fall gem. 8239 ZPO. die Unterbrechung des Ber 
fahrens ohne weiteres kraft Geſetzes ein. Das gleiche muß 
gelten, wenn die in der unteren Inſtanz durch einen Anwalt 
vertretene Partei nach Zuſtellung des erſtinſtanzlichen Urteils 
ſtirbt und dann durch Rechtsmitteleinlegung des Gegners die 
Sache in die höhere Inſtanz gebracht wird, in der die Rechts⸗ 
nachfolger der verſtorbenen Partei noch nicht vertreten find. 
In dieſem Fall muß ſinngemäß mit der Rechtsmittelein⸗ 
legung des Gegners die Unterbrechung des Verfahrens ein⸗ 
treten. Denn auch in dieſem Fall ſind die beiden Voraus⸗ 
ſetzungen erfüllt, an deren Zuſammentreffen ſich die Unter⸗ 
brechungswirkung knüpft, nämlich einerſeits der Tod der Par⸗ 
tei und andererſeits das Anhängigwerden des Prozeſſes in 
der höheren Inſtanz, in der die Intereſſen der Erben der 
verſtorbenen Partei nach der in dem Beſchluß der VerZivSen. 
zum Ausdruck gelangten Auffaſſung durch das Vorhandenſein 
eines Prozeß bevollmächtigten einer unteren Inſtanz nicht als 
genügend vertreten anzuſehen find. Daher „erweiſt ſich auch 
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in dieſem Fall die Unterbrechung des Verfahrens als das 
einzig wirkſame Schutzmittel der Intereſſen der verſtorbenen 
Partei“ (a. a. O. S. 159). 

Es brauchte alſo im vorl. Falle ein Ausſetzungsantrag 
für die Rechtsnachfolger der Kl. zu 8 nicht geſtellt zu werden 
und der Beſchluß des OL G., durch den am 22. Febr. 1937 
dem geſtellten Ausſetzungsantrage entſprochen wurde, war 
gegenſtandslos. Die Unterbrechung des Verfahrens, die mit 
dem Anhängigwerden der Sache in der Ber Inſt. am 28. Dez. 
1936 kraft Geſetzes eintrat, hatte die Wirkung, daß die an 
dieſem Tage noch nicht abgelaufene Berufungsfriſt zu laufen 
aufhörte. Die Berufungsfriſt begann gem. 8249 Abſ. 1 
3 PO. für die Rechtsnachfolger der Kl. zu 8 von neuem zu 
laufen erſt mit der Aufnahme des Verfahrens durch dieſe, die 
gem. § 250 3PO. durch Zuſtellung des Aufnahmeſchrift⸗ 
ſatzes an den Gegner im Parteibetrieb zu erfolgen hatte. 

(RG., IV. ZivSen., Beſchl. v. 29. Juli 1937, IV B 6 
Hn.] 


* 


23. RG. — SS 321, 546 ZPO. 

Das über den Antrag auf Ergänzung der Koſtenentſchei⸗ 
dung befindende Urteil iſt im Verhältnis zum Haupturteil dem 
der Entſcheidung über die Hauptſache folgenden Koſtenurteil 
gleich zu achten und deshalb, wie dieſes, ohne Rückſicht auf den 
beſonderen Streitwert mit dem Haupturteil zuſammen durch Re⸗ 
viſion anfechtbar. 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 5. Aug. 1937, VI 102/37.) 
* 

24. SS 323, 627, 794 ZPO. Ein im einſtweiligen Verfü⸗ 
gungsverfahren geſchloſſener gerichtlicher Vergleich über die Un⸗ 
terhaltszahlung kann im Wege der Abänderungsklage abgeändert 
werden, wenn umwälzende wirtſchaftliche Veränderungen einge⸗ 
treten ſind. Die Abänderung iſt bereits vom Eintritt dieſer Ver⸗ 
hältniſſe an möglich. f) 

Die Parteien waren Eheleute und ſind durch Urteil des erk. 
Sen. v. 16. April 1937 rechtskräftig geſchieden. Während des Schei⸗ 
dungsprozeſſes hat das LG. durch Einſtw Vfg. v. 2. Dez. 1935 ge⸗ 
mäß § 627 ZPO. dem Kl. aufgegeben, für die Dauer des Ehe⸗ 
ſcheidungsverfahrens der Bekl. einen wöchentlichen Unterhalt von 
50 Ha zu zahlen. Auf den vom Kl. dagegen erhobenen Wider- 
ſpruch wurde durch Vergleich v. 9. Jan. 1936 der Betrag auf 
wöchentlich 40 %, ermäßigt mit der Maßgabe, daß die erſte 
Rate am 11. Jan. 1936 zu zahlen ſei. 

Am 14. Febr. 1936 wurde der Kl. unter dem Verdacht des 
Deviſenvergehens verhaftet. Die Unterſuchungshaft dauerte bis 
Ende März 1936. Am 10. März 1936 wurde über ſein Vermögen 
das Konkursverfahren eröffnet, das nach Verteilung der Maſſe ant 
26. Nov. 1936 aufgehoben wurde. 

Der Kl. behauptet nun, er ſei infolge dieſer Umſtände völlig 
vermögenslos geworden, und ſeine wirtſchaftliche Lage ſei derart, 
daß er zur Unterhaltszahlung ſeit dem 14. Febr. 1936 nicht mehr 
in der Lage ſei. Er meint, aus dieſen Gründen ſei ſeine Unter⸗ 
haltspflicht gegenüber der Bekl. entfallen, und hat Klage erhoben 
mit dem Antrage, den Vergleich inſoweit aufzuheben, als er eine 
1 des Kl. über den 14. Febr. 1936 hinaus vor⸗ 
ieht. 

Das LG. hat den Vergleich dahin abgeändert, daß der Kl. 
vom Tage der Klagezuſtellung ab aus dem Vergleich 
keinen Unterhalt mehr zu zahlen braucht. 

Die Berufung des Kl. mußte Erfolg haben. Der vom Kl. 
gewählte Weg zur Erlangung einer Abänderung des Vergleichs 
v. 9. Jan. 1936 im Wege der Klage aus § 323 ZPO. iſt zuzu⸗ 
laſſen, denn § 323 Abſ. 4 ZPO. dehnt die Möglichkeit der Ab⸗ 
änderbarkeit rechtskräftiger Urteile auf die Urkunden des § 794 
Ziff. 1 und 5 ZPO. aus. Zu Urkunden i. S. des § 794 gehört 
auch der gerichtliche Vergleich, wobei es gleichgültig iſt, ob dieſer 
im gewöhnlichen Rechtsſtreit oder im Verfahren betr. den Erlaß 
einer EinſtwVfg., etwa nach $ 627 ZPO., abgeſchloſſen iſt, denn 
beide Arten von Vergleich haben die gleiche Rechtsnatur: Die 
materiellrechtliche Grundlage iſt für beide ausſchließlich der Wille 
und die freie Entſchließung der Parteien. Es kann deshalb in der 
Frage der Form der Abänderbarkeit gemäß § 323 Abſ. 4 ZPO. 
keinen Unterſchied machen, in welcher Verfahrensart der Vergleich 
nun zuſtande gekommen iſt, weil dies für ſeinen Charakter ohne 
jede Bedeutung iſt. 

Anders wäre die Rechtslage allerdings zu beurteilen, wenn 
die Abänderung der EinſtwyVfg. über § 323 ZPO. begehrt wor⸗ 
den wäre. Dies wäre unzuläſſig. Deun die ZPO. hat für die Ab⸗ 
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änderung und Aufhebung einer Einſtwfg. beſondere Beſtim⸗ 
mungen getroffen, die ausſchließlich anwendbar ſind, ſo insbeſ. 
§ 927 ZPO. Die Beſtimmung gilt aber nicht für den im Ver⸗ 
fahren auf Erlaß einer Einjtiw Big. abgeſchloſſenen Vergleich; denn 
§ 927 3PO. gibt einen Rechtsbehelf nur gegen eine richterliche 
Anordnung, wie fie die EinſtwVfg. iſt. Der Vergleich iſt aber 
eine zwiſchen den Parteien frei getroffene Vereinbarung (vgl. 
LG: JW. 1932, 1156). Dieſe Auffaſſung des erk. Sen. ſteht auch 
nicht in Widerſpruch zu der Entſch. des RG.: RGS. 132, 182 = 
JW. 1931, 1808 ½˙ m. Anm. In dieſem Falle hatte der Kl. die 
Abänderung einer EinſtwVfg. über $ 323 ZPO. verlangt, wäh⸗ 
rend in dem hier zur Entſch. ſtehenden Rechtsſtreit die Abände⸗ 
rung eines im Verfahren einer EinſtwVfg. abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleichs beantragt iſt. Die Anſicht des Senats ſtimmt weiterhin mit 
der in der JW. 1930, 174 zitierten Entſch. des 2. ZivSen. des 
OLG. Köln grundſätzlich überein: Der Entſch. lag der gleiche Sach⸗ 
verhalt zugrunde mit dem Unterſchied, daß der Kl. hier auf Ab⸗ 
änderung des Prozeßvergleichs aus § 927 3PO. geklagt hatte. 
Der 2. Sen. hat ausgeſprochen, daß unbedenklich die Abänderungs⸗ 
klage aus $ 323 3 PO. zuläſſig und die geeignete verfahrensxrecht⸗ 
liche Form der Abänderung ſei. Er hat aber für den gegebenen 
Fall in eingehender Begründung auch den Weg über 8 927 ZO. 
deshalb für möglich erachtet, weil er praktiſcher ſei und vor allem 
dem Kl. fofort die gewünſchte Beſſerſtellung verſchaffe, während 
er neben der Abänderungsklage aus § 323 ZPO. für die Dauer 
des Prozeſſes noch einer beſonderen EinſtwVfg. bedürfe. 

Dem Kl. iſt es daher keinesfalls zu verwehren, die Abände⸗ 
rungsklage aus § 323 3PO. zu wählen. 

Irrig iſt hingegen, wenn der erſte Richter meint, auf die Ab⸗ 
änderungsklage aus § 323 Abſ. 4 ZPO. finde die zeitliche Be⸗ 
ſchränkung des § 323 Abſ. 3 ZPO. Anwendung, fo daß die Ab⸗ 
änderung nur für die Zeit nach Erhebung der Klage zuläſſig wäre. 
Der Abſ. 4 des § 323 ZPO. iſt durch eine Novelle von 1919 in 
die Vorſchrift eingefügt worden. Die Neuerung hatte nur den 
Zweck, eine prozeſſuale Möglichkeit zur Abänderung von Urkun⸗ 
den des § 794 Nr. 1 und 5 ZPO. zu ſchaffen; fie wollte hingegen 
keinerlei materielles Recht Schaffen; ebenſowenig, wie $ 323 Abſ. 3 
ZPO. Der § 323 ZBO. iſt eine rein prozeßrechtliche Norm, ſie 
ſetzt die materiellrechtlichen Grundlagen für eine Abänderung, die 
aus dem bürgerlichen Recht fließen, als beſtehend voraus, aber 
ſie ſchafft ſie nicht. Die Vorſchrift will nichts anderes, als das 
prozeſſuale Hindernis für die Durchſetzung der materiellen Rechts⸗ 
lage, nämlich die Rechtskraft, ausräumen. 

Während ſonach $ 323 ZPO. nur den verfahrensrechtlichen 
Weg der Abänderung des Prozeßvergleichs gibt, unterliegen die 
materiellrechtlichen Vorausſetzungen hierfür den allgemeinen Ver⸗ 
tragsgrundſätzen des bürgerlichen Rechts, wobei davon auszugehen 
iſt, daß, wie bereits dargelegt, jeder Vergleich ein Vertrag iſt, 
der auf der freien Entſchließung der Parteien beruht. 

Nur dieſe Beſtimmungen und Grundſätze ſind entſcheidend 
für den Umfang der Abänderungsklage, d. h. ob und inwieweit 
zurückliegend vor Erhebung der Klage die Abänderung begehrt 
werden kann. 

Hieran hat die Novelle von 1919 nichts geändert; ſie iſt eine 
reine Verfahrensnorm, und die Abänderbarkeit eines Vergleichs, 
auch eines vor dem Prozeßgericht geſchloſſenen, kann nur nach 
den Vertragsgrundſätzen des bürgerlichen Rechts beurteilt werden. 
Dieſer Satz behält auch nach Einführung der Novelle ſeine Gültig⸗ 
keit (vgl. R.: JW. 1921, 1080). 

Bei Anwendung dieſer Grundſätze des bürgerlichen Rechts 
aber iſt die Klage als im vollen Umfange gerechtfertigt anzuer⸗ 
kennen. Lehre und Rſpr. haben bei ſolchen, auf wiederkehrende 
Leiſtungen gerichteten Verträgen, wie der angefochtene Vergleich 
einer iſt, den Satz entwickelt, daß eine Abänderung oder Aufhebung 
des Vertrages beiden Vertragsteilen dann möglich ſein ſoll, wenn 
nach Abſchluß des Vertrages in der Perſon eines der Vertrags» 
teile ganz außerordentliche, in die wirtſchaftliche Lage einſchnei⸗ 
dende und ihrer Art nach unvorherſehbare Umwälzungen der⸗ 
jenigen Verhältniſſe eintreten, von denen der Vertragswille der 
Parteien ausging (vgl. JW. 1921, 1080, Anm. zu Nr. 6). Dieſen 
Rechtsgrundſatz entnimmt die Rſpr. aus den Grundgedanken der 
8S 157, 242 BGB. Das Losſagen von beſtehenden, namentlich 
fortlaufenden Verträgen iſt namentlich dann, allerdings nur aus⸗ 
nahmsweiſe, gerechtfertigt, wenn den Parteien das Feſthalten am 
Vertrage nicht mehr zugemutet werden kann, weil ſich die Ver⸗ 
hältniſſe der Parteien nach Abſchluß des Vertrages von Grund 
auf geändert haben. 

Dieſen Leitſatz hat das RG. wiederholt und noch in neueren 
Eutſch. ausgeſprochen (vgl. RG.: HöchſtRRſpr. 1933, 191; RG R⸗ 
Re 1934, Aım.5a zu § 242; RGZ. 103, 329 = JW. 1922, 
702). 

Es iſt dabei nicht zweifelhaft, daß die Abänderung des Ver⸗ 
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trages bereits möglich iſt vom Eintritt der umwälzen⸗ 
den Verhältniſſe an. Dieſe Vorausſetzungen für eine Ab⸗ 
änderung des Vergleichs liegen in der Perſon des Kl. vor. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Kl. auch nach ſeiner 
Verhaftung zeitweilig im Beſitz von Geld geweſen iſt und Aus⸗ 
gaben für Reiſen, Beſuch von Wirtſchaften u. dgl. gemacht hat. 
Auch wenn die von der Bekl. hierzu vorgetragenen Einzelheiten 
zutreffen ſollten, ſo ſteht damit noch nicht feſt, daß er die Mittel 
zu dieſen Ausgaben aus feinem eigenen Vermögen oder Ein⸗ 
kommen beſtritten hat. Wenn er aber, was angeſichts ſeiner Ver⸗ 
haftung, der Konkurseröffnung und der Zeugenausſagen bis zum 
Beweiſe des Gegenteils anzunehmen iſt, von der Unterſtützung 
ſeiner Geſchwiſter ein verhältnismäßig gutes Leben geführt hat, 
ſo vermag das nicht irgendeine Unterhaltspflicht für ihn zu be⸗ 
gründen. Hierfür iſt lediglich entſcheidend ſeine eigene Vermö— 
genslage. 

Dem Klageantrage war daher im vollen Umfange ſtatt⸗ 
zugeben. Es iſt allerdings noch darauf hinzuweiſen, daß die in 
dieſem Urteil getroffene Feſtſtellung, daß der Kl. nicht mehr unter⸗ 
haltspflichtig iſt, ſich nur auf die Zeit bis zur Rechtskraft des 
Scheidungsurteils erſtreckt, nicht aber auf alle ſpätere Zeit; denn 
es iſt klar, daß die Wirkung des Urteils nicht weiter gehen kann, 
als der angefochtene Vergleich wirkte, der nur eine einſtweilige 
Regelung bis zur Rechtskraft des Scheidungsurteils traf. 

(Os G. Köln, 3. ZivSen., Urt. v. 9. Juli 1937, 3 U 109/37.) 


Aumerkung: Der Entſch. iſt ind Ergebnis beizutreten. 

Es iſt keinerlei Grund erſichtlich, warum § 323 Abſ. 4 ZPO. 
nicht anwendbar ſein ſollte, wenn zwiſchen Ehegatten nach An⸗ 
hängigwerden des Eheſtrelts im Verfahren nach $ 627 ein ge⸗ 
richtlicher Vergleich über Unterhaltsgewährung geſchloſſen iſt. Ein 
ſolcher Vergleich fällt unter § 794 Abſ. 1 Nr. 1, iſt alſo ein Schuld⸗ 
titel, auf den nach § 323 Abſ. 4 die übrigen Beſtimmungen des 
Paragraphen entſprechende Anwendung finden. Baumbach 
(„3 PO.“, 10. Aufl., § 323 Anm. 8) ſtützt ſich für feine abweichende 
Meinung zu Unrecht auf JW. 1930, 174, wo, wie das vorl. Urteil 
ausführt, die Abänderungsklage aus § 323 in dem zur Erörterung 
ſtehenden Fall gerade für zuläſſig, daneben allerdings auch der 
Weg über § 927 ZPO. für gangbar erachtet wird. Letzteres kann 
wohl mit Recht in Zweifel gezogen werden, da § 927 nach Wort⸗ 
laut und ratio die Aufhebung einer gerichtlichen Entſch., nicht 
aber die Abänderung von Parteivereinbarungen im Auge hat. 
Man wird alſo wohl richtig ſagen müſſen: Handelt es ſich um die 
Aufhebung einer EinſtwVfg., jo iſt nur der Weg des § 927 zu⸗ 
läſſig (ſo auch RG.: JW. 1931, 1808 1); handelt es ſich dagegen 
um Abänderung eines im Verfahren der EinſtwBfg. geſchloſſenen 
Vergleichs, fo iſt nur der Weg der Klage aus $ 323 gegeben. - 

Zutreffend iſt es auch, daß das OLG. für die Abänderungsklage 
aus & 323 Abf. 4 die zeitliche Beſchränkung des Abſ. 3 (Abände⸗ 
rung nur für die Zeit nach Erhebung der Klage) nicht für an⸗ 
wendbar erachtet. Darüber, ob die Vorſchrift des § 323 rein ver⸗ 
fahrensrechtlicher Natur iſt, wie obiges Urteil annimmt, oder ob 
ſie im Gegenteil rein ſachlich-rechtlicher Art iſt oder endlich, ob fie, 
wie eine Mittelmeinung annimmt, nicht ausſchließlich verfahrens⸗ 
rechtlicher, ſondern weſentlich auch ſachlich-rechtlicher Art iſt, 
herrſcht allerdings lebhafter Streit. Einer Entſch. dieſes grundſätz⸗ 
lichen Streits wird es aber für die zur Erörterung ſtehende Frage 
kaum bedürfen. Einig ſcheint man darüber zu ſein, daß bei Prü⸗ 
fung der Frage, ob und in welchem Umfange ein Vergleich i. S. 
des Abſ. 4 der Abänderung auf Grund des § 323 zugänglich iſt, 
weſentlich der ihm zugrunde liegende Wille der Parteien in Be⸗ 
tracht zu ziehen iſt. Daß nun der Wille der Parteien, wenn er 
überhaupt eine Anderung der Leiſtungen wegen weſentlicher Ande⸗ 
rung der Verhältniſſe nicht ausgeſchloſſen hat, doch eine ſolche 
Anderung jedenfalls nur für die Zeit nach Klagerhebung zulaſſen 
wollte, wird man kaum annehmen konnen. Dieſe für die Ab⸗ 
änderung eines Urteils geſetzte zeitliche Grenze verdankt ihre 
Entſtehung rein praktiſchen Erwägungen; man hat ſie, wie die 
Motive darlegen, deshalb gewählt, weil meiſt ſchwierig zu er⸗ 
mitteln ſei, wann die Anderung eingetreten ſei. Von einer „ent⸗ 
ſprechenden“ Anwendung dieſer für die Yun des § 323 Abſ. 1 
aus praktiſchen Gründen erlaſſenen Vorſchrift auf die weſentlich 
verſchiedenen Fälle des § 323 Abſ. 4 wird man vernünftigerweiſe 
abzuſehen haben. 

Der letzte Satz der Entſcheidungsgründe mit dem Hinweis, 
„daß die in dieſem Urteil getroffene Feſtſtellung, daß der Kl. nicht 
mehr unterhaltspflichtig iſt, ſich nur auf die Zeit bis zur Rechts⸗ 
kraft des Scheidungsurteils erſtreckt“, war entbehrlich; er kann 
mißverſtanden werden. Denn das Urteil enthält nicht die generelle 
Feſtſtellung, daß der Kl. nicht mehr unterhaltspflichtig iſt, ſon⸗ 
dern lediglich die Feſtſtellung, daß der Kl. aus dem zwiſchen 
den Parteien geſchloſſenen Vergleich ſeit 14. Febr. 


1936 keinen Unterhalt mehr zu zahlen braucht. So lautet auch 
mit Recht die (hier nicht abgedruckte) Urteilsformel. Es handelt 
ſich um ein eine Parteivereinbarung abänderndes Geſtaltungs⸗ 
urteil; die Frage, auf welchen Zeitraum ſich die Wirkungen des 
Urteils erſtrecken, kann alſo gar nicht auftauchen; ſelbſtverſtändlich 
gehen die Wirkungen des Geſtaltungsurteils über den Zeitraum, 
für den die Vereinbarung getroffen iſt, nicht hinaus. Andererſeits 
iſt darüber, ob der Kl. nicht etwa nach dem Erlaß des Urteils 
infolge Anderung ſeiner wirtſchaftlichen Verhältniſſe von neuem 
kraft Geſetzes unterhaltspflichtig werden kann, nichts feſtgeſtellt; 
nur die Grundlage des Vergleichs für den Unterhaltsanſpruch iſt 
endgültig beſeitigt. 
Min Dir. i. R. Lindemann, Berlin. 


* 


25. RG. — $ 411 3PO. gibt dem Gericht die Möglichkeit 
ohne zuvor eingeholtes Einverſtändnis der Parteien, alſo ab⸗ 
weichend von der Regelung für den Zeugenbeweis im 8377 
Abſ. 4 ZPO., die Erſtattung eines ſchriftlichen Gutachtens durch 
den Sachverſtändigen unter Abſtandnahme von ſeiner münd⸗ 
lichen Vernehmung anzuordnen. 


Die im Schrifttum (Jonas, 15. Aufl., Anm. zu 8411 
ZPO.; Baumbach, 11. Aufl., Anm. 1 zu 8 411 ZPO.) 
vertretene Anſicht, das Gericht könne von der mündlichen Ver⸗ 
nehmung des Sachverſtändigen nur im Einverſtändnis mit 
den Parteien abſehen, wird der Vorſchrift des 8 411 Abſ. 3 
ZPO. nicht gerecht. Nach § 411 Abſ. 3 ZPO. kann das 
Gericht das perſönliche Erſcheinen des Sachverſtändigen an⸗ 
ordnen. Es iſt dazu aber nicht verpflichtet und hat darüber, 
ob ein Gutachter zur Erläuterung eines ſchriftlich erſtatteten 
Gutachtens vor ihm zu erſcheinen hat, nach pflichtmäßigem 
Ermeſſen zu entſcheiden (vgl. Urt. III 129/35 v. 4. Febr. 1936; 
vgl. auch RG. VII 75/32 v. 28. Juni 1932: WarnRſpr. 1932 
Nr. 151). In vielen Fällen wird ein Bedürfnis, den Sach⸗ 
verſtändigen perſönlich zu hören, nicht gegeben ſein. Ein Zwang 
für das Gericht, bei nicht ausdrücklich erklärtem Verzicht der 
Parteien den Sachverſtändigen perſönlich zu vernehmen, würde 
lediglich eine formale Wiederholung des ſchriftlichen Gutachtens 
herbeiführen, die die Parteien oder die Reichskaſſe mit un⸗ 
nötigen unter Umſtänden erheblichen Koſten belaſten würde, 
für den Rechtsſtreit aber keine ſachliche Förderung bedeuten 
könnte. Dieſe dem Gericht zuſtehende Befugnis, von ſich aus 
auf die mündliche Vernehmung des Sachverſtändigen zu ver⸗ 
zichten, verletzt auch in keiner Weiſe berechtigte Belange der 
Parteien. Den Parteien verbleibt das Recht, die Vorladung 
des Sachverſtändigen zu verlangen, um an ihn Fragen zu 
ſtellen (8 402 3PO. i. Verb. m. § 397 ZPO.). Daß einem 
dahin geſtellten Antrag vom Gericht entſprochen werden muß, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Der der Entſch. des RG. VII 199/36 
v. 9. April 1937 zugrunde liegende Fall, in dem die Unter⸗ 
laſſung der mündlichen Vernehmung des Sachverſtändigen zur 
Aufhebung und zur Zurückverweiſung der Sache an das BG. 
geführt hat, lag inſoweit anders, als dort eine Partei die 
mündliche Vernehmung des Sachverſtändigen beantragt hatte, 
dieſem Antrage jedoch nicht ſtattgegeben worden war. In den 
Gründen dieſer Entſch. wird zwar geſagt, die Verwertung der 
nur ſchriftlichen Begutachtung ohne Vernehmung des Sach⸗ 
verſtändigen ſei nur nach § 377 Abſ. 4 ZPO. (i. Verb. m. 
8 402 daſ.), alſo mit Einverſtändnis der Parteien, ſtatthaft. 
Dieſe Ausführung bildet aber nicht die weſentliche Grundlage 
der Entſcheidung. Die Aufhebung des BU. beruht vielmehr auf 
der Nichtbeachtung des Parteiantrages auf mündliche Ver⸗ 
nehmung des Sachverſtändigen. Es war daher nicht erforder⸗ 
lich, die Entſcheidung des Großen Senats für Zivilſachen 
herbeizuführen. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 15. Juni 1937, III 229/36.) 
[v. B.] 
* 

26. OLG, — f 515 Abſ. 3 ZPO; 88 13, 16 RAcGebO. Der 
Streitwert für die Verhandlungsgebühr bei Erwirkung des Ver⸗ 
luſtigkeitsurteils beſtimmt ſich weder nach dem Koſtenbetrag im 
zweiten Rechtszuge, noch nach dem Intereſſe des BerBekl. an der 
Erwirkung des Verluſtigkeitsurteils, ſondern nach dem Streit⸗ 
gegenſtand der Hauptſache. 

Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß das Verluſtigkeitsurteil 
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aus § 515 Abſ. 3 ZPO. praktiſch eine ziemlich bedeutungsloſe 
Rolle ſpielt, und daß es regelmäßig nicht erwünſcht iſt, die Par⸗ 
teien durch dieſen Rechtsbehelf mit beſonders hohen Koſten zu 
belaſten. Trotzdem kann dem offenbar auf dieſer Erwägung be⸗ 
ruhenden Beſchl. des KGG. v. 11. Jan. 1933 (20 W 280/33: JW. 
1935, 1078), der das frei zu ſchätzende Intereſſe des Ber Bekl. an 
der Erwirkung des Verluſtigkeitsurteils der Streitwertbemeſſung 
für die Verhandlungsgebühr zugrunde legen will, nicht beigetreten 
werden. Es tft ſchon ſchlechterdings praktiſch unmöglich, dieſes 
Intereſſe irgendwie ſachgemäß zu ſchätzen. Will man nicht mit dem 
Obergericht Danzig (JW. 1929, 867) und dem 7. Ziv Sen. des 
OLG. Naumburg (Beſchl. v. 26. Jan. 1937, 7 W 2/37: JW. 1937, 
823) einfach den Koſtenbetrag des zweiten Rechtszuges als Streit⸗ 
wert annehmen — was ſelbſt vom Standpunkt des KG. aus der 
Bedeutung des Verluſtigkeitsurteils in keiner Weiſe gerecht wird 
— fo müßte die Schätzung dieſes Intereſſes an der Erlangung 
des Urteils vollkommen willkürlich erfolgen. Hinzu kommt, daß 
der Beſchluß des KG., worauf ſchon das OLG. Düſſeldorf (JW. 
1933, 2713 10) hinweiſt, an der Stelle des Wertes des Streitgegen⸗ 
ſtandes (§ I SK., § 13 ZPO.) den Wert des Intereſſes an 
einer einzelnen Prozeßhandlung ſetzt und außerdem das ganze 
Syſtem des Koſtenrechts auch inſoweit durchbricht, als es nicht 
das Intereſſe des Angreifers, alſo des Kl. oder Berͤl., ſondern 
das des Angegriffenen, nämlich des BerBekl., für maßgebend er⸗ 
achtet. Richtig iſt allerdings, daß das Urteil nur deklaratoriſche 
Bedeutung hat, alſo nur förmlich feſtſtellt, daß der durch Zurück⸗ 
nahme der Berufung bereits eingetretene Verluſt des eingelegten 
Rechtsmittels in Ordnung iſt. Auf dieſes Urteil hat der Rechts⸗ 
mittelbeklagte aber ein unbedingtes Recht, ohne ſein Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe darlegen zu müſſen. Er ſoll durch dieſes Urteil in die 
Lage verſetzt werden, den urteilsmäßigen Nachweis zu erbringen, 
daß das eingelegte Rechtsmittel des Berl. zu deſſen Nachteil 
endgültig erledigt iſt. Solange das Rechtsmittel noch ſchwebt, iſt 
der Streit der Parteien prozeſſual auch in der Hauptſache 
noch nicht erledigt. Es kann auch im Verluſtigkeitsverfahren durch⸗ 
aus ſtreitig werden, ob die Zurücknahme der Berufung wirkſam 
erfolgt iſt oder nicht. Dann ſtreiten aber die Parteien praktiſch 
noch um die Hauptſache; denn der die Wirkſamkeit der Berufungs 
rücknahme aus irgendwelchen Gründen bejtreitende Berl. will 
ja erreichen, daß der Streit um die Hauptſache im zweiten Rechts- 
zuge doch noch einer Nachprüfung unterzogen wird. Es kann gar 
keinem Zweifel unterliegen, daß bei einer ſtreitigen Verhandlung 
hierüber eine Entſch. über die Hauptſache begehrt wird. Über den⸗ 
ſelben Gegenſtand wird aber entſchieden, auch wenn das Ver⸗ 
luſtigkeitsurteil im Verſäumnisverfahren ergeht. Der hierbei ein⸗ 
facheren und geringeren Tätigkeit des Anwalts wird durch § 16 
RAGED. Rechnung getragen, der eben für die nichtſtreitige Ver⸗ 
handlung nur die halbe Verhandlungsgebühr zubilligt. Daß das 
Verluſtigkeitsurteil nur formelle Bedeutung hat, bewirkt keines⸗ 
wegs, daß der Streitgegenſtand, auf den ſich die Entſch. bezieht, 
keinen eigenen Streitwert hat, ſondern ihr Streitwert ſich mit 
dem Koſtenbetrag deckt, über den gleichzeitig entſchieden wird. Es 
gibt eine ganze Reihe von Fällen, in denen Entſch, nur formale 
Bedeutung haben und bei denen ganz unſtreitig der Wert des 
Streitgegenſtandes nach der Hauptſache beziffert wird. Man denke 
nur an die Verwerfung der Berufung aus § 519 b ZBO. Auch 
dieſe Entſch., daß das Rechtsmittel unzuläſſig iſt, hat keine rechts⸗ 
begründende, ſondern nur rechtserklärende Bedeutung, wie das 
OLG. Karlsruhe (JW. 1934, 15919) richtig betont. Auch bei 
Entſch. über eine prozeßhindernde Einrede z. B. in Zuſtändigkeits⸗ 
fragen, bei Verhandlung über Vertagungen oder Ausſetzung iſt 
niemals, wie allgemein anerkannt, das Intereſſe der einen oder 
der anderen Partei an der Erreichung der Verweiſung, der Ver⸗ 
tagung oder der Ausſetzung für den Wert des Streitgegenſtandes 
maßgebend, fondern ſtets die Hauptſache, und der verminderten 
Tätigkeit des Anwalts iſt bei ſolchen Akten eben ſchon in der Ge⸗ 
bührenordnung durch verminderte Sätze Rechnung getragen. Nicht 
das prozeſſuale Intereſſe an einer einzelnen Prozeßhandlung, ſon⸗ 
dern eben der Streitgegenſtand beſtimmt den Streitwert. Das er⸗ 
gibt ſich auch aus § 14, 15 DEKS., die nur Akte kennen, die 
einen Teil des Streitgegenſtandes oder die Koſten allein betreffen, 
nicht aber ſolche, die deshalb nach einem anderen Gegenſtand be⸗ 
wertet werden, weil ſie ſich nur auf eine einzelne Prozeßhandlung 
1 OLG. Düſſeldorf a. a. O.; ferner auch JW. 
7, 48). 


Nach alledem hat das LG. der Verhandlungsgebühr des 
zweitinſtanzlichen Prozeß bevollmächtigten des Kl. und BerBekl. 
zutreffend den vollen Streitgegenſtand zugrunde gelegt. 


(Os. Naumburg, 6. (Koſten⸗) ZivSen., Beſchl. v. 10. Sept. 
1937, 6 W 266/87.) 
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27. RG. — 8 519 ZPO. Berufungsbegründung. Wird ein 
auf Unterlaſſung, Auskunftserteilung und Feſtſtellung der Scha⸗ 
denserſatzpflicht erkennendes Urteil mit der Berufung angefoch⸗ 
ten, ſo reicht es aus, wenn die Berufungsbegründung ſich gegen 
die Verurteilung zur Unterlaſſung richtet, da durch ſie die wei⸗ 
teren Urteilsſätze zwangsweiſe eingeſchloſſen werden. Etwas an⸗ 
deres gilt aber, wenn die gleichen Anträge abgewieſen worden 
ſind; dann muß die Berufung zu allen drei Punkten begründet 
werden. 


Das LG. hat die Kl. auf die Widerklage der Bekl. ver⸗ 
urteilt, die Aufſtellung beſtimmter Behauptungen in ihrer 
Werbung zu unterlaſſen (I), Auskunft zu erteilen (ID, ferner 
die Schadenserſatzpflicht der Kl. feſtgeſtellt (III). In Ziff. II 
des Urteilsſatzes des BU. iſt nach Zurückweiſung der Be⸗ 
rufung der Kl. als unbegründet: ſoweit es ſich um ihre Ver⸗ 
urteilung zur Unterlaſſung handelt, ihre Berufung dagegen 
als unzuläſſig verworfen worden: ſoweit ſie vom LG. zur 
Auskunfterteilung verurteilt und ſoweit ihre Schadenserjaß- 
pflicht fefigefteltt worden iſt (Ziff. I und III des Urteilsſatzes 
des LG.). Das BG. nimmt an, daß die Kl. zwar das Urteil 
des LG. nach ihrem Antrag in feinem ganzen Umfang ange 
fochten, jedoch hinſichtlich der Verurteilung zur Auskunftertei⸗ 
lung und der Feſtſtellung ihrer Schadenserſatzpflicht für ihre 
Berufung keinerlei Gründe angeführt und infolgedeſſen der 
zwingenden Vorſchrift des § 519 Abſ. 3 Ziff. 2 3PO. nicht 
genügt habe, fo daß die Berufung der Kl. inſoweit gem. 
§ 519b 30. als unzuläſſig zu verwerfen ſei. 


Die Rev. greift dieſe Annahme des BG. aus zwei Ge⸗ 
ſichtspunkten an. Sie meint in erſter Linie, das gegen ein ein⸗ 
heitliches Urteil eingelegte Rechtsmittel der Berufung ſei als 
ein einheitliches Ganzes anzuſehen; da das landgerichtliche Ur⸗ 
teil, wie feſtſtehe, ſeinem ganzen Umfange nach angegriffen 
und eine Berufungsbegründung rechtzeitig eingereicht worden 
ſei, fo ſei die Vorſchrift des 8 519 PO. auch dann gewahrt, 
wenn die Berufungsbegründung den Streitſtoff nicht in allen 
einzelnen Punkten beſonders erörtere, ſondern — wie hier — 
ſich darauf beſchränke, die Auffaſſung des LG. zu bekämpfen, 
daß die Kl. den § 3 UnlWG. verletzt habe und daher zur 
Unterlaſſung verpflichtet ſei. Denn damit ſei auch den beiden 
anderen Klageanſprüchen auf Auskunft und Schadenserſatz der 
Boden entzogen. 


Die Rüge der Rev. iſt begründet. Allerdings handelt es 
ſich hier um die Geltendmachung mehrerer ſelbſtändiger Klage⸗ 
anſprüche — außer mehreren Unterlaſſungsanſprüchen die An⸗ 
ſprüche auf Auskunft und auf Feſtſtellung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht —, von denen die hier in Betracht kommenden 
beiden letzten ſich zwar auf die gleiche Verletzungshandlung, 
den Eingriff in das Rechtsgut eines ungeftörten Gewerbebe⸗ 
triebes i. ©. der 88 3 und 1 UnlWG ftüßen, wie die Unter⸗ 
laſſungsanſprüche, darüber hinaus aber von weiteren Vor⸗ 
ausſetzungen abhängig ſind. Die Entſch. des LG. über die 
einzelnen Klageanſprüche beruht daher nicht — jedenfalls nicht 
ausschließlich — auf den gleichen tatſächlichen und rechtlichen 
Gründen. Trotzdem bedarf es hier zu einer ausreichenden 
Berufungsbegründung für die Anfechtung der Verurteilung 
zur Auskunft und der Feſtſtellung der Schadenserſaßpflicht 
der Kl. (Widerbeklagten) nicht eines Eingehens auf die vom 
LG. über die für das Vorliegen der Verletzungshandlung, 
alſo des Tatbeſtandes des 8 3 UnlWG. hinaus für den Scha⸗ 
denserſatzanſpruch gegebenen Gründe. Denn die Bekämpfung 
der Verurteilung zur Unterlaſſung muß notwendig auch die 
Bekämpfung der Verurteilung zum Schadenserſatz und zur 
Auskunft umfaſſen. Die Berufungsbegründung, die ſich gegen 
die Verurteilung zur Unterlaſſung richtet, indem ſie die Auf⸗ 
faſſung des LG. angreift, daß die Kl. (Widerbeklagte) ſich 
durch die den Verurteilungen des landgerichtlichen Urteils⸗ 
ſatzes zugrunde liegenden Tatbeſtände gegen die Vorſchrift des 
53 UnlWG. vergangen habe, entzieht durch die Bekämpfung 
der Annahme dieſer Rechtsverletzung auch den unter Ziff. II 
und III daſelbſt ausgeſprochenen Verurteilungen den Boden. 
Denn wenn es an einer ſolchen Rechtsverletzung fehlt, dann 
kann auch eine Verurteilung zur Auskunft und zum Schadens⸗ 
erſatz wicht in Frage kommen. Deshalb greift die Berufungs- 
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begründung auch die Verurteilung bezüglich dieſer beiden Klage⸗ 
auſprüche an, obgleich fie ſich nicht ausdrücklich mit ihnen be⸗ 
faßt. Daß ſie durch ihre Nichterwähnung nicht etwa ausge⸗ 
ſchieden werden ſollten aus der Bekämpfung des landgericht⸗ 
lichen Urteils, ergibt ſich einmal aus der Faſſung des Be⸗ 
rufungsantrags, ferner aber auch aus der Erwägung, daß es 
nicht verſtändlich wäre, wenn die Kl. (Widerbeklagte) den 
Unterlaſſungsanſpruch, das iſt den grundlegenden Anſpruch 
durch Beſtreiten der für ihn maßgebenden Rechtsverletzung 
bekämpfen, dagegen die im Verhältnis zu ihm von der Rev. 
nicht unberechtigt als „Nebenanſprüche“ bezeichneten Anſprüche 
auf Auskunft und auf Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht 
der Bekl. (Widerklägerin), die nur bei Bejahung des Unter⸗ 
laſſungsanſpruchs in Frage kommen können, unbeanſtandet 
laſſen würde. 


Durch dieſe Ausführungen wird auch nicht der vom erk. 
Sen. in dem Urt. v. 17. Nov. 1936, II 137/36 (Grubenholz⸗ 
imprägnierungs⸗ Gmbh. wider Osmoſe⸗Gmbch. JW. 1937, 
542 u), auf das ſich die Bekl. gegenüber der Rüge der Rev. 
bezieht, ausgeſprochene Grundſatz aufgegeben oder auch nur 
erſchüttert. In dem dort behandelten Fall, in dem die Klage 
auf Unterlaſſung, Auskunft und Feſtſtellung der Schadens- 
erſatzpflicht der damaligen Bekl. abgewieſen worden war, iſt 
mit Recht angenommen, daß der mit der Klage abgewieſene 
Kl., der Berufung einlegt, mit dem Ziel der Verurteilung des 
Bekl. zur Unterlaſſung und Auskunft ſowie der Feſtſtellung 
ſeiner Schadenserſatzpflicht ſeiner Verpflichtung zur Beru⸗ 
fungsbegründung aus 8519 Abſ. 3 Ziff. 2 380. nicht ge⸗ 
nügt, wenn er nur die ſeiner Anſicht nach im Gegenſatz zu der 
Auffaſſung des LG. beſtehenden Vorausſetzungen für den 
Unterlaſſungsanſpruch darlegt, ſondern daß er auch das Vor⸗ 
handenſein der darüber hinaus für den Anſpruch auf Feſtſtel⸗ 
lung der Schadenserſatzpflicht erforderlichen Vorausſetzungen 
darlegen muß. Der damalige und der jetzige Fall unterſcheiden 
ſich hiernach inſofern voneinander, als dort vom LG. die Klage 
abgewieſen worden war, hier von ihm verurteilt worden iſt. 
Dieſer Unterſchied der Prozeßlage hat auch die verſchieden⸗ 
artige Beurteilung der Anforderungen an eine orduungs⸗ 
mäßige Berufungsbegründung nach 8 519 Abſ. 3 Ziff. 2 PD. 
zur Folge. Denn während nach den obigen Darlegungen die 
Bekämpfung der Verurteilung zur Unterlaſſung auch die Be⸗ 
ämpfung der ebenfalls erfolgten Verurteilung zur Auskunft 
und zum Schadenserſatz notwendig in ſich ſchließt, iſt im Falle 
der Klageabweiſung durch das LG. keineswegs Entſprechendes 
anzunehmen. Vielmehr iſt hier eine Beſchränkung der Be⸗ 
ämpfung der Klageabweiſung nur auf die Abweiſung des 
Unterlaſſungsanſpruchs durchaus nicht ausgeſchloſſen, ſondern 
kann je nach den Umſtänden des Falles ſogar das Gegebene 
fein. Im Falle der Klageabweiſung muß daher der Be⸗ 
rufungskläger in der Berufungsbegründung auf die einzelnen 
klageanſprüche eingehen, falls er fie aufrechterhält, er muß 
ſich mit der Begründung des angefochtenen landgerichtlichen 
Urteils auseinanderſetzen, ſoweit er ſie angreifen will. Da 
hiernach ſchon die erſte Rüge der Rev. begründet iſt, ſo be⸗ 
urfte es eines Eingehens auf ihren weiteren Angriff nicht. 


(Rh., II. Ziv Sen., U. v. 25. Juni 1937, II 239/86.) [.] 
* 
28. RG. — 8 519 80.; 8 824 BB. 


1. Für die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels iſt, ſoweit ſie 
von dem Nachweis der Gebührenzahlung abhängt, entſcheidend, 
ob die Prozeßgebühr ſo gezahlt wird, wie ſie vom Gericht er⸗ 
fordert worden iſt. Eine Verpflichtung zur Nachprüfung der 
Berechnung beſteht für den Nachweispflichtigen nicht. 


2. Jeder gegenſtändlich rechtswidrige Eingriff in ein vom 
Geſetz geſchütztes Rechtsgut gibt dem Betroffenen das Recht, auf 
Unterlaſſung zu klagen, ſofern für die Zukunft eine ernſte Ge⸗ 
fahr der Wiederholung beſteht. 


Obwohl der Bekl. zu 4 den Nachweis der Zahlung der 
bon ihm geforderten Prozeßgebühr innerhalb der ihm nach 
8519 Abſ. 6 ZPO. gelegten Friſt nicht erbracht hat, erachtet 
das BG. ſeine Ber. für zuläſſig Es geht dabei davon aus, 


daß ſich der Bekl. zu 4 durch die friſtgemäß bewirkte und 
nachgewieſene Gebührenzahlung des Bekl. zu 3 für befreit 
habe halten können, weil ſie der wenn auch unrichtigen Ge⸗ 
bührenberechnung der Geſchäftsſtelle entſprochen habe. Die 
Bekl. hätten aus der Aufforderung zur Zahlung der nach 
einem Geſamtſtreitwert von 20000 AA berechneten Prozeß⸗ 
gebühr ſchließen dürfen, daß die Gebühr nur einmal zu zahlen 
ſei, zumal da auch in dem Streitwertfeſtſetzungsbeſchluſſe 
des BG. nicht ausdrücklich zwiſchen den beiden Ber. unter⸗ 
ſchieden, ſondern der Streitwert „für die Ber. der Bekl. zu 
3 und 4“ auf 10000 . und 10000 AA feſtgeſetzt worden 
ſei. Die an die Bekl. zu 3 und 4 geſtellten Anforderungen 
ſeien deshalb ſo, wie dieſe ſie hätten auffaſſen können, durch 
die Zahlung des Bekl. zu 3 erfüllt worden. 


Die Zuläſſigkeit der Ber. unterliegt als eine von Amts 
wegen zu berückſichtigende Prozeßvorausſetzung, die auch das 
Reviſionsverfahren berührt, der Nachprüfung durch das Rev., 
ohne daß es einer ausdrücklichen Rev Beſchw. bedarf (dal. 
RG. 112, 142 — JW. 1926, 15651 [m. Anm.]; RG. 
141, 283 = JW. 1933, 2451 [(m. Anm.). Bedenken gegen 
die Anſicht des BG. ſind jedoch nicht zu erheben. Für die 
Zuläſſigkeit des Rechtsmittels ift, ſoweit ſie von dem in $ 519 
Abſ. 6 ZPO. vorgeſchriebenen Nachweis der Gebührenzahlung 
abhängt, entſcheidend, ob die Prozeßgebühr ſo gezahlt wird, 
wie fie vom Gericht erfordert worden iſt (ogl. RGZ. 112, 
143, 380 JW. 1926, 706). Wie es der Partei nicht zum 
Nachteil gereichen kann, wenn der eingeforderte Gebühren⸗ 
betrag zu niedrig angeſetzt worden iſt (vgl. RG. 115, 26 
J. 1927, 53%), fo kann fie ſich auf die Richtigkeit der 
Gebühreneinforderung auch verlaſſen, wenn dieſe irrtümlich 
davon ausgeht, daß mehrere Ber. denſelben Streitgegenitand 
betreffen und deshalb die rechtzeitige Zahlung des einen 
Streitgenoſſen den anderen von ſeiner Zahlungspflicht be⸗ 
freie (vgl. RG. 145, 166 = JW. 1934, 29747). Das war 
hier der Fall. Die Bekl. mußten nach der ihnen zugeſtellten 
Koſtenrechnung annehmen, daß die Prozeßgebühr nach dem 
im Wertfeſtſetzungsbeſchluſſe des BG. für beide Ber. feſt⸗ 
geſetzten Geſamtſtreitwert berechnet und nur einmal zu zah⸗ 
len ſei. Sie waren nicht verpflichtet, die Richtigkeit der Be⸗ 
rechnung nachzuprüfen oder Erwägungen darüber anzuſtellen, 
ob die Verſchiedenheit des Gegenſtands ihrer Beſchwerden 
eine andere Gebührenberechnung gebiete. Erbrachte der Bekl. 
zu 3 friſtgemäß den Nachweis der Zahlung jo, wie ſie der 
Einforderung eutſprach, jo wirkte dies auch zugunſten des 
Bekl. zu 4. 


Wenn das BG. ausſpricht, daß die Rechtsfolge des 
8824 BGB. erſt eintrete, wenn wirklich ein Schaden ent⸗ 
ſtanden ſei, ſo iſt hiergegen nichts einzuwenden, ſoweit es ſich 
um die Schadenserſatzpflicht des Täters handelt. Eine ſolche 
kann nur Platz greifen, ſofern ſeine kreditſchädigenden Be⸗ 
hauptungen zu einer Benachteiligung des Verletzten geführt 
haben. Das BG. geht aber rechtsirrig davon aus, daß auch 
für einen Unterlaſſungsanſpruch des Verletzten nur Raum 
bleibe, wenn ein Schaden bereits eingetreten ſei. Wie das 
RG. in ſtändiger Rſpr. ausgeſprochen hat, gewährt jeder 
gegenſtändlich rechtswidrige Eingriff in ein vom Geſetz ge⸗ 
ſchütztes Rechtsgut dem Betroffenen das Recht, Klage auf 
Unterlaſſung zu erheben, ſofern für die Zukunft eine ernſt⸗ 
liche Gefahr der Wiederholung beſteht (vgl. z. B. RG. 
116 ‚151 JW. 1927, 1471, 1997; RG. 123, 271 JW. 
1929, 1462; RZ. 124, 253 JW. 1929, 2339; Rg. 
138, 219, 232 JW. 1933, 17175). Die aus den 88 862, 
1004 BGB. hergeleitete vorbeugende Unterlaſſungsklage ſetzt 
nicht voraus, daß das bedrohte Rechtsgut bereits beeinträchtigt 
worden iſt. Es genügt, daß der in ſeinem Recht Angegriffene 
Schaden zu gewärtigen hat, wenn der Täter ſein rechtswidriges 
Verhalten fortſetzt. 


(RG., II. Ziv Sen., U. v. 25. Juni 1937, II 263/36.) 
L. 
* 
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29. RG. — 8 549 3PO.; $ 276 BGB. Nach der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des erk. Sen. iſt „der Begriff des Vorſatzes 
und der Fahrläſſigkeit bei der Frage eines Beamtenverſchul⸗ 
dens nach § 839 BGB. und ebenſo nach Art. 131 Weim⸗ 
Verf. der reichsrechtliche Begriff des § 276 VGB.“ und es 
iſt „daher bei den Schadenserſatzanſprüchen auf Grund die⸗ 
fer Geſetze die Anwendung des Verſchuldensbegriffs der Nach⸗ 
prüfung im Rechtszuge der Rev. zugänglich“, auch wenn im 
übrigen irreviſibles Landesrecht in Frage kommt (RG. vom 
16. Jan. 1934, III 225/33 mit Nachw.), wobei dann allerdings 
weiter erforderlich iſt, daß die Anwendung der reichsrechtlichen 
Begriffe Fahrläſſigkeit und Vorſatz von der Anwendung des 
irreviſiblen Rechts getrennt werden kann (RG. v. 16. Febr. 
1934, 111 239/33). 


(RG., III. ZivSen., U. v. 8. Juni 1937, III 163/36.) 
lv. B.] 
* 


30. RG. — 8 549 Abſ. 1 ZPO. Die Hausgeſetze des hohen 
Adels ſind dann reviſibles Recht, wenn ſich ihr Geltungsbereich 
über den Bezirk des BG. hinaus erſtreckt. 

Das BG. nimmt an, daß dem Kl. beim Inkrafttreten der 
Wein Verf. nach Hausrecht die Adelsbezeichnung „Prinz“ zukam 
und daß mithin gem. Art. 109 Abſ. 3 Satz 2 Wein Verf. dieſe 
Adelsbezeichnung als Teil ſeines Familiennamens zu gelten 
hatte. Die Rev. bekämpft die Anſicht des BG., daß der Kl. 
nach Hausrecht die Adelsbezeichnung „Prinz“ zu führen gehabt 
habe und daß ihm der Titel „Fürſt“ nicht zugekommen ſei. Es 
erhebt ſich daher zunächſt die Frage, ob die Vorſchriften des 
Hohenloheſchen Hausrechts der Nachprüfung des RG. unterlie⸗ 
gen. Das RG. hat bisher in ſtändiger Rſpr. die Hausgeſetze des 
hohen Adels, obwohl fie von allen Gerichten für die Mitglie- 
der der betr. Familie und deren Familiengüter anzuwenden 
feien, für nicht reviſibel erklärt (RZ. 43, 412; 101, 180 = 
JW. 1902, 422 ee, 1932, 27913), In RG. 124, 127/128 = 
JW. 1929, 1793 iſt ausgeſprochen, daß hausgeſetzliche Rechts- 
normen nach § 549 ZPO., § 1 BO. v. 28. Sept. 1879 jeden⸗ 
falls inſoweit nicht reviſibel ſeien, als ſie, was für die damalige 
Entſch. allein in Betracht kam, die Rechtsverhältniſſe der Haus⸗ 
güter ordneten. Es iſt dort zugleich auf die Ausführungen Loe⸗ 
nings, „Die Autonomie der ſtandesherrlichen Häuſer Deutſch⸗ 
lands“ S. 70 Anm. 2 hingewieſen und damit eine Einſchrän⸗ 
kung der früheren Rſpr. i. S. dieſer Ausführungen offengelaſſen 
worden. Sie gehen dahin, daß zwar die Normen, die die Rechts- 
verhältniſſe der Haus güter ordnen, nur in dem Staate gelten, 
in dem die Standesherrſchaft liegt, und daß dieſe Normen 
daher nicht reviſibel ſind, daß hingegen diejenigen Autonomie 
rechtsſätze, welche die Perſonen⸗ und Familienverhältniſſe regeln, 
in allen deutſchen Staaten Geltung erlangen. RG. 43, 412 und 
101, 173 betreffen Fälle wie den hier vorliegenden, daß näm⸗ 
lich ein Hausgeſetz in mehreren deutſchen Ländern Geltung er⸗ 
langt hat, weil die Standesherrſchaft Gebietsteile mehrerer 
Länder umfaßt. Gleichwohl iſt auch für einen ſolchen Fall die 
Reviſibilität des Hausgeſetzes verneint und zur Begründung in 
RG. 43, 412 ausgeführt worden: Hausgeſetze ſeien, ſelbſt wenn 
fie in den Geſetzſammlungen mehrerer Bundesſtaaten veröffent- 
licht fein follten, damit noch nicht i. S. des $1 VO. v. 28. Sept. 
1879 Geſetze, die für den ganzen Umfang dieſer Bundesſtaaten 
Geltung hätten; ſie ſeien zwar als autonomiſche Rechtsnormen 
für die Mitglieder und die Güter der betr. Familie von allen 
Gerichten für dieſe zur Anwendung zu bringen, hätten aber 
keinesfalls ein größeres Anwendungsgebiet oder eine größere 
Bedeutung, als fie den Geſetzen zukomme, die auf einzelne Lan⸗ 
desteile und deren Bewohner beſchränkt ſeien und deshalb der 
Rev. nicht unterlägen. 

Dieſe Entſch. geht mithin von der ſich aus 81 BO. vom 
28. Sept. 1879 ergebenden Rechtslage aus, wonach die Rev. auf 
die Verletzung anderer als reichsrechtlicher Rechtsnormen (8 550 
ZPO.) nur geftügt werden konnte, wenn dieſe Rechtsnormen 
über den Bezirk des BG. hinaus für den ganzen Umfang min⸗ 
deſtens zweier deutſcher Bundesſtaaten oder zweier Provinzen 
Preußens oder einer preußiſchen Provinz und eines anderen 
Bundesſtaates Geltung erlangt hatten. Dieſe Rechtslage iſt aber 
durch das Geſetz zur Anderung des Verfahrens in bürgerlichen 
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Rechtsſtreitigkeiten v. 27. Okt. 1933 (RG Bl. I, 780) grundlegend 
geändert worden, inſofern die VO. v. 28. Sept. 1879 durch Art. 9 
Nr. II 2 außer Kraft geſetzt und 8 549 Abſ. 1 ZPO. durch Art. 1 
Nr. 16 neu gefaßt worden iſt. Nach der neuen Faſſung des 8 549 
Abſ. 1 kann die Rev. u. a. darauf geſtützt werden, daß die Entſch. 
auf der Verletzung eines RGeſ. oder der Verletzung einer ſon⸗ 
ſtigen im Bezirke des BG. geltenden Vorſchrift beruht, deren 
Geltungsbereich ſich über den Bezirk des BG. hinaus erſtreckt. 
Danach iſt es alſo, ſoweit es ſich nicht um ein RGeſ. handelt, 
erforderlich und genügend, daß die Vorſchrift innerhalb des Be⸗ 
zirkes des BG., wenn auch für einen noch ſo kleinen Teil, Gel⸗ 
tung hat, und daß ſich ihr Geltungsbereich darüber hinaus auf 
einen, ſei es auch noch ſo kleinen, Gebietsteil eines anderen 
OLG. Bezirks erſtreckt. Die Streitfrage, ob die Hausgeſetze des 
hohen Adels Geltung in dem ganzen Gebiete des Staates, in 
dem die Standesherrſchaft lag, erlangten (ſo Rehm: DIZ. 
1909, 1466) oder ob ſich ihr räumlicher Geltungsbereich auf 
den aus der Standesherrſchaft beſtehenden Gebietsteil bes 
ſchränkte, wie vom RG. in RG. 43, 412 angenommen wor⸗ 
den iſt, hat demnach für die Anwendung des $ 549 Abſ. 1 3PO. 
ihre Bedeutung jetzt verloren. Der in der oben angeführten 
Entf. für die Verneinung der Reviſibilität noch verwertete 
Geſichtspunkt, daß die Bedeutung der Hausgeſetze des hohen 
Adels in räumlicher und perſönlicher Beziehung beſchränkt ſei, 
trifft für die Neufaſſung des § 549 Abſ. 1 ZPO. nicht mehr zu, 
denn danach find, wie vorſtehend ausgeführt, der Rev. auch 
ſolche Vorſchriften zugänglich, deren Anwendungsgebiet ſich auf 
kleine Gebietsteile und deren Bewohner beſchränkt. 

Das Hausgeſetz für das Fürſtliche Geſamthaus Hohenlohe 
vom Jahre 1910 iſt ſowohl in Württemberg wie in Bayern dem 
Landesherrn vorgelegt worden. Es iſt darauf in Württemberg 
durch die Bek. v. 14. Aug. 1912 (RegBl. S. 567) und in Bayern 
durch die Bek. v. 16. Jan. 1913 (GVBl. 51) veröffentlich wor⸗ 
den. Die Rechtsnorm i. S. der 88 549, 550 ZPO., auf deren 
Verletzung die Rev. geſtützt wird, iſt gleichwohl das aus dem 
Selbſtgeſetzgebungsrechte des Hauſes Hohenlohe herborgenan- 
gene Hausgeſetz ſelbſt. Abgeſehen hiervon wäre es nach 8 549 
Abſ. 1 ZPO. auch unerheblich, ob die Geltung der Rechtsnorm 
in den mehreren Bezirken auf einen und denſelben geſetzgebe⸗ 
riſchen Akt zurückzuführen ift (RGZ. 55, 319; 154, 137 = JW. 
1937, 1999 27). 

Das BU. unterliegt nach alledem der Nachprüfung des 
RG. inſoweit, als es auf der Anwendung des Hausgeſetzes für 
das Fürſtliche Geſamthaus Hohenlohe vom Jahre 1910 beruht. 

(NG., IV. ZivSen., U. v. 17. Juni 1937, IV 336/36.) [K.] 
* 

31. 86. — Zur Frage, wann die Notſriſt des 8586 ZPO. 
zu laufen beginnt, wenn der Reſtitutionskläger nachträglich in 
den Stand geſetzt wird, erſt eine Urkunde (Geburtsurkunde) und 
im weiteren Verlauf eine zweite Urkunde (Ehelichkeitsanfechtungs⸗ 
urteil) zu verwenden, mit denen die gleiche Tatſache (Ehebruch) 
bewieſen werden kann. 

Die Parteien find durch rechtskräftiges Urteil aus beider- 
ſeitigem Verſchulden geſchieden worden. Der Kl. hat die Reſtitu⸗ 
tionsklage mit dem Ziel der Eheſcheidung aus Alleinſchuld der 
Bekl. erhoben und zur Erlangung des Armenrechts für dieſe 
Klage vorgetragen: Im Eheſcheidungsprozeß habe er, da es ihm 
an hinreichenden Unterlagen für die Behauptung gefehlt habe, 
die Behauptung des Ehebruchs der Bekl. nicht aufgeſtellt. Nun 
habe ſich aber nachträglich der Ehebruch der Bekl. erwieſen. Am 
18. Jan. 1937 habe fie ein Kind geboren und am 14. Mai 1937 
habe das LG. durch inzwiſchen rechtskräftig gewordenes Urteil feſt⸗ 
geſtellt, daß dieſes Kind nicht aus der Ehe der Parteien ſtamme. 
Der Kl. will ſein Reſtitutionsbegehren auf das letztgenannte An⸗ 
fechtungsurteil ſtützen. Das LG. hat im Anſchluß an Jonas 
das vom Kl. begehrte Armenrecht verſagt, weil das Urteil im 
Gutachtungsprozeß nicht als Urkunde i. S. des 8580 Ziff. 7b 
ZROD. gelten können, da es erſt neun Monate nach Erlaß des Ehe⸗ 
ſcheidungsurteils ergangen ſei. Die Beſchw. des Kl. gegen den 
das Armienrecht verfſagenden Beſchluß iſt aus folgenden Gruͤnden 
zurückgewieſen worden: 

Das Urteil in der Ehelichkeitsanfechtungsſache v. 14. Mai 
1937 kann zwar entgegen der Meinung des LG. als Urkunde i. S. 
des 8 780 Ziff. 7 3PO. angeſehen werden, wie das RG. für 
Fälle der vorl. Art in der vom Beſchweß. angezogenen Entſch. Jur⸗ 
Roſch. 1933 Nr. 1621 grundſätzlich entſchieden hat. Im Ergebnis 
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kann das Rechtsmittel gleichwohl keinen Erfolg haben. Die glei⸗ 
chen Erwägungen, aus denen heraus das Urteil in der Ehelich⸗ 
keitsanfechtungsſache als Urkunde i. S. des § 580 Ziff. 7 b ZPO. 
gilt, treffen auch auf die über die Geburt des am 18. Jan. 1937 
geborenen Kindes errichtete Urkunde zu. Der Kl. hätte alſo ſchon, 
geſtützt auf dieſe Geburtsurkunde, die Reſtitutionsklage erheben 
können, da dieſe Urkunde in Verbindung mit der ohnehin feſt⸗ 
ſtehenden Tatſache, daß der letzte eheliche Verkehr außerhalb der 
geſetzlichen Empfängniszeit lag, den Nachweis der Unehelichkeit 
des Alfred N. und damit des Ehebruchs der jetzigen Bekl. ergeben 
hätte (vgl. auch über dieſe Frage das oben angeführte RGürt.). 
Es iſt deshalb zu entſcheiden, wann die Notfriſt des 8 586 ZPO. 
zu laufen beginnt, wenn der Reſtitutionskläger nachträglich in 
den Stand geſetzt wird, erſt eine und im weiteren Verlauf eine 
zweite Urkunde zu verwenden, mit denen die gleiche Tatſache be- 
wieſen werden kann. Hier muß aus dem Zweck der Beſtimmung, 
daß etwaige Reſtitutionsgründe alsbald, nämlich innerhalb der 
Notfriſt von einem Monat, geltend zu machen ſind, gefolgert wer⸗ 
den, daß nicht mit dem Auffinden jeder weiteren Urkunde die 
Friſt von neuem zu laufen beginnt, ſondern daß bereits das Auf⸗ 
finden der erſten Urkunde die Notfriſt in Lauf ſetzt, ſofern die ſpä⸗ 
ter aufgefundene Urkunde die gleiche Behauptung trifft. Das iſt 
hier der Fall, da beide Urkunden geeignet waren, jede für ſich 
den Ehebruch der jetzigen Bekl. nachzuweiſen. Die Kenntnis der 
Geburtsurkunde hat der Kl. aber ſpäteſtens am 18. Febr. 1937 
erlangt. Bei Einreichung der vorl. Klage (2. Juni 1937) war die 
Notfriſt bereits verſtrichen, ſo daß die Klage aus dieſem Grunde 
keine Ausſicht auf Erfolg verſpricht. 
(KG., 2. ZivSen., Beſchl. v. 27. Juli 1937, 2 W 3177/37.) 
* 


32. KG. — 8794 Ziff. 1 ZPO. Auch in einem Straf⸗ 
verfahren kann durch eine zwiſchen dem Angekl. und dem 
Nebenkläger zu richterlichem Protokoll getroffene Vereinbarung, in 
welcher der Angekl. dem Nebenkläger zur Abgeltung feiner Scha⸗ 
denserſatzanſprüche aus einem Verkehrsunfall die Zahlung einer 
Geldſumme verſpricht, und nach den Vereinbarungen der Parteien 
ein vor dem Prozeßgericht hinſichtlich des Schadenserſatzanſpruches 
laufendes Armenrechtsverfahren ($118a ZPO.) erledigt wird, 
ein vollſtreckbarer Vergleich i. S. des 8 794 Ziff. 1 
ZPO. geſchloſſen werden. 

Gegenüber dem Schuldner ſchwebte vor dem Schoff®. L. auf 
Grund einer öffentlichen Klage ein Strafverfahren wegen fahrläf- 
ſiger Körperverletzung des Gläubigers bei einem Verkehrsunfall. 
Der Gläubiger hatte ſich dem Strafverfahren als Nebenkläger an⸗ 
geſchloſſen. Das Schöffcd. kam zu einem Freiſpruch des Schuld⸗ 
ners. Gegen dieſes Urteil legte der Gläubiger als Nebenkläger Be⸗ 
rufung ein. 

Daneben hatte er gegenüber dem Schuldner beim AG. J. 
den Erlaß eines Zahlungsbefehls wegen einer Schadenserſatzforde⸗ 
rung von 1608 %% nebſt Zinſen aus Anlaß der Folgen des Ver⸗ 
kehrsunfalls und hierfür die Bewilligung des Armenrechts be⸗ 
antragt. Die Sache wurde im Armenrechtsverfahren zuſtändig⸗ 
keitshalber an das LG. Potsdam abgegeben. Die Bewilligung des 
Armenrechts wurde zunächſt abgelehnt. Auf Grund der Beſchw. des 
Gläubigers gegen die Verſagung des Armenrechtes wurde die 
013 bis zur rechtskräftigen Entſch. des Strafverfahrens aus⸗ 
geſetzt. 

In der Berufungsverhandlung zur Strafſache am 15. Jan. 
1935 machte die Str. des LG. den Parteien den Vorſchlag, das 
Strafverfahren und das vor dem LG. P. im Armenrechtsver⸗ 
lehren, laufende Zivilverfahren im Wege eines Vergleiches zu er⸗ 
edigen. 

Der Schuldner verpflichtete ſich als Angekl., ohne eine ſtraf⸗ 
rechtliche Schuld anzuerkennen, dem Gläubiger zur Abgeltung aller 
einer Anſprüche aus dem Verkehrsunfall 1500 %% in monat⸗ 
lichen Raten von 50 7%, zu zahlen und deffen Koſten als Neben⸗ 
Aager, ſowie in dem Zivilverfahren 5 O. II. 203/35 zu tragen. 
Fur den Fall der nicht pünktlichen Zahlung der einzelnen Raten 
wurde die Fälligkeit der ganzen Reſtforderung vereinbart. Der 

laubiger nahm dieſen Vergleichsvorſchlag an und erklärte als 

ebenkläger die Zurücknahme der Berufung. 

„. Dem Gläubiger wurde am 18. Febr. 1936 eine vollſtreckbare 
Ausfertigung dieſes Vergleichs erteilt. Der Schuldner erhob hier⸗ 
gegen Einwendungen gem. § 732 PO. mit der Begründung, daß 
der Vergleich als vollſtreckbarer Titel i. S. der 88 794 Ziff. 1 und 
, 118 4 Abſ. 3 ZPO. nicht anzuſehen ſei. Das LG. hat dieſen 
Einwendungen durch den angefochtenen Beſchluß ſtattgegeben und 
die Vollſtreckungsklauſel aufgehoben. 

Die Beſchw. iſt begründet. Die Vollſtreckungsklauſel vom 
18. Febr. 1937 iſt zu Recht erteilt worden, denn der vor der Straf⸗ 
ammer geſchloſſene Vergleich v. 15. Jan. 1936 iſt in entſprechen⸗ 
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der Anwendung des § 794 Ziff. 1 ZPO. ein Vergleich, aus dem 
die Zwangsvollſtreckung ſtattfinden kann. ' 

Das LG. hat jeine Prüfung darauf beſchränkt, ob nach dem 
Wortlaut des § 794 Ziff 1 ZPO. ſämtliche Vorausſetzungen für 
die Vollſtreckbarkeit des Vergleiches vorliegen. Es glaubt hiernach 
feſtſtellen zu müſſen, daß 11 794 Ziff. 1 35 O. nur ein Vers 
gleich fallen könne, durch welchen ein Rechtsſtreit vor einem Pro⸗ 
zeßgericht i. S. der ZPO. erledigt werde, und hält den Abſchluß 
eines Vergleiches i. S. des § 794 Ziff. 1 ZPO. vor einer Straf⸗ 
kammer nicht für zuläſſig. 

Allein die Rechtsentwicklung des neuen Reiches verlangt, wie 
der Senat ſchon oft zum Ausdruck gebracht hat, einer formaliſti⸗ 
ſchen Rechtsauffaſſung auch auf dem Gebiete der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung, tunlichſt Einhalt zu gebieten, fofern nicht die Rechtsſicher⸗ 
heit die Einhaltung beſtimmter formeller Vorſchriften fordert. Ein 
ſolches Rechtsſchutzbedürfnis beſteht hier nicht. 

Der Wortlaut des Protokolls beſagt eindeutig, daß die Par⸗ 
teien einen Vergleich i. S. des § 794 Ziff. 1 3 O. ſchließen und 
mit ihm das vor dem LG. ſchwebende Armenxechtsverfahren und 
m den Streit um eine zu zahlende Entſchädigung beendigen 
wollten. 

Die Strafkammer befaßte ſich als „ein deutſches Gericht“ mit 
den Vorgängen auf Grund einer öffentlichen Klage. Wenn ſie 
auch dem Wortlaut nach für die Protokollierung eines Vergleiches 
i. S. des § 118 à Abſ. 3 ZPO. nicht zuständig iſt, für die Auf⸗ 
nahme eines ſolchen Vergleiches nach der herrſchenden Lehrmei⸗ 
nung vielmehr die im S 118 à Abſ. 2 ZPO. bezeichneten Gerichts⸗ 
perſonen berufen find (vgl. Jonas, „ZPO.“, 15. Aufl., § 118 2 
Anm. II; Baumbach, 10. Aufl., „ZPO.“ 8 118 a Anm. 4; 
Sydow⸗Buſch, „ZPO.“, 1935, § 118 a Anm. 4), ſo muß ſie 
doch bei vernünftiger Auslegung des Geſetzes die Befugnis haben, 
einen zwiſchen dem Angekl. und dem Nebenkläger im Armenrechts⸗ 
verfahren anhängigen Rechtsſtreit entſprechend der Vorſchrift des 
8 118 a Abſ. 3 ZPO. zu erledigen. Hinzu kommt, daß die Par⸗ 
teien neben den zivilrechtlichen Schadenserſatzanſprüchen auch das 
ſchwebende c e durch den am 15. Jan. 1936 geſchloſ⸗ 
ſenen Vergleich beendigen wollten. Es handelte ſich zwar um eine 
öffentliche Klage (SS 151 ff. StPO.) wegen fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung (§ 230 StGB.), die auch im Privatklageverfahren ver⸗ 
folgt werden kann ($ 374 StPO.). Mit dem erfolgten Anſchluß als 
Nebenkläger hatte der Gläubiger gem. 8397 StGB. die Rechte 
eines Privatklägers erlangt. Die Vereinbarungen vom 15. Jan. 
1935 ſind daher dem Abſchluß eines Vergleichs im Privatklage⸗ 
verfahren gleichzuſetzen. Auf den nach Erhebung der Klage zwi⸗ 
ſchen den Parteien vor dem Strafgericht als einem deutſchen Ge⸗ 
richt zur Beilegung des Streits über zivilrechtliche Schadenserſatz⸗ 
anſprüche und Koſtenerſtattungsanſprüche geſchloſſenen Vergleich 
iſt die Vorſchrift des § 794 Ziff. 1 ZPO. entſprechend anzuwenden. 

In der StPO. find zwar Vorſchriften über den Abſchluß und 
die Wirkung eines Vergleichs nach Erhebung der Klage nicht 
vorhanden. 

Nur im 8 380 StPO. if bon einem Sühneverſuch vor einer 
Vergleichsbehörde die Rede. Damit hat der Geſetzgeber die Abſicht 
zum Ausdruck gebracht, Privatklagen möglichſt durch Vergleich bei⸗ 
legen zu laſſen. 

Die Lücke im Geſetz hat die Praxis dahin ausgefüllt, daß 
ſie Vergleiche im anhängigen Privatklageverfahren mit der 
Wirkung zuläßt, daß mit Vergleichsabſchluß das Klagerecht un⸗ 
tergeht (vgl. auch Schwarz, „StPO.“, 1933 zu § 380 B und 
„StßO.“, 19. Aufl., bearbeitet von Gündel⸗Lin gemann⸗ 
Hartung⸗Niethammer, 1934, zu 8 391 le). 

Iſt eine gütliche Beilegung des Privatklageverfahrens als 
erſtrebenswertes Ziel vom Geſetzgeber im § 380 StPO. zum Aus⸗ 
druck gebracht, dann iſt nicht anzunehmen, daß ein — der geſetz⸗ 
lichen Abſicht entſprechend — zur gütlichen Erledigung eines Pro⸗ 
zeſſes abgeſchloſſener Vergleich dazu auserſehen ſein ſoll, den An⸗ 
laß zu neuen Prozeſſen im Zivilverfahren zu bilden. Es kann nicht 
Sinn des Geſetzes ſein, durch eine Handlung die Möglichkeit einer 
friedlichen Beendigung des Prozeſſes zu geben, auf der anderen 
Seite gleichzeitig die Notwendigkeit weiterer Prozeſſe zu legen. 

Liegt in der Zulaſſung eines Vergleichs nach Erhebung der 
Klage ſchon eine Lückenausfüllung, ſo iſt nach heutiger Rechtsauf⸗ 
faſſung dieſe Lücke weiterhin ſo auszufüllen, daß ein neuer Pro⸗ 
zeß vermieden wird. Es wäre reichlich formaliſtiſch, wollte man 
den Erklärungen der Parteien vor der Strafkammer als einem 
„deutſchen Gericht“, die klar für einen Vergleich i. S. des 8 794 
wessen ZPO. ſprechen, eine entſprechende Bedeutung nicht bei⸗ 
meſſen. 

Lücken im Geſetz ſind dem Sinn und Zweck des Geſetzes ent⸗ 
ſprechend auszufüllen. Die Analogie verweiſt auf die Vorſchriften 
der ZPO. über den gerichtlichen Vergleich des § 794 Ziff. 1 ABO. 

In verſchiedenen Vorſchriften der StPO. hat der Geſetzgeber 
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ſelbſt auf die ZPO. verwieſen, fo z. B. in 88 374 Abſ. 3, 379, 
464 Abſ. 2 Satz 2, 471 Abſ. 5 StPO. 

Der Sinn eines ſtrafrechtlichen Veraleiches, der zugleich ein 
Armenrechtsverfahren gem. § 118 Abſ. 3 ZPO. erledigt und eines 
zivilrechtlichen Vergleichs ift der gleiche: Es ſoll ein Rechtsſtreit 
beigelegt werden. Dieſes Ziel kann aber nicht erreicht werden, 
wenn der Vergleich nicht auch wirklich zwiſchen den Parteien 
Frieden ſchafft. 

Der im Erläuterungsbuch von Jonas, „ZPO.“, 15. Aufl., 
zu § 794 II 2 und Schwarz, „StPO.“, zu § 471, 3 vertretenen 
Anficht, nach der eine entſprechende Anwendung des 8 794 Ziff. 1 
3PO. auch Vergleiche in einem Privatklageverfahren nicht ſtatt⸗ 
finden kann, hat ſich der Senat nicht anſchließen können. Auch die 
dort bezeichnete ältere Lehrmeinung und Rſpr. (Schmid: Thür⸗ 
Bl. 39, 320 und Naumbztg. 1907, 23) konnen nicht überzeu⸗ 
gen. Eine geſunde, jeden im Intereſſe der Rechtsſicherheit nicht 
gebotenen Formalismus ablehnende Rechtsauffaſſung zwingt im 
35 Falle zu einer entſprechenden Anwendung des 8 794 Ziff. 1 


(KG., 12. Ziv Sen., Beſchl. v. 8. Sept. 1937, 12 W 3898/87.) 
* 


33. AG. — $ 811 Ziff. 1 ZPO. Ein Radioapparat iſt grund» 
11 5 unpfändbar, auch wenn er im Eigentum des Gläubigers 
ſteht. 


Der Gerichtsvollzieher hat es abgelehnt, bei den Schuldnern 
einen Radioaparat Gildemeiſter zu pfänden. Die dagegen erhobene 
Erinnerung der Gläubigerin iſt nicht begründet. 

Entgegen ihrer Anſicht ſind im allgemeinen nach heutiger 
Rechtsauffaſſung und dem geſunden Volksempfinden Radioapparate 
unpfändbar, weil fie unter den Schutz des § 811 Ziff. 1 ZPO. 
fallen. Dies war früher ſtreitig (vgl. 309 M 1108/34: DtAllg Z. 
v. 8. Mai 1934; 309 M 1642/34, 309 M 1660/84 und 309 M 1710/34 
mit den darin angeführten Entſch.), iſt jedoch im Anſchluß an ein 
Gutachten des RJ M. und die Stellungnahme des PrIJM. (vgl. 
D. 1934, 635, 638, 973 = JW. 1934, 1402; DR. 1934, 244) mehr 
und mehr von den Berliner Vollſtreckungsgerichten und den über⸗ 
geordneten Beſchwerdegerichten anerkannt. Dies gilt auch dann, 
wenn wie vorliegend der Radioapparat im Eigentum des Gläu⸗ 
bigers ſteht, weil die Schutzbeſtimmungen des § 811 ZPO. im 
öffentlichen Intereſſe erlaſſen und inſoweit der Pfändung von 
Sachen die Eigentumsfrage und auch die Frage der Billigkeit der 
Pfändung unerheblich ſind. Es ſteht der Gläubigerin frei, die 
Eigentumsklage gegen die Schuldner zu erheben. Zieht ſie die 
Pfändung vor, ſo muß ſie auch die Pfändungsſchutzbeſtimmungen 
ſich entgegenhalten laſſen. Daß die Pfändungsbeſchränkungen zur 
Wahrung der öffentlichen Belange erlaſſen ſind, hat hinſichtlich 
anderweitiger Pfändungsbeſchränkungen in den SS 850 ff. 3PO. 
auch das RG.: RG. 151, 279 = W. 1936, 2802 1e = Höchſt⸗ 
RRſpr. 1936 Nr. 1831 ausgeſprochen. 

Dieſe Rſpr. gilt vor allem auch nach der Neufaſſung des 
§ 811 Ziff. 1 ZPO. durch das Gef. v. 24. Okt. 1934. Die Rſpr. 
iſt bereits im Beſchluß des unterzeichneten Vollſtreckungsgerichts 
v. 7. Mai 1935, 309 M 1844/35: DGV. 1935, 317 eingehend dar⸗ 
gelegt. Es iſt hierbei insbeſ. auf LG. Berlin, 209 T 6849/34: JW. 
1934, 1743, 209 T 6644/33: JW. 1934, 14383, KG., 8 W 3339/34: 
JW. 1934, 1589; OLG. Frankfurt a. M.: JW. 1934, 1432 7; 
DER. 1934, 87428; Schultz e: De. 1934, 966; Baumbach, 
8 811 Anm. 3; DIZ. 1934, 462, 655; Jonas, $ 811 Anm. IVI 
zu Note 53; Jonas: De. 1934, 1341 verwieſen. Dazu kommt 
noch die Entſch. der 57. ZK. des LG. Berlin, 257 T 6314/34: JW. 
1935, 813 5. 1 

Es iſt der Gläubigerin zuzugeben, daß jeder Fall für ſich zu 
prüfen iſt und unter Umſtänden eine beſondere Sachlage eine an⸗ 
derweitige Entſch. rechtfertigen kann. Dies gilt z. B. bei einem 
teuren Luxus⸗Fernempfänger⸗Apparat (309 M 1660/34), bei einem 
unbrauchbaren Radioapparat (309 M 311/36: DVZ. 1936, 201), 
bei einem zum Verkauf im Radiogeſchäft ſtehenden Apparat (309 M 
3812/34) und auch bei einem Apparat, deſſen Anſchaffung nicht 
den Einkommensverhältniſſen des Schuldners entſpricht (315 M 
1117/36: DGV Z. 1936, 218). Dieſe beſonderen Umſtände find von 
der Gläubigerin nicht dargetan. Der Schuldner iſt Schneider⸗ 
meiſter, und es iſt nicht erſichtlich, wie weit die Anſchaffung des 
Radioapparates auf Abzahlung von der Gläubigerin feinen Ein⸗ 
kommensverhältniſſen widerſprechen würde und ein beſonderer Fall 
von Argliſt in Frage käme. Das Vorbringen der Gläubigerin 
ſpricht im Gegenteil für die Schuldner. Denn es iſt ihr nach ihren 
Angaben vor allem darum zu tun, von dem Schuldner monatlich 
15 RA zu erhalten, und fie will ihn dementſprechend bis zur 
völligen Bezahlung des Apparates durch die dauernde Androhung 
der Verſteigerung unter Druck halten. Dies widerſpricht dem ge⸗ 
ſunden Volksempfinden und der heutigen Rechtsauffaſſung, wie 


bereits in einem ähnlichen Fall vom unterzeichneten Vollſtreckungs⸗ 
gericht in 309 M 1844/35 näher ausgeführt iſt. 

Wenn die Gläubigerin eine Reihe von Beſchlüſſen einreicht, 
die im Ergebnis anders entſchieden haben, insbeſ. von den AG. 
Großenhain, Annaberg, Köln, Oberhauſen, Marienberg (Sachſen), 
Zwickau, Münſter i. Weſtf., Heidelberg, Staffel, Saarbrücken, Wol⸗ 
kenſtein, Duisburg und Weiden und von den LG. Bremen und 
Chemnitz, ſo widerſpricht deren Ergebnis den oben wiedergegebenen 
Entſch. der herrſchenden Lehre. Im übrigen wird in den Entſch. 
an ſich im weſentlichen grundſätzlich die Unpfändbarkeit der 
Radioapparate und eine Ausnahme vor allem nur bei dem Eigen⸗ 
tum der Gläubigerin anerkannt. In der Entſch. des AG. Großen⸗ 
hain iſt als beſonderer Umſtand hervorgehoben, daß es ſich um ein 
hochwertiges Lumophon⸗Gerät zum Preiſe von 224 RM, alſo um 
einen Luxusempfänger und nicht um einen einfachen Volksemp⸗ 
fänger, handelt. Bei dem Beſchluß des LG. Chemnitz handelt es 
ſich auch nicht um die Anwendung der Pfändungsbeſchränkungen 
des $ 811 ZPO., ſondern um die Gewährung von Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz. Auch in den Beſchlüſſen des LG. Bremen und des AG. 
Köln iſt der Ausweg gewählt, den Schuldnern gemäß ihrem An⸗ 
gebot Ratenzahlungen zu bewilligen. In verſchiedenen anderen 
Entſch. iſt dieſer Ausweg in Ausſicht geſtellt. 

(AG. Berlin, Abt. 309, Beſchl. v. 22. April 1937, 309 M 1134/37.) 
* 


34. ORG, — 88 850, 850 h ZPO; § 119 Nr. 2 RBO. Bei 
Pfändung von Verſicherungsleiſtungen finden die Pfändungs⸗ 
beſchränkungen des $ 850 Abſ. 3 ZPO. ſinugemäße Anwendung. 

Dem LG. iſt zuzugeben, daß § 119 RVO. i. Verb. m. Art. 5 0 
Gef. zur Anderung von Vorſchriften der Zwangsvollſtreclung vom 
24. Okt. 1934 (RGBl. I, 1070) dem ſtrengen Wortlaute nach eine 
Pfändungsbeſchränkung nicht zum Ausdruck bringt; denn wenn 
§ 119 Nr. 2 RVO. beſtimmt, daß die Pfändung von Verſicherungs⸗ 
leiſtungen wegen der in 8850 Abſ. 3 — bisher Abſ. 4 — bezeich⸗ 
neten Unterhaltsforderungen zuläſſig ſei, ſo iſt damit nicht un⸗ 
mittelbar geſagt, daß auch die in 8850 Abſ. 83 ZPO. n. F. an⸗ 
geordnete Pfändungsbeſchränkung Anwendung zu finden habe. 
Gleichwohl muß dies nach Sinn und Zweck der Zivilprozeßnovelle 
v. 24. Okt. 1934 angenommen werden. 

Der geſetzgeberiſche Grundgedanke der getroffenen Neurege⸗ 
lung iſt der, daß bei der Pfändung von Gehalt, Lohn, Ruhegehalt⸗ 
und Hinterbliebenenbezügen eine ſog. Kahlpfändung des Schuld⸗ 
ners vermieden, ihm vielmehr auch gegenüber bevorrechtigten Un⸗ 
terhaltsforderungen ſeiner nächſten Verwandten der für ihn und 
feine Familie „notwendige“ Unterhalt belaſſen werden ſoll. Die⸗ 
fer Grundgedanke trifft in gleicher Weiſe auch bei der Pfändung 
von Verſicherungsrenten nach der RVO. wegen Unterhaltsforde⸗ 
rungen zu. Die Pfändungsbeſchränkungen des § 850 Abſ. 3 ZPO. 
müſſen deshalb auch hier trotz Fehlens einer dahingehenden aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift zur ſinngemäßen Anwendung kommen (vgl. 
Jonas 8850 h Anm. II; OLG. Marienwerder: HöchſtRRſpr. 
1936 Nr. 918). 

Der hier vertretenen Auffaſſung ſteht keineswegs der Um⸗ 
ſtand entgegen, daß das BGB. eine Beſchränkung des Schuldners 
auf den „totdürftigen“ Unterhalt kennt (8 1579), und daß deshalb 
widerſprechende Entſch. in der Prozeßinſtanz und in der Voll⸗ 
ſtreckungsinſtanz möglich ſind. Daß die Möglichkeit eines ſolchen 
Widerſpruchs im Falle der Pfändung von Gehalts-, Lohn⸗ und 
Hinterbliebenenbezügen u. U. eintreten kann, ſteht auf Grund der 
Neufaſſung der 88 850 ff. ZPO. außer jedem Zweifel; dieſe Mög⸗ 
lichkeit vermag daher nicht gegen die Anwendung des § 850 Abſ. 8 
ZPO. auch auf die Pfändung von Verſicherungsleiſtungen zu 
ſprechen. Im übrigen iſt aber darauf hinzuweiſen, daß es ſich bei 
der Neuordnung des Pfändungsrechts nach § 850 ff. ZPO. um 
Dauerrecht, und zwar um eine Vorwegnahme aus der künftigen 
allgemeinen Reform handelt (val. Jonas: Da. 1934, 1340; 
Volkmar: JW. 1934, 2823). Wenn hierbei zunächſt auf eine 
Anderung der entgegenſtehenden bürgerlich-rechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen verzichtet worden iſt, fo ergibt ſich daraus, daß der Geſetzgeber 
vorerſt den Ausgleich der Intereſſen letzten Endes in die Voll⸗ 
ſtreckungsinſtanz gelegt hat, und daß deshalb die Vorſchrift des 
8850 Abſ. 3 den Vorrang vor dem Recht des BGB. und vor dem 
auf ſeiner Grundlage ergangenen Urteil zu beanſpruchen hat. 

(OLG. Köln, 7. ZivSen., Beſchl. v. 31. Aug. 1937, 7 W 206/37.) 
* 

35. KG. — 88 850 b Abſ. 4, 850 Abſ. 3 ZPO.; Gef. vom 
13. Dez. 1934. Die Vorſchrift. daß die Unterhaltsanſprüche der 
unehelichen Kinder den Unterhaltsanſprſichen der Ehegatten uſw. 
nachgehen, gibt dem bevorzugten Unterhaltsberechtiaten kein uns 
beſchränktes Recht zur Pfändung der für die unehelichen Kinder 
beſtimmten Kinderzuſchläge. 

Die Gläubigerin betreibt 


gegen den Schuldner, ihren 
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Ehemann, die Zwangsvollſtreckung wegen einer Unterhalts⸗ 
forderung durch Pfändung von Arbeitslohn. Der Schuldner 
hat außerdem zwei unehelichen Kindern Unterhalt zu gewähren, 
er erhält für dieſe von der Arbeitgeberin einen tarifmäßigen 
Kinderzuſchlag, den er an das Jugendamt abführt. Die Gläu⸗ 
bigerin beanſprucht unter Ber. darauf, daß gem. $ 850 Abſ. 3 
Satz 3 ZPO. ihre Unterhaltsanſprüche den Unterhaltsan⸗ 
ſprüchen der unehelichen Kinder vorgehen, die Pfändung des 
ganzen Einkommens, ſoweit es über den für den notwen⸗ 
digen Unterhalt des Schuldners erforderlichen Normalbetrag 
hinausgeht, alſo einſchließlich der darin enthaltenen Kinder⸗ 
zulage. Das BeihtwG. iſt ihrer Auffaſſung beigetreten. Die 
weitere ſofortige Beſchwerde des Schuldners hatte Erfolg. 
Nicht zutreffend iſt allerdings die Anſicht des Schuldners, 
daß Kinderzulagen ſchlechthin unpfändbar ſeien. Die Vorſchrift 
des 8850 Abſ. 2 ZPO., nach der bei der Pfändung der Dieuſt⸗ 
bezüge eines Beamten Kinderzulagen der Pfändung nicht 
unterworfen und bei der Ermittelung der pfändbaren Veträge 
nicht zu berückſichtigen find, iſt auf die Pfändung des Arbeits- 
lohns von Angeſtellten und Arbeitern nicht anzuwenden, da 
die für fie maßgebende Vorſchrift des § 850 b ZPD. keine 
entſprechende Beſtimmung enthält. Abgeſehen hiervon iſt auch 
bei Beamten eine Unpfändbarkeit der Kinderzulagen nicht vor⸗ 
geſehen, wenn die Zwangsvollſtreckung wie im vorl. Falle wegen 
geſetzlicher Unterhaltsanſprüche betrieben wird (§ 850 Abſ. 3 
Saß 1 3p). Br, 
Das Vorbringen des Schuldners ift indeſſen dahin aufzufaſ⸗ 
fen und von den beiden Vorinſtanzen dahin aufgefaßt worden, 
daß er die Unpfändbarkeit der Kinderzulagen auch damit begrün⸗ 
den will, daß die Zwaugsvollſtreckung eine dem gefunden Volks⸗ 
empfinden gröblich widerſprechende Härte darſtelle. Das Ver⸗ 
langen der Gläubigerin geht im praktiſchen Ergebnis dahin, die 
Zulagen, die die Arbeitgeberin tarifmäßig für den Unterhalt der 
beiden unehelichen Kinder zahlt, für ſich zu beſchlagnahmen. 
Ein ſolches Verlangen kann durch Ber. auf die Vorſchrift, 
daß bei der Zwangsvollſtreckung wegen geſetzlicher Unterhalts- 
anſprüche die Anſprüche der Ehefrau den Unterhaltsanſprüchen 
der unehelichen Kinder vorgehen (88 850 b Abſ. 4, 850 Abſ. 3 
Satz 3 30.) nicht gerechtfertigt werden. Dieſe Vorſchrift kann 
nach ihrem Sinn und Zweck nicht auf die in dem Einkommen 
des Unterhaltspflichtigen enthaltenen Zulagen bezogen werden, 
die ihm von dem Arbeitgeber gerade für den Unterhalt dieſer 
unehelichen Kinder gezahlt werden, und die er treuhänderiſch 
für dieſen Zweck zu verwenden hat. Jedeufalls ſtellt das Ver⸗ 
langen der Gläubigerin, auch wenn man ihre eigene Bedürftig— 
keit berückſichtigt, eine dem geſunden Volksempfinden gröb⸗ 
lich widerſprechende Härte dar, ihm kann daher nach dem Gej. 
zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung von Vollſtreckungs⸗ 
e v. 13. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1234) nicht ftattgegeben 
werden. 
1 Der Auffaſſung des LG., daß das Gef. v. 13. Dez. 1934 
im vorl. Falle deshalb nicht anwendbar ſei, weil es lediglich 
den Schuß des Schuldners bezwecke, der Schuldner aber 
die ſtreitigen Kinderzulagen doch auf jeden Fall, ſei es an die 
Gläubigerin oder an die Kinder, abliefern müſſe, kann nicht bei— 
getreten werden. Wenn auch der Schuldner ſelbſt vielleicht da» 
durch geſchützt ſein mag, daß ihm auf jeden Fall auch bei einer 
etwaigen Zwangsvollſtreckung ſeitens der Kinder der für 
feinen notwendigen Unterhalt erforderliche Betrag belafjen 
werden muß, ſo iſt er doch durch die Pfändung der Gläubigerin 
inſoſern betroffen worden, als er durch ſie außerſtaud geſetzt 
wird, die Kinderzulagen ihrem treuhänderiſchen Zweck entſpre— 
chend zu verwenden. Es liegt im Sinne der mit dem Geſ. vom 
13. Dezember 1934 beabſichtigten umfaſſenden Regelung, dem 
Schuldner auch für Fälle dieſer Art einen Vollſtreckungsſchutz 
zu gewähren. 


(KG., Veſchl. v. 6. Aug. 1937, 8 W 3919/37.) 
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36. KG. — 81 Arm Anw. Bare Auslagen, die dem Arm⸗ 
Anw. erſter Inſtanz im Armenrechtsverfahren zweiter Inſtanz er⸗ 
wachſen, ſind ihm aus der Reichskaſſe ſolange zu erſtatten, als 
nicht für die Partei ein Anwalt zweiter Inſtanz beſtellt iſt. 

Die Beſchw. richtet ſich gegen die Ablehnung der Feſtſetzung 
eines Betrages von 0,64 RA Portoauslagen zuzüglich 0,02 AA 
Umſatzſteuer, die der BeſchwF. für die Bearbeitung des Armen⸗ 
rechtsantrages des Bekl. für die Ber Inſt. aufgewendet hat. Die 
Vorinſt. haben die Feſtſetzung mit der Begründung abgelehnt, daß 
die Beiordnung ſich nur auf die erſte Inſtanz erſtrecke. 

Die dagegen gerichtete Beſchw. mußte Erfolg haben. Zwar 


befinden ſich die Vorinſt. in Übereinſtimmung mit der bisherigen 
Rſpr. des Senats; dieſer hat in feinen Entſch. v. 24. Nov. 1934 
(JW. 1935, 548) und v. 4. März 1936 (JW. 1936, 1899) einen 
Erſatzanſpruch des erſtinſtanzlichen ArmAnw., der im Armenrechts⸗ 
verfahren zweiter Inſtanz für ſeine Partei tätig wird, der Reichs⸗ 
kaſſe gegenüber abgelehnt, die maßgebende Erwägung hierfür war, 
daß das erſtinſtanzliche Verfahren zum Abſchluß gelangt iſt, damit 
auch die Funktionen des erſtinſtanzlichen ArmAnw. ihr Ende ge⸗ 
funden haben, daß dagegen eine Beiordnung für das zweitinſtanz⸗ 
liche Verfahren nicht erfolgt iſt. 

An dieſer Rſpr. hält der Senat auch jetzt feſt, ſoweit es ſich 
um den Anſpruch auf Gebühren an die Reichskaſſe handelt. 
Denn wenn man die Tätigkeit des Arm Anw. erſter Inſtanz für 
feine Partei im zweitinſtanzlichen Armenrechtsverfahren — gleich- 
gültig, ob es ſich um die Erwirkung des Armenrechts für die arme 
Partei für die Berufung, oder um die Bekämpfung des Armen⸗ 
rechtsantrages der Gegenpartei handelt — noch dem erſtinſtanz⸗ 
lichen Verfahren und deſſen Funktionen zurechnet, ſo wird dieſe 
Tätigkeit durch die den allgemeinen Geſchäftsbetrieb der Inſtanz 
umfaſſende Prozeßgebühr abgegolten. Eine Tätigkeit als Arm Anw. 
in zweiter Inſtanz dagegen würde eine Beiordnung auch für dieſe 
Inſtanz vorausſetzen. RA. Kubiſch meint nun allerdings in der 
Anmerkung zu der letzterwähnten Entſch. (J W. 1935, 2001), daß 
jedenfalls dann, wenn der Arm Anw. erſter Inſtanz von der höhe- 
ren Inſtanz aufgefordert werde, ſich zu äußern, entweder eine 
ausdrückliche Beiordnung für das Armenrechtsverfahren zweiter 
Inſtanz oder eine Beiordnung durch ſchlüſſige Handlung des BG. 
anzunehmen ſei. Abgeſehen von den rechtlichen Bedenken, die der 
Annahme einer Beiordnung auf einer derartig unklaren tatſäch⸗ 
lichen Grundlage entgegenſtehen, kann aber ein ſolcher Wille der 
höheren Inſtanz ſchon um deswegen nicht angenommen werden, 
weil die Beiordnung eines ArmAnw. mit engbegrenzten Funk⸗ 
tionen nur für einen Teil des Verfahrens, noch dazu für ein nur 
vorbereitendes Verfahren, wie es das Armenrechtsverfahren iſt, 
grundſätzlich nur inſoweit in Frage kommt, als es ſich um die 
Vertretung der Parteien im Beweisaufnahmeverfahren vor aus⸗ 
wärtigen Gerichten handelt. Ein ſolcher Wille ſcheidet aber bis zu 
ſeiner ausdrücklichen gegenteiligen Erklärung grundſätzlich auch 
ſchon deshalb aus, weil andernfalls mehrere ArmAnw. in der⸗ 
ſelben Inſtanz für eine Partei tätig werden müßten, ein Zuſtand, 
der an ſich nur bei notwendigem Wechſel der Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten der Inſtanz in Betracht kommt. 

Gleichwohl gibt der Senat ſeinen bisherigen Standpunkt in⸗ 
ſoweit auf, als es ſich um die Aus lagen des erſtinſtanzlichen 
ArmAnw. im Armenrechtsverfahren zweiter Inſtanz handelt. 
Denn dieſe Tätigkeit wird vom erſtinſtanzlichen Anwalt ohnehin 
nur mit Rückſicht darauf, daß er in erſter Inſtanz der armen 
Partei als Anwalt beigeordnet worden iſt, ausgeübt. Nur in dieſer 
ſeiner Eigenſchaft iſt er mit der Sache noch befaßt. Nur aus dieſem 
Grunde werden, ſoweit es ſich um die Einforderung von Erklärun⸗ 
gen zu einem etwaigen Armenrechtsantrag der Gegenſeite handelt, 
deren Anträge und Erklärungen dem erſtinſtanzlichen Arm Anw. 
zugeleitet und wird dieſer ſo veranlaßt, für die arme Partei noch 
weiterhin tätig zu werden. Es handelt ſich alſo in Wahrheit um 
die Fortdauer der Funktionen erſter Inſtang, 
wie ſie auch ſonſt verfahrensrechtlich ſich in großem Umfange für 
den Prozeßbevollmächtigten erſter Inſtanz ergeben kann, ſo z. B. ſo⸗ 
weit es ſich um die Zuſtellung von Schriftſätzen und Entf, han⸗ 
delt, bevor ein zweitinſtanzlicher Anwalt für die Partei beſtellt 
worden iſt. Soweit durch die Entgegennahme und Weiterleitung 
ſolcher Schriftſtücke und den dadurch etwa bedingten Schrift⸗ 
wechſel mit der höheren Inſtanz dem Anwalt Auslagen erwachſen, 
ſind dies erſtattungsfähige erſtinſtanzliche Auslagen, die demgemäß 
auch dem erſtinſtanzlichen ArmAnw. aus der Reichskaſſe zu er⸗ 
ſetzen find. Auch die Vorſchrift des § 44 Abſ. 2 RAGeb O., wonach 
die Überfendung der Handakten mit kurzer gutachtlicher Außerung 
an den Prozeßbevollmächtigten höherer Inſtanz keine beſondere Ge⸗ 
bühr auslöſt und demnach als Ausfluß der Funktionen des An⸗ 
walts unterer Inſtanz anzuſehen iſt, ſpricht für dieſe Auffaſſung, 
die notwendigerweiſe die Zurechnung der ſo etwa entſtehenden 
Auslagen noch zu derſelben — unteren — Inſtanz bedingt. 

Von dieſer Rechtsauffaſſung aus iſt es aber gleichgültig, ob 
der erſtinſtanzliche ArmAnw. im Auftrage der Partei das Armen⸗ 
rechtsgeſuch für die höhere Inſtanz einreicht, oder ob er von ſich 
aus oder auf Veranlaſſung der höheren Inſtanz im Armenrechts⸗ 
verfahren zweiter Inſtanz zur Bekämpfung des Armenrechts der 
Gegenſeite tätig wird. In jedem Falle find die ihm etwa er⸗ 
wachſenden baren Auslagen im Rahmen der Tätigkeit unterer 
Inſtanz und damit im Rahmen der Beiordnung für dieſe Inſtanz 
erwachſen und deshalb aus der Reichskaſſe zu erſetzen. Ihre Grenze 
findet dieſe Erſtattungsfähigkeit dann, wenn bereits ein Prozeß⸗ 
bevollmächtigter der höheren Inſtanz beſtellt worden ift. Von die⸗ 
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ſem Zeitpunkt ab iſt für eine weitere — ergänzende — Tätigkeit 
des prozeßbevollmächtigten Arm Anw. unterer Inſtanz im Armen⸗ 
rechtsverfahren der höheren Inſtanz auf Grund ſeiner Beiordnung 
in der unteren Inſtanz regelmäßig kein Raum mehr. 
(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 28. Aug. 1937, 20 W 4225/37.) 
E 


37. OLG. — 81 Arm Anw.; Art. 4 PreGebO.; Verhältnis 
der Gebührenſtaffel des Arm Anw. zu der der PrGebO. Bei 
Tätigwerden im Zwangsverſteigerungsverfahren kann der Arm⸗ 
Anw. die in Art. 4 vorgeſehenen Sätze, berechnet nach dem vollen 
Betrag des dinglichen Rechts, auch dann von der Staatskaſſe er⸗ 
ſtattet verlangen, wenn das Armenrecht nur für einen Teil betrag 
bewilligt iſt. Vorausſetzung iſt nur, daß ſich die volle Gebühr un⸗ 
ter der Höchſtgebühr der Gebührenſtaffel des Arm Auw. hält. 
Grenzen der Tätigkeit des ArmAnw. (Feſtigung des Vollmachts⸗ 
entwurfs). ) 

Der Kl. wurde durch Beſchluß des LG. v. 24. Mai 1933 zur 
Einklagung eines Teilbetrages von 2000 RA aus einer 
Aufwertungshypothek von 7000 «Rs das Armenrecht für die erſte 
Inſtanz ausſchließlich der Zwangsvollſtreckung bewilligt und ihr 
der BeſchwF. als Arm Anw. beigeordnet. 

Am 19. Dez. 1933 wurde der Bekl. antragsgemäß verurteilt, 
an die Kl. 2000 GM. zu zahlen, und zwar bei Vermeidung der 
Zwangsvollſtreckung in das haftende Grundſtück und in ſein ſon⸗ 
ſtiges Vermögen. 

Durch Beſchl. v. 9. Jan. 1934 wurde der Kl. in Ergänzung 
des Beſchl. v. 24. Mai 1933 das Armenrecht auch für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung bewilligt und ihr auch inſoweit der Beſchwß. als 
Arm Anw. beigeordnet. 

Am 2. März 1934 wurde durch Beſchluß des AG. in X. auf 
Antrag der Kl. die Zwangsverſteigerung des haftenden Grund- 
ſtücks angeordnet. 

Am 9. Okt. 1934 fand Verſteigerungstermin ſtatt, den der 
BeſchwF. für die Kl. wahrnahm. Am gleichen Tage wurde das 
Verfahren einſtweilen eingeſtellt, da im Verſteigerungstermin kein 
Gebot abgegeben worden war. 

Unter dem 22. Dez. 1936 reichte der Beſchw. feine Koſten⸗ 
rechnung für die Zwangsvollſtreckungsinſtanz ein. Der Beſchwß. 
berechnete feine Gebühren nach einem Streitwert von 7—8000 A. 
Außerdem verlangte er eine Gebühr für den Entwurf einer 
Zwangsvollſtreckungsvollmacht in Höhe von 14 ., den er der 
Kl. zur Vollziehung und notariellen Beglaubigung überſandt hatte. 
Unter dem 13. März 1937 ſetzte der UrkB. der Geſchäftsſtelle dieſen 
Betrag und außerdem die Gebühren des BeſchwF. inſoweit ab, 
als fie nach einem höheren Streitwert als 2000 RA berechnet 
worden waren. 

Hiergegen legte der BeſchwF. die Erinnerung ein. Dieſe 
wurde durch Beſchluß des LG. in K. v. 21. Mai zurückgewieſen. 
Gegen dieſen Beſchluß legte der BeſchwFy. am 28. Mai 1937 
Beſchw. ein mit dem Antrage, den angefochtenen Beſchluß aufzu⸗ 
heben und die Erſtattung der von ſeiner Koſtenrechnung abgeſetzten 
Beträge in Höhe von 35,18 AA anzuordnen. 

Der BeſchwF. macht geltend, für die Streitwertberechnung 
ſei nicht der Armenrechtsbeſchluß, ſondern die LebO. maßgebend; 
im übrigen habe er den Entwurf einer Zwangsvollſtreckungsvoll⸗ 
macht nach pflichtmäßigem Ermeſſen für erforderlich gehalten. 

Die Beſchw. iſt zum Teil begründet. 

Gemäß § 1 Arm Anw. ſind die Gebühren und Auslagen des 
Arm Anw. nach Maßgabe der RAGebO. vom Staate zu erſetzen. 
Im Zwangsverſteigerungsverfahren berechnen ſich die Gebühren 
der Anwälte nach der PreRAGebO. Gemäß Art. 4 Abſ. 4 LGebO. 
iſt als Streitwert der Wert des ganzen Rechtes auch dann einzu⸗ 
ſetzen, wenn nur wegen eines Teilbetrages die Zwangsvollſtreckung 
betrieben worden iſt. Nach Art. 4 Abſ. 5 LGebO. findet von dieſem 
Grundſatz nur dann eine Ausnahme ſtatt, wenn das Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren geendet hat, ohne daß der Anwalt einen 
Termin wahrgenommen hat. Nur unter dieſer hier nicht gegebenen 
Vorausſetzung iſt als Streitwert der Wert zugrunde zu legen, 
deſſentwegen die Zwangsverſteigerung betrieben worden iſt. Des⸗ 
halb iſt der BeſchwF. grundſätzlich berechtigt, feiner Koſtenrech⸗ 
nung den Wert des ganzen Rechtes als Streitwert zugrunde zu 
legen. 

; Die Beſchränkung der Armenrechtsbewilligung auch im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren auf einen Teilbetrag von 2000 , 
wie fie dem Ergänzungsbeſchl. v. J. Jan. 1934 im Hinblick auf 
den urſprünglichen Beſchl. v. 24. Mai 1933 an ſich entnommen 
werden muß, kann ſich wegen der entgegenſtehenden Beſtimmungen 
der LGebO. nicht auf die Koſtenberechnung des Arm Anw. aus⸗ 
wirken. Denn aus & 1 Arm Anw. folgt, daß der Staat dem 
Arm Anw. alle Gebühren zu erſetzen hat, die entſtanden wären, 
wenn eine nichtarme Partei den Anwalt bevollmächtigt hätte. Nur 
der Höhe nach findet die Koſtenerſtattungspflicht des Staates in 


der ArmAnw.⸗Gebühreuſtaffel ihre Grenze. Wenn alſo der Nicht⸗ 
Arm Anw. nach Art. IV Abſ. 4 PreGebO. feiner Partei die Ge⸗ 
bühren nach dem Gegenſtand 7000 RA — Vollbetrag der Hypo⸗ 
thek — berechnen darf, obwohl die Vollſtreckung nur wegen eines 
Teilbetrages von 2000 Rt erfolgt, jo hat der Arm Anw. trotz 
der Beſchränkung des Armenrechts auf dieſen Teilbetrag Anſpruch 
auf Exſtattung der gleichen Gebühren, ſolange fie ſich unter 
den Höchſtſätzen der Arm An w.⸗Gebührenſtaffel 
halten. Das iſt der Fall. Denn dieſe Höchſtgebühr betrug damals 
— vom 8. Okt. 1931 bis zum 31. März 1936 — 45 «AA, während 
die volle Gebühr nach Art. IV PreGGebO. bei einem Wert von 
7000 . nur 28 ge und bei Vornahme der Kürzung um 25% 
gemäß der Not O. v. 6. Okt. 1931 nur 21 7% betrug. Mit Recht 
fordert daher der BeſchwF., daß dieſer Betrag von 21 ARM als 
volle Gebühr ſeiner Kostenrechnung zugrunde gelegt wird. Inſo⸗ 
weit war der angefochtene Beſchluß aufzuheben. 

Dagegen iſt dem LG. dahin beizutreten, daß der Beſchwß. 
die 14 2A für den Entwurf der Zwangsvollſtreckungsvollmacht 
nicht aus der Staatskaſſe erſtattet verlangen kaun. 

Die für den Entwurf der Zwangsvollſtreckungsvollmacht bes 
rechnete Gebühr iſt keine Gebühr i. S. des $ 1 ArmAnwck. Denn 
§ 1 ArmAnwch. verſteht unter Gebühr nur die Beträge, die ſich 
auf Grund der NAGEDD. errechnen. Der Beſchw§. hat den Ge⸗ 
bührenanſpruch für den Entwurf der Zwangssollſtreckungsvoll⸗ 
macht aber nicht durch ſeine Tätigkeit als Rechtsanwalt, 
ſondern durch ſeine Tätigkeit als Notar erlangt. 

Ebenſowenig handelt es ſich um eine Auslage i. S. des § 1 
ArmAnwc. Denn unter Auslagen find nur Beträge zu verſtehen, 
die der Arm Anw. tatſächlich bezahlt hat, nicht aber auch die 
Aufwendung ſeiner Arbeitskraft als Notar, die in Ausführung der 
vom Staat vergüteten anwaltlichen Tätigkeit vielleicht nötig wird. 

Aber ſelbſt dann, wenn die notarielle Gebührenforderung für 
die Aufwendung feiner Arbeitskraft als Auslage i. S. des § 1 
Arm Anw. anzuſehen wäre, jo würde fie unter den gegebenen 
Vorausſetzungen nicht zu erſtatten ſein. Auslagen unterliegen hin⸗ 
ſichtlich ihrer Zweckmäßigkeit der Nachprüfung. In dieſem Falle 
wird man die Ausſtellung einer beglaubigten Vollmacht zur Durch⸗ 
führung des Zwangsverſteigerungsverfahrens an ſich für zweck⸗— 
mäßig erachten können (§ 71 Ab. 2 al.) Der Beihwf. 
verlangt aber nicht die — von der Partei bezahlten — Koſten, 
die durch die Beglaubigung der Vollmacht entſtau⸗ 
den ſind, ſondern die Gebühren, die ihm in ſeiner Eigenſchaft als 
Notar für den Entwurf der von einem anderen 
Notar beglaubigten Zwangsvollſtreckungs⸗ 
vollmacht eutitanden find, Zu dem Entwurf einer Zwangs⸗ 
vollſtreckungsvollmacht aber hätte es nicht des Tätigwerdens eines 
Notars bedurft. Dazu hätte es genügt, wenn der BeſchwF. in 
feiner Eigenſchaft als Arm An w. der Kl. den Entwurf einer 
Vollmacht zur Abgabe von Geboten zugeſandt oder eine ſolche 
Vollmacht von ihr eingefordert hätte, die ſie dann auf ihre 
Koſten hätte beſchaffen müſſen. 

Deshalb war bzgl. der durch den Entwurf der Zwangsvoll⸗ 
feen entſtandenen Gebühr die Beſchw. zurückzu⸗ 
weiſen. 

(OL. Naumburg, 6. (Koſten⸗) ZivSen., Beſchl. v. 17. Aug. 
1937, 6 W 169/37.) 


Anmerkung: Die Rechtsauffaſſung dieſer Entſch. entipricht 
der auch in meinem Kommentar S. 38/39 vertretenen Anſicht, die 
ihren Ausgangspunkt in der Auslegung des §S 1 Arm Anw. hat. 
Dieſer will trotz ſeiner etwas engeren Faſſung beſagen, daß die 
Erſtattung an den beigeordneten ArmAnw. nach Maßgabe der 
jeweils für die zu vergütende Tätigkeit geltenden Gebühren⸗ 
beſtimmungen zu erfolgen hat, gleichgültig, ob dieſe reiche- (NA- 
Geb.) oder landesgeſetzlich (LGebO.) vorgeſehen find, wie dies 
bereits von Jonas: JW. 1930, 3353 überzeugend dargelegt 
worden iſt. Dieſe Gleichſtellung nimmt denn obige Entſch. auch 
tatſächlich vor, ohne ſie allerdings rechtlich zu begründen. 

Da es ſich hier um eine Tätigkeit des Anwalts im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren handelt, kommt nicht § 23 Ziff. 18 Ral⸗ 
GebO., ſondern Art. 4 Pre GebO. zur Anwendung. Der dabei ſich 
ergebende Widerſpruch, daß trotz der ausdrücklichen Beſchränkung 
der Beiordnung auf 2000 ., Teilbetrag und trotz der dar: 
aus ſich ergebenden Beſchränkung der Tätigkeit des Anwalts auf 
Durchführung der Verſteigerung nur wegen dieſes Betrages nach 
Art. 4 Abſ. 5 LGebO. gleichwohl der Wert des ganzen Rechts 
zugrunde zu legen iſt, muß in Kauf genommen werden, und zwar 
ungeachtet des Umſtandes, daß das Arm Anw. bei einem Streit⸗ 
wert über 2000 & die allgemeine und endgültige Paufchal- 
grenze zieht. 

Selbſtverſtändlich muß auch bei Bemeſſung nach LGebO. 
eine Begrenzung nach oben ſtattfinden. Denn die grundſätzliche 
Regelung iſt ſtets dem ArmAnwG. zu entnehmen. Der Arm Anw. 
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unterliegt deshalb hinſichtlich ſeines Erſtattungsanſpruchs an die 
Reichskaſſe in jedem Falle einer Höchſtgrenze, auch wenn er nicht 
nach der RAGCHO. und demgemäß nicht nach der Skala des § 9 
daſelbſt liquidiert. 

Daraus ergibt ſich weiterhin die Notwendigkeit, die Kür⸗ 
zungsbeſtimmungen jetzt des Geſ. v. 13. Dez. 1935, in unſerem be⸗ 
ſonderen Falle noch der NotVO. v. 6. Dez. 1931 auf die Gebühren⸗ 
ſätze der LGebO. zu übertragen. Deshalb muß überall da, wo 
die LGebO. in ihrer Skala nicht der RAcgeb O. entſpricht, zwar 
erſtere maßgebend fein, doch hat die Höchſtgrenze der Gebühren 
— nicht des Streitwerts — der Höchſtſatz des ArmAnw®. zu bil⸗ 
den (fo ſchon RG. v. 28. Nov. 1929: JW. 1930, 561; Gaedeke, 
S. 39). Bis zu dieſer Höchſtgrenze ſind die entſprechenden Kür⸗ 
zungen vorzunehmen, d. h. bis 400 %, Streitwert nicht, von 400 
bis 800 Rh Streitwert (jetzt) 25%, darüber hinaus 30 % 
(Gaedeke a. a. O.). 

Die Verſagung der weiteren Gebühr für den Entwurf einer 
— dann notariell zu beglaubigenden — Vollmacht dürfte im Er⸗ 
gebnis berechtigt ſein, in der Begründung dagegen Bedenken 
begegnen. Denn ſolche i fertigt ja gerade der Anwalt, 
nicht der Notar. Fertigt fie aber der Arm Anw., ſo liegt dieſe 
Tätigkeit außerhalb des Rahmens der Beiordnung. Die Reichs⸗ 
111 hat deshalb dafür eine Gebühr an den Anwalt nicht zu 
zahlen. 

KR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


38. OLG. — 84 Arm Anw. Die Beſchw. des Arm Anw. 
iſt unzuläſſig, wenn die Beſchwerdeſumme von mehr als 50 N 
nicht erreicht iſt. f) 

Der UrkB. des LG. hat von der Gebührenforderung des 
Beſchweß., die er als ArmAnw. zur Erſtattung aus der Staats⸗ 
kaſſe geltend gemacht hat, 15,30 . abgeſetzt. Die Erinnerung 
des Behr. ift durch den angefochtenen Beſchluß zurückgewieſen. 
Hiergegen richtet ſich die Beſchw. die unzuläſſig ift. Nach der ſtän⸗ 
digen Praxis des Koſtenſenats findet auf die Beſchw. des Arm⸗ 
Anw. aus SA Arm Anw., §4 DK. die Vorſchrift der VO. 
des RPraſ. v. 14. Juni 1932 Teil , Kap. III, Art. 1 Anwendung; 
von dieſer Praxis abzugehen, beſteht kein Anlaß. 

(Os G. Hamm, 6. ZivSen., Beſchl. v. 7. Aug. 1937, 6 W 143/37.) 


Anmerkung: Eine ſtändige Rſpr. iſt kein Selbstwert. Viel⸗ 
mehr gilt es die beiden Ziele, Beſtändigkeit in der Rſpr. — alſo 
Rechtsſicherheit — und die Fortſchritte in der Rechtserkenntnis 
miteinander zu vereinen. Das erfordert dann, auch einmal mit 
einer ſtändigen Rſpr. zu brechen. Unbefriedigend wirkt ſtets die für 
ſich ſtehende Formel: Von der ſtändigen Praxis abzugehen, be⸗ 
ſteht kein Anlaß. Deun fie erweckt nur allzuleicht den Eindruck: 
stat pro ratione voluntas. Es bleibt Aufgabe für den Dienſt 
am Recht und gerade bei ſtreitigen Fragen das Problem wieder⸗ 
holt gründlich zu prüfen, mit ihm zu ringen und ſich mit ihm aus⸗ 
einanderzuſetzen. Dieſe Aufgabe beſteht für jedes Rechtsgebiet. 
Denn die Arbeit am Recht ſoll ſich nicht an Außerlichkeiten halten, 
ſondern bemüht ſich, das Weſen der Diuge zu erfaſſen und zu 
ergründen. 

Auch bei der vorl. Rechtsfrage wäre eine nochmalige ein⸗ 
gehende Prüfung des Problems angebracht geweſen. Denn die 
Stellungnahme des OLG. Hani ſteht gegen die herrſchende Mei⸗ 
nung in Rſpr. und führendem Schrifttum (vgl. die Anführungen 
bei Gaedeke, „Armenanwaltskoſtengeſetz“ S. 228 f.) Die herr⸗ 
ſchende Meinung iſt auch innerlich begründet. Die NotVO. er⸗ 
gibt ſelbſt mit Beſtimmtheit, daß ſie für die Erſtattung der 
Armenauwaltskoſten aus der Reichskaſſe keine Beſchwerde⸗Wert⸗ 
grenze eingeführt hat. Von den hierzu oft ausgeführten Gründen 
find m. E. insbeſ. folgende ausſchlaggebend. Für welche Fälle die 
Wertgrenze gilt, beſtimmt die Not BO. durch Aufzählung unter 
Verwendung eindeutiger zivilprozeſſual koſtenrechtlich techniſcher 
Begriffe — Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß, Anſatz von Gebühren und 
Auslagen — und fixiert deren Eindeutigkeit ſogar noch zuſätzlich 
durch Klammerverweiſungen, nämlich auf 8 104 ZPO., SA GKG., 
825 GVollzGebO. Noch klarer und eindeutiger kaun wohl eine 
poſitive Aufzählung nicht vorgenommen werden. „Feſtſetzung des 
zu erſtattenden Betrages“ (4 Arm Anw.) iſt weder der eine 
noch der andere Fall der NotBO., ſondern juſtizrechtlich ein Drit⸗ 
tes. Die Freilaſſung dieſes Falles von der Wertgrenze iſt auch 
unter den Geſichtspunkten, die ſeinerzeit für den Erlaß der Not⸗ 
VO. maßgebend waren, durchaus gerechtfertigt. Denn wenn Streit 
bei Erſtattung von Armenanwaltskoſten beſteht, wird praktiſch 
meiſt nicht über ſämtliche Anſätze geſtritten, ſondern lediglich über 
die Entſtehungsvorausſetzungen einer einzelnen Gebühr. Da die 
einzelne Gebühr in Armenſachen erſtinſtanzlich niemals 50 . 
erreicht, fo wäre das wichtige Gebiet der Armenanwaltskoſten durch 


Rechtſprechung 


2793 


die NotVO. der wen eee im weſentlichen ent⸗ 
zogen. Die Not VO. hätte alſo die Länderkaſſen und jetzt die Reichs⸗ 
kaſſe des gerade auch für ſie wichtigen Beſchwerderechtszuges be⸗ 
raubt. Die beiden Fälle aber, die die Not VO. allein regelt, un⸗ 
terſcheiden ſich von vorſtehendem recht weſentlich. Bei ihnen tit 
die Staats⸗ und jetzt die Reichskaſſe gerade nicht als derjenige 
beteiligt, gegen den ſich die Zahlungsforderung richtet. 
RA. Dr. P. Bach, Freiburg i. Br. 


* 

39. OLG. — 85 Arm Anw.; 88 91, 117 3 PO. Haftung 
des ſiegreichen Gegners der armen Partei als Antragſteller der 
Inſtanz der Reichskaſſe gegenüber wegen der Armenanwaltskoſten 
der Gegenpartei. f) 

Die Bekl., die durch einen ArmAnw. vertreten war, fit 
zur Tragung der Koſten des gegen ihren Ehemann geführten 
Rechtsſtreits verurteilt worden. Kl. hat die ihm entſtan⸗ 
denen Koſten feſtſetzen laſſen. Der Feſtſetzungsbeſchluß hat 
die von der Bekl. dem Kl. zu erſtattenden Koſten auf 
517,29 Fall feſtgeſetzt. Mit der Erinnerung wandte ſich die 
Bekl. gegen den Anſatz von 77,06 % Armenanwaltsgebühren. 
LG. hat die Erinnerung zurückgewieſen. Auch die Beſchw. iſt un⸗ 
begründet. Es handelt ſich um die Armenanwaltsgebuühren des im 
Rechtsſtreit der Bekl. beigeordneten Anwalts, die die Staats⸗ 
kaſſe vom Kl. als Zweitſchuldner eingezogen hat (Koſtenrechnungen 
vom 12. Nov. 1935 und 18. März 1937). Auch dieſe muß Bekl. 
dem Kl. erſtatten. Wenn auch die Staatskaſſe dem Arm Anw. 
gegenüber nach Arm Anw. nien Gebühren erſtattet, ſo geht die 
Erſatzforderung dafür gegenüber den Prozeßparteien auf die 
Staatskaſſe über. Dieſe war berechtigt, die ſo ausgelegten Beträge 
von den Prozeßparteien nach allgemeinen Vorſchriften erſetzt zu 
verlangen. Wenn der Kl. als Zweitſchuldner dafür in Anſpruch 
genommen wurde, mußte er fie bezahlen. Die BeſchwF. irrt, wenn 
fie dieſe Verpflichtung in Abrede ſtellt. Der Erfolg daß die Bekl. 
auf dem Wege der Koſtenerſtattung ihren Arm Anw. bezahlen 
müſſe, iſt keineswegs überraſchend und ſteht in keinerlei Wider⸗ 
ſpruch zum Geſetz. Die Erſtattungspflicht beſteht rechtlich immer, 
auch ſoweit die arme Partei nach $ 125 ZPO! von der Zahlung 
einſtweilen befreit iſt. Die Notwendigkeit der Feſtſtellung einer 
LEN gemäß § 125 ZPO. gilt nur im Verhältnis 
zur Staatskaſſe. Der Prozeßgegner hat ſeinen Erſtattungsanſpruch 
unabhängig von einer ſolchen Anordnung des Prozeßgerichts, und 
zwar für alle ihm erwachſenen Koſten nach 8 91 ZPO. Dazu ges 
hören auch diejenigen, für die er als Zweitſchuldner in Anſpruch 
genommen worden iſt. 

1 Pk Naumburg, 5. ZivSen., Beſchl. v. 13. Aug. 1937, 5 W 
79/37. 


Anmerkung: Die Unannehmbarkeit des Ergebniſſes, zu dem 
dieſe Entſch. gelangt, liegt auf der Hand: Denn wozu erſt noch die 
Vergünſtigung des Armenrechts mit der geſetzlichen Stundungs⸗ 
wirkung bis zu einer etwaigen Nachzahlungsanordnung, wenn auch 
ohne ſolche nur auf einem kleinen Umwege die Reichskaſſe die 
von ihr verauslagten Armenanwaltskoſten doch von der armen 
Partei einziehen kann! So weiſt denn in der Tat die Entſch. 
e Irrtümer auf, die das unrichtige Ergebnis be⸗ 
ingen. 

Zunächſt einmal: OLG. Naumburg geht — ſtillſchwei⸗ 
gend — von dem Grundſatz aus, daß, wenn die obſiegende Partei 
einmal Koſten gezahlt hat, ſie ſie auch ohne weiteres von der 
Gegenpartei erſtattet erhalten muß, ferner, daß der Begriff der 
Zweitſchuldnerhaftung überhaupt irgendwie mit der Haftung fur 
die auf die Reichskaſſe übergegangenen Armenanwaltskoſten in 
Verbindung zu bringen iſt. Endlich hätte auch der Geſichts⸗ 
punkt ſtutzig machen müſſen, wieſo der ſiegreiche Ehemann denn 
nach rechtskräftiger Scheidung der Ehe noch für Koſten der Ehe⸗ 
frau, die nunmehr endgültig ihrem Vorbehaltsgut zur Laſt fallen, 
zur Haftung herangezogen werden kann. 

Jede einzelne dieſer Fragen hätte bei zutreffender Beant⸗ 
A genügt, den Feſtſetzungsantrag des Ehemannes abzu⸗ 
ehnen. 

Ich erörtere dieſe Fragen in der Reihenfolge 2, 1, 3. 

1. Es iſt in Rſpr. und Rechtslehre allgemein anerkannt, 
daß Armenanwaltskoſten, auch dann, wenn ſie aus der Reichskaſſe 
erſtattet find, außer gerichtliche Koſten ſind und bleiben. 
Folglich finden die materiellen Haftungsvorſchriften des 
GKG. auf fie keine Anwendung. Dies iſt ein Elementar- 
grundſatz des Armenanwaltskoſtenrechts, deſſen ſtrikte Be⸗ 
folgung von außerordentlicher Tragweite für die Haftung der etwa 
in Betracht kommenden Beteiligten iſt und deſſen Wichtigkeit 
durch den zur Erörterung ſtehenden Fall beſonders anſchaulich vor 
Augen geführt wird. Denn da dieſe Art Koſten keine Gerichts⸗ 
koſten ſind, entfällt damit ohne weiteres auch die Anwendbarkeit 
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der SS 77, 79 und damit insbeſ. alſo auch des die Reihenfolge 
zwiſchen dieſen beiden Haftungen regelnden S 82 GKG., deſſen 
Abſ. 2 die Zeitſchuldnerhaftung behandelt. Es iſt deshalb rechtlich 
unmöglich, dem Antragſteller der Inſtanz die Armenanwaltskoſten 
der unterlegenen, in die Koſten verurteilten Gegenpartei in Rech⸗ 
nung zu ſtellen. Ein ſolcher Koſtenanſatz entbehrt völlig der Rechts⸗ 
grundlage (jo bereits Gaedeke, „ArmAnwc.“, S. 244; 
Baumbach 2 zu § 5 Arm Anw.). 

Wenn $ 5 Armelnwck. die Einziehung dieſer Koſten nach 
den Vorſchriften über die Gerichtskoſten ſtattfinden läßt, ſo iſt da⸗ 
mit nur das Einziehungs verfahren, d. h. heute die Anwend⸗ 
barkeit der Juſtizbeitr§. gemeint (Gaedeke S. 258). 

Der Weg für die Reichskaſſe, um den auf ſie übergegangenen 
Anſpruch zu verwirklichen, geht ſomit ausſchkießlich über den Arm⸗ 
Anw. Nur deſſen Rechte erwirbt die Reichskaſſe und nur deſſen 
Schuldner kann ſie folglich ſich haftbar machen. Wenn man ſich 
dieſen einfachen, aber grundlegenden Satz ſtets vor Augen hält, 
kann man niemals in den Fehler verfallen, einen Nichtſchuldner 
für dieſe Koſten heranziehen zu wollen. Denn daß der ſiegreiche 
Kl. unter keinem Geſichtspunkt vom Arm Anw. der Gegenpartei 
in Anſpruch genommen werden kann, bedarf wohl kaum erſt 
der Erwähnung. 

2. Die Inanſpruchnahme des Ehemannes wegen der Armen⸗ 
anwaltskoſten der Ehefrau entbehrt hier alſo der Rechtsgrundlage. 
Hat er die Koſten gleichwohl gezahlt, ohne ſich mit den gegebenen 
Rechtsmitteln dagegen zu wehren, dann hat er eine Nichtſchuld 
gezahlt, alſo Koſten aufgewendet, die er nicht aufzuwenden hatte, 
ein typiſches Beiſpiel für nicht zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung notwendige Koſten. Er kann ſie alſo bei der 
Koſtenerſtattung nicht der Gegenpartei in Rechnung ſtellen. Die 
Tatſache der Zahlung iſt jedenfalls im Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
für ſich allein vollkommen unerheblich. 

Es iſt dies ein ſelbſtverſtändlicher, ſich aus S 91 ZPO. er⸗ 
gebender Grundſatz, den aber der Koſt Sen. des KG. gleichwohl 
noch in feiner grundſätzlichen Entſch. 20 W 48/35 v. 9. Jan. 1935 
JW. 1935, 4391 für die Gerichts koſten ausgeſprochen hat, 
die die nichtarme Partei aufgewendet hat und nunmehr zufolge 
der Vorſchrift des $ 117 ZPO. von der armen Partei unbeſchadet 
deren Armenrechts erſtattet verlangen darf. Dazu gehören, wie die 
Entſch. betont, aber nur diejenigen Gerichtskoſten, die der Ob⸗ 
ſiegende als geſetzlicher Koſtenſchuldner der Gerichts⸗ 
kaſſe, alſo zu Recht gezahlt hat, nicht etwa auch ſolche, die zu 
Unrecht von ihm erfordert worden ſind. Der Satz der Entſch. 
von Naumburg, „eine Erſtattungspflicht beſtehe immer, auch ſo⸗ 
weit die arme Partei nach § 125 (ſoll wohl heißen 115) von der 
Zahlung einſtweilen befreit ſei“, beruht alſo auf einer irrigen 
Auslegung der SS 117 und 91 ZPO. 

3. Daß hier nun gerade der ſiegreiche Ehemann nach rechts⸗ 
kräftiger Scheidung der Ehe noch zur Zahlung von Koſten für 
ſeine Ehefrau herangezogen worden iſt und auch ſchon inſoweit ſich 
rechtliche Bedenken ergeben, verſtärkt nur noch die Angriffspunkte, 
die die beſprochene Entſch. bietet. 

4. Als letzte Frage möchte ich nur noch kurz die Rechtslage 
ſtreifen, wenn nunmehr etwa — was an ſich ja nicht ausge⸗ 
ſchloſſen iſt — der Ehemann ſich gegen ſeine Haftung wehrt und 
Aufhebung der Gerichtskoſtenrechnung über ſeine angebliche Zweit⸗ 
ſchuldnerhaftung herbeiführt. Dann bliebe der Ehefrau wohl nur 
der Weg der Bereicherungsklage, um ſo die gegen ſie ohne Rechts⸗ 
grund feſtgeſetzten Koſten zurückzuerhalten. 

KON. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 

40. OLG. — Arm Anw.; 8 13 Ziff. 3 RAGebO. Voraus⸗ 
ſetzungen und Höhe der Vergleichsgebühr eines Armenanwalts bei 
einem Vergleich im Eheprozeß. 

Die durch ArmAuw. vertretenen Eheparteien teilten dem 
Gericht zweiter Inſtanz mit, daß ſie ſich ausgeſöhnt haben, und 
ſchloſſen im Termin folgenden Vergleich: 

I. Die Parteien verſprechen, ſich gegenſeitig wegen vergan⸗ 
gener Eheverfehlungen keine Vorwürfe zu machen. 

II. Alle bisher begangenen Eheverfehlungen, auch die dem 
gekränkten Teil etwa nicht bekannt gewordenen, ſollen ver⸗ 
ziehen ſein. 

III. Die Koſten des Rechtsſtreits gelten als gegeneinander 
aufgehoben. 

Bei Feſtſetzung der den beiden ArmAnw. aus der Staats- 
kaſſe zu erſtattenden Beträge wurde die Vergleichsgebühr ge— 
ſtrichen. 

Die dagegen eingelegten Erinnerungen ſind begründet. 

Ob in Eheſachen ein Prozeßvergleich zuläſſig iſt, iſt beſtrit⸗ 
ten. Im vorl. Fall kann die Frage offenbleiben, ſoweit es ſich 
um die Zuläſſigkeit eines Vergleichs über die Hauptſache handelt, 
denn ein ſolcher liegt nicht vor. Gegenſtand des Scheidungsrechts⸗ 


ſtreits iſt der Anſpruch der Parteien, auf Grund der vorgetra⸗ 
genen Tatſachen Scheidung der Ehe zu verlangen. Dieſer Streit 
hat durch die Ausſöhnung der Parteien ſeine Erledigung gefun⸗ 
den; durch die Mitteilung hiervon an das Prozeßgericht erledigte 
ſich der Rechtsſtreit zur Hauptſache. Die unter Ziff. I und II des 
Vergleichs abgegebenen Erklärungen beziehen ſich hierauf nicht; 
es ſind unſelbſtändige Verſprechen und Zuſagen der Parteien, die 
die erfolgte Ausſöhnung zur Sicherung des künftigen Beſtandes 
der Ehe ergänzen, ihr Inhalt iſt aber nicht möglicher Gegenſtand 
eines ſelbſtandigen Rechtsſtreits. 

Kommt infolgedeſſen eine Vergleichsgebühr aus der Hanpt- 
ſache nicht in Frage, ſo iſt doch die Einigung der Parteien über 
die Koſten ein echter Prozeßvergleich, durch welchen die Parteien 
die infolge des Rechtsſtreits beſtehende Ungewißheit über die 
Koſtenverteilung im Wege beiderſeitigen Nachgebens beſeitigen und 
durch welchen ſie den inſoweit noch nicht erledigten Rechtsſtreit 
beenden. Die Vereinbarung über die Koſten des Rechtsſtreits iſt 
vermögensrechtlichen Inhalts; ihre Zuläſſigkeit begegnet keinem 
Bedenken, ſoweit ſie nicht die Auflöſung der Ehe erleichtern ſoll 
(vgl. Bach: JW. 1936, 2115; OLG, Dresden und Düſſeldorf: 
JW. 1936, 2147 f.). Im vorl. Fall kommt auch nicht in Betracht, 
daß die Parteien nur die bei Rücknahme von Klage und Wider⸗ 
klage aus dem Geſetz ſich ergebenden Folgen (8 271 Abſ. 3 ZPO.) 
ſich zu eigen gemacht haben, über welche eine Ungewißheit nicht 
beſtehen konnte (vgl. OLG. Dresden a. a. O.). Denn die Parteien 
haben nicht Klage und Widerklage zurückgenommen, ſondern die 
Erledigung der Hauptſache erklärt; der in dieſem Falle maßgebende 
mutmaßliche Ausgang des Rechtsſtreits hätte nach dem Urteil 
erſter Inſtanz den bekl. Ehemann mit allen Koſten belaſtet. An⸗ 
dererſeits hatte dieſer die Berufung auf die Vorklage beſchränkt; 
bei Durchführung des Rechtsſtreits zur Hauptſache würde er da⸗ 
mit wegen der Erledigung obgeſiegt haben, ſo daß die Koſten der 
BerInſt. der Kl. hätten zugeſchieden werden müſſen. Wenn die 
Parteien unter dieſen Umſtänden die Koſten gegeneinander auf⸗ 
hoben, ſo liegt ein beiderſeitiges Nachgeben in einer ungewiſſen 
Rechtslage vor. 

Daß die Regelung der Koſten bei Armenparteien bedeutungs⸗ 
los fet (ſo OLS. Kiel: JW. 1935, 3056, auch OLG. Breslau bei 
Gelinsky⸗Meyer, 3. Aufl., S. 236), kann, ſolange nicht be⸗ 
ſondere Umſtände vorliegen, bei der Höhe der erwachſenen Koſten 
und bei der Gefahr einer Nachforderung nach § 126 ZPO., z. B. 
bei Vermögensanfall im Erbgang, nicht angenommen werden. 

IV. Der maßgebende Wert, aus dem die Vergleichsgebühr zu 
berechnen iſt, iſt der Betrag der bis zum Vergleich erwachſenen 
Koſten. Dieſe betragen, da in erſter Inſtanz Beweis erhoben wurde, 
bei einem Streitwert zur Hauptſache von 2000 %% im erſten 
Rechtsgang 6 Anwaltsgebühren zu je 75 N, = 450 Hi und 
3 Gerichtsgebühren zu je 50 , = 150 a, zuſammen 600 AM. 
Im Berufungsverfahren iſt für jeden Anwalt eine Prozeßgebühr 
mit je 97,50 ., und eine Gerichtsgebühr mit 75.2.4, zuſam⸗ 
men 270 %%% entſtanden. Der Streitwert für den Koſtenvergleich 
beträgt alſo 870 , F, Die Vergleichsgebühr hieraus in der Ber⸗ 
Inſt. würde 53,30 , betragen, alfo mehr als der mit der Er⸗ 
innerung verlangte Betrag. Aber nach dem Sinne des Röeſ. vom 
13. Dez. 1985 (NGBL. I, 1469) muß die dort vorgeſehene feſte 
Gebühr von 24 ., als Höchſtgebühr auch für dieſen Fall gelten; 
unmöglich kann die Tätigkeit des Arm Anw. in der Hauptſache 
niedriger entlohnt werden als eine Tätigkeit, die ſich auf die Koſten 
eben dieſer Hauptſache beſchränkt. Es iſt daher nur die in der Er⸗ 
innerung richtig berechnete feſte Gebühr von 31,20 % zu er- 
ſtatten. 

(OLG. Stuttgart, 1. ZivSen. (Koſt Sen.), Beſchl. v. 7. Dez. 1936, 
3 U 149/36.) 
* 

41. LG. — 88 114 ff. ZPO. In Unterhaltsprozeſſen iſt der 
zum Pfleger des Mündels beſtellte Rechtsanwalt als Armenanwalt 
beizuordnen. 

Die Ehe der Eltern des minderjährigen Kl. iſt geſchieden. 
Der bei feiner Mutter lebende Kl. hat vor dem AG. gegen 
ſeinen Vater Unterhaltsklage erhoben. 

Durch den angefochtenen Beſchſuß hat ihm das AG. für 
dieſe Klage das Armenrecht bewilligt, jedoch ſeinen Antrag, 
ihm ſeinen Pfleger — einen Rechtsanwalt — als Armenanwalt 
beizuordnen, abgelehnt, weil die Sache weder rechtlich noch tat⸗ 
ſächlich beſondere Schwierigkeiten biete. 

Die gegen die Ablehnung der Beiordnung eines Armen⸗ 
anwalts gerichtete, gemäß § 40 RAO. v. 21. Febr. 1936 
i. Verb. m. 8567 3 O. zuläſſige Beſchwerde iſt begründet. 

Gemäß 8 39 Abſ. 1 RRA O. kann einer Partei, der das 
Armieurecht bewilligt iſt, auch, inſoweit die Vertretung durch 
Anwälte nicht geboten iſt, zur vorläufigen unentgeltlichen 
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Wahrnehmung ihrer Rechte von dem Prozeßgericht ein Rechts⸗ 
anwalt auf Antrag beigeordnet werden. Die Frage, ob der 
armen Partei ein Rechtsanwalt beigeordnet werden ſoll, hat 
das Gericht nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu entſcheiden. Die 
Beiordnung wird grundſätzlich dann erfolgen müſſen, wenn eine 
Vertretung durch einen Rechtsanwalt zur ſachgemäßen Rechts⸗ 
verfolgung notwendig und zweckentſprechend erſcheint. Dies iſt 
regelmäßig dann der Fall, wenn es ſich um eine Unterhalts⸗ 
klage handelt. Die Durchführung eines Unterhaltsprozeſſes iſt 
nämlich für jede der beiden Parteien eine ſo bedeutungsvolle 
und wichtige Angelegenheit, die eine ſorgfältige und ſachgemäße 
Vorbereitung und Durchführung unter Berückſichtigung der ein⸗ 
ſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen erfordert, daß eine recht3- 
unkundige Partei erfahrungsgemäß ohne Hilfe eines Rechts- 
anwalts nicht in der Lage iſt, ihre Rechte in einem ſolchen 
Prozeß ſachgemäß wahrzunehmen (vgl. LG. Berlin 19. 3K. J: 
JW. 1937, 580). Dieſe Erwägung, das darf ohne weiteres an⸗ 
genommen werden, hat auch offenbar das Vormcger. veraulaßt, 
dem Kl. für ſeine Unterhaltsklage gegen ſeinen Vater einen 
Rechtsanwalt als Pfleger zu beſtellen. Das VormGer. hat es 
alſo für zweckentſprechend und wünſchenswert erachtet, die von 
dem minderjährigen Kl. beabſichtigte Prozeßführung in rechts⸗ 
kundige Hände zu legen. Nun hak zwar ein Rechtsanwalt, der 
Vormund oder Pfleger ift, feine beruflich erworbenen, allge⸗ 
meinen Rechtskenntniſſe und Erfahrungen bei der Betreuung 
und geſetzlichen Vertretung ſeines Mündels zu verwenden; er 
iſt aber darüber hinaus nicht verpflichtet, Rechtsſtreitigkeiten 
des Mündels vor dem Gericht unentgeltlich ſelbſt zu führen; 
er iſt vielmehr berechtigt, die für die Prozeßvertretung ges 
machten Aufwendungen aus dem Mündelvermögen erſeßt zu 
verlangen und die Prozeßführung von der Zahlung eines Vor⸗ 
ſchuſſes abhängig zu machen (881835, 1915, 669, 670 BGB.). 
Da aber von dem Kl., dem das Armenrecht bewilligt iſt, ein 
ſolcher Vorſchuß nicht zu erlangen iſt, andererſeits aber für 
ſeine Vertretung in ſeinem Unterhaltsprozeß gegen ſeinen Vater 
geſorgt werden muß, erſcheint es geboten und zweckmäßig, 
ihm ſeinen Anwaltspfleger als Armenanwalt beizuordnen, da⸗ 
mit er von der Vorſchuß⸗ und Gebührenzahlungspflicht dieſem 
gegenüber befreit iſt (vgl. LG. Berlin [89. Z3K.]: JW. 1935, 
1727; LG. Berlin 185 K.]: JW. 1936, 2585; LG. Dresden: 
JW. 1936, 3086; LG. Leipzig: JW. 1936, 3142; LG. Stutt⸗ 
gart: JW. 1937, 1500 

Bei dem im vorl. Falle verhältnismäßig einfach liegenden 
Sach⸗ und Streitſtand würde es an ſich auch genügen, dem 
Kl. eine der in 8 116 3PO. als Prozeßvertreter für eine arme 
Partei im Parteiprozeß zugelaſſenen Perſonen (Juſtizbeamten 
oder Referendar) beizuordnen (vgl. LG. Stuttgart: JW. 1937, 
1094). Wenn das BeſchwG. von dieſer allenfalls aus Spar⸗ 
ſamkeitsgründen zu vertretenden Maßnahme abgeſehen hat, ſo 
hat es ſich hierbei vor allem von der Erwägung leiten laſſen, 
daß ſowohl das Anſehen des Gerichts wie das Vertrauen zu 
einem Rechtsanwalt erheblich darunter leiden müſſen, wenn ein 
Rechtsanwalt, den das VormGer. gerade wegen feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Rechtsanwalt zum Pfleger beſtellt hat, von dem 
Prozeßgericht, vor dem er als Pfleger für ſein Mündel tätig 
werden will, von der Prozeßführung ausgeſchaltet und über⸗ 
gangen wird (vgl. Bach: JW. 1937, 1094). Überdies liegt es 
auch im Intereſſe des Kl., wenn ihm der mit ſeinen Verhält⸗ 
niſſen vertraute Pfleger als Armenanwalt beigeordnet wird. 

Der Umſtand, daß der dem Kl. vom BormGer. beftelfte 
Pfleger Rechtsanwalt iſt, ſteht ſeiner Beiordnung als Armen⸗ 
anwalt in dem Unterhaltsprozeß des Kl. nicht entgegen. Im 
Gegenteil, es iſt davon auszugehen, daß er gerade mit Rüde 
ſicht auf ſeine Eigenſchaft als Rechtsanwalt zum Pfleger be⸗ 
ſtellt worden iſt (LG. Berlin (90. 3K.]: JW. 1936, 1152; LG. 
Leipzig: JW. 1936, 3142; LG. Berlin: JW. 1937, 580; RA. 
Bach: JW. 1937, 518). 

Unter teilweiſer Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes 
hat daher die Beſchwerdekammer den Anwaltspfleger des Kl. 
als feinen berufenen Vertreter dem Kl. für die Unterhalts- 
klage als Armenanwalt beigeordnet. 


(LG.. Aachen, 1. IR, Beſchl. v. 28. Juli 1937, 17 21/37.) 
* 

42. 26. — 88 118 a, 104, 91 ZPO. Vergleich nach 8 118a 
ZPO. iſt vollſtreckbarer Titel, in welchem die Parteien die Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Koſten auch des Armenrechtsverfahrens 
trotz der die Erſtattungsfähigleit ausſchließenden Vorſchrift des 
Abſ. 4 vereinbaren können. 

Mit als Klage bezeichnetem Schriftſatz hat RA. G. für den 
Kl. das Armenrecht nachgeſucht. Die Bekl. haben auf die ihnen 
zur Erklärung zugegangene Abſchrift dieſer Klage ſich geäußert 
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und Ablehnung des Armenrechtsgeſuches beantragt. Der Be⸗ 
richterſtatter der ZK. des LG. hat die Parteien zur Beſpre⸗ 
chung der Sachlage und zum Verſuche eines gütlichen Ausgleichs 
zuſammen mit ihren Prozeßbevollmächtigten auf einen Termin 
geladen, in dem die Parteien ſich zu gerichtlichem Protokoll über 
den ſtreitigen Anſpruch verglichen haben. Der Vergleich enthalt 
u. a. auch den Satz, daß die Koſten des Vergleichs die Bekl. als 
Geſamtſchuldner übernehmen. Mit Rückſicht auf dieſen Vergleich 
hat LG. nunmehr den Antrag der Parteien auf Bewilligung 
des Armenrechts abgelehnt, da eine Armenrechtsbewilligung jetzt 
nicht mehr zuläſſig ſei. 

Der Kl. hat die Feſtſetzung der ihm erwachſenen Koſten, 
nämlich einer Prozeßgebühr und einer Vergleichsgebühr, be⸗ 
antragt. Die Bekl. haben einer ſolchen Feſtſetzung unter Hinweis 
auf 8 118 a Abſ. 4 ZPO., wonach eine Erſtattung von Koſten im 
Armenrechtsverfahren nicht ſtattfinde, widerſprochen und im 
übrigen darauf hingewieſen, daß die Koſtenklauſel im Vergleich 
ſich nach dem ausdrücklichen Willen der Parteien nur auf etwaige 
gerichtliche Koſten beziehen ſollte. 

LG. hat auf Erinnerung hin dem urſprünglichen Feſt⸗ 
ſetzungsantrag in voller Höhe ſtattgegeben. Es geht davon aus, 
daß nach dem Vergleich alle — auch die außergerichtlichen — 
Koſten des Verfahrens übernommen worden ſeien und daß diefe 
Koſten mit Rückſicht darauf, daß nicht nur ein Armenrechtsver⸗ 
fahren geſchwebt habe, nach den vollen Gebühren des § 13 Ziff. 1 
bzw. 3 RAGebO. zu berechnen ſeien. 

Hiergegen richtet ſich mit Erfolg die Beſchw. der Bekl. 

Was zunächſt die verfahrensrechtliche Beurteilung anlangt, 
ſo iſt davon auszugehen, daß eine Klage zwar noch nicht rechts⸗ 
hängig geworden iſt, daß wohl aber bereits das gerichtliche Ver⸗ 
fahren durch Einreichen der Klageſchrift anhängig gewor⸗ 
den iſt und daß innerhalb dieſes Verfahrens zunächſt eine Er⸗ 
örterung im Armenrechtsverfahren ſtattgefunden hat. Deshalb 
kann es ſich bei dem vor dem beauftragten Richter anberaumten 
Termin nicht um einen Sühnetermin nach § 141 ZPO. gehan⸗ 
delt haben. Denn wenn danach auch die Sühne „in jeder Lage 
des Verfahrens“ verſucht werden kann, fo iſt Voransſetzung da- 
für das rechtshängig gewordene Verfahren, d. h. eine vorſchrifts⸗ 
mäßig erfolgte Beteiligung der Gegenpartei. Folglich ſtellt ſich 
der Termin, in welchem es zum Vergleichsſchluß gekommen iſt, 
nur als ein gem. § 118 a ZPO. im Armenrechtsverfahren ab- 
gehaltener Termin dar. Daß auch hier eine Art Sühnetermin 
verfahrensrechtlich zuläſſig iſt, ergibt ſich allein ſchon aus der 
Tatſache, daß § 118 à Abſ. 3 ZPO. einen Vergleichsſchluß zu 
Protokoll des Gerichts ausdrücklich vorſieht. 

In dieſem gem. § 118 à Abſ. 3 ZPO. zuſtande gekommenen 
Vergleich haben nun die Bekl. Koſten übernommen. Sie halten 
mit Rückſicht auf die beſondere Vorſchrift des § 118 à Abf. 4 
ZPO. daß die durch die Anhörung des Gegners erwachſenen 
Koſten nicht zu erſtatten ſeien, dieſe Koſtenübernahme, ſoweit 
ſie außergerichtliche Koſten betreffen könnte, für unwirkſam. 
Dieſe Rechtsauffaſſung iſt jedoch irrig. Nach 8 794 Ziff. 1 ZPO. 
bildet der im Armenrechtsverfahren zu gerichtlichem Protokoll 
erklärte Vergleich einen vollſtreckbaren Titel, gleichgültig, ob 
daneben bereits ein Prozeßverfahren geſchwebt hat und der Ver⸗ 
gleich auch als ſolcher in dieſem Prozeßverfahren, d. h. als regel⸗ 
rechter Prozeßvergleich anzuſehen iſt, oder ob es ſich zunächſt noch 
um ein iſoliertes, dem Prozeßverfahren vorgeſchaltetes Armen⸗ 
rechtsverfahren gehandelt hat. Aus dieſer Eigenſchaft des Ver⸗ 
gleichs aus § 118 à Abſ. 3 ZPO. folgt aber mit Notwendigkeit, 
daß die Parteien in ihm auch wegen der Koſten eine bindende 
und vollſtreckbare Regelung treffen können. Auch § 118 a Abſ. 4 
Satz 1 ZPO. ſteht einer derartigen — voll wirkſamen — Ber. 
einbarung nicht entgegen. Allerdings iſt dieſe Vorſchrift ent⸗ 
gegen ihrem Wortlaut, der nur die Koſten der „Anhörung des 
Gegners“ betrifft, im weiteſten Sinne dahin auszulegen, daß 
damit eine Erſtattung innerhalb des Armenrechtsverfahrens 
allgemein, gleichgültig, gegenüber welcher der Parteien, 
gleichgültig, wodurch die Koſten erwachſen ſind, hat ausgeſchaltet 
werden follen (fo bereits Entſch. des Sen. v. 25. Mai 1935: JW. 
1935, 2586, mit der fpäteren Erläuterung von Lindemann: 
JW. 1935, 3436). Selbſt dieſe weite Auslegung ſteht aber der 
Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit einer abweichenden Parteiverein⸗ 
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barung in einem ſelbſt im Armenrechtsverfahren geſchloſſenen 
gerichtlichen Vergleich nicht entgegen (ſo auch Baumbach, 4 
zu § 118 a ZPO.). 

Hier konnte ſich deshalb nur fragen, in welchem Umfange 
tatſächlich von den Bekl. Koſten übernommen ſind. Der Wort⸗ 
laut läßt keinen Zweifel darüber, daß die Koſten des Vergleichs 
ſelbſt ſchlechthin ohne Einſchränkung, d. h. insbeſ. ohne Beſchrän⸗ 
kung nur auf etwaige gerichtliche Koſten, übernommen worden 
find und die Bekl. auch die dem Kl. erwachſenen außergericht⸗ 
lichen Koſten des Vergleichs zu erſtatten haben. 

Als ſolche kommt aber lediglich die Vergleichsgebühr und 
nicht die Prozeßgebühr in Frage. Denn darüber, daß auch die 
Koſten des dem Vergleich vorangegangenen Verfahrens von 
dem Bekl. zu erſtatten ſeien, beſagt der Vergleich nichts. Eine 
derartige Auslegung iſt auch keineswegs ſelbſtverſtändlich. Auch 
898 ZPO. unterſcheidet ausdrücklich zwiſchen den Koſten des 
Vergleichs und den Koſten des dem Vergleich vorangegangenen 
Verfahrens. 

Zu den Koſten des Vergleichs gehört aber nur die Ver⸗ 
gleichsgebühr. Sie iſt in ſolchem Falle, obwohl es ſich um einen 
innerhalb des Armenrechtsverfahrens geſchloſſenen Vergleich 
handelt, nach der ſtändigen Rſpr. des Senats nicht etwa zu 
3/10 der vollen Gebühr (823 Ziff. 6 RAGebO.), ſondern gem. 
§ 13 Ziff. 3 daſelbſt in voller Höhe erwachſen. Denn es handelt 
ſich um einen Vergleich über den ſtreitigen Anſpruch ſelbſt, für 
deſſen gebühreurechtliche Beurteilung es unerheblich iſt, ob er 
als Prozeßvergleich, als außergerichtlicher Vergleich oder etwa 
innerhalb eines Armenrechtsverfahrens geſchloſſen wird (vgl. 
Eutſch. v. 6. Mai 1935: JW. 1935, 1700, und v. 23. Jan. 1937: 
JW. 1937, 563). 

Die Prozeßgebühr dagegen iſt bereits vordem erwachſen und 
gehört mit zu den Koſten des Verfahrens, die im Vergleich eine 
Regelung nicht erfahren haben. 

Danach würde die Beſtimmung des 898 Satz 2 ZPO. zur 
Anwendung zu gelangen haben, daß nämlich die Koſten des 
Verfahrens als gegeneinander aufgehoben zu gelten haben, eine 
Beſtimmung, die trotz § 118 4 Abſ. 4 Satz 1 ZPO. zur Aus⸗ 
legung von Vergleichen heranzuziehen iſt. Auch danach würde 
alſo eine Koſtenerſtattung des Kl. hinſichtlich der Prozeßgebühr 
nicht Platz greifen können. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 22. Mai 1957, 20 W 2519/37.) 
* 


43. LG. — 8 119 ZPO. Auch im Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren iſt die Bewilligung des Armenrechts für jeden einzelnen 
Rechtszug beſonders auszusprechen. 

Durch Beſchluß des LG. iſt der Gläubigerin das Armenrecht 
für den Rechtsſtreit einſchließlich der Zwangsvollſtreckung bewil⸗ 
ligt worden. Die Gläubigerin iſt der Anſicht, daß dieſe Armen⸗ 
rechtsbewilligung das ganze Zwangsvollſtreckungsverfahren — alſo 
die drei möglichen Rechtszüge — umfaſſe. Dem kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Ebenſo wie nach 8 119 ZPO. die Armenrechts⸗ 
bewilligung für jeden Rechtszug des Rechtsſtreits ſelbſt beſonders 
erfolgen muß, iſt auch für jeden einzelnen Rechtszug des Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahrens die Bewilligung auszuſprechen. Von die⸗ 
ſem von der Kammer in ſtändiger Rſpr. vertretenen Standpunkt 
abzuweichen, beſteht kein Anlaß. Das Prozeßgericht kann gar nicht 
überſehen, ob die Zwangsvollſtreckung Ausſicht auf Erfolg bietet. 

(LG. Berlin, 9. ZK., Beſchl. v. 29. Juni 1937, 209 T 1605/37.) 
* 


44. OLG. — 8s 124, 106 3PO.; S5 Arm Anw. Sind die 
Koſten nach Quoten verteilt und kann die arme Partei, außer den 
Armenanwaltsloſten, noch eigene Auslagen erſtattet verlangen, ſo 
find dieſe bei der nach 8 106 3PO. vorzunehmenden Ausgleichung 
mit in Anſatz zu bringen. Das ſich bei der Ausgleichung ergebende 
Guthaben der armen Partei iſt zuerſt auf die dem Arm Anw. nicht 
aus der Reichskaſſe erſtatteten Beträge, dann auf die nach 85 
Arm Anw. auf die Reichskaſſe übergegangene Forderung des 
Arm Anw. und nur, ſoweit dann noch ein Überſchuß verbleibt, auf 
die eigenen Auslagen der Partei zu verrechnen. 7) 

Die Koſten des erſten Rechtszuges hat der Kl. zu ¼, die 
Bekl. zu % zu tragen, während von den Koſten des Berufungs⸗ 
verfahrens der Kl. ½, die Bekl. Ya zu tragen hat. 

Der UrkB. hat die von der Bekl. dem Kl. zu erſtattenden 
Koſten auf 418,94 e feſtgeſetzt. Er berechnet für den erſten 
Rechtszug: 368,50 AH Koſten des Kl., 443,58 RA Koſten der 


Bekl., zuſammen 812,08 N, die von der Bekl. zu tragenden / 
auf 696,07 u, jo daß die Bekl. dem Kl. 252,49 AM zu er⸗ 
ſtatten hat; für den zweiten Rechtszug: 317,88 , Koſten des 
Kl., 318,46 «2A Koſten der Bekl., zuſammen 636,34 2.4, die von der 
Bekl. zu tragenden / auf 477,26 AA, fo daß die Bekl. dem Kl. 
158,80 AM zu erſtatten hat. 

Nachdem die Arm Anw. des Kl. den Antrag geſtellt hatten, 
die von der Bekl. zu erſtattenden Koſten gemäß § 124 ZPO. auf 
ihren Namen feſtzuſetzen, hat der UrkB. die dem Kl. erteilte voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes in Höhe 
von 220,21 RA auf den RA. M. in A., als den Arm Anw. des 
Kl. im erſten Rechtszug, umgeſchrieben, und zwar mit 212,56 Ar 
von dem auf die Koſten des erſten Rechtszuges zu erſtattenden 
Koſtenbetrage von 252,49 Ka, 7,65 «RA Feſtſetzungskoſten = 
220,21 Hl, mit 102,15 S, auf den RA. Dr. F. in D., als den 
Arm Anw. des Kl. im zweiten Rechtszug. 

Er hat weiter feſtgeſtellt, daß der Reſt des zu erſtattenden 
Koſtenbetrags in Höhe von 96,58 Ne gemäß $ 5 Arm Anw. 
auf die Reichskaſſe übergegangen iſt, da die Koſten des RA. M. 
im erſten Rechtszug 368,50 %% betragen, worauf ihm 155,94 Rn 
aus der Reichskaſſe erſtattet worden ſind, ſo daß ihm noch 
212,56 RA zuſtehen, die Koſten des RA. Dr. F. im zweiten 
Rechtszug 168,44 «2. betragen, worauf ihm 66,29 AM aus der 
Reichskaſſe erſtattet worden find, jo daß ihm noch 102,15 N 
zuſtehen. 

Die dagegen von dem Kl. eingelegte Erinnerung hat das 
LG. als unbegründet zurückgewieſen. 

Die ſofortige Beſchw. des Kl. iſt zuläſſig, aber unbegründet. 

Der BeſchwF. beſcheidet ſich dabei, daß die Koſten des erſten 
Rechtszugs richtig berechnet worden ſind. Er wendet ſich aber 
dagegen, daß die dem Kl. im zweiten Rechtszug für die Tätigkeit 
ſeines Verkehrsanwalts entſtandenen Koſten auf die Reichskaſſe 
umgeſchrieben worden ſeien. Der darauf entfallende Betrag von 
149,44 RAM hätte nach feiner Anſicht von den Koſten des Kl. im 
zweiten Rechtszug bei Bemeſſung des der Reichskaſſe zuſtehenden 
Betrags nicht berückſichtigt werden dürfen. Vielmehr hätten von 
dem im zweiten Rechtszug zu erſtattenden Betrag in Höhe von 
158,80 RA nur die 102,15 RA abgezogen werden dürfen, die 
noch dem RA. Dr. F. zuſtehen, nicht 0 0 die weiteren 56,65 . 
auf die Reichskaſſe umgeſchrieben werden dürfen. Dieſer Betrag 
fei vielmehr dem BeſchwF. für feine Aufwendungen für den Ver⸗ 
kehrsanwalt zuzuteilen. 

Der Senat vermag ſich nach eingehender Prüfung der 
Rechtslage der Anſicht des BeſchwF. nicht anzuſchließen, ſondern 
tritt der Meinung des UrkB. und des LG. bei. 

Der Arm Anw. kann gegen die arme Partei, ſolange ihr nicht 
das Armenrecht entzogen oder vom Gericht nach 8 125 ZPO. die 
Nachzahlung angeordnet worden ift, keinen Gebührenanſpruch 
geltend machen. Er erhält nur nach 8 1 Arm Anw. einen Teil 
ſeiner geſetzlichen Gebühren aus der Reichskaſſe. Auch wenn die 
Gegenpartei zur Zahlung eines Betrages an den armen Kl. ver⸗ 
urteilt wird, hat der Arm Anw. keinen Anſpruch darauf, daß die 
arme Partei die von der Gegenpartei zu zahlende Summe zur 
Zahlung ſeiner Gebühren verwendet. Er kann daher auch nicht 
den Anſpruch ſeiner Partei gegen die Gegenpartei etwa für ſeine 
Gebühren pfänden laſſen. Ebenſowenig kann ſich die Reichskaſſe 
wegen der von ihr dem Arm Anw. zu erſtattenden Beträge an die 
Zahlungsanſprüche der armen Partei gegen den Prozeßgegner 
halten. Die arme Partei kann vielmehr die durch den Rechtsſtreit 
von der Gegenpartei erlangten Beträge ungekürzt für ſich behalten 
und braucht die Urteilsſumme nur dann zur Befriedigung ihres 
Arm Anw. und zur Erſtattung der von der Reichskaſſe an den 
Arm Anw. gezahlten Gebühren zu verwenden, wenn nach § 125 
ZPO. ein Nachzahlungsbeſchluß ergangen it. 

Soweit aber die Gegenpartei außer zur Zahlung der Klage⸗ 
ſumme auch zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits verurteilt 
worden iſt, iſt der Armin. nach § 124 ZPO. berechtigt, feine 
Gebühren und Auslagen von dem Gegner unmittelbar beizu⸗ 
treiben. Er erlangt alſo einen unmittelbaren Anſpruch gegen den 
erſatzpflichtigen Gegner, der nach $5 ArmAnwG. in Höhe der an 
den Arm Anw. gezahlten Beträge auf die Reichskaſſe übergeht. 
Solange alſo die Vorausſetzungen für die Nachzahlungspflicht der 
armen Partei nach 8 125 ZPO. nicht vorliegen, bildet dieſes Bei⸗ 
treibungsrecht gegenüber der Gegenpartei die einzige Möglichkeit, 
durch die der ArmAnw. den ihm nicht nach § 1 Arm Anw. aus 
der Reichskaſſe gezahlten Teil ſeiner Gebühren, die Reichskaſſe 
den dem ArmAnw. gezahlten Teil erhalten kann. 

Über die Rechtsnatur dieſes aus § 124 ZPO. folgenden Bei⸗ 
treibungsrechts iſt ſich die Rechtslehre nicht einig. Einigkeit be⸗ 
ſteht aber darüber, daß der Arm Anw. im eigenen Namen feine 
Gebühren und Auslagen nach § 104 ZPO. gegen den in die 
Koſten verurteilten Gegner feiner Partei feſtſetzen laſſen und den 
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ſeſtgeſebten Betrag unmittelbar von der Gegenpartei beitreiben 
ann. 

Soweit die Gegenpartei zur Tragung ſämtlicher Koſten ver⸗ 
urteilt worden iſt oder dieſe durch Vergleich übernommen hat, iſt 
es auch ſelbſtverſtändlich, daß der Arm Anw. nur denjenigen Teil 
der erſtattungspflichtigen Prozeßkoſten auf ſeinen Namen feſtſetzen 
laſſen kann, der auf ſeine Gebühren und Auslagen entfällt, daß 
aber die arme Partei allein beitreibungsberechtigt iſt, ſoweit die 
Gegenpartei ihr darüber hinaus noch andere Koſten zu erſtatten 
hat. Als ſolche kommen insbeſ. Koſten von Anwälten in Frage, 
die für die Partei außer dem Arm Anw. im Rechtsſtreit tätig 
geworden ſind, z. B. vor der Armenrechtsbewilligung oder, wie 
hier, als Verkehrsanwalt neben dem als Prozeßbevollmächtigten 
beigeordneten Arm Anw., ferner namentlich Reiſekoſten der Partei 
ſelbſt und Koſten von Privatgutachten. Soweit dieſe Koſten nach 
§ 91 ZPO. überhaupt erſtattungspflichtig find, find fie der Partei 
ſelbſt, nicht dem Arm Anw., zu erſtatten. Das Beitreibungsrecht 
des ArmAnw. aus § 124 ZPO. und damit der Übergang ſeiner 
Forderung auf die Reichskaſſe erſtrecken ſich auf ſolche eigenen 
Koſten der Partei nicht. 

Zweifelhaft iſt aber die Rechtslage dann, wenn die Koſten 
des Rechtsſtreits nach § 92 ZPO. verhältnismäßig geteilt wor⸗ 
den ſind und der Betrag, den danach die Gegenpartei der armen 
Partei zu erſtatten hat, zur Deckung der Gebühren und Auslagen 
des Arm Anw. einerſeits und der eigenen Auslagen der armen 
Partei andererſeits nicht ausreicht. Es fragt ſich dann, ob der Be⸗ 
trag, der ſich bei der nach 8 106 ZPO. vorzunehmenden Vertei⸗ 
lung ergibt, in erſter Linie auf die Gebühren des Arm Anw. zu⸗ 
verrechnen oder ob die arme Partei, ſoweit ſie einen Anſpruch 
auf Erſtattung eigener Auslagen hat, daran zu beteiligen iſt. 


Der Wortlaut des § 124 ZBD. ſpricht für die vom UrkB. 
und vom LG. vertretene Auffaſſung. Danach iſt der Arm Anw. 
berechtigt, ſeine Gebühren und Auslagen von dem in die Prozeß⸗ 
koſten verurteilten Gegner beizutreiben. Er kann nicht mehr bei⸗ 
treiben, als ſeine Gebühren und Auslagen, dieſe aber im vollen 
Betrage, ſoweit die Gegenpartei eine Verpflichtung zur Erſtat⸗ 
tung von Prozeßkoſten an die arme Partei überhaupt hat. Uber⸗ 
ſteigt der erſtattungspflichtige Betrag die Gebühren und Auslagen 
des Arm Anw. nicht, fo fällt die arme Partei mit dem Anſpruch 
auf Erſtattung ihrer eigenen Auslagen aus. Der von der Gegen⸗ 
partei zu zahlende Betrag iſt alſo zunächſt auf den dem Arm⸗ 
Anw. aus der Reichskaſſe nicht erſtatteten Gebührenbetrag, dann 
auf den auf die Reichskaſſe nach 8 5 Arm Anw. übergegangenen 
Betrag und erſt in letzter Linie auf die eigenen Auslagen der 

artei zu verrechnen (jo ohne nähere Begründung Gelinsky⸗ 
Meyer, 3. Aufl., S. 213). Das entſpricht auch dem Sinn und 
Zweck des Geſetzes, wenn man bedenkt, daß der Geſetzgeber durch 
das Beitreibungsrecht nach 8 124 ZPO. dem Arm Anw., der 
infolge der Beiordnung für die arme Partei tätig werden muß, 
eine Möglichkeit geben wollte, auch dann eine Vergütung für 
ſeine Tätigkeit zu erhalten, wenn der mit ſeiner Hilfe erſtrittene 
Vetrag nicht groß genug iſt, die Vorausſetzungen einer Nach⸗ 
zahlungspflicht der Partei nach § 125 ZPO. zu begründen. 
Wenn ſchon die Urteilsſumme der Partei ungeſchmälert verbleibt, 
ſo erſcheint es doch billig, daß aus den von der Gegenpartei zu 
erſtattenden Rechtsſtreitskoſten zunächſt einmal der Arm Anw. be⸗ 
friedigt wird, deſſen Beiordnung ja die Durchführung des 
Rechtsſtreits erſt ermöglicht hat und, ſoweit die Reichskaſſe ihm 
einen Teil der Gebühren erſtattet hat, die Neichskaſſe, ehe die 
Partei auch noch Erſatz für die übrigen Aufwendungen erhält, 
ie ſie aus eigenen Mitteln zur Erlangung der Urteilsſumme 
gemacht hat. Befinden ſich unter den eigenen Auslagen der 
Partei Koſten eines Wahlanwalts, der feine Gebühren der Partei 
geſtundet hat, ſo iſt es gleichfalls billig, daß dieſer aus dem vom 
Gegner zu erſtattenden Koſtenbetrag erſt dann befriedigt wird, 
wenn der beigeordnete ArmAnw. und, ſoweit deſſen Anſpruch 
nach 8 5 Arm Anw. auf die Reichskaſſe übergegangen iſt, die 
Reichskaſſe befriedigt worden iſt, da er ja einmal nicht gehindert 
war, nach 8 84 RAcGebO. von der Partei Vorſchuß zu ver⸗ 
langen, andererſeits, im Gegenſatz zum Arm Anw. und zur 
Reichskaſſe, ſich ohne eine Nachzahlungsanordnung auch an die 
Urteilsſumme halten kann. 

Die abweichende Anſicht von Gaedeke, „Arm Anw.“, 
S. 325/328 und von Rittmann⸗Wenz, 17. Aufl., S. 731 
kann ſomit nicht geteilt werden. Gleichviel, wie man die Rechts⸗ 
natur des Beitreibungsrechts aus § 124 ZPO. beurteilt, ergibt 
ſich aus der Rechtsnatur kein Anhalt für die Beantwortung der 
hier zu entſcheidenden Frage. Ob man geſetzlichen Forderungs⸗ 
übergang, geſetzliches Pfandrecht oder mit Gaedeke, S. 280, 
ein Recht eigener Art annimmt, ſo ergibt ſich daraus nicht, ob 
der Forderungsübergang, das Pfandrecht oder das Recht eigener 
Art den geſamten Koſtenerſtattungsauſpruch der Partei oder nur 


den Teil ergreift, der auf die Gebühren und Auslagen des Arm⸗ 
Anw. entfällt. Gerade dann, wenn man der Anſicht von Gae⸗ 
deke folgt, das Recht des Arm Anw. ſei ein ihm kraft Geſetzes 
neben der armen Partei gewährtes Recht eigener Art, das ihm 
einen unmittelbaren Anſpruch an die Gegenpartei verſchaffe, der 
zwar unabhängig vom Willen der Partei entſtehe, gleichwohl 
aber in ſeinem Beſtande von deren Erftattungsaniprud an die 
Gegenpartei abhänge und dieſem rechtlich gleichſtehe, liegt es 
nahe, dem ArmAnſo. den Anſpruch auf den vollen, von der 
Gegenpartei zu erſtattenden Koſtenbetrag zuzubilligen, ſoweit er 
den Betrag der Gebühren und Auslagen des Arm Anw. nicht 
überſteigt. Eine Zerlegung des Erſtattungsanſpruchs der armen 
Partei in einen Anſpruch auf Erſtattung von Armenanwalts⸗ 
koſten und einen Auſpruch auf Erſtattung ihrer eigenen Aus⸗ 
lagen erſcheint unzuläſſig. 

Richtig iſt, daß der ArmAnw. nach 8 124 ZPO. nur die 
Feſtſetzung ſeiner Gebühren und Auslagen verlangen kann. Dar⸗ 
aus folgt aber nicht, daß er nicht in der Berechnung der bei der 
Ausgleichung nach §8 106 ZPO. auf der Seite feiner Partei zu 
berückſichtigenden Koſten außer ſeinen eigenen Auslagen auch die 
ſonſtigen Auslagen ſeiner Partei mit angibt. Denn die Koſten⸗ 
ausgleichung nach 8 106 ZBO. erfolgt nicht zwiſchen dem Arm⸗ 
Anw. der einen Partei und der Gegenpartei, ſondern nur zwi⸗ 
ſchen den beiden Parteien des Rechtsſtreits. Sie bezweckt die 
Feſtſtellung der Geſamtkoſten beider Parteien und die Errech⸗ 
nung des nach Maßgabe der im Urteil ausgeſprochenen Koſten⸗ 
verteilung der einen Partei von der anderen zu erſtattenden Be⸗ 
trags der Geſamtkoſten. Über dieſen Betrag hinaus kann der 
Arm Anw. ſein Beitreibungsrecht gegen die Gegenpartei nicht 
ausüben. Er kann aber, ſoweit ſein Gebührenanſpruch gegen die 
arme Partei reicht, den geſamten Ausgleichsbetrag für ſich feſt⸗ 
ſetzen laſſen und beitreiben. 

Richtig iſt zwar, daß nach dieſer vom Senat vertretenen 
Rechtsauffaſſung der Arm Anw. dann mehr erhält, wenn feine 
Partei außer ſeinen Koſten noch andere Koſten aufgewendet hat, 
die die Gegenpartei zu erſtatten verpflichtet iſt, als wenn die 
arme Partei keine weiteren Koſten aufgewendet hat. Es iſt aber 
ſchon erwähnt worden, daß darin keine Unbilligkeit gegenüber 
der Partei liegt, wenn von dem vom Gegner zu erſtattenden 
Prozeßkoſtenbetrag in erſter Linie der ArmAnw. befriedigt wird. 
Auch wird es nicht ſelten ſein, daß dann, wenn die arme Partei 
neben den Koſten ihres Prozeß bevollmächtigten, der ihr als Arm⸗ 
Anw. beigeordnet worden iſt, noch weitere Aufwendungen gehabt 
hat, auch die Gegenpartei außer ihren Anwaltskoſten ſolche Aufwen⸗ 
dungen zur Ausgleichung anmelden kann, z. B. bei beiderſeitigen 
Verkehrsanwälten oder Reiſekoſten. Dann würde ſich der auf den 
Arm Anw. entfallende Ausgleichsbetrag bei Nichtberückſichtigung 
der ſonſtigen Koſten nur auf der Seite ſeiner Partei ungünſtiger 
geſtalten, als wenn auf beiden Seiten nur die Gebühren der 
Prozeßbevollmächtigten zur Verrechnung ſtänden. 

Richtig iſt weiter, daß der ArmAnw. im Verfahren nach 
§ 106 ZPO. die ſonſtigen Aufwendungen feiner Partei nicht zur 
Verrechnung anmelden kann, wenn er ſie nicht kennt. Man 
wird aber die arme Partei für verpflichtet anſehen müſſen, dieſe 
ſonſtigen Koſten ihrem Arm Anw. mitzuteilen. Unterläßt fie das, 
und fällt deshalb die bei der Ausgleichung auf ſie entfallende 
Quote niedriger aus, ſo unterliegen, falls die Partei den An⸗ 
ſpruch auf die Erſtattung der ſonſtigen Aufwendungen nach 
$ 106 Abſ. 2 ZPO. nachträglich geltend macht, die Beträge, um 
die ſich der Ausgleichsbetrag dann erhöht, ſolange dem Beitrei⸗ 
bungsrecht des ArmAnw., als nicht deſſen Gebührenforderung, 
einſchließlich der ihm aus der Reichskaſſe erſtatteten Beträge, voll 
gedeckt iſt. Sie find, wenn der ArmAnw. auf Grund des § 124 
PO. Koſtenfeſtſetzung im eigenen Namen beantragt hat, in 
dieſem Umfang nicht für die Partei, ſondern für den Arm Anw. 
feſtzuſetzen. 

Die hier vertretene Auffaſſung führt auch allein bei der 
Ausgleichung zu befriedigenden Ergebniſſen, da ſonſt jeder Maß⸗ 
ſtab fehlt, nach dem der Ausgleichsbetrag der armen Partei auf 
den Arm Anw. und die Partei ſelbſt zu verteilen wäre. 

Gaedeke, „Arm Anw.“, S. 326 jagt, die nach der 
Koſtenverteilung der armen Partei zuſtehende Quote müſſe ſtets 
ihr und nicht dem Arm Anw. verbleiben. Beiſpiel. Der arme Kl. 
hat 30 Hal eigene Auslagen, er trägt die Koſten zu 78, der 
Bekl. zu /; 20 Se verbleiben für die arme Partei. Das iſt 
ſchon deshalb nicht richtig, weil dann, wenn der Kl. ½, der Bekl. 
/ der Koſten des Rechtsſtreits zu tragen hat, dem Kl. nicht 
etwa ein Anſpruch darauf zuſteht, daß er */s feiner Koſten vom 
Bekl. erſtattet erhält, ſondern nur die Geſamtkoſten beider Par⸗ 
teien in dieſem Verhältnis zu verteilen ſind, der Kl. alſo auch / 
der Koſten des Bekl. mit zu tragen hat (jo auch Rittmann⸗ 
Wenz, 17. Aufl., S. 733, Fußnote 4). 
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Das Beiſpiel Gaedeke, S. 269 ff. Nr. 2, geht davon aus, 
daß der Kl. 2/5, der Bekl. / der Koſten zu tragen hat. Koſten des 


Kl.: 100 , Arm Anw., 10 R eigene Aufwendungen =. 


110 AM. 75 RAM Koſten des Bekl. = 185 S, Geſamtkoſten. 

Bei der Feſtſetzung für den ArmAnw. läßt nun Gaedeke 
die 10 e eigene e den des Kl. weg und kommt ſomit 
auf 175 RA Geſamttoſten. Davon betragen die vom Bekl. zu 
tragenden / 105 RA, die Koſten des Bekl. 75 , jo daß 
30 Hl zu erſtatten find, die der Arm Anw. erhält. 

Bei der Feſtſetzung für die Partei hat der Bekl. von den 
Geſamtkoſten von 185 2,4 111 K zu tragen und mithin 36 RAM 
zu erſtatten. Da nach Gaedeke der ArmAnw. nur 30 AH er⸗ 
hält, erhält ſonach die Partei für eigene Auslagen 6 AA. 

Bei dieſer Berechnung erhält allerdings die Partei gerade 
ihrer eigenen Auslagen, der ArmAnw. aber nur 30 , auf 
100 , alſo nur /0. Schon dieſes Ergebnis iſt unbillig. Billig 
iſt vielmehr, die vollen 36 %, auf die Armenanwaltsgebühren zu 
verrechnen und, da die Reichskaſſe in Gaedekes Beiſpiel dem 
ArmAnw. 75 N erſtattet hat, 25 2A dem Arm Anw. und 
11 RA der Reichskaſſe zuzuteilen. 

Noch deutlicher ergibt ſich aber die Unbilligkeit, wenn man 
IH Zahlenbeiſpiele nimmt und nach der Sehe Gaedeles 
rechnet: x 

Beiſpiel: Streitwert: 1000 , Koſtenverteilung: Kl. /, 
Bekl. 3. Entſtanden find auf jeder Seite drei volle Rechtsanwalts⸗ 
gebühren zu je 45 * & und je eine Verkehrsgebühr zu 45 AM. 
Der Kl. hatte das Armenrecht. Ein Verkehrsanwalt war aber 
nicht beigeordnet. Die Geſamtkoſten betragen alſo 360 .2.#, und 
zwar Kl. 135 RA für drei Armenanwaltsgebühren je 45 RA, 
45 Hal für eine ſelbſt bezahlte Verkehrsgebühr = 180 K, 
180 K Bekl. 

Der Bekl. hat 240 ../ zu tragen, alſo 60 N zu erſtatten. 
Dieſe erhält richtigerweiſe der Arm Anw. 

Nach Gaedeke ſind zur Berechnung des für den Armen⸗ 
anwalt feſtzuſetzenden Betrags einander gegenüberzuſtellen: 
135 RA Armenanwaltsgebühren des Kl., 180 N Geſamtkoſten 
des Bekl. = 315 RR. 

Davon trägt Bekl. % = 210 S, hat alfo zr erſtatten 
30 , die der Arm Anw. erhält, während die übrigen vom 
Bekl. zu erſtattenden 30 RA die Partei erhält. Die Partei er⸗ 
hält alſo nach Gaedeke ¼ der von ihr bezahlten Verkehrs⸗ 
gebühr, der ArmAnw. aber nur / einer Gebühr, während er 
drei volle Gebühren zu beanſpruchen hat. 

Noch ungünſtiger wird das Verhältnis, wenn man für das⸗ 
ſelbe Beiſpiel eine Koſtenverteilung von /0 und j annimmt. 
Dann hat bei Berückſichtigung der Geſamtkoſten der Bekl. %/ıo von 
360 ND, = 216 Ha zu tragen, alſo 36 RA zu erſtalten, bei 
Weglaſſung der eigenen Koſten des Kl. Yıo von 315 AM = 
189 RA, alfo 9 RAM zu erſtatten. Der Arm Anw. erhält daher 
nach Gaedeke auf 135 e Gebühren nur 9 KR, die arme 
Partei auf die von ihr bezahlte Verkehrsgebühr von 45 AM 
27 RM. 

Un befriedigend geſtaltet ſich auch das Ergebnis, wenn man 
die von Rittmann⸗Wenz vorgeſchlagene Berechnungsweiſe 
anwendet. Dieſer bringt auf S. 732 ff. folgendes Beiſpiel: 

Die Koſten beider Rechtszüge hat der Kl. zu 5, der Bekl. 
zu ½¼ tragen. 

Der Bekl. hatte im erſten Rechtszug keinen ArmAnw., ſon⸗ 
dern nur im zweiten Rechtszug. Entſtanden ſind folgende Koſten: 
180 Ke, Kl. Bekl.: 80 l Anwaltskoſten des erſten Rechts⸗ 
zuge, 40 RN Gerichtskoſten des erſten Rechtszugs, 60 , Ar⸗ 
menanwaltskoſten des zweiten Rechtszugs = 180 NN. 

Von den Geſamtkoſten in Höhe von 360 7 hat der Kl. 
% = 300 F zu tragen, alſo 120 2% zu erſtatten. Um feſt⸗ 
den wieviel der Bekl. auf feine eigenen Koſten erhält, ſind 
ei der Gegenüberſtellung die Armenanwaltskoſten auszulaſſen 
(Rittmann⸗Wenz verfährt alſo gerade umgekehrt wie Gae⸗ 
deke). Dann betragen die Geſamtkoſten 300 e, der Kl. hat 
250 S. zu tragen und 70 AA zu erſtatten. Dieſe erhält der 
Bekl. für feine eigenen Aufwendungen, den Reſt von 50 * der 
Arm Anw. Hat die Reichskaſſe 40 / erſtattet, jo erhält der Arm⸗ 
Anw. 20 AA, die Reichskaſſe 80 RM. 

Die arme Partei erhält nach Rittmann⸗Wenz auf ihre 
eigenen Koſten von 120 , 100 NM = /, aber abzüglich des 
Sechſtels der Koſten des Kl. von 30 Aut, das fie dieſem er⸗ 
ſtatten müſſe, alſo 70 RM. 

Nach der Berechnungsweiſe Gaedekes wären im gleichen 
Beiſpiel zur Feſtſtellung des auf den Arm Anw. entfallenden Be: 
trags nur einzuſetzen: 180 N., Kl., 60 N Bekl., zuſammen 
240 .. Davon hat der Kl. ¾ = 200 2 zu tragen, hat alſo 
nur 20 . auf die Armenauwaltskoſten, den Reſt von 100 .. 
auf die insgeſamt nur 120 , betragenden eigenen Koſten des 
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Bekl. zu erſtatten (5/6). Danach geht die Reichskaſſe völlig leer aus. 
Die Löſung von Riktmann⸗ Wenz erſcheint alſo immer noch 
billiger als die von Gaedeke. Sie verſagt aber, wenn man an⸗ 
dere Beiſpiele wählt, insbeſ. wenn man die eigenen Koſten nied⸗ 
riger einſetzt. 

Nimmt man das ſchon oben erwähnte Beiſpiel, bei dem in 
nur einem Rechtszug auf jeder Seite drei Armenanwaltsgebühren 
und eine Verkehrsgebühr zu je 45 AA entſtanden find, alſo 
360 RA Geſamtkoſten, von denen der Kl. /, der Bekl. / zu 
tragen hat, und ſtellt man zur Feſtſtellung, was der Kl. auf 
die von ihm ſelbſt getragene Verkehrsgebühr zu erhalten hat, nach 
Rittmann⸗Wenz nur dieſe 45 RA den 180 Na Koſten 
des Bekl. gegenüber, jo betragen die Geſamtkoſten 225 AM, wo⸗ 
von der Bekl. / = 150 2A zu tragen hat. Da er 180 AM 
eigene Koſten hat, braucht der Bekl. dem Kl. alſo auf die Ver⸗ 
kehrsgebühr nichts zu erſtatten. Zu dem gleichen Ergebnis führt 
die von Rittmann⸗Wenz angeſtellte Erwägung, daß er vom 
Bekl. ſeiner eigenen Auslagen, alſo 30 .2.#, zu erhalten, aber 
/ der Auslagen des Bekl., also 60 S, zu tragen hat. Da aber 
bei Gegenüberſtellung der Geſamtkoſten der Bekl. dem Kl. 60 AH 
erſtatten muß, entfallen dieſe auch nach der Lehre von Ritt⸗ 
mann⸗Wenz voll auf die Koſten des Arm Anw. Das Ergebnis 
iſt zwar auch nach der vom Senat vertretenen Auffaſſung richtig; 
es iſt aber nicht einzuſehen, warum in dem von Rittmann⸗ 
Wenz gewählten Beiſpiel der Bekl. einen weſentlichen Anteil 
feiner eigenen Koſten erſtattet erhalten ſoll, im vorl. Beiſpiel 
aber trotz Anwendung der gleichen Verrechnungsweiſe nichts. 
Jedenfalls ergibt ſich ſoviel, daß auch nach der Berechnungsweiſe 
von Rittmann⸗Wenz die im Koſtenpunkt teilweiſe obſiegende 
Partei unter Umſtänden dem Arm Anw. und der Reichskaſſe den 
Vorrang vor ihren eigenen Auslagen laſſen muß und ſomit mit 
dieſen ausfällt. 

Bedenklich erſcheint dem Senat das von Rittmann⸗ 
Wenz gewählte Beiſpiel auch inſofern, als dort die Koſten beider 
Rechtszüge zuſammengerechnet worden ſind. Es fragt ſich, ob der 
nur für einen Rechtszug beigeordnete ArmAnw. überhaupt ein 
Beitreibungsrecht derjenigen Koſten hat, die die Gegenpartei ſeiner 
Partei für einen anderen Rechtszug erſtatten muß, in dem er 
überhaupt nicht als Arm Anw. beigeordnet war. Es wäre daher 
zu erwägen, ob nicht in dem von Rittmann⸗Wenz ge 
wählten Beiſpiel der Bekl., der im erſten Rechtszug kein Armen⸗ 
recht hatte, denjenigen Betrag, der ihm von der Gegenpartei für 
den erſten Rechtszug zu erſtatten iſt, voll für die für ſeinen Wahl⸗ 
anwalt gemachten Auslagen in Anſpruch nehmen kann. 

Das bedarf aber im vorl. Fall keiner Entſch., da ja auch der 
Beſchwiß. der Anſicht iſt, daß für die Umſchreibung der zu er⸗ 
ſtattenden Koſten auf den Arm Anw. des zweiten Rechtszugs nur 
die Koſten dieſes zweiten Rechtszugs herangezogen werden können. 
Überdies waren dem Kl. im vorl. Falle für beide Rechtszüge Arms 
Anw. beigeordnet, deren Gebühren durch den von der Gegenpartei 
zu erſtattenden Betrag auch bei einer Zuſammenxechnung nicht 
voll gedeckt werden, ſo daß ſich auch in dieſem Falle für den 
Beſchwßß. kein günſtigeres Ergebnis erzielen läßt. 

Steht aber demnach im vorl. Fall der volle für den zweiten 
Rechtszug von der Bekl. dem Kl. zu erſtattende Koſtenbetrag in 
Höhe von 158,80 2A dem Arm Anw. zu, deſſen geſetzliche Ge⸗ 
bühren 168,44 RM betragen, fo kann der Kl. für die ihm durch 
Zuziehung eines Verkehrsanwalts entſtandenen eigenen Auslagen 
nichts beanſpruchen. Vielmehr iſt der an und für ſich dem Arm⸗ 
Anw. zuſtehende Betrag, ſoweit er den nach Abzug der in Höhe 
von 66,29 , aus der Reichskaſſe erſtatteten Gebühren verblei⸗ 
benden Reſtbetrag von 102,15 2A überſteigt, gemäß $ 5 Arm⸗ 
Anwc. auf die Reichskaſſe übergegangen. 

(OLG. Dresden, 14. ZivSen., Beſchl. v. 20. Juli 1937, 14 W 
266/37.) 


Anmerkung: Die Entſch. iſt in ſich unſchlüſſig und gelangt 
deshalb auch zu einem unzutreffenden Ergebnis. Sie geht zunächſt 
von dem an ſich richtigen Grundſatz aus, daß der ArmAnw. wegen 
feiner Gebühren ſich vor einer Nachzahlungsanordnung aus § 125 
ZPO. nicht an feine Partei halten darf und deshalb auch die 
ſeiner Partei etwa zufließende Urteilsſumme wegen ſeines aus 
der Reichskaſſe nicht gedeckten Gebührenteils nicht angreifen 
darf. Es iſt nun nicht recht zu verſtehen, weshalb die Entſch. dieſen 
Grundſatz nicht ſtrikte durchführt. Denn damit iſt die einfache und 
klare Löſung der ſo kompliziert erſcheinenden Frage ohne weiteres 
und zwanglos gegeben. Man braucht nämlich den Grundſatz nur 
etwas klarer zu formulieren, und zwar dahin: Sämtliche Ver⸗ 
mögenswerte der armen Partei haben für den Zugriff des Arm⸗ 
Anw. wegen ſeiner Gebühren ſolange außer Betracht zu bleiben, 
als nicht eine Nachzahlung auch wegen der Armenanwaltskoſten 
angeordnet iſt. Daraus ergibt ſich dann die Selbſtverſtändlichkeit, 
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daß auch der Anſpruch der armen Partei auf Erſtattung von ihr 
aufgewandter barer Auslagen oder der Anſpruch auf Erſtattung 
der von ihr dem eigenen Arm Anw. oder einem vordem ſonſt als 
Wahlanwalt betrauten Anwalt geſchuldeten Gebühren nichts 
anderes iſt als ein Vermögenswert der armen Partei und folglich 
rechtlich der Urteilsſumme völlig gleichſteht. Dies nicht richtig er⸗ 
kannt zu haben und zwiſchen ſolchen und anderen Vermögens⸗ 
werten der armen Partei unterſcheiden zu wollen, iſt der grund⸗ 
legende Fehler der obigen Eutſch., den ſie mit immer wieder unter⸗ 
ſtrichenen Billigkeitserwägungen zu rechtfertigen ſucht. 

Damit bietet die Begründung einen zweiten Angriffs⸗ 
punkt: Es handelt ſich um die Frage der Rangordnung mehrerer 
miteinander „konkurrierender“ Beteiligter. Sie iſt in der Rechts⸗ 
ordnung noch nie nach Billigkeitserwagungen im einzelnen Falle, 
ſondern ſtets nur nach wohl abgewogenen, generell geltenden 
Grundſätzen geregelt worden. Es iſt deshalb müßig, hier zu fragen, 
ob es nicht billiger erſcheine, dem ArmAnw. den Zugriff wenig⸗ 
ſtens auf die Koſtenerſtattungsforderung ſeiner eigenen Partei zu⸗ 
zugeſtehen, nur weil ſeine Beiordnung die Durchführung des 
Rechtsſtreits für die arme Partei ermöglicht habe. Mit dieſer 
Erwägung ließe ſich genau ſo gut auch und ſogar erſt recht der 
Zugriff auch auf die durch dieſe Prozeßführung ja erſt erſtrittene 
Urteilsſumme rechtfertigen, der beſte Beweis dafür, daß dieſe Be⸗ 
gründung zur Rechtfertigung obiger Entſch. nicht taugt. 

Der dritte Angriffspunkt iſt in der Erwägung ent⸗ 
halten, der etwa betraut geweſene Wahlanwalt müſſe zugunſten 
des Arm Anw. zurücktreten, da er ſich ja rechtzeitig vorher hätte 
ſichern können. Auch das ſoll wiederum „billig“ ſein. In Wahrheit 
ſcheint es mir eine grobe Unbilligkeit zu fein, den beigeordneten 
Arm Anw. aus der Reichskaſſe zu bezahlen, ihm außerdem wegen 
ſeines etwa noch ungedeckten Gebührenteils auch die eigenen Er⸗ 
ſtattungsanſprüche der armen Partei zur Verfügung zu ſtellen 
und dafür ſogar noch diejenigen Werte heranzuziehen, die — ma⸗ 
teriell — ja nur dem Wahlanwalt zuſtehen, und den Wahlanwalt, 
der in ſolchem Falle ohnehin doch nur wegen der Ausſicht auf 
einen Sieg gegen die zahlungsfähige Gegenpartei tätig geworden 
iſt, als quantité negligable beiſeitezuſchieben. Dabei ift be⸗ 
ſonders intereſſant, daß ſich dieſes Verfahren ſehr leicht zuun⸗ 
gunſten des ArmAnw. auswirken kann, dem ja OLG. Dresden 
aus Billigkeitserwägungen gerade helfen will. Wenn er nämlich 
vordem ſchon als Wahlanwalt der Partei tätig geweſen iſt, dann 
müßte nach obigem Gedankengang zunächſt und ausſchließlich eine 
Verrechnung auf die Armenauwaltskoſten erfolgen, ſodann käme erſt 
die Reichskaſſe zum Zuge und nur, wenn dann noch etwas übrig ſein 
ſollte, könnte der ArmAnw. qua Wahlanwalt darauf Anſpruch er⸗ 
heben. Bei richtiger Sn der Rangordnung der Be: 
teiligten dagegen rangiert der ahlanwaltsgebührenanſpruch 
außerhalb jeder Zugriffsmöglichkeit durch die Reichskaſſe und 
rangiert der aus der Reichstaſſe nicht gedeckte Gebührenanteil trotz. 
dem immer noch vor der Reichskaſſe. Der Unterſchied in der 
Rechtsſtellung des Anwalts in dem einen und in dem anderen 
Falle iſt ſo in die Augen fallend, daß allein er ſchon genügt, die 
Unrichtigkeit der erſtgenannten Alternative zu erweiſen. 

Vierter Angriffspunkt iſt die rechtliche Erwägung, 
die Koſtenausgleichung nach § 106 ZPO. erfolge nicht zwiſchen 
Anwalt und Gegenpartei, ſondern zwiſchen den Parteien des 
Rechtsſtreits. Das iſt für den Fall des § 124 3PO. durchaus 
unrichtig. Denn hier tritt formell wie materiell der Arm Anw. 
kraft eigenen — wenn auch abgeleiteten — Rechts und als An⸗ 
ſpruchsgläubiger auf und kaun demgemäß auch nur ſeine 
eigenen Anſprüche in die Waagſchale werfen, wobei es ſelbſt⸗ 
verſtändlich gleichgültig iſt, ob eine ungeteilte oder eine geteilte, 
d. h. durch Koſtenausgleichung erſt noch zu errechnende Koſten⸗ 
feſtſetzung ſtattzufinden hat. Mit welchem Recht er alſo, um ſeinen 
Saldo möglichſt zu erhöhen, in dieſes fein höchſtperſönliches Ver⸗ 
fahren auch fremde Anſprüche, nämlich eigene Koſtenerſtattungs⸗ 
anſprüche feiner Partei, hineinziehen dürfte, iſt nicht erſichtlich. 


Dieſer rechtlichen wie tatſächlichen Schwierigkeiten iſt ſich. 


DLG. Dresden denn auch bewußt geworden, indem es, um über⸗ 
haupt die tatſächliche Möglichkeit für den Arm Anw. zu 
ſchaffen, auch eigene Auslagenanſprüche der Partei für ſich geltend 
zu machen, eine Nechtspflicht der Partei konſtruiert, 
dem Anwalt ihre Aufwendungen mitzuteilen, ohne denn auch die 
Rechtsgrundlage für eine derartige, wohl erſtmalig im Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsrecht auftauchende Verpflichtung angeben zu können. Wie 
ſollte fie auch erzwungen werden können? Und wie ſoll ſich denn 
z. B. dabei die Glaubhaftmachung ſolcher Beträge geſtalten, ohne 
welche kein Anſatz gerechtfertigt iſt? In der Tat kann wohl nichts 
beſſer die Unhaltbarkeit der von OLG. Dresden verſuchten Kon⸗ 
ſtruktion illuſtrieren als eben dieſe Hilfskonſtruktion, ohne welche 
der Verſuch von Anfang an zum Scheitern verurteilt wäre. 

So kann ich mich denn darauf beſchränken, zu dem ganzen 
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Fragenkomplex ergänzend auf die Ausführungen in meinem Kom⸗ 
mentar zu verweiſen, mit deſſen Beiſpielen ſich OLG. Dresden 
eingehend auseinanderſetzt, und zwar auch wieder unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt, ob es billig erſcheine, daß die arme Partei ſoviel 
und der Arm Anw. und die Reichskaſſe ſoviel erhielten. Dabei hätte 
OLG. Dresden die Frage nur unter einem einzigen Ge⸗ 
ſichtspunkt in ſeinem Sinne löſen können: daß nämlich der Rechts⸗ 
erwerb der Reichskaſſe vom Geſetz ſo konſtruiert ſei, daß dieſe 
unbedingt ein Anrecht auf Zahlungen habe, die die gegnerische 
Partei an die arme Partei zu leiſten hat, und daß folglich die 
Rechtsſtellung des ArmAnw. ſelbſt als des Mittlers für die Stel⸗ 
lung der Reichskaſſe eine entſprechende ſein müſſe. Dieſer Lö⸗ 
fung ſteht jedoch das Geſetz ſelbſt entgegen, das eine ſol che 
Rechtsſtellung eben nicht geſchaffen, ſich vielmehr darauf beſchränkt 
hat, in 8 5 ArmAnwG. nur die Anſpruche des Arm Anw. ji nutz⸗ 
bar zu machen, alſo für ihren Rechtserwerb und damit auch für 
die Frage der Rangordnung gegenüber den anderen Beteiligten 
gerade von der Rechtsſtellung des Arm Anw. ausgeht. Nur inner⸗ 
halb der dieſem geſetzten Schranken will und kann alſo auch 
die Reichskaſſe der armen Partei gegenübertreten, eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit, da ja die geſetzliche Stundung als Armenrechts⸗ 
wirkung fortdauert und auch der Reichskaſſe jeden Zugriff auf 
irgendwelche Vermögenswerte der armen Partei, gleichgültig ob 
dieſe in Urteils⸗ oder Konſtenerſtattungsforderungen oder ſchließ⸗ 
lich in ſonſtigen Vermögenswerten außerhalb des Rechtsſtreits 
beſtehen, verwehrt. Gewiß, die geſetzliche Regelung hätte auch an⸗ 
ders fein können. Das ArmAnwöG. hatte durch beſondere Be⸗ 
ſtimmung zugunſten des Erſatzanſpruchs der Reichskaſſe auch den 
Armenrechtsſchutz durchbrechen können. Es hat das aber nicht 
getan. Folglich ſind auch die Gerichte nicht berechtigt, von ſich aus 
dieſe Korrektur des Geſetzes vorzunehmen, weil ihnen die geſetz⸗ 
liche Regelung „unbillig“ und „unbefriedigend“ erſcheint. 

So hat denn auch der Koſt Sen. des KG. in feiner nach⸗ 
ſtehend als Nr. 45 abgedr. Entſch. v. 13. Aug. 1937, 20 W 4075/37, 
ſich vollinhaltlich dem in meinem Kommentar vertretenen Stand⸗ 
punkt angeſchloſſen und damit bereits gegen OSG. Dresden Stel⸗ 


lung genommen. 
KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


45. KG. — 58 124, 104, 106 ZPO.; 85 Arm Anw. Be⸗ 
rechnung des der Reichskaſſe gebührenden Anteils am Saldo, der 
ſich bei der Koſtenausgleichung auf den Namen der armen Partei 
ergibt. 

Die in zuläſſiger Weiſe erhobene ſofortige Beſchw. des Kl. 
wendet ſich dagegen, daß die Vorinſtanzen die baren Aufwendun⸗ 
gen des Kl. bei der Koſtenausgleichung nicht mitberückſichtigt haben. 
Der UrkB. meint, daß der feſtgeſtellte Saldo zum Teil dem Arm⸗ 
Anw. des Kl., wegen des Reſtes der Reichskaſſe als Gläubigerin 
gemäß der Reihenfolge Arm Anw., Reichskaſſe, arme Partei zuſtehe 
und daß deshalb die arme Partei ſelbſt mit ihren eigenen Auſwen⸗ 
dungen ausfalle. LG. iſt dem beigetreten unter Bezugnahme auf 
die Ausführungen im Kommentar von Gaedeke zum Arm⸗ 
Anw. 

Der Standpunkt des UrkB. iſt jedoch inſofern verfehlt, als 
er die Feſtſetzung nur aus § 124 ZPO. zugunften des Arm Anw. 
des Kl. vorgenommen hat, in dieſem Falle aber für eine Berück⸗ 
ſichtigung der eigenen Auslagen der armen Partei überhaupt kein 
Raum iſt, ſo daß in dieſem Verfahren die arme Partei auch nicht 
ausfallen kann. Dieſes Ausfallen würde bedeuten, daß die Partei 
eine Feſtſetzung der in Betracht kommenden Koſten nicht verlan⸗ 
gen kann. Würde es ſich in der Tat hier nur um die Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung aus § 124 ZPO. handeln, dann könnten allerdings die 
Auslagen der armen Partei in dieſem Verfahren nicht berück⸗ 
fichtigt werden. Denn die Feſtſetzung aus $124 ZPO. iſt aus⸗ 
ſchließlich dazu beſtimmt, dem Arm Anw. der Partei wegen ſeiner 
eigenen Gebühren und Auslagen gegen die unterlegene Gegen⸗ 
partei die Feſtſetzung zu ermöglichen. Die eigenen Auslagen der 
Partei ſelbſt können dann nur in einem geſonderten Feſtſetzungs⸗ 
verfahren aus § 104 ZPO. auf den Namen der Partei, nicht auf 
den Namen des Arm Anw. Berückſichtigung finden. Dies iſt im 
Kommentar von Gaedeke zum ArmAnwG. in den Beiſpielen 
S. 268 ff. im einzelnen veranſchaulicht. 

Die Vorinſtanzen überſehen indes, daß der vom ArmAnw. 
des Kl. geſtellte Feſtſetzungsantrag ausdrücklich die Feſtſetzung 
einmal für den Anwalt ſelbſt gem. § 124 ZPO. und ſodann ge⸗ 
ſondert für den Kl. verlangt. Folglich hätte der UrkB. — gleich⸗ 
gültig ob in einem Beſchluß unter zwei getrennten Ziffern oder 
in zwei getrennten Feſtſetzungsbeſchlüſſen — einmal den für den 
Arm Anw. perſönlich feſtzuſetzenden Betrag und ſodann den für 
die arme Partei etwa noch feſtzuſetzenden Betrag errechnen müſſen. 

Für die nunmehr erneut vorzunehmende Feſtſetzung ſei ſach⸗ 
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lich darauf hingewieſen, daß der bisher vom UrkB. eingenommene 
Standpunkt gleichfalls nicht zu billigen iſt. Die Reihenfolge Arm⸗ 
Anw., Reichskaſſe, arme Partei gilt zwar für das Verfahren aus 
8104 ZPO., nicht aber für die Feſtſetzung ſchlechthin, wenn nam⸗ 
lich in dieſer aucheigene bare Auslagen der armen Par⸗ 
tei mit zum Anſatz kommen. Denn die Reichskaſſe hat zwar nach 
55 ArmAnwöG. einen Anſpruch auf denjenigen Betrag, der zugun⸗ 
ſten des Arm Anw. feſtgeſetzt wird, ſoweit er nicht dem Anwalt 
zur Befriedigung ſeiner vollen geſetzlichen Gebührenanſprüche zu⸗ 
ſteht. Ihr Anſpruch erſtreckt ſich jedoch nicht auf diejenigen Koſten, 
die die arme Partei ſelbſt von der Gegenpartei als eigene bare 
Aufwendungen erſtattet verlangen kann. Ein ſolcher Rückgriffs⸗ 
anſpruch iſt für die Reichskaſſe im Geſetz nicht vorgeſehen (ſo Gae⸗ 
dete ArmanwG. S. 328). Nicht einmal dem Arm Anw. ſelbſt 
ſteht ein Anſpruch auf dieſen Teil der Koſten ſeiner Partei gegen⸗ 
über zu (Gaedeke S. 326). Daraus ergibt ſich, daß, wenn die 
Feſtſetzung auf den Namen der armen Partei betrieben wird, die 
Reichskaſſe in dieſem Verfahren nur inſoweit als Gläubigerin, Be⸗ 
rücksichtigung finden kann, als auch bei einer Feſtſetzung aus § 124 
ZBO. der ſich ergebende Saldo ihr als Gläubigerin zuſtehen würde. 
Um dies feſtzuſtellen, muß der UrkB. ſich alſo in einem rechneriſchen 
Nebenverfahren berechnen, wie ſich im Falle des 8124 ZPO. der 
feſtzuſetzende Saldo geitaltet hätte (. dazu die Beiſpiele im Kon⸗ 
mentar S. 270 Nr. 3 und 4). 

Da im vorl. Falle die geſtellten Anträge ohnehin ſowohl eine 
Feſtſetzung aus § 124 ZPO. als auch aus 8 104 PO. für die 
Partei ſelbſt verlangen, ergibt ſich bei ordnungsmäßiger Erledi⸗ 
gung dieſer Anträge die Berechnung des auf die Reichskaſſe über⸗ 
gegangenen Anſpruchs von ſelbſt. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beil. v. 13. Aug. 1937, 20 W 4075/37.) 


* 


46. OLG. — 88 125, 127 ZPO. Der Rechtsanwalt hat lein 
ſelbſtändiges Beſchwerderecht gegen Anordnungen aus $ 125 ZPO. 
Die Ablehnung einer ſolchen Anordnung iſt unanfechtbar. 

Das Recht, Anträge zu ſtellen und Rechtsmittel einzulegen, 
ſteht grundſätzlich nur den Parteien zu, die am Verfahren ſelbſt 
beteiligt ſind. Dritte, die nicht ſelbſt Partei oder Streitgenoſſen 
einer ſolchen ſind, dürfen nur dann in das Verfahren ein- 
greifen, wenn ihnen dies im Geſetz ausdrücklich geſtattet iſt. 
Das gilt auch für den Prozeß bevollmächtigten, der infolgedeſſen 
nur im Namen ſeines Auftraggebers handeln und in eigenem 
Namen nur dann auftreten darf, wenn ihm ein ausdrückliches 
Antrags⸗ oder Beſchwerderecht eingeräumt iſt. Ein Beiſpiel 
hierfür bietet 8 12 RAGeb O., der auch dem RA. die Beſchwerde 
gegen den gem. § 18 Gch. erlaſſenen Wertfeſtſetzungsbeſchluß 
zubilligt. Dieſe Beſtimmung wäre überflüſſig, wenn ſich der 
Prozeßbevollmächtigte ſchlechthin auch in eigenem Namen über 
Entſcheidungen, die im Laufe des Verfahrens ergangen ſind, 
beſchweren dürfte. Ein ſelbſtäudiges Beſchwerderecht des An⸗ 
walts gegen einen gem. 8 125 ZBD. ergangene Entſch. iſt aber 
nirgendwo im Geſetze angeordnet. 

Hinzu kommt, daß nach auerkannter Rſpr. (vgl, Jonas, 
Anm. 1 zu 8127; Sydow ⸗Buſch, Anm. 1 zu 5 127 
Baumbach, Anm. 1 zu 8 127; KG.: JW. 1935, 3486 uſw.) 
der Beſchluß, durch den die Anorduung der Nachzahlungs⸗ 
pflicht abgelehnt wird, unanfechtbar iſt. Wenn auch in Schrift⸗ 
tum und Nſpr. vereinzelt andere Meinungen vertreten werden 
(Kraemer: JW. 1930, 3288; KG.: JW. 1932, 671 uſw.), ſo 
liegt doch kein Anlaß vor, von der herrſchenden Anſicht ab⸗ 
zugehen; denn der Inhalt des § 127 3 PO. läßt keinen Zweifel 
darüber zu, daß dieſe Vorſchrift das Beſchwerderecht erſchöpfend 
regeln ſoll. Wäre neben 8 127 auch $ 567 ZPO. anwendbar, 
jo wäre Satz 2 des § 127 überflüſſig. Iſt aber in dieſem Satz 
die Beſchwerde gegen den Beſchluß, durch den die Nachzahlung 
von Koſten angeordnet wird, ausdrücklich zugelaſſen, ſo folgt 
hieraus durch Umkehrſchluß, daß das Rechtsmittel gegen einen 
ſein fol. der die Nachzahlungspflicht ablehnt, nicht gegeben 
ein ſoll. 

(OSG. Köln, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 30. Juli 1937, 3 W 115/37.) 


Rechtsanwaltsgebührenordnung 


47. ORG. — 88 13, 14, 23 Nr. 6 RAGebO. Für Mitwir⸗ 
kung zu einem im Armenrechtsverfahren abgeſchloſſenen Vergleich 
erhält der Rechtsanwalt eine halbe Prozeßgebühr und die volle 
Vergleichsgebühr nach dem Streitwert der Hauptſache. 

Dem Kl. iſt im Armenrechtsverfahren zum Zwecke des Ver⸗ 
gleichsabſchluſſes das Armenrecht bewilligt und ihm inſoweit der 
Erinnerungsführer beigeordnet worden. Der Reichskaſſe iſt zu⸗ 


zugeben, daß der Senat in Fällen ſolcher Art bisher dem beigeord⸗ 
neten Rechtsanwalt neben der vollen Vergleichsgebühr nach dem 
Werte der Haupſache nur Yın Prozeßgebühr nach dem Werte der 
Koſten zugebilligt hat (vgl. Beſchl. 7 AK II 10/36: JW. 1937, 
255). Dieſe Auffaſſung kann, ſoweit es ſich um die Prozeßgebühr 
handelt, bei nochmaliger Prüfung nicht aufrechterhalten werden. 
Für die Berechnung der Prozeßgebühr iſt es bedeutungslos, 
daß der Vergleich im Armenrechtsverfahren abgeſchloſſen worden 
iſt; denn Zweck und Suhalt des Vergleichs war nicht die Erledi⸗ 
gung des Armenrechtsgeſuchs, ſondern die Regelung der Streit⸗ 
punkte der Parteien, zu deren gerichtlichen Austragung der Kl. 
das Armenrecht nachgeſucht hatte. Der Erinnerungsführer wurde 
auch bei dem Vergleichsabſchluß nicht zu dem Zwecke tätig, dem 
Kl. das Armeurecht zu erwirken, ſondern er wirkte bei der Bei⸗ 
legung des Streites der Parteien mit. Da hiernach ſeine Tätig⸗ 
keit nicht die Bewilligung des Armenxechts betraf, iſt für die Ab⸗ 
geltung dieſer Tätigkeit § 23 Nr. 6 NAGCHD,. nicht anwendbar. 
Die Gebühr für die Mitwirkung beim Vergleiche iſt vielmehr nach 
§ 13 Nr. 3 NAGEBD., und zwar nach dem Streitwerte der Haupt⸗ 
ſache zu bemeſſen. Hierbei muß allerdings weiterhin auch 8 14 
RAGCHD. Platz greifen, weil die bereits früher erfolgte Einrei⸗ 
chung der Klageſchrift nicht durch das Armenrecht gedeckt wird, 
und das Erſcheinen des Erinnerungsführers in dem zur Anhörung 
der Parteien gem. § 118 a 3PO. im Armenrechtsverfahren be⸗ 
ſtimmten Termin nicht als eine im Verhandlungstermin (8 14) 
entwickelte Tätigkeit angeſehen werden kann. Eine Rückwirkung 
des Armenrechts iſt nicht angeordnet, vielmehr iſt das Armenrecht 
ausdrücklich nur zur nichtſtreitigen Erledigung des Rechtsſtreits 
durch den Vergleich bewilligt worden. 
(OLG. Köln, 7. ZivSen., Beſchl. v. 27. Aug. 1937, 7 W 200/37.) 


* 


48. Os. — 58 13, 14 RAGeb O. Beſchränkung der Prozeß⸗ 
tätigkeit auf die Urteilszuſtellung begründet nur den Erfall von 
5/10 Prozeßgebühr. 

„Der Beſchwerdegegner iſt der Bell. nach Verkündung des 
erſtinſtanzlichen Urteils beigeordnet worden, nachdem der ihr bis 
dahin beigeordnete Anwalt verſtorben war. Unſtreitig hat ſich die 
Prozeßtätigkeit des Beſchwerdegegners nach außen hin auf die 
Entgegennahme der Urteilszuſtellung beſchränkt. Zu Unrecht hat 
das LG. auf Grund dieſes Sachverhalts die volle Prozeßgebühr 
für erfallen erachtet. Vielmehr muß hier § 14 NAGEHD. Anwen⸗ 
dung finden, weil die vom Beſchwerdegegner entfaltete Prozeß⸗ 
tätigkeit nicht durch Zustellung eines Schriftſatzes oder durch Wahr⸗ 
nehmung eines Verhandlungstermins nach außen in die Erſchei⸗ 
nung getreten iſt. & 14 RAcheb O. knüpft den Erfall der vollen 
Prozeßgebühr nicht an das Maß der entfalteten Tätigkeit, ſon⸗ 
dern an beſtimmte aufgeführte äußere Erſcheinungsformen dieſer 
Tätigkeit, wobei allerdings ſolche Erſcheinungsformen gewählt ſind, 
die einen gewiſſen Umfang bereits entfalteter Tätigkeit zur Vor⸗ 
ausſetzung haben oder wenigſtens vermuten laſſen. Es muß des⸗ 
halb davon ausgegangen werden, daß es nach dem Willen des 
Geſetzgebers in allen Fallen, in denen dieſe äußeren Merkmale 
fehlen, bei der / o⸗Gebühr fein Bewenden haben ſoll. Die Bewir⸗ 
kung oder die bloße Entgegennahme der Urteilszuſtellung iſt keines 
der in § 14 a. a. O. aufgeführten Merkmale, fie kann auch keines⸗ 
wegs der dort aufgeführten Zuſtellung eines Schriftſatzes gleich⸗ 
geſtellt werden, weil letztere ein höheres Maß von Tätigkeit — 
durch Anfertigung des Schriftſatzes ſelbſt — zur Vorausſetzung 
bat (vgl. Baumbach, „RKoſtch.“, Anm. 2 zu $ 14 NAGEDD.). 
Hierzu hat auch bereits DRG. Kaſſel: DRechtspfl. 1936 Nr. 709 
mit Recht darauf hingewieſen, daß im Zwiſchenſtreit, bei dem auch 
Urteilszuſtellungen in Frage kommen, nur /10 Prozeßgebühr er⸗ 
fallen (§ 23 Nr. 1, 11, 12 RAGeb O.). Ahnliches galt für das 
frühere Läuterungsverfahren ($ 21 NAGCHD.). Schon daraus er⸗ 
gibt ſich, daß der Geſetzgeber die Urteilszuſtellung nicht als einen 
ſolchen Akt anſieht, der in jedem Falle die 6/0 Prozeßgebühr er⸗ 
fallen läßt. 

(Os G. Köln, 7. Ziv Sen., Beſchl. v. 17. Sept. 1937, 7 W 212/37.) 


vollſtreckungsmißbrauchsgeſetz v. 15. dez. 1954 


49. KG. — 1. Grundſätze für die Anwendung des Geſetzes 
zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung von Vollſtreckungsmög⸗ 
lichkeiten v. 13. Dez. 1934 (VollſtrMißbrG.) in der Zwangs⸗ 
verwaltung. Die Bedeutung der Perſönlichkeit des Schuldners. 

2. Das Verhältnis des VollſtrMißbröz. zur Zwangsvollſtrek⸗ 
kungsgegenklage aus 8 767 ZPO. 

Der Schuldner Sch. iſt Eigentümer eines Berliner Haus⸗ 
grundſtücks. In der Nähe des Grundſtücks durchgeführte Unter⸗ 
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grundbahnbauten und die damit veranlaßte Grundwaſſerabſen⸗ 
kung haben zu einer ſchweren Beſchädigung des Gebaudes geführt. 
Das vierſtöckige Quergebäude ſowie die beiden gleich hohen 
Seitenflügel ſind auf polizeiliche Anordnung geräumt worden. Der 
Geſamtſchaden wird gutachtlich auf 150 000 AA geſchätzt. Die 
Gläubiger, eine Miterbengemeinſchaft St., haben in dem allein 
noch bewohnten Vorderhaus eine Schankwirtſchaft nebſt Wohn⸗ 
räumen inne, die der verſtorbene Gaſtwirt St. im Jahre 1919 
gemietet hatte. 


Den Gläubigern ſteht wegen überzahlter Mieten und Dar⸗ 
lehnsforderungen des verſtorbenen Gaſtwirts St. gegen den 
Schuldner eine Forderung von 6000 %% nebſt 8 0 Zinſen ſeit 
dem 1. Okt. 1933 zu. Auf Betreiben der Gläubiger iſt wegen eines 
Teilbetrages von 2000 % die Zwangsverwaltung des Grund⸗ 
ſtücks angeordnet worden. Durch Beſchluß des AUG. v. 20. Febr. 
1937 wurde dieſe Zwangsverwaltung auf Antrag des Schuldners 
auf Grund des VollſtrMißbrch. aufgehoben. Am 22. Febr. 1937 
ſchloffen die Parteien einen Vergleich, in welchem unter Auf- 
hebung der zum 1. April 1937 ausgeſprochenen Kündigung des 
Mietvertrages eine monatliche Miete von 330 AM, ab 3941 von 
450 RM, feſtgeſetzt wurde. Gleichzeitig verzichteten die Gläubiger 
auf ibre vorbezeichnete Forderung und verpflichteten ſich, den 
Schuldtitel herauszugeben. Die von dem Stadtpräſidenten der 
Reichshauptſtadt Berlin nach der PreisſtopV O. v. 26. Nov. 1936 
(RGS Bl. I, 955) zunächſt erteilte Genehmigung dieſes Vergleiches 
wurde ſpäter widerrufen. Über die Wirkſamkeit der Kündigung 
und die Gültigkeit des Vergleiches herrſcht unter den Parteien 
Streit. Auf die ſofortige Beſchw. der Gläubiger hat das LG. in 
dem mit der weiteren Beſchw. angefochtenen Beſchluß den Be⸗ 
ſchluß des AG. v. 20. Febr. 1937 aufgehoben und die Fortſetzung 
der Zwangsverwaltung angeordnet. Zur Begründung der weite⸗ 
ren Beſchw. trägt der Schuldner im weſentlichen vor, das Vor⸗ 
gehen der Gläubiger widerſpreche dem Inhalt des Vergleiches 
vom 22. Febr. 1937. Es fehle den Gläubigern auch an jedem 
Rechtsſchutzintereſſe, da eine Befriedigungsmoglichkeit ſelbſt bet 
Berückſichtigung des eh a wegen der Haus- 
beſchädigung vollſtändig ausgeſch oſſen ſei. Dieſer Entihädigungs- 
anſpruch ſtelle einen Subſtanzerſatz für die Wertminderung des 
Hauſes dar. Er könne daher in der Zwangsverwaltung nicht zur 
Verteilung gelangen und auch vom Zwangsverwalter nicht gel⸗ 
tend gemacht werden. Die Zwangsverwaltung werde mißbräuch⸗ 
lich zu dem Zwecke betrieben, um damit in dem Beſitz der Schank⸗ 
und Wohnräume zu verbleiben und eine Tilgung der Forderung 
im Wege der Aufrechnung gegen die jeweiligen Mietforderungen 
zu erreichen. Der Schulduer verlangt mit der weiteren Beſchw. 
Aufhebung der Zwangsverwaltung, hilfsweiſe Einſtellung bis zur 
Entſch. über die erneut nachgeſuchte Genehmigung des Vergleiches 
vom 22. Febr. 1937 bei dem Herrn Stadtpräſtdenten der Reichs⸗ 
hauptſtadt Berlin. Die Gläubiger folgen zur Begründung ihres 
Antrages auf Zurückweiſung der weiteren Beſchw. im weſentlichen 
den Ausführungen des landgerichtlichen Beſchluſſes, der die Mög⸗ 
lichkeit einer Befriedigung bejaht. Sie ſind weiter der Anſicht, 
daß der Schuldner den Schutz des VollſtrMißbrGg. nicht verdiene, 
da er ſich durch die Übertragung von Vermögenswerten auf ſeine 
Tochter und durch die Abtretung von Mieten in jeder Weiſe un⸗ 
pfändbar gemacht habe. 


Das LG. geht zutreffend davon aus, daß das VollſtrMißbrG. 
v. 13. Dez. 1934 auch auf die Zwangsverwaltung Anwendung 
findet (bgl. Volkmar: D. 1954, 1622 ff. Jäckel⸗Güthe, 
„ZwVerſtch.“, 7. Aufl., § 146 Ziff. 3). Es entſpricht der ſtändigen 
Rſpr. des beſchließenden Senats (Beſchluß v. 17. April 1935, 
12 W 1544/35, und 17. Juni 1935, 12 W 2892/35), daß bei der 
Zwangsverwaltung, die das Eigentum des Schuldners unberührt 
läßt und nur die Erträgniſſe des Grundſtücks erfaßt, ganz be⸗ 
ſondere Ausnahmefälle vorliegen müſſen, die eine Aufhebung der 
Zwangsverwaltung gerechtferkigt erſcheinen laſſen. Nur wenn die 
zur Beurteilung weſentlichen tatſächlichen Verhältniſſe jo ein⸗ 
deutig klar zugunſten des Schuldners und zuungunſten des be⸗ 
treibenden Gläubigers ſprechen, daß man über eine Berückſich⸗ 
tigung der Belange des Schuldners nicht im Zweifel ſein kann, 
wird in dieſen Fällen das Vorgehen des Gläubigers als eine dem 
gefunden Volksempfinden gröblich widerſprechende Härte anzu⸗ 
fehen fein. An dieſen ſtrengen Erforderniſſen iſt 
feſtzuhalten (vgl. auch Jonas, „ZPO.“, 15. Aufl., Nach⸗ 
trag: vor $ 704 Anm. IVI b). 


Dieſen vom Schuldner zu führenden Nachweis eines Rechts⸗ 


mißbrauchs auf ſeiten der Gläubiger hat der Senat nicht als 
erbracht angeſehen. 


Der Schuldner kann zunächſt mit ſeiner Verteidigung, die 
gegen ihn auf Antrag der Gläubiger eingeleitete Vollſtreckungs⸗ 
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maßnahme verſtoße gegen den von den Gläubigern in dem Ver⸗ 
gleich vom 22. Febr. 1937 ausgeſprochenen Verzicht, nicht ge⸗ 
hört werden. Wie ſchon in den beiden Vorinſtanzen zutreffend 
feſtgeſtellt wurde, richtet ſich dieſes Vorbringen gegen den in der 
Zwangsvollſtreckung geltend gemachten Anſpruch ſelbſt. Dafür 
ſteht aber dem Schuldner der Weg der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gegenklage nach § 767 ZPO. offen. Das Verfahren nach dem 
VollſtrMißbrch. v. 13. Dez. 1934 hat nur ſubſidiären Cha⸗ 
rakter und kann als außerordentlicher Rechtsbehelf nicht 
an Stelle der ordentlichen Rechtsbehelfe der ZPO. Anwendung 
finden (vgl. Volkmar a. a. O., S. 1622; Baumbach, 
„O., 13. Aufl. Anhang zu $ 802, 1). Wie das OLG. Stettin 
(HöchſtRRſpr. 1937, 580) zutreffend ausführt, hat das Vollſtr⸗ 
MißbrG. v. 13. Dez. 1934 nicht die Möglichkeit geſchaffen, in 
das Zwangsvollſtreckungsverfahren eine Prüfung des Anſpruchs 
ſelbſt in gegenſtändlicher Hinſicht einzuführen. Der abweichenden 
Meinung von Jonas (Anm. JW. 1936, 1695), der die Sub⸗ 
ſidiarität des Geſetzes nur in dem einſchränkenden Sinne ver⸗ 
ſtanden wiſſen will, daß das Geſetz nicht erſt Platz greift, wenn 
andere Rechtsbehelfe nicht mehr gegeben ſind, ſondern ſchon dann, 
wenn die Vollſtreckung im übrigen in Ordnung iſt, kann nicht 
gefolgt werden. Die Durchführung dieſer Auffaſſung würde in 
der Praxis zu einer Rechtsverwirrung führen. Da die in der 
9910 aufgeführten einzelnen Rechtsbehelfe gegenüber einer 
Zwangsvollſtreckung und die von ihnen ausgelöſten Verfahrens- 
arten ſtreng auseinander zu halten ſind, kann auch eine Über⸗ 
ſchneidung oder Vermiſchung außerordentlicher Rechtsbehelfe auf 
Grund von Sonderbeſtimmungen der Vollſtreckungsſchutzgeſetz⸗ 
ebung mit denen der ZPO. nicht für zuläſſig gehalten werden. 
Entſcheidend für den hier vertretenen Standpunkt iſt ſchließlich 
die Erwägung, daß die Rechtsgarantien, die 88 767 ff. ZPO. dem 
Gläubiger durch die Verpflichtung des Schuldners zur Erhebung 
der Zwangsvollſtreckungsgegenklage bietet, dem Gläubiger durch 
das Gel. v. 13. Dez. 1934 nicht genommen werden ſollten. Die 
Prüfung der Rechtswirkſamkeit des Vergleiches vom 22. Febr. 
1937 und des darin ausgeſprochenen Forderungsverzichtes kann 
ſomit nicht Gegenſtand dieſes Verfahrens ſein. 


Aus dem gleichen Geſichtspunkt entfällt die Möglichkeit, auf 
die hilfsweiſe beantragte mindere Maßnahme der einſtweiligen 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung bis zur Entſch. über die Ge⸗ 
nehmigung des Vergleiches näher einzugehen. 


Es kann auch nicht als erwieſen angeſehen werden, daß die 
Zwangsverwaltung den Gläubigern keine Ausſicht auf Befriedi⸗ 
gung bietet und nur beantragt wird, um dem Schuldner Schwie⸗ 
rigkeiten zu bereiten. Beide Parteien gehen davon aus, daß dem 
Schuldner infolge der Grundwaſſerabſenkung ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch in Höhe von 150 000 AM zuſteht. Die Geltendmachung 
dieſes Anſpruchs gehört in den Aufgabenkreis des Zwangsver⸗ 
walters, da ſie geeignet und auch erforderlich iſt, um das Grund⸗ 
ſtück in ſeinem wirtſchaftlichen Beſtande zu erhalten (8 152 
ZwVerſtG.). Dem Zwangsverwalter ſteht inſoweit eine ſelbſtän⸗ 
dige Befugnis zur Prozeßführung zu (herrſchende Meinung: vgl. 
Jäckel⸗Güthe, 7. Aufl., § 152 ZwvVerſtcg., Anm. 3 und 7; 
Korinthenberg⸗Wenz, $ 157 ZwvVerſtG., Anm. 9; 
NGZ. 103, 246 = JW. 1922, 579). 


(Es folgen längere Ausführungen über die Möglichkeit einer 
Befriedigung der Gläubiger.) Es heißt dann weiter: 


Schließlich iſt auch die Persönlichkeit des Schuldners im 
Rahmen des VollſtrMißbrß. v. 13. Dez. 1934 von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung. Den Ausführungen des LG., die in dieſer 
Richtung zu einer Ablehnung der Schutzwürdigkeit des Schuld⸗ 
ners kommen, find voll zutreffend. Unſtreitig hat der Schuldner 
erhebliche Grundvermögenswerte auf ſeine Tochter übertragen. 
Nach der Aufhebung einer früheren Zwangsverwaltung hat er 
alsbald die Mieten in Höhe von 20 000 RA und nach der Auf⸗ 
hebung dieſer Zwangsverwaltung durch den Beſchluß des AB. 
v. 20. Febr. 1937 nochmals Mieten in Höhe von 40 000 „Al 
abgetreten. Daraus folgt, daß der Schuldner beſtrebt iſt, ſich un⸗ 
pfändbar zu machen, um ſich damit dem Zugriff ſeiner Gläubiger 
zu entziehen. Derartige Schuldner können aber nicht die Rechts⸗ 
wohltat des Gef. v. 13. Dez. 1934 für ſich in Anſpruch nehmen. 


Nach Abwägung aller weſentlichen tatſächlichen Verhältniſſe 
war in Übereinſtimmung mit dem LG. feitzuftellen, daß das Vor⸗ 
gehen der Gläubiger nicht als eine dem geſunden Volksempfinden 
gröblich widerſprechende Härte anzuſehen iſt. 


(KG., 12. ZivSen., Beſchl. v. 18. Aug. 1937, 12 W 2692/37.) 
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50. OLG. — 88 135, 24 RKoſtO. Der Wert der Zuſchlags⸗ 
beſchwerde iſt regelmäßig auf 3000 7% feſtzuſetzen. +) 

Nach § 135 Abſ. 2 RKoſt O. beſtimmt ſich der Wert des Gegen⸗ 
ſtandes für Beſchw. im Zwangsverſteigerungsverfahren nach § 24 
Abſ. 2 RKoſtO., wonach in Ermangelung genügender tatſächlicher 
Anhaltspunkte für eine Schätzung der Wert regelmäßig auf 
3000 Rt, ausnahmsweiſe niedriger oder höher, jedoch nicht unter 
200 N und nicht über 1 Million RA anzunehmen iſt. Schon 
daraus ergibt ſich die Unrichtigkeit der Anſicht des Beſchwß., daß 
der Wert einer Beſchw. gegen den Zuſchlagsbeſchluß ohne weite⸗ 
res dem Werte des Grundſtücks gleichzuſetzen ſei. Dieſen Stand⸗ 
punkt hat auch das KG. niemals eingenommen, auch nicht in der 
Entſch. JW. 1936, 3084 e (vgl. Korintenberg⸗Wenz, 
Anm. 2 zu § 135 RKoſtO.). In jener Entſch. hat das KG. zwar 
an dem ſchon während der Geltung des PrGͤKc. aufgeſtellten 
Grundſatze feſtgehalten, daß für den Wert der Zuſchlagsbeſchwerde 
nicht das Intereſſe des BeſchwF. an der Erteilung oder Verſagung 
des Zuſchlags, ſondern der gemeine Wert des Grundſtücks maß⸗ 
gebend und der Beſchwerdewert regelmäßig auf etwa ½ dieſes 
Wertes feſtzuſetzen ſei. Demgegenüber iſt indeſſen zunächſt auf die 
in der vorerwähnten Anm. bei Korintenberg⸗Wenz ent⸗ 
haltene Zuſammenſtellung mehrerer Entſch. hinzuweiſen, aus 
denen ſich ergibt, daß das KG. in ſeiner bisherigen Rſpr. bei der 
Bewertung des Gegenſtandes einer Zuſchlagsbeſchwerde wohl von 
dem Grundſtückswerte ausgegangen iſt, ſich aber mit Recht nicht 
etwa ſchon damals auf einen beſtimmten Bruchteil dieſes Wer⸗ 
tes feſtgelegt hat. Die feſtgeſetzten Werte in jenen Entſch. ſchwan⸗ 
ten vielmehr zwiſchen / bis zu ¼ der betr. Grundſtückswerte. 
Vor allen Dingen aber trägt der Senat Bedenken, das Intereſſe 
des BeſchwF. an der Verſagung des Zuſchlags, mag es auch nicht 
ausſchlaggebend ſein, bei der Feſtſetzung des Wertes des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes gänzlich unberückſichtigt zu laſſen. 

Im vorl. Falle weichen die Wertangaben über das verſtei⸗ 
gerte Grundſtück ſehr voneinander ab. Während der Einheitswert 
für 1931 auf 14 300 .,, für 1935 auf 17 400 %%% lautet, hat 
das Kataſteramt den gemeinen Wert auf 28 000 . angenom- 
men. Letztere Wertannahme erſcheint erheblich zu hoch. Denn bei 
ſolchem Werte wäre es dem Grundſtückseigentümer doch wohl ge» 
lungen, das damals nur mit 13 000 % belaftete Grundſtück vor 
der Zwangsverſteigerung freihändig zu verkaufen. Im Verſteige⸗ 
rungstermin ſind nur zwei Bieter aufgetreten, von denen der eine, 
der betreibende Gläubiger, das Grundſtück für 12 569 RAM er⸗ 
ſtanden hat. Es iſt kein hinreichender Anhalt dafür gegeben, daß 
der Grundſtückswert ein weſentlich höherer geweſen iſt. Aus der 
Beſchw. des Grundſtückseigentümers gegen den Zuſchlagsbeſchluß 
ergibt ſich, daß er in ſehr ſchwieriger Wirtſchaftslage war, ſo daß 
er gar nicht die Möglichkett hatte, das Grundſtück dauernd zu 
halten. Er hoffte lediglich, daß ſich bei nochmaliger Verfahrens⸗ 
einſtellung Gelegenheit zu einem günſtigeren freihändigen Ver⸗ 
kaufe bieten würde. 

In Erwägung alles deſſen beſteht kein Anlaß, den Wert des 
Gegenſtandes für die Zuſchlagsbeſchwerde des Grundſtückseigen⸗ 
tümers auf einen vom Normalſatz des § 24 Abſ. 2 RKoſtO. — 
d. h. von 3000 , — abweichenden Betrag feſtzuſetzen. 


(Os. Kiel, 2. ZivSen., Beſchl. v. 22. März 1937, 2 W 40/87.) 


Anmerkung: Der Entſch. iſt beizuſtimmen. Mit Recht ver⸗ 
weiſt der Senat darauf, daß nach dem unzweidentigen Wortlaut 
des 8135 Abſ. 2 RKoſtO. i. Verb. m. § 24 Abſ. 2 daſelbſt der 
Wert des verſteigerten oder noch zu verſteigernden Grundſtücks 
nicht allein maßgebend iſt, auch nicht zu einem beſtimmten Teile 
(etwa zu %/s). Andererſeits iſt auch das Intereſſe des Beſchwß. 
nicht allein ausſchlaggebend. Doch darf dieſes Intereſſe nicht ganz 
unberückſichtigt bleiben. Dies würde der Billigkeit entſchieden 
widerſprechen. Nun bleibt das Intereſſe des BeſchwF. hinter dem 
Grundſtückswerte oft weſentlich zurück, insbeſ. wenn es ſich, wie 
hier, um eine Beſchw. gegen die Ablehnung einer einſtweiligen 
Verfahrenseinſtellung handelt (val. Korintenberg⸗Wenz, 
Anm. 2 zu § 135). Maßgebend müſſen innerhalb der durch das Ge⸗ 
ſetz gezogenen Grenzen (200 —1 000 000 /) die Umſtände des 
Einzelfalls bleiben, wobei allerdings nicht aus dem Auge verloren 
werden darf, daß nur in Ausnahmefällen von der Regel (3000 7.4) 
abgewichen werden darf. Wenn hier das Gericht die wirtſchaftliche 
Lage des BeſchwF. — insbeſ. ſein Unvermögen, das Grundſtück 
dauernd zu halten — als einen bei der Wertbemeſſung zu berück⸗ 
ſichtigenden Umſtand in Rechnung geſtellt hat, ſo läßt ſich hier⸗ 


gegen nichts ſagen. 
KGR. Armſtroff, Berlin. 
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51. KG. — 88 5, 84 GK. Aufſtellung der Schlußkoſten⸗ 
rechnung, wenn noch nicht alle Poſitionen überſehbar und ab⸗ 
rechenbar ſind. 

Der Koſtenanſatz aus 88 84, 86 GKG. kann nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden. Denn er derſtößt gegen §8 5 GG. Danach iſt 
eine Nachforderung von Gerichtskoſten wegen irrigen Anſatzes 
nur zuläſſig, wenn der berichtigte Anſatz vor Ablauf des nächſten 
Kalenderjahres nach rechtskräftiger oder endgültiger Erledigung 
des Verfahrens dem Zahlungspflichtigen eröffnet ift. Irriger Anz 
ſatz in dieſem Sinne liegt nicht etwa nur dann vor, wenn infolge 
eines Irrtums, eines Verſehens des anſetzenden Beamten die 
Koſtenrechnung objektiv unrichtig iſt und infolgedeſſen mit einem 
zu niedrigen Geſamtbetrage abſchließt. Fehlerhaftes Verhalten bei 
Aufſtellung des Koſtenanſatzes wird hier durchaus nicht voraus⸗ 
geſetzt. So fällt unter § 5 ſelbſt noch nachträgliches Unrichtig⸗ 
werden des Anſatzes infolge ſpäter eingetretener Umſtände, z. B. 
Wertſteigerung des Streitgegenſtandes während der Inſtanz 
(Jonas⸗ Hornig, 1b zu 8 5 ano). Es genügt vielmehr 
objektive Unrichtigkeit eines Poſtens durch Nichte oder nicht ges 
hörige Berücksichtigung eines Poſtens, derzufolge der Geſamtbe⸗ 
trag der Rechnung zu niedrig iſt (ſo bereits grundſatzliche Entſch. 
des Sen. v. 19. Sept. 1929, 20 W 5419/29). 

Die Gerichtskoſtenrechnung, die der UrkB. nach Beendigung 
der Ber Inſt. am 6. Dez. 1934 aufgeſtellt hat, ift aber jedenfalls 
objektiv unrichtig. Denn ſie führt zwar auf der einen Seite den 
von dem Kl. am 17. Jan. 1934 ausdrücklich als Auslagenvor⸗ 
ſchuß für die Koſten des Sachverſtändigen gezahlten 150 RA mit 
auf. Dagegen berückſichtigt ſie die Koſten dieſes Sachverſtändigen 
ſelbſt nicht. 

Daß auch die gerichtlichen Auslagenbeträge und demgemäß 
Sachverſtändigengebühren der Vorſchrift des S 5 Ge. unter⸗ 
liegen, kann nicht zweifelhaft ſein und iſt für den Anſatz des von 
der Partei zu erfordernden Vorſchuſſes vom Senat bereits aner⸗ 
kannt worden (grundſ. Entſch. v. 15. Okt. 1932, 20 W 100232). 

„Die jetzt, nachdem nachträglich die Liquidation des Sachver⸗ 
ſtändigen eingegangen iſt und die Gebühren zur Auszahlung ge⸗ 
langt ſind, erforderten Koſten des Sachverſtändigen ſind aber in 
der Gerichtskoſtenſchlußrechnung v. 6. Dez. 1934 nicht mit enthalten. 
Sie konnte allerdings inſofern noch nicht in Anſatz gebracht werden, 
als der Sachverſtändige zwar allgemein ſeinen Gebührenanſpruch 
angemeldet, eine Liquidation indes bis zum Abſchluß der In⸗ 
ſtanz noch nicht eingereicht hatte. Dieſer Umſtand ändert jedoch 
nichts daran, daß auch dieſe Koſten bereits Berückſichtigung finden 
mußten. Denn es ſtand in dieſem Zeitpunkt bereits feſt, einmal, 
daß eine Koſtenhaftung des Kl. aus $ 84 GKG. zufolge der An⸗ 
ordnung auf Anhörung eines Sachverſtändigen entſtanden war 
und ihre Erledigung bisher noch nicht gefunden hatte, daß viel⸗ 
mehr Sachverſtändigenkoſten tatſächlich ne ſeien, daß dieſe 
— mit Wahrſcheinlichkeit — demnächſt zur Hebung kommen wür⸗ 
den und deshalb als Teil der gerichtlichen Auslagen bei der Ge⸗ 
ſamtkoſtenaufſtellung Berückſichtigung finden mußten. Ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob von dem Koſtenſchuldner ſchon ein Koſtenvorſchuß 
zur Deckung dieſer Auslagen eingefordert und gezahlt war, mußte 
mithin der UrkB., falls er mit . auf die immerhin mög⸗ 
liche Verjährung aus § 196 Ziff. 17 BGB. — in anders ge⸗ 
lagerten Fällen könnte auch die Ausſchlußfriſt des §8 19 Zeuͤg⸗ 
GebO. in Frage kommen — die Einreichung der Koſtenrechnung 
von ſich aus nicht anregen wollte, durch entſprechenden Vor- 
behalt in der Gerichtskoſtenrechnung die Abrechnung wegen 
dieſer Koſtenpoſition offenhalten und damit die Nachforde⸗ 
rung inſoweit ſichern, als eine ſolche infolge der ſpäteren tat⸗ 
a Auszahlung der Sachverſtändigengebühren notwendig 
wurde. 

Ein ſolches Verfahren iſt zwar nirgends vorgeſehen. Es er⸗ 
gibt ſich aber als unumgänglich aus der Zweckbeſtimmung des 
§ 5 GG., der eine für den Koſtenſchuldner nicht mehr zu er⸗ 
wartende Heranziehung nach endgültig erſcheinender Koſten⸗ 
abrechnung verhindern will. Der durch die objektive Sachlage be⸗ 
dingte Vorbehalt wegen zur Zeit nicht abrechenbarer Poſikionen 
ſchließt beim Koſtenſchuldner die Annahme einer vollſtändigen 
Koſtenabrechnung aus und läßt ſo den Tatbeſtand irrigen An⸗ 
ſatzes und daraus folgender unzuläſſiger Nachforderung, ſoweit 
der Vorbehalt reicht, nicht erſt erwachſen. 

Dieſen Weg mußte der UrkB. hier unter allen Umſtänden 
ſchon deshalb einſchlagen, weil hier der Kl. ſogar bereits einen 
Auslagenvorſchuß von 150 , zur Deckung der Sachverſtän⸗ 
digenkoſten gezahlt hatte. Eine anderweite Verrechnung dieſer 
Zahlung auf ſonſtige Koſtenſchulden war ſo lange unzuläſſig, als 
nicht die Haftung des § 84 GKG. ihre Erledigung gefunden hatte. 
Derartige Auslagenvorſchüſſe find, wie der Senat in feiner grund⸗ 
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ſätzlichen Eutſch. 20 W 2520/34 v. 28. April 1934 betont hat, zu⸗ 
nächſt nur für den eigentlichen und ausdrücklichen Beſtimmungs⸗ 
zweck zu verbrauchen. Solange dieſer alſo noch offenſtand und 
eine Abrechnung deswegen noch nicht erfolgen konnte, blieb dem 
Urks. nur der Weg, dieſen Auslagenbetrag von 150 AM aus⸗ 
drücklich für die etwaigen Koſten des Sachverſtändigen zu 
reſervieren und in der Rechnung zum Ausdruck zu bringen, 
daß dieſer Betrag jedenfalls ſo lange nicht auf anderweite Koſten 
Verrechnung finden dürfe, als die Frage der Vergütungszahlung 
an den Sachverſtändigen noch offenſtand. Erſt recht nicht durfte 
durch Gutſchrift auch dieſes Auslagenvorſchuſſes von 150 u ein 
Zuviel betrag an gezahlten Koſten errechnet, und inſoweit eine 
Niederſchlagung, und demgemäß eine Rückzahlung, jedenfalls ſo⸗ 
weit der Betrag von 150 RA in Frage ſtand, veranlaßt werden, 
wie es hier geſchehen iſt. 

Auch der Umſtand, daß die Möglichkeit beſtand, daß einer 
ſpäteren Geltendmachung der Sachverſtändigengebühren durch den 
Sachverſtändigen mit der Einrede der Verjährung begegnet wer⸗ 
den konnte, daß alſo im Zeitpunkt der Aufſtellung der Gerichts⸗ 
koſtenrechnung noch nicht erſichtlich war, ob überhaupt ein Aus⸗ 
lagenbetrag entſtehen würde, der als gerichtliche Auslagen gemaß 
8 72 Ziff. 4 GKG. den Parteien in Rechnung geſtellt werden 
dürfte, ändert nichts an der Tatſache objektiver Unrichtigkeit der 
Gerichtskoſtenrechnung. Zwar iſt es richtig, daß bei baren Aus⸗ 
lagen, die gemäß § 72 GG. von den Parteien wieder einge⸗ 
hoben werden konnen, ſchon begriffliche Vorausſetzung iſt, daß ſte 
tatſächlich von der Reichskaſſe bereits bar aufgewandt worden 
find. Inſoweit kann vielleicht bei Aufſtellung der Koſtenxechnung 
gegen den Koſtenſchuldner aus 8s 77, 79 GEB. ud Fälligkeit 
gemäß 8 75 GKG. (Erlaß einer unbedingten Entſch. über die 
Koſten oder anderweite Erledigung des Verfahrens) ein Anſatz 
noch nicht erfolgen und deshalb nicht von unvollſtändiger Koſten⸗ 
rechnung geſprochen werden. Bei der Aufſtellung der Koſtenrech⸗ 
nung gegen den Koſtenſchuldner aus §§ 84, 86 GKG. (Vornahme 
einer Handlung, die mit baren Auslagen verbunden iſt) dagegen 
können dieſe Bedenken nicht erhoben werden. Denn dieſe Koſten⸗ 
forderung ſtellt ſich als Vorſchußpflicht dar und erwächſt als 
fällige Forderung demgemäß ſchon mit dem Zeitpunkt, zu dem 
die beantragte Handlung angeordnet wird, die Entjtehung barer 
Auslagen für die Reichskaſſe alſo bevorſteht. An dem erfolgten 
Eintritt und demgemäß Fortbeſtehen dieſer Haftung wird auch 
dadurch nichts geändert, daß das Gericht von der Sollvorſchrift 
des § 84 Abſ. 1 Satz 2 keinen Gebrauch gemacht und die Vor⸗ 
nahme der Handlung nicht von der vorherigen Zahlung eines 
Vorſchuſſes abhängig gemacht hat und daß auch ber Koſtenbeamte 
einen Vorſchuß nicht eingefordert hat. Für die Aufftellung der 
Koſtenrechnung iſt dieſer Umſtand ohne Bedeutung. Gleicher⸗ 
maßen iſt es unerheblich, ob die Gerichtskaſſe ihrerſeits für die 
vorgenommene Handlung bereits Auslagen aufgewendet hat, oder 
ob auch dieſer Aufwand noch ausſteht, wobei wiederum keine 
Rolle ſpielt, aus welchem Grunde dies bisher noch nicht geſchehen 
iſt, ob etwa nur deshalb, weil die ſchon angewieſenen Koſten noch 
nicht zur Auszahlung gelangt ſind oder deshalb, weil von dem 
Forderungsberechtigten noch keine Anſprüche geſtellt worden ſind, 
ſo alſo, wenn der Sachverſtändige ſeine Gebührenberechnung noch 
nicht eingereicht hat. Denn die Gerichtskaſſe muß jederzeit ge⸗ 
wärtig ſein, ihrerſeits wegen der erwachſenen Koſten in ⸗Anſpruch 
genommen werden zu können. Die bloße Möglichkeit, daß dies 
erſt nach Ablauf einer etwaigen Verjährungsfriſt geſchieht, andert 
an dieſem Rechtszuſtand nichts, um ſo weniger, als eine ſolche 
Verjährung nicht von Amts wegen zu berückſichtigen, ſondern 
Sache der ausdrücklichen Geltendmachung durch die Juſtizverwal⸗ 
tung iſt, die denn auch z. B. im vorl. Falle auf die Verjahrungs⸗ 
einrede verzichtet hat. Eine Ausnahme würde nur da in Frage 
kommen, wo eine geſetzliche Ausſchlußfriſt — wie in § 19 Zeug⸗ 
GebO. — beſteht und unzweifelhaft verſtrichen iſt, jo daß der 
Anſpruch des Forderungsberechtigten erloſchen iſt. 

Demgemäß hat der Senat bereits in ſeiner grundſätzlichen 
Entſch. 20 W 5419/29 v. 19. Sept. 1929 anerkannt, daß auch eine 
verſpätete Berechnung und Auszahlung von Sachverſtändigen⸗ 
gebühren, die infolgedeſſen noch nicht in die Gerichtskoſtenrech⸗ 
nung aufgenommen worden ſind, einen irrigen Anſatz nach $ 5 
begründen könne, jo daß nach Ablauf der Friſt eine Einforde⸗ 
rung vom Koſtenſchuldner nicht mehr zuläſſig iſt. Auch in jenem 
Falle handelt es ſich um vom Sachverſtändigen erſt verſpätet 
geltend gemachte Gebührenanſprüche. 

So ergibt ſich der Rechtszuſtand, daß ohne Rückſicht darauf, 
ob ein Vorſchuß nach 5 84 erfordert und gezahlt iſt, und ohne 
Rückſicht darauf, ob die Gerichtskaſſe ihrerſeits wegen der aus 
der vorgenommenen Handlung erwachſenen Koſten bereits in 
Anſpruch genommen worden iſt, die Koſtenerſtattung der antrag⸗ 
ſtellenden Partei aus $ 84 GKG. bei Auſſtellung der Schluß⸗ 
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koſtenrechnung bereits mitberückſichtigt werden muß. Zweckmäßig 
geſchieht dies, ſofern ein Vorſchuß von der Partei bereits gezahlt 
iſt, in der Form, daß dieſer Vorſchuß für die Abrechnung wegen 
der noch ausſtehenden Auslagen der Gerichtskaſſe reſerviert 
und wegen dieſer geſamten Koſtenpoſition die Schlußabrechnung 
vorbehalten wird. Iſt dagegen noch nicht einmal ein Vorſchuß von 
der Partei gezahlt, dann kann ohnehin nur in Form eines aus⸗ 
drücklichen Vorbehalts die Abrechnung wegen der Sachverſtan⸗ 
digenauslagenpoſition offengehalten werden. 
(K G., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 26. Aug. 1937, 20 Wa 172/37.) 
* 

52. RG. — 8 4 GG.; § 8 Juſtizbeitreibungs O. vom 
11. März 1937. Eine Erinnerung i. S. § 4 Gch, über die das 
Gericht der Juſtanz zu entſcheiden hätte, liegt nicht vor, wenn 
der Koſtenſchuldner geltend macht, die Beitreibung der Koſten 
ſei infolge der nach ihrem Anſatz eingetretenen Verjährung 
nicht mehr zuläſſig. Hierüber iſt nach 8 8 Juſtizbeitreibungs O. 
zu entſcheiden. 

Nach §4 GKG. hat das Gericht der Inſtanz über Erinne⸗ 
rungen des Zahlungspflichtigen oder der Staatskaſſe gegen den 
Anſatz von Gebühren oder Auslagen zu entſcheiden. Die 
Koſten ſind in der vorl. Sache bereits am 19. Mai 1927 be⸗ 
rechnet und vom Prozeßbevollmächtigten des Bekl. erfordert 
worden. Mit ſeiner Eingabe v. 23. Juni 1937 macht der Bekl. 
lediglich geltend, daß der Koſtenanſpruch inzwiſchen — d. h. 
nach Anſatz der Koſten — verjährt und daß er — der Bekl. — 
in ſeiner jetzigen wirtſchaftlichen Lage zur Bezahlung der Koſten⸗ 
ſchuld nicht in der Lage ſei, ohne ſeinen und ſeiner Familie 
Lebensunterhalt zu gefährden. Den Koſtenanſatz ſelbſt bemän⸗ 
gelt er nicht. Eine Erinnerung i. S. des 84 GKG. liegt daher 
nicht vor. Insbeſondere fällt unter dieſe Vorſchrift nicht der 
Einwand, daß die Beitreibung der Koſten infolge der nach 
ihrem Anſatz eingetretenen Verjährung nicht mehr zuläſſig ſei 
(Kg.: ZW. 1935, 3487 1 Jonas, „SRG“, 2. Aufl., Anm. 5 b 
zu 84, S. 57; Rittmann⸗Wenz, „GG.“, 16. Aufl., 
Anm. 3 zu 86a, S. 95; Baumbach, „Reichskoſtengeſetze“, 
6. Aufl., Aum. 2 B; b zu 8 4, S. 9). Es handelt ſich vielmehr um 
eine Erinnerung gegen die Art und Weiſe der Vollſtreckung, die 
jetzt in 88 JuſtizbeitreibungsO. v. 11. März 1937 (RGBl. I, 
298) geregelt iſt. Im übrigen mag noch auf den Beſchluß des 
Senats v. 19. Okt. 1936: JW. 1936, 3309 s hingewieſen werden. 


(NG., IV. Ziv Sen., Beſchl. v. 15. Juli 1937, IV VII 10/27.) 
18. 


* 


5 53. KG. — 88 20 Ziff. 1, 74 GKG. Berechnung der ger 
richtlichen Prozeßgebühr bei Bewilligung des Armenrechts nur 
95 aut Teil des Anſpruchs. Stellungnahme zur Auffaſſung 

es U 


Gegen das Urteil des LG. hat die Bekl. im Armenrecht in 
vollem Umfange Berufung eingelegt. Die Prozeßgebühr für die 
Berufung iſt nach einem Streitwert von 4600-4700 AM mit 
115,50 2A von ihr erfordert worden. Den Kl. iſt zur Verteidi⸗ 
gung gegen dieſe Berufung gleichfalls wegen der Gerichtskoſten 
das notwendige Armenrecht bewilligt worden. Nunmehr haben 
die Kl. Anſchlußberufun g eingelegt und Verurteilung der 
Bekl. in Höhe eines weiteren Betrages von 2050 & beantragt. 
Das hierfür nachgeſuchte Armenrecht iſt ihnen verſagt worden. 

Der UrkB. hat von den Kl. für die Anſchlußberufung nach 
einem Streitwert von 2050.24 die volle Prozeßgebühr mit 
76,50 , erfordert. Demgegenüber vertreten Kl. den Stand⸗ 
punkt, daß mit Rückſicht auf die für einen Teil des Streitwerts 
der BerInſt. bereits erfolgte Armenrechtsbewilligung die Pro⸗ 
zeßgebühr für den von der Anſchlußberufung umfaßten armen⸗ 
rechtsfreien Teil nicht nach deſſen vollem Objekt, ſondern nur 
nach der Differenz der Gebühr des Geſamtobjekts und des von 
der Bewilligung des Armenrechts gedeckten Teils zu berechnen 
ſei. Nach Auffaſſung der Kl. würde ſich ſtatt einer Prozeßgebühr 
von 76,50 /, dann nur noch eine Reſtgebühr in Höhe von 
31,50 % ergeben, nämlich Gebühr von 6750 AA 147 AM, 
Gebühr von 4700 An = 115,50 AA. Die Kl. ſtützen ſich hier⸗ 
für auf die Entſch. des Senats 20 Wa 28/29 v. 19. Febr. 1929 
und meinen, die Gerichtskoſtenberechnung könne ſich nicht än⸗ 
dern, wenn der Kl. in erſter Inſtanz ſiege und in zweiter In⸗ 
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ſtanz durch Anſchlußberufung ſeinen Anſpruch erweitere, oder 
wenn er in erſter Inſtanz unterlegen ſei und nunmehr Berufung 
einlege, um im Laufe der Berufung ſeinen Anſpruch zu erhöhen. 
Dieſe Auffaſſung der Kl. iſt jedoch unzutreffend. Denn ſie 
gilt für Falle der vorl. Art nicht. 

In den Fällen, in denen der geltend gemachte Anſpruch 
zum Teil durch die Bewilligung des Armenrechts gedeckt iſt, ſo 
daß inſoweit ein Gebührenanſatz wegen der geſetzlichen Stun⸗ 
dungswirkung nicht erfolgen darf, wegen eines überſchießenden 
Teils dagegen das Armenrecht nicht gewährt iſt — ſo wenn 
der Kl. den urſprünglichen Klageanſpruch erweitert, für die Er⸗ 
weiterung das Armenrecht aus irgendwelchen Gründen aber 
nicht bewilligt wird — handelt es ſich um die Geſtaltung der Ge⸗ 
bührenberechnung hinſichtlich des armenrechtsfreien Teils. RG. 
(Eutſch. v. 5. Dez. 1934, V 136/34: JW. 1935, 783) vertritt den 
Standpunkt, daß hierbei dem Anſatz einer Prozeßgebühr ledig⸗ 
lich der Betrag des armenrechtsfreien Teils unterliegt, daß es 
folglich ſo anzuſehen ſei, als wenn lediglich dieſer Betrag in 
Streit ſei und daß deshalb für die Gebührenberechnung ein 
Nebenſtreitwert, der unter anderer Vorausſetzung mitzuberück⸗ 
ſichtigen geweſen wäre, außer Betracht zu bleiben habe. Als 
ſolchen Nebenſtreitwert erachtet RG. denjenigen Betrag, deſſent⸗ 
wegen das Armenrecht bewilligt worden iſt. Dieſer Auffaſſung 
hat ſich auch OLG. Düſſeldorf (Entſch. v. 12. Sept. 1935: JW. 
1935, 3577) angeſchloſſen. Sie verſtößt jedoch nach Auffaſſung 
des Senats einmal ſchon gegen den Grundgedanken des Armen- 
rechts, daß nämlich diejenige Partei, der das Armenrecht be⸗ 
willigt iſt, im Umfang der Bewilligung Anſpruch auf völlig 
koſtenloſe Prozeßführung hat. Daraus ergibt ſich, daß auch nur 
eine mittelbare höhere Belaſtung der armen Partei, falls ſie 
über den armenrechtsgedeckten Teil hinaus noch einen armen⸗ 
rechtsfreien Anſpruchsteil geltend macht, unzuläſſig iſt. Solche 
mittelbare Mehrbelaſtung der armen Partei würde es aber be— 
deuten, wenn ihr Geſamtanſpruch nunmehr gebührenmäßig in 
zwei ſelbſtändige Anſprüche zerlegt und wenn wegen des armen 
rechtsfreien Teils die Gebühr fo berechnet würde, als wenn nur 
dieſer Anſpruch im Rechtsſtreit geltend gemacht würde. 

Damit wird ferner gegen den allgemeinen Verfahrens- und 
Koſtengrundſatz verſtoßen, daß die Gebühren ſtets nur nach 
einem einheitlichen und nicht nach einem doppelten Streit⸗ 
wert errechnet werden können, wie ſich aus §83 ZPO., der auch 
für die Gebührenberechnung Geltung hat ($17 GKG), ergibt. 
Denn danach ſind mehrere — ſelbſtändige — in einer Klage 
geltend gemachte Anſprüche zuſammenzurechnen, ſo daß in der 
Inſtanz es keine höhere Gebühr als von dem Geſamtſtreit⸗ 
wert gibt. Daß dies erſt recht bei einem einzigen ſelbſtän⸗ 
digen Anſpruch gilt, der nur durch Klagerweiterung ſeinem 
Umfang nach eine Erhöhung erfahren hat, bedarf kaum der Er⸗ 
örterung (fo auch Rittmann⸗Wenz 9, zu 874; 4 zu § 14: 
„Wird der Antrag nachträglich erweitert, ſo wird die Gebühr 
nunmehr neu von dem Geſamtbetrage der Gegenſtände berech— 
net und der ſich gegenüber der früheren Berechnung ergebende 
Mehrbetrag erhoben“). 


Die vom RG. vorgenommene Einführung eines „Neben⸗ 
ſtreitwerts“, d. h. ſomit die Zerlegung des Streitwertes des Pro⸗ 
zeſſes in einen Haupt⸗ und einen Nebenſtreitwert, iſt daher 
willkürlich und findet im Geſetz keine Stütze. Es gibt vielmehr 
nur den einen Geſamtſtreitwert, bei dem es begrifflich auch 
dann bleibt, weun dieſer nicht von Anfang an in voller 
Höhe vorhanden iſt, ſondern ſich durch Anſpruchserhöhung im 
Laufe des Rechtsſtreits erſt auffüllt. Dieſer Geſamtſtreitwert be⸗ 
dingt auch eine einheitliche Geſamtgebühr. Wie 
dieſe Gebühr im einzelnen ſich zuſammenſetzt, d. h. wie die für 
einzelne Teile des Geſamtſtreitwerts geſchuldeten Gebühren⸗ 
anteile gedeckt ſind, ob durch Zahlung oder durch Armenrechts⸗ 
bewilligung, und ob demnach die geſamte Gebühr oder nur 
ein Teil davon zur Hebung gelangt, bedingt für die geſchuldete 
Geſamtgebühr keine Veränderung. Zu zahlen iſt in jedem Falle 
ſtets nur der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem nicht anzuſetzen⸗ 
den (armenrechtsgedeckten) und dem anzuſetzenden (ungedeckten) 
Gebührenanteil. Daß alſo dieſe Gebühr unter Umſtänden, ſo 
insbeſ. mit Rückſicht auf die Auswirkungen des Armenrechts 
für einen Teil des Streitwerts rechneriſch zu zerlegen 


iſt, kann niemals zu einer 100/100 überſteigenden Gebühren⸗ 
höhe führen. 

Iſt daher für einen Teil des geltend gemachten Anſpruchs 
das Armenrecht bewilligt und darf inſoweit eine Gerichtsgebühr 
nicht in Anſatz gebracht werden, ſo ſchuldet folgerichtig die Par⸗ 
tei wegen des armenrechtsfreien überſchießenden Be⸗ 
trages auch nur den überſchießenden Gebührenbetrag, d. h. den 
Unterſchiedsbetrag zwiſchen demjenigen Teil der Ge⸗ 
ſamtgebühr, der der vollen Gebühr für den armenrechtsgedeck⸗ 
ten Teil entſpricht, und der Geſamtgebühr. Dies hat der Senat 
bereits in der Entſch. v. 19. Febr. 1929, 20 Wa 28/29 aus⸗ 
geſprochen. Dortſelbſt war das Armenrecht bei einem Geſamt⸗ 
ſtreitwert von 130 000 .2.# nur für 50 000 , bewilligt. Die 
vom Kl. zu entrichtende Prozeßgebühr war nicht etwa nach 
einem Streitwert von 80 000 / als ſelbſtändige Gebühr zu 
errechnen, ſondern nur nach dem Unterſchiedsbetrag der Gebühr 
für 50 000 und für 130 000 %%, 

Die Probe auf dieſe Berechnung beſtätigt ihre Richtigkeit. 
Angenommen, daß Armenrecht ſei zunächſt für den vollen An⸗ 
ſpruch von 2000 , “/ bewilligt, jo daß ein Gebührenanſatz nicht 
in Frage kommt. Nunmehr Entziehung wegen 500 . Nach 
Auffaſſung des RG. würde nunmehr der unverändert gebliebene 
Streitwert ſich ſpalten in einen gebührenpflichtigen, d. h. einen 
Hauptſtreitwert von 500 % und einen gebührenfreien, d. h. 
einen Nebenſtreitwert von 1500 7%. Danach würde eine Nach⸗ 
zahlungsanordnung wegen der 500.2. Teilbetrag nach reichs⸗ 
gerichtlicher Auffaſſung nicht nur die Differenz der Gebühr für 
1500 , = 40 Ha, und 2000 , = 50 Hel, alſo 10 Mal, 
ſondern die volle Gebühr nach 500 %% mit 15 H fällig machen. 
Folgerichtig müßte man dann eine ſpätere Nachzahlung auch 
wegen der reſtlichen 1500 %% eine Gebühr von 40 H und 
danach eine Geſamtgebühr von 55 , ſtatt richtig nur 50 Au 
fällig machen. Dieſe Folge lehnt nun aber RG. ab, indem es 
nunmehr den Ausgleich durch Berückſichtigung des früheren An⸗ 
ſatzes herbeiführen, mit anderen Worten für den zweiten Teil 
des Streitwerts nur die Gebührendifferenzberechnung heran⸗ 
ziehen will, die richtigerweiſe von Anfang an hätte angewandt 
werden müſſen und das — immerhin nur gewaltſam heran⸗ 
gezogene — Hilfsmittel des „Ausgleichs“ entbehrlich macht. 

Der Grundſatz iſt danach der, daß der Koſtenſchuldner, dem 
das Armenrecht bewilligt iſt, Anſpruch darauf hat, in voller 
Höhe der Bewilligung gerichtskoſtenfrei das Verfahren zu bes 
treiben, daß alſo, wenn das Armenrecht nur für einen Teil des 
Anſpruchs bewilligt iſt, die vollen Gebühren für dieſen Teil von 
der an ſich geſchuldeten Geſamtgebühr geſtundet ſind und deshalb 
für die Berechnung zunächſt außer Betracht zu bleiben haben. 
Daraus folgt zwangsläufig, daß die Reſtſchuld nur den Unter⸗ 
ſchiedsbetrag dieſer Gebühr zur Geſamtgebühr ausmacht und 
nur inſoweit eine Gebühr erhoben werden darf (ſo auch bereits 
eingehend Gaedeke: ZW. 1935, 3578, Anm. zu OLG. Düſ⸗ 
ſeldorf). 

Vorausſetzung für die Anwendbarkeit dieſes Grundſatzes 
iſt jedoch in jedem Falle, daß die Partei, gegen welche die Koſten 
angeſetzt werden, Koſtenſchuldner bzgl. des Geſamt⸗ 
ſtreitwertes iſt. Dies iſt zum Beiſpiel der Fall bei Erwei⸗ 
terung der Klage, wenn für den erweiterten Teil das Armen⸗ 
recht verſagt iſt, bei Erweiterung der Berufung, während nur 
für den urſprünglichen Berufungsantrag, nicht für die Erhöhung 
das Armenrecht bewilligt iſt. Die Rechtslage iſt dagegen eine 
völlig andere, wenn die Partei überhaupt nur Koſtenſchuld⸗ 
nerin wegen eines armenrechtsfreien Anſpruchs iſt, d. h. 
wenn ſie auch ohne Rückſicht auf irgendwelche Armenrechtsbewil⸗ 
ligung ohnehin nur wegen desjenigen Anſpruchs als Koſten⸗ 
ſchuldnerin haftet, der nunmehr mit der Gebühr belegt werden 
ſoll. Dann verſagt obiger Grundſatz. Denn wogegen die Par⸗ 
tei ein Geſamtſtreitwert nicht gilt und kein Gebührenbetrag 
gegen ſie zugrunde gelegt werden kann, kann er folglich auch 
nicht für ſie gelten mit der Folge, daß die Berechnung der von 
ihr geſchuldeten Gebühr zu einer etwaigen Armenrechtsbewilli⸗ 
gung und damit zu einer Befreiung von irgendwelcher Koſten⸗ 
ſchuld in Beziehung zu ſetzen iſt. Vielmehr handelt es ſich dann 
um einen dieſer Partei gegenüber koſtenrechtlich von vornher⸗ 
ein ſelbſtändig zu behandelnden Anſpruch und damit um eine 
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Gebührenberechnung allein nach dieſem Anſpruch. Mit anderen 
Worten, es gelten hier die allgemeinen Grundſätze für die Be⸗ 
rechnung der Gebühren, unbeeinträchtigt durch irgendwelche 
Armenrechtswirkung. Für die Berechnung nur eines Gebühren⸗ 
unterſchiedsbetrages fehlt es ſoweit hier ſchon an den tatſäch⸗ 
lichen Vorausſetzungen. 

Ein derartiger Fall liegt dann vor, wenn dem obſiegen⸗ 
den Kl. als BerBekl. das fog. notwendige Armenrecht bewilligt 
iſt, er Anſchlußberufung wegen Erhöhung des ſiegreich durch⸗ 
geführten Klageanſpruchs erhebt, dafür aber das Armenrecht 
nicht erhält. Hier iſt er Koſtenſchuldner, nämlich als Antrag⸗ 
ſteller der Iuftanz gem. 8 77 GKG. nur wegen der Anſpruchs⸗ 
erweiterung geworden. Dieſe bildet mithin für die Be⸗ 
rechnung ſeiner Koſtenſchuld einen ſelbſtändigen Anſpruch. Ihm 
gegenüber kann daher eine Gebühr, d. h. hier die Prozeßgebühr 
für die Berufung, nur voll nach dieſem Anſpruch in Anſatz ge⸗ 
bracht werden. Für die Berechnung nur eines Unterſchiedsbetra⸗ 
ges fehlt es an der zweiten Gebühr, von der rechneriſch aus⸗ 
gegangen werden könnte. Daß gleichwohl der Streitwert der 
Inſtanz auch in derartigen Fällen durch Hinzurechnung des 
Anſpruchs der Anſchlußberufung zu dem bisherigen Streitwert 
der Berufung doch ein einheitlicher iſt und daß auch in ſol⸗ 
chem Falle die in der BerInſt. insgeſamt erwachſende Pro⸗ 
zeßgebühr nur nach dieſem Geſamtſtreitwert berechnet werden 
darf, iſt kein Widerſpruch zu vorſtehender Feſtſtellung. Denn 
jede der Parteien, d. h. jeder der beteiligten Koſtenſchuldner 
haftet für dieſe Gebühr in Höhe der vollen, für ihren An⸗ 
ſpruch erwachſenen Prozeßgebühr. 

Dieſe Rechtslage beſteht folglich hier. Der Kl. kann ſich 
naturgemäß nicht auf ſein Armenrecht berufen, weil dieſes ihn 
nicht als Koſtenſchuldner der Prozeßgebühr trifft und deshalb 
von ihm für die Berechnung der nunmehr geſchuldeten Prozeß⸗ 
gebühr für die Anſpruchserweiterung nicht herangezogen wer—⸗ 
den kann. 

Je nach der verfahrensrechtlichen Lage ändert ſich auch die 
gebührenrechtliche Lage, daß für eine Partei zwar nicht in 
der Verteidigung, wohl aber, wenn und ſoweit ſie Angreifer 
in der Inſtanz wird, eine Koſtenhaftung erwächſt. 

Würde es ſpäter dazu kommen, daß der Ber Bekl. und An⸗ 
ſchlußberufungskläger in die geſamten Koſten der Berufung ver⸗ 
urteilt wird, dann iſt er hinſichtlich der Urteilsgebühr in 
vollem Umfange Koſtenſchuldner geworden. Folglich tritt hier 
wieder der Grundſatz in Wirkſamkeit, daß von dieſer einheit⸗ 
lichen vom Bekl. geſchuldeten Gebühr infolge der Armenrechts⸗ 
bewilligung derjenige Betrag zunächſt außer Anſatz zu bleiben 
hat, der der vollen Gebühr für den durch die Armenrechtsbewil⸗ 
ligung gedeckten Betrag entſpricht. Die Urteilsgebühr würde 
dann alſo wiederum nur nach dem Unterſchiedsbetrag zwiſchen 
dieſer Gebühr und der Gebühr für den Geſamtſtreitwert zu be 
rechnen fein. 

Geht man von dieſen Erwägungen aus, dann iſt vorliegend 
die Berechnung der Prozeßgebühr nach einem ſelbſtändigen 
Streitwert von 2050 .2.% mit 76,50 Y nicht zu beanſtanden. 

(K., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 19. Juni 1937, 20 Wa 118/37.) 
* 

54. KGG. — 829 GK. Gleichzeitige Anzeige eines außer⸗ 
gerichtlich geſchloſſenen Vergleichs und der Klagerücknahme ſchließt 
die Ermäßigung der Prozeßgebühr nicht aus. 

Zu Unrecht berufen ſich die Vorinſtanzen auf die Rſpr. des 
Koſtenſenats dafür, daß hier eine Anwendung des 829 GKG. des⸗ 
halb nicht mehr möglich ſei, weil der Rechtsſtreit durch Mitteilung 
des — außergerichtlich geſchloſſenen — Vergleichs ſeine Erledigung 
gefunden habe. Der Senat hat zwar in ſtändiger Rſpr. anerkannt 
und daran feſtgehalten, daß eine Ermäßigung der Prozeßgebühr 
durch Erklärung der Klagerücknahme dann nicht mehr eintreten 
kann, wenn in einem dem Gericht angezeigten außergerichtlichen 
Vergleich über die Tragung der Koſten eine Vereinbarung ge⸗ 
troffen worden iſt und wenn, nachdem der Vergleich ſeinem weſent⸗ 
lichen Inhalt nach dem Gericht mitgeteilt worden iſt, dann ſpäter 
noch die Klagerücknahme erklärt wird. Denn koſten rechtlich 
hat bereits die Vergleichsmitteilung den Prozeß beendet, mag auch 
verfahrensrechtlich für eine Klagerücknahme noch Raum ſein. 

Der Senat hat indes niemals ausgeſprochen, daß in einem 
Fall, in dem in einer Urkunde Mitteilung vom Vergleich gemacht 
und gleichzeitig die Klagerücknahme erklärt wird, es etwa ent⸗ 
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ſcheidend darauf ankäme, ob zunächſt die Klagerücknahme und dann 
die Vergleichsmitteilung erklärt wird, oder ob zunächſt der Ver⸗ 
gleich ſeinem weſentlichen Inhalte nach mitgeteilt wird und ob dann 
— wie hier — auf Grund des Vergleichs die Klagerücknahme er⸗ 
klärt wird. Eine derartige formaliſtiſche Handhabung würde dem 
Sinne der Ermäßigungsvorſchrift des 8 29 nicht mehr entſprechen 
und ſchließlich zu einer Vergewaltigung des Willens der Parteien 
führen, wie auch zugleich den Sinn und die Tragweite einer ſol⸗ 
chen gemeinſchaftlichen Erklärung verkennen. Denn in aller Regel 
u die Partei kein Intereſſe daran, den Vergleich dem weſentlichen 
Inhalt nach mitzuteilen, wohl aber daran, die verfahrensrechtliche 
Beendigung des Prozeſſes herbeizuführen und die Klage zurück⸗ 
zunehmen. Wenn alſo beides in einer gemeinſchaftlichen Erklärung 
geſchieht, ſo iſt die Vergleichsmitteilung regelmäßig nicht anders 
als die Begründung für die zugleich erklärte Klagerücknahme zu 
werten, kann alſo nicht koſtenrechtlich ſelbſtändig in dem Sinne 
gehandhabt werden, daß, weil ſie etwa zufälligerweife am Anfafig 
der abgegebenen Erklärung ſteht, damit koſtenrechtlich die Beendi⸗ 
gung des Prozeſſes herbeigeführt würde und der zeitlich im An⸗ 
ſchluß daran abgegebenen Rücknahmeerklärung koſtenrechtlich des⸗ 
halb nicht mehr die Wirkung der Ermäßigung der Prozeßgebühr 
gem. § 29 GRB. beigemeſſen werden könnte. Die gleiche Beurtei⸗ 
lung hat naturgemäß Platz zu greifen, wenn etwa die beiden 
Erklärungen in zwei getrennten Urkunden gleichzeitig bei Gericht 
eingehen. In keinem dieſer Fälle liegt eine „ſpätere“ Klagerück⸗ 
nahme im Sinne der Rſpr. des Senats vor, die lediglich verhin⸗ 
dern will, daß, nachdem dem Willen der Parteien gemäß der 
Rechtsſtreit durch, ſei es auch nur außergerichtlichen Vergleich 
beigelegt worden iſt, ſpäter noch außerdem die Vergünſtigung 
des § 29 durch einen nach dem Willen der Parteien an ſich über⸗ 
en prozeſſualen Akt zugunſten der Partei herbeigeführt 
wird. 
(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 9. Aug. 1937, 20 W 3985/37.) 
* 

55. KG. — 88 29, 30 GKG.; 8 271 ZPO. Die Klage⸗(Be⸗ 
rufungs⸗) Rücknahmeerklärung muß nicht unbedingt ſörmlich ab⸗ 
gegeben werden. 

„Die Erinnerung beanſtandet den Anſatz der Prozeßgebühr 
für die Anfechtungsklage mit der Begründung, daß dem Bekl. und 
Berͤl. das Armenrecht für die Anfechtungsklage verweigert wor⸗ 
den ſei, und er daraufhin dieſe habe fallen laſſen. Dieſe Bean⸗ 
ſtandung iſt inſofern begründet, als der Anſatz der vollen Gebühr 
ſich nicht aufrecht erhalten laßt, vielmehr unter Anwendung des 
§ 30 GRG. nur die ermäßigte Prozeßgebühr gegen den BerKl. 
anzuſetzen iſt. Zwar bedarf es für die Anwendung des $ 30 GKG. 
(Ermäßigung der Prozeßgebühr bei Berufungsrücknahme) nach der 
grundſätzlichen Entſch. des Sen. 20 Wa 18/35 v. 2. Febr. 1935 der 
förmlichen Rücknahme des Rechtsmittels, und zwar aus der 
Erwägung heraus, daß die Vergünſtigung des $ 30 GKG. — 
ebenſo wie auch bei der Ermäßigung der Prozeßgebühr im Falle 
der Klagerücknahme $ 29 GKG. — nur dann Platz greifen kann, 
wenn endgültig das Verfahren im ganzen oder in Höhe eines 
beſtimmten Teiles des Anſpruches, infolge der Rücknahme des 
Rechtsmittels (der Klage) ſeine Erledigung gefunden hat. An⸗ 
dernfalls könnte die Ermäßigung auch ſolchen prozeſſualen Tat⸗ 
beſtänden zugute kommen, die eine jederzeitige Aufnahme und 
Fortführung des Verfahrens, auch hinſichklich der zunächſt nicht 
weiter verfolgten Anfpritche ermöglichen. Dies iſt nicht der Sinn 
der erwähnten Ermäßigungsvorſchriften, wie insbeſ. deutlich dar⸗ 
aus hervorgeht, daß in § 30 Satz 1 GG. die Ermäßigung nur 
bei Verwerfung der Berufung als unzuläſſig, d. h. nur im Falle 
ſicher feſtſtehenden Abſchluſſes der Inſtanz inſoweit vorgeſehen iſt, 
und daß nach Satz 2 daſelbſt „das Gleiche“ gilt, wenn das Rechts⸗ 
mittel vor Beſtimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung 
zurückgenommen wird. Der Senat vermag ſich deshalb auch bei 
erneuter Prüfung dem von Jonas ⸗ Hornig 1937, Anm. 3 zu 
§ 29 GRGS. und Anm. 2 zu § 30 GKG. vertretenen Standpunkt, 
daß als Klagerücknahme i. S. des GKG. allgemein jede an das 
Gericht gerichtete Willensäußerung angeſehen werden muſſe, aus 
der ſich ergebe, daß der Kl. das in der Klage enthaltene Begehren 
nicht mehr aufrecht erhalten wolle, und daß als Rechtsmittelrück⸗ 
nahme dementſprechend jede, dem Gericht zugegangene, ausdrücklich 
oder ſinngemäß dahingerichtete Erklärung, das Rechtsmittel nicht 
weiter verfolgen zu wollen, in dieſer tatbeſtandlich nicht ausreichend 
abgegrenzten Allgemeinheit nicht anzuſchließen. Denn damit wür⸗ 
den unverdienterweiſe auch ſolche Tatbeſtände der Ermäßigung 
unterworfen, in denen äußerlich zwar die Möglichkeit, daß eine 
Partei endgültig ihre urſprünglichen Anträge nicht mehr oder 
nicht mehr in voller Höhe, weiter verfolgen wollte, beſteht, dies 
auch äußerlich der Wille der Partei zu ſein ſcheint, während tat⸗ 
ſächlich ein ſolcher Wille nicht beſteht und vielleicht ſogar im 
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Einzelfalle von der Partei dann ſpäter gegenteilig verfahren wird. 
Der Senat muß deshalb an dem von ihm aufgeſtellten Grundſatz 
feſthalten, daß diejenige Partei, die in den Beſitz der geſetzlichen 
Gebührenermäßigung der SS 29, 30 GKG. gelangen will, durch 
förmliche Rücknahme, ſei es der Klage, ſei es der Berufung, in⸗ 
ſoweit endgültigen Abſchluß des Verfahrens herbeiführt. 

Gleichwohl würde es zu einer Uberbewertung der 
formalen Erforderniſſe Ka wenn nicht in ſolchen 
Fällen eine Ausnahnte von dieſem Grundſatz als zuläſſig an⸗ 
erkannt würde, in welchem die beſonderen Umſtände eindeutig er⸗ 
geben, daß in der Tat die Erklärung der Partei, einen beſtimmten 
Anſpruch fallen zu laſſen, oder das Verfahren nicht weiter be⸗ 
treiben zu wollen, ihre endgültige Entſch. bedeutet und damit 
tatſächlich wie rechtlich der Rücknahmeerklärung i. S. der 88 271, 
517 3PO. gleichſteht. Daß an eine ſolche Ausnahme ein ſtrenger 
Maßfſtab anzulegen iſt, verſteht fi nach dem Aufgeführten von 
ſelbſt. Solche Ausnahme kann aber nach Anſicht des Senats 
regelmäßig dann anerkannt werden, wenn eine Partei für die 
Verfolgung ihrer Anſprüche um das Armenrecht nachgeſucht hat 
und damit — als die Regel — zu erkennen gegeben hat, ohne⸗ 
dem das Verfahren nicht betreiben zu können. Wenn in einem 
ſolchen Falle der Partei das Armenrecht für einen Teil des gel⸗ 
tendgemachten Anſpruchs oder für einen von mehreren geltend⸗ 
gemachten Anſpruch verſagt wird, und ſie daraufhin die ausdrück⸗ 
liche Erklärung abgibt, ihre Anträge fallen zu laſſen, ſoweit ihr 
nicht das Armenrecht bewilligt worden ſei, ſo würde zwar rein 
objektiv betrachtet die Möglichkeit, im Laufe des Verfahrens doch 
wieder auf dieſe Anträge zurückzukommen, nicht ohne weiteres 
ausgeſchloſſen ſein. Die Sachlage ſpricht jedoch entſcheidend da⸗ 
gegen. Die Wahrſcheinlichkeit eines ſolchen Verfahrens iſt jeden⸗ 
falls fo gering, daß ſie dem Senat nicht ausreichend erſcheint, 
um auch in derartig gelagerten beſonderen Fällen die endgültige 
Rücknahmeerklärung i. S. des GKG. zu verneinen. 

Im vorl. Falle hatte der Bell, nachdem unter Abweiſung 
ſeiner Widerklage, auf die Klage hin die Ehe der Parteien ge⸗ 
ſchieden worden war, Berufung eingelegt, in erſter Reihe An⸗ 
fechtungsklage erhoben und nur hilfsweiſe die Mitſchulderklärung 
der Bekl. beantragt. Nachdem ihm das Armenrecht wegen der 
Anfechtungsklage verweigert und nur für den Hilfsantrag auf 
Mitſchulderklärung bewilligt worden war, und daraufhin wegen 
der Anfechtungsklage ihm die Friſt des § 519 Abſ. 6 ZPO. geſetzt 
und demgemäß die Prozeßgebühr von ihm erfordert war, hat er 
wenige Tage nach Zugang der Koſtenrechnung — noch vor Ter⸗ 
minsanberaumung — zu den Gerichtsakten angezeigt, daß er 
den Antrag auf Nichtigkeitserklärung der Ehe nicht mehr ver⸗ 
leſen, ſondern nur den Mitſchuldigkeitsantrag ſtellen werde. Hier 
laſſen die beſonderen Umſtände nach Anſicht des Senats genügend 
erkennen, daß damit eine Rücknahme der Anfechtungsklage beab⸗ 
ſichtigt geweſen iſt, die ja dann tatſächlich im Laufe des — in⸗ 
zwiſchen durch rechtskräftiges Urteil abgeſchloſſenen — Beru⸗ 
fungsverfahrens nicht mehr verfolgt worden iſt. 

(Kl., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 26. Aug. 1937, 20 Wa 175/37.) 
* 


56. KG. — 8 36 GG; § 794 Ziff. 1 ZPO. Ein ſchriftſätz⸗ 
lich von den Parteien angenommener, im Protokoll enthaltener 
Veraleichsvorſchlag des Gerichts iſt nur ein außergerichtlicher Ver⸗ 
gleich auf den 8 36 GKG. nicht Anwendung findet. 

Der Anſatz der gerichtlichen Vergleichsgebühr aus 836. GKG., 
gegen den ſich die Erinnerung wendet, iſt nicht gerechtfertigt. 

836 GKG. ſieht die Erhebung einer gerichtlichen Ver⸗ 
gleichsgebühr vor, ſoweit der Wert des Vergleichsgegenſtandes den 
Wert des Streitgegenſtandes überſteigt, und zwar für einen „vor 
dem Gericht geſchloſſenen“ Vergleich. Er bezieht ſich ſomit nur auf 
gerichtliche, d. h. ſog. Prozeßvergleiche, kann folglich bei einem 
— ſei es auch dem Gericht mitgeteilten — außergerichtlichen 
Vergleich nicht zur Anwendung kommen (ſo auch Jonas⸗Hor⸗ 
nig 1937, 2 a zu 8 36 GG.). Nur um einen außergerichtlichen 
Vergleich handelt es ſich aber hier. Gemäß Sitzungsprotokoll hat 
das Gericht (Einzelrichter) den Parteien folgenden Vergleichsvor⸗ 
ſchlag gemacht: „Die Bekl. zahlt zur Abfindung mit den eingeklag⸗ 
ten Anſprüchen an den Kl. noch 600 . Der Kl. übernimmt ½/5 
der Koſten der Berufung. Die übrigen Koſten des Rechtsſtreits 
übernimmt die Bekl.“ Die Parteien mögen ſich über dieſen Vor⸗ 
ſchlag binnen zwei Wochen erklären.“ Durch ſchriftſätzliche An⸗ 
zeigen haben beide Parteien ohne jede Anderung den Vergleichs⸗ 
vorſchlag angenommen. Dieſe Art des Vergleichsſchluſſes erfüllt 
aber nicht die Erforderniſſe eines gerichtlichen Vergleichs. Denn 
deſſen Weſen beſteht darin, daß er „vor Gericht“ geſchloſſen wird, 
d. h. daß die Parteien ihre Erklärungen mündlich vor Gericht ab⸗ 
geben. Es muß alſo die äußere Form, die allgemein für mündliche 
Prozeßhandlungen erfordert wird, eben die mündliche Erklärung 


gewahrt ſein, ſoll der Vergleich als gerichtlicher Vergleich wirkſam 
fein (Jonas II 2d zu § 794 ZPO.). Es müſſen alſo die Ver⸗ 
gleichsabreden als ganzes vor Gericht mündlich erklärt ſein. Daß 
nach 88 160 Abſ. 2 Ziff. 1, 162 ZPO. die Erklärungen der Par⸗ 
teien zu Protokoll genommen und alsdann den Parteien auch vor⸗ 
geleſen oder von den Parteien durchgeſehen und genehmigt worden 
ſein müſſen, iſt zwar nicht für die Wirkſamkeit des Vergleichs als 
ſolchen ausſchlaggebend, wohl aber bildet die Wahrung dieſer Vor⸗ 
ausſetzungen die Bedingung der Vollſtreckbarkeit des gerichtlichen 
Vergleichs, da ohnedem eine vollſtreckbare Ausfertigung nicht er⸗ 
teilt werden könnte (Jonas a. a. O.). Erheblich für die Frage, 
ob eine Einigung der Parteien ſich als gerichtlicher Vergleich dar⸗ 
ſtellt, iſt alſo, ob der Vergleich als ganzes vor Gericht geſchloſſen 
worden iſt, d. h. ob alle weſentlichen Merkmale der Einigung 
der Parteien vorhanden ſind, die Parteien dieſe alſo vor Gericht 
bereits vollſtändig erklärt haben. Das iſt aber nicht der Fall, wenn 
das Gericht nur erſt einen Vergleichsvorſchlag macht und dieſen 
in das Protokoll aufnimmt und den Parteien anheim gibt, ſich 
über die Annahme dieſes Vorſchlages zu erklären. Nur wenn die 
beiderſeitige Annahmeerklärung nunmehr gleichfalls „vor Gericht“, 
d. h. mündlich von beiden Teilen erklärt würde, würden die Merk⸗ 
male eines vor Gericht geſchloſſenen, d. h. eines regelrechten Pro⸗ 
zeßvergleichs vorliegen. Die nur ſchriftliche Annahmeerklärung bei⸗ 
der Teile, mag ſie auch unverändert den gerichtlichen Vorſchlag 
annehmen, vermag die bisher nur erſt gerichtsſeitig vorliegende 
Vergleichsanregung noch nicht zu einem gerichtlichen Vergleich zu 
ſtempeln. Wenn auch auf dieſe Weiſe eine Einigung der Parteien 
erzielt werden kann, ſo iſt dieſe doch immer nur als außergericht⸗ 
liche Einigung der Parteien wirkſam. 

Der UrkB. durfte daher den §S 36 GKG. nicht zur Anwen⸗ 
dung bringen. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Aug. 1937, 20 W a 160/37.) 
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57. OLG. — 83 ZengGebD.; 8 10 Abſ. 1 UmiSt®, Der 
Sachverſtändige, dem die Vergütung nach § 3 zu gewähren iſt, kann 
die Umſatzſteuer geſondert anfordern. 

Die Frage, ob neben der Vergütung der gerichtlichen Sach⸗ 
verſtändigen die Umſatzſteuer geſondert angefordert werden kann, 
ift umſtritten (vgl. Wegner, „Deutſche Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverſtändige“, 8. Aufl., 83 Anm. 77). Gegen die 
Zuläſſigkeit geſonderter Anrechnung haben ſich außer den bei 
Wegner genannten Gerichten (KG., LG. Berlin und OLG. 
Jena) auch ausgeſprochen OLG. Breslau: HöchſtRRſpr. 35 Nr. 626 
— für die Zuläſſigkeit der Anforderung außer den dort genann⸗ 
ten (OLG. Hamm, OLG. Braunſchweig, BayOb s.) auch das 
OLG. Düſſeldorf: JW. 1935, 63. 

Der Senat entſcheidet ſich dahin: Wenn, wie im vorl. Fall, 
dem Sachverſtändigen die Vergütung nach 83 Zeugcheb O. zu ges 
währen iſt, ſo kann er die Umſatzſteuer geſondert anfordern. Die 
gegen dieſe Auffaſſung angeführten Gründe ſind nicht überzeugend. 
Unter dem Wortlaut des § 10 Abſ. 1 Satz 2 UmſStGG. — „wenn 
als Entgelt geſetzlich bemeſſene Gebühren eingeſetzt werden“ — 
können auch Rahmengebithren verſtanden werden, wie fie 83 
ZeugchebO. vorſteht. Prüft man Sinn und Zweck jener Beſtim⸗ 
mung des UnjSt®., fo ergibt ſich folgendes: Das UmſStch. geht 
von der grundſätzlichen Überwälzbarkeit der Umſatzſteuer aus. Die 
Überwälzung ſoll aber regelmäßig verdeckt, d. h. durch Einkalku⸗ 
lieren in den Preis der Ware oder Leiſtung geſchehen. In Fällen, 
in denen das Entgelt durch geſetzlich feſtgelegte Gebühren in einer 
Weiſe empfangen wird, daß eine verdeckte Überwälzung auf den 
Gebührenſchuldner nicht möglich iſt, bliebe an ſich die Umſatzſteuer 
auf dem Steuerſchuldner laſten. Um auch für dieſe Fälle den 
Grundſatz der Überwälzung aufrecht zu erhalten, wird dem Steuer⸗ 
ſchuldner durch die Beſtimmung des § 10 Abſ. 1 Satz 2 die offene 
Überwälzung geſtattet. Es fragt ſich, ob bei der Sachverſtändigen⸗ 
vergütung nach 83 ZeugGebO. auch ein Sachverhalt gegeben iſt, 
der demjenigen entſpricht, auf welchen danach die Ausnahmebeſtim⸗ 
mung des § 10 Abſ. 1 Satz 2 UmfSt®. abgeſtellt iſt. In den die 
Zuläſſigkeit verneinenden Entſch. anderer Gerichte wird ausgeführt, 
daß durch die Rahmenbeſtimmung des 83 Abſ. 1 ZeugGebO. und 
durch die Vorſchrift des §3 Abſ. 2 dieſer GebO. die verdeckte 
Einbeziehung der Umſatzſteuer möglich, ihre geſonderte Anforde⸗ 
rung alſo nicht begründet ſei. Der Senat iſt der Auffaſſung, daß 
die Einrechnung der Umſatzſteuer in die Vergütung mit Hilfe der 
genannten Beſtimmungen dem Zweck und Willen der GebO. nicht 
entſpricht. Denn durch 83 ZeugchebO. iſt als leitender Geſichtspunkt 
für die Ausfüllung des Rahmens einmal die erforderliche Zeit⸗ 
verſäumnis des Sachverſtändigen beſtimmt; für jede angefangene 
Stunde erhält er einen Betrag bis zu 3 %. Indem Abſ. 2 die 


66. Jahrg. 1937 Heft 44] 


Berückſichtigung der Erwerbsverhältniſſe des Sachverſtändigen bei 
Bemeſſung der Vergütung anordnet, gibt das Geſetz die Richtlinie 
für die nähere Feſtſetzung des Stundenbetrags bis zu 3 K; fie 
ſoll unter Berückſichtigung der Erwerbsverhältniſſe des Sachver⸗ 
ſtändigen geſchehen. Endlich iſt für die nach dem Geſetz mögliche 
Erhöhung des Stundenbetrags bis zu 6 A die Schwierigkeit 
der Leiſtung wieder unter Berückſichtigung der Erwerbsverhält⸗ 
niſſe des Sachverſtändigen maßgebend. Neben dieſen Berechnungs⸗ 
grundlagen iſt in dem Geſetz die Berückſichtigung anderer Geſichts⸗ 
punkte für die Bemeſſung der Vergütung nicht vorgeſehen — ab⸗ 
geſehen von den auf die Vorbereitung des Gutachtens verwendeten 
Koſten ſowie die etwa verbrauchten Stoffe und Werkzeuge (83 
Abſ. 3), und ſonſtigen Barauslagen (8 14 ZeugcgeboO.). Auf dieſe 
geſetzlichen Berechnungsgrundlagen kann die Einbeziehung der Um⸗ 
ſatzſteuer in die vom Sachverſtändigen geforderte Vergütung nicht 
geſtützt werden. Will man dies dennoch verlangen, ſo erwartet 
man vom Sachverſtändigen, daß er unter dem Vorgeben, der Zeit⸗ 
aufwand ſei höher geweſen als er in Wirklichkeit war, oder ſeine 
Erwerbsverhältniſſe erforderten einen höheren Betrag für die 
Stunde, die Berechnung ſo geſtaltet, daß die Umſatzſteuer durch te 
gedeckt wird. Dies kann aber nicht der Sinn des 83 ZeugGebd. 
und auch nicht der Wille des UmfSt®. fein. Daher ift gerade 
auch aus den von der Rechtspflege zu vertretenden grundſätzlichen 
Gedanken der Wahrheit und Geſetzmäßigkeit vorzuziehen, die offene 
Anrechnung der Umſatzſteuer dem Sachverſtändigen zu geſtatten. 

(DLS. Stuttgart, 1. ZivSen., Beſchl. v. 12. Febr. 1937, 
1 W 7/37.) 
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58. 88 12, 13 EintStG. 1934; 88 1, 6 StAupG.; SS 1, 8, 
17, 37 RErbhoſch. Es kann für die Einkommenſteuer nicht ans 
erkannt werden, wenn ein Bauer zum gemeinſchaftlichen Betrieb 
feines Erbhofs mit feinen Söhnen eine OHG. gründet, in dieſe 
das Betriebsvermögen des Erbhofs einbringt und ſeinen Söhnen 
als Anteil Bruchteile am Betriebsvermögen abzweigt. f) 

J. Der Beſchwß. iſt Bauer auf einem Erbhof von rund 60 ha. 
Er hat 1935 mit feinen drei erwachſenen Söhnen einen Familien⸗ 
geſellſchaftsvertrag geſchloſſen. Danach hat er als Alleininhaber 
ſeines Erbhofs von dem auf 75 000 f/ geſchätzten beweglichen 
Betriebsvermögen je 15000 %% an feine Söhne ſchenkweiſe ab⸗ 
getreten und fie unter Bildung einer O G. in feinen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb aufgenommen, wobei er in die Oß G. feinen 
auf 75 000 %%% geſchätzten landwirtſchaftlichen Betrieb mit leben⸗ 
dem und totem Inventar, Forderungen und Schulden einbrachte 
und feinen Söhnen für deren Kapitaleinlagen je 15 000 .2.% vom 
Reinvermögen des Betriebs ſchenkungshalber abzweigte. Jeder 
Geſellſchafter ſoll zur Alleinvertretung der Geſellſchaft berechtigt 
fein. An dem Gewinn und Verluſt ſollte der BeſchwF. mit ?/s, 
jeder Sohn mit ¼ ö beteiligt ſein. Im Falle der Kündigung eines 
der Geſellſchafter ſollen die übrigen Geſellſchafter berechtigt ſein, 
die Geſellſchaft unter Übernahme des Betriebs mit Aktiven und 
Paſſiven fortzuführen und den kündigenden Geſellſchafter in bar 
oder Betriebswerten auszuzahlen. Der BeſchwF. verlangt deshalb 
für 1935 Teilung des Gewinnes zwiſchen ihm und ſeinen Söhnen 
auch für die Einkommenſteuer. Die Vorbehörden haben die An⸗ 
erkennung der Geſellſchaft abgelehnt. 

II. Die RBeſchw. des Stpfl. iſt nicht begründet. 

1. Der RFSH. hat in ſtändiger Rſpr. zur Anerkennung einer 
Mitunternehmerſchaft in einem landwirtſchaftlichen oder gewerb⸗ 
lichen Betrieb verlangt, daß die Mitunternehmer nicht bloß an 
der Vetriebsleitung und an dem Gewinn oder Verluſt beteiligt 
ſind, ſondern auch am Anlagevermögen. Das Anlagevermögen be⸗ 
ſteht beim Landwirt, insbeſ. beim Bauern, in erſter Linie im 
Grund und Boden und dann in dem Zubehör des Erbhofs, d. h. 
dem auf dem Hof für die Bewirtſchaftung vorhandenen Vieh, Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Hausgerät, Dünger und den für die Bewirtſchaftung 
dienenden landwirtſchaftlichen Vorräten. Es mag im einzelnen 
Fall bei einem Landwirt, der nicht Bauer iſt, möglich ſein, daß 
ohne Übertragung des Eigentums an den Grundſtücken der Be⸗ 
trieb ſamt Zubehör an einen Dritten übertragen, insbeſ. an eine 
e oder eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts verpach⸗ 
et wird. 

2. Schon vor Erlaſſung des NErbhof®. hat aber auch der 
Ri. in ſtändiger Rſpr. Lohnarbeitsverhältniſſe oder Familien⸗ 
geſellſchaften zwiſchen dem Landwirt und feinen Kindern nicht an⸗ 
erkannt. Er hat vielmehr derartige Verträge nur als Regelung 
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familienrechtlicher Beziehungen oder vorſorgliche Regelung künf⸗ 
tiger Erbſchaft angeſehen, als eine Maßnahme, die nur das Pri⸗ 
vatleben des Landwirts betrifft, aber nicht ſeinen Betrieb, und 
eine Verfügung über das Einkommen des Familienoberhaupts 
darſtellt. Der Aufwand des Landwirts hierwegen iſt Aufwand zur 
Beſtreitung des Haushalts und iſt ſteuerlich auch dann nicht ab⸗ 
ziehbar, wenn die Leiſtungen durch Vertrag in mehr oder weniger 
ernſt gemeinte bindende Verpflichtungen geformt werden. Beſon⸗ 
ders gilt das, wenn es mehr als fraglich iſt, ob die Beſtimmungen 
eines ſolchen Vertrags über Kündigung und Auseinanderſetzung 
überhaupt durchführbar find (ogl. Entſch. des RF. v. 11. Jan. 
1933, VI A 665/32; StW. 1933 Nr. 215). Der RES. ſtützte ſich 
dabei auf Herkommen und Verkehrsauffaſſung in der deutſchen 
Landwirtſchaft. Der BeſchwF. gibt ſelbſt zu, daß die von ihm ge⸗ 
troffene Regelung dem Brauch in ſeiner Heimat nicht entſpricht. 
Im übrigen würde es auch für eine Familiengeſellſchaft nicht ge⸗ 
nügen, daß ohne rechtliche und tatſächliche Beteiligung am An⸗ 
lagevermögen nur beſtimmte Aufgaben oder beſtimmte Verwal⸗ 
tungsgebiete den Söhnen zur ſelbſtändigen Erledigung unter Ge⸗ 
winnbeteiligung übertragen worden ſind. Das Gebot der Gleich⸗ 
mäßigkeit der Veranlagung verbietet die Anerkennung derartiger 
von Sitte und Herkommen abweichender Vereinbarungen. 


3. Noch weniger iſt das beim Erbhof möglich. Hier iſt ein 
Geſellſchaftsvertrag des Bauern mit anderen Geſellſchaftern ſchon 
deshalb nicht anzuerkennen, weil er nach dem Sinn und Zweck des 
RErbhof®. nicht durchführbar iſt. Denn danach iſt der Bauer 
Alleineigentümer des Erbhofs. Der Erbhof kann nicht im Eigen⸗ 
tum mehrerer Perſonen ſtehen (§ 17 RErbhofc.). Das gilt nach 
88 NErbhofch. auch für das Hofzubehö® Der Erbhof iſt grund⸗ 
ſätzlich — und zwar auch für das Zubehör — unveräußerlich und 
unbelaftbar (837 RErbhoj®.). Es war alſo rechtlich unmöglich 
und unzuläſſig, daß der Beſchw§. das Eigentum am Hofzubehör 
auf eine von ihm und feinen ſämtlichen Söhnen gebildete OßG. 
übertrug. Der Bauer iſt gar nicht in der Lage, durch Abtretung 
von Betriebsvermögen des Erbhofs ein Miteigentum der Söhne 
am Anlagevermögen des Betriebs oder ſeinen weſentlichen Teilen 
herbeizuführen. Es iſt auch fraglich, ob er dies mit Genehmigung 
des ErbhG&er. tun könnte. Jedenfalls hat er eine ſolche Genehmi⸗ 
gung weder erſtrebt noch erhalten. Es entſpricht aber auch den 
Grundgedanken des Erbhof®., jede derartige innere Teilung oder 
Vergeſellſchaftung des Betriebes auszuſchließen. Der Erbhof kann 
nur als geſchloſſenes Ganzes einem anderen übergeben werden, 
und auch dann nur im Wege der Vorwegnahme der Anerbenfolge 
durch Übergabevertrag, aber nicht durch Übertragung des Betriebs 
an eine auch mit den anderen Söhnen gebildete Geſellſchaft. Auch 
die Verpachtung an eine ſolche Geſellſchaft iſt ohne Genehmigung 
des Anerb®. unzuläſſig; es iſt aber auch fraglich, ob das Anerbcg. 
eine derartige Verpachtung genehmigen könnte. Der Erbhof kann 
daher auch nicht in die Verwaltung und Nutznießung einer Ge⸗ 
ſellſchaft bürgerlichen Rechts übertragen werden. Der Bauer iſt 
nach dem Erbhof. pflichtgebundener alleiniger Herr des Betrie⸗ 


bes. Er darf nichts tun, was einer Störung der einheitlichen Be⸗ 


wirtſchaftung und einer Zerſplitterung des Hofs und ſeines 
Betriebs Vorſchub leiſten würde. Eine Teilung des Erbhofs 
unter die Kinder oder eine Übertragung des Erbhofs an eine Ge⸗ 
meinſchaft der Kinder kommt nicht in Frage, auch nicht im Wege 
der Bildung einer Geſamthandsgemeinſchaft mit den Kindern. Die 
Jungbauern ſollen grundſätzlich nur Gehilfen des den Betrieb 
allein führenden Bauern und nicht mit gleichem Recht neben ihm 
ſtehende Mitberechtigte ſein. Die Familie, die Sippe hat gegenüber 
dem Bauern nur das Recht, durch Ausſtattung u. dgl. vor Not 
geſchützt zu werden, aber ſie hat kein poſitives Einwirkungsrecht 
und keinerlei Miteigentum am Erbhof ſamt Zubehör zu Lebzeiten 
des Bauern (vgl. auch Entſch. des RErbhGer. v. 10. Dez. 1936, 
3 RB 459/36: JW. 1937, 1010 28 RdRN. 1937, 120). Nur der 
Bauer hat über den Hof zu entſcheiden und ihn zu verwalten. Es 
iſt nicht möglich, durch einen Vertrag die Familie zur Herrin 
des Hofes in Form einer Geſellſchaft oder einer Gemeinſchaft zur 
geſamten Hand zu machen, wo nur noch der geſamte Wille der 
Geſellſchafter, oder gar deren Mehrheit, nicht mehr der Einzelwille 
des Bauern herrſchen würde (vgl. Schmietendorf, „Eigen⸗ 
tum am Erbhof“ S. 43), ja ſogar bei Meinungsverſchiedenheiten 
der Bauer oder der Anerbe durch einfache Kündigung vom Betrieb 
und vom Eigentum am Zubehör ausgeſchloſſen werden könnte. Wie 
ſoll übrigens ſolchenfalls die Auseinanderſetzung am Erbhofzubehör 
und den Erbhofſchulden durchgeführt werden? Es kann daher nicht 
durch ſolche Verträge der Sippe das geſamthänderiſche Eigentum 
am Erbhof, insbeſ. am Erbhofzubehör unter Gründung einer OHG. 
od. dgl. übertragen werden. Nur ein Bauer ſoll auf dem Hof 
herrſchen und nur einen Eigentümer foll der Erbhof haben. 
Demgemäß verlangt 8 15 NExbhof®. vom Bauern auch die Fähig⸗ 
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keit, den Hof ordnungsmäßig zu bewirtichaften. Kann er das nicht 
mehr — auch nicht bei weitgehender Übertragung der Verwaltung 
an die Söhne unter ſeiner Oberleitung —, ſo bleibt ihm nur die 
Möglichkeit, entweder den Hof auf den Anerben zu übergeben oder, 
wenn die Bewirtſchaftung des Hofs für einen Bauern zu viel 
wäre, auf die Teilung des Hofs hinzuwirken. Bemerkt ſei, daß 
auch ein derartiger, das Eigentum an weſentlichen Teilen des 
Erbhofs übertragender Vertrag den zukünftigen Anerben in keiner 
Weiſe binden könnte. 

Unter dieſen Umſtänden ſtellt ſich die vom AnerbG. nicht ge⸗ 
nehmigte Übertragung des Betriebes ſamt dem Erbhofzubehör auf 
eine OHG. oder eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts gleicher Art 
als ein Verſtoß gegen das Veräußerungs- und Belaſtungsverbot 
in 837 RErbhof®. dar, der nach dem Sinn und Zweck des RErb⸗ 
hof®. mit der Verkehrsauffaſſung und insbeſ. der in dem RErb⸗ 
b07®. niedergelegten nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung un⸗ 
vereinbar iſt. Gemäß § 1 Abſ. 1 und 2 StAnp®. müſſen dieſe 
aus dem NErbhof®. ſich ergebenden allgemeinen Rechtsgrundſätze 
auch für die Beurteilung von Rechtsfragen des Steuerrechts gel⸗ 
ten. Die ſteuerliche Beachtung der Vertragsfreiheit hat da ihre 
Grenze, wo die Verträge gegen die allgemeinen Grundgedanken 
nationalſozialiſtiſcher Geſetze verſtoßen. Das iſt aber bei dem vorl. 
Vertrag der Fall. Es braucht deshalb nicht unterſucht zu werden, 
ob es ſich hier um einen Mißbrauch von Formen und Geſtal⸗ 
tungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts i. S. von § 6 StAnp®. 
handeln würde. 

4. Unter dieſen Umſtänden kann die Vereinbarung des 
Beſchwc. mit feinen Söhnen ſteuerlich nur als eine die Wirtſchafts⸗ 
einheit nicht berührende Zuweiſung von Ertragsanteilen zum Zweck 
des angemeſſenen Unterhalts im Hinblick auf die Teilnahme der 
Söhne an der Arbeit, an der Verwaltung und Bewirtſchaftung ge⸗ 
wertet werden. Das iſt aber eine Verwendung von Einkommen des 
Beſchweßß. zu Zwecken des Unterhalts von Familienangehörigen. 
Solche Leiſtungen find nach § 12 EintSt®. ſteuerlich am Ein⸗ 
kommen nicht abziehbar. 

(RFiH., VI. Sen., Urt. v. 23. Juni 1937, VIA 400/37.) 


Anmerkung: Der Bauer, der ſich die Sache mit der OHM. 
ausgedacht hat, iſt ſich vielleicht recht pfiffig vorgekommen. Ju 
Wirklichkeit hat er kurzſichtig gehandelt. Sein Vorgehen verſtößt, 
wie das Urteil zutreffend darlegt, gegen Wortlaut und Sinn des 
REG. Die von ihm erſtrebte Regelung würde vorausſetzen, daß 
der Hof oder doch weſentliche Teile des Betriebsvermögens auf die 
OHG. zu Eigentum übertragen oder an die Geſellſchaft verpachtet 
werden. Beides bedürfte gem. § 37 REG, 5 30 ERV der Geneh⸗ 
migung des ACH; dieſe Genehmigung iſt nicht nachgeſucht, ge⸗ 
ſchweige denn erteilt. 

Der RF. hat den Machenſchaften dieſer Art, die auf eine 
Umgehung ſowohl des RES wie des EintStG. hinauslaufen, mit 
Recht einen wirkſamen Riegel vorgeſchoben. 

Min R. Dr. Vogels, Berlin. 
* 


x 59. 84 Nr. 10 UmfStG. 1934. Auch für das neue Recht 
($4 Nr. 10 UmſStG. 1934) gilt: 

1. Bei der Verpachtung eines Unternehmens iſt aus dem 
umſatzſteuerbaren Entgelt der Teil als umſatzſteuerfrei auszuſchei⸗ 
den, der auf Grundſtücke (und auf Berechtigungen und Rechte. die 
in 84 Nr. 10 UmſSt. 1934 den Grundſtücken gleichgeſtellt find) 
entfällt; es ſei denn, daß der hierauf entfallende Entgeltsteil als 
geringwertig erſcheint. 

2. Was unter „Verpachtungen und Vermietungen“ zu ver⸗ 
ſtehen iſt, iſt nach bürgerlichem Recht zu beurteilen. 

(Ri., 5. Sen., Urt. v. 4. Juni 1937, V A 389/36 8.) 
* 

60. 84 Nr. 11 UmjSt®. 1934. 82 Nr. 13 UmſStc. 1932. 
Bedient ſich eine Kur⸗ oder Krankenanſtalt, die von einem reichs⸗ 
geſetzlichen Verſicherungsträger (uſw.) für umſatzſteuerfreie Lei⸗ 
ſtungen ($2 Nr. 13 UmMSt®. 1932, 8 4 Nr. 11 UmjStG. 1934) 
Entgelte bezieht, zur Darbietung dieſer umſatzſteuerfreien Leiſtun⸗ 
gen eines ſelbſtändigen Erfüllungsgehilfen, ſo iſt dieſer umſatz⸗ 
steuerpflichtig; nur der letzte Umſatz für den der Verſicherungsträ⸗ 
ger das Entgelt zu bezahlen hat, iſt umſatzſteuerfrei. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 12. März 1937, V A 77/36.) 
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61. Durch das Gef. über die Errichtung von Zwangskartel⸗ 
len v. 15. Juli 1933 (RGBl. I, 488) und die BO. des RWiM. 
über die Beſchränkung des Tankſtellennetzes v. 24. Juli 1934 iſt 
an der allgemeinen Zuſtändigkeit der Polizeibehörden, über Ge⸗ 
ſuche um Genehmigung zur Errichtung von Tankſtellen zu ent⸗ 
ſcheiden, nichts Grundſätzliches geändert worden. 

Dieſe Behörden haben vielmehr jedes ſolche Geſuch auf ſeine 
polizeiliche Zuläſſigkeit verantwortlich zu prüfen und, falls ſich 
in irgendeiner Richtung Hinderungsgründe ergeben, von ſich aus 
abzulehnen. Erſt wenn ſie die Genehmigung für unbedenklich hal⸗ 
ten, haben ſie die Sache dem Kreishauptmann vorzulegen und 
konnen die Genehmigung erſt ausſprechen, wenn deſſen „Einwilli⸗ 
gung“ vorliegt. 

(SachſOVG., Urt. v. 25. Juni 1937, 76 J 37). 


* 


62. Für den Beginn der Verjährung von Anliegerleiſtungen 
iſt als Zeitpunkt der Entſtehung des Anſpruchs derjenige der Stra⸗ 
ßenherſtellungsarbeiten maßgebend. Dabei kommt es auf die Frage, 
ob die Straße nur vorläufig hergeſtellt war und noch der endgül⸗ 
tigen Befeſtigung bedurfte, nicht an, wenn ortsrechtlich ſchon da⸗ 
mals eine vorläufige Herſtellung zuläſſig war und die Erſtattungs⸗ 
anſprüche wenigſtens in dieſem Umfange durch ſie bereits hätten 
zur Entſtehung gelangen können. 


(SächſOVG., Urt. v. 7. Mai 1937, 116136.) 
* 


63. Grundſätzliches über den „Anliegergebrauch“ an der 

öffentlichen Straße. 
Der Sondergebrauch am öffentlichen Wege bedarf der behörd⸗ 
lichen Zulaſſung „Gebrauchserlaubnis“. Dieſe braucht von dem⸗ 
jenigen, der die Herrſchaft über den Weg ausübt, nicht erteilt zu 
werden, ſondern kann nach Ermeſſen verſagt werden. Derjenige 
Gebrauch, den ein Anlieger an dem Wege dadurch ausübt, daß er 
ſein angrenzendes Grundſtück und damit gleichzeitig den Weg ſelbſt 
oder den Luftraum über dem Wege benutzt, nimmt aber, obwohl er 
ein Sondergebrauch und kein Gemeingebrauch iſt, eine Ausnahme⸗ 
ſtellung ein. 

Daraus, daß der Weg neben dem Verkehr gleichzeitig auch 
der Verbindung mit den anliegenden Grundſtücken dient, ergeben 
ſich Folgen verſchiedener Art. So muß der Anlieger einerſeits ſolche 
Einwirkungen und Vorrichtungen, die ſich aus der Lage ſeines 
Grundſtücks an der Straße ergeben (z. B. Straßenlärm, Erſchütte⸗ 
rungen durch ſchwere Fahrzeuge, Wandhaken, Laternen, Schilder 
am Haus uſw.) ohne weiteres dulden und regelmäßig für Ausbau 
und Reinigung der Straße Laſten tragen. Andererſeits iſt er auf 
den Wegeraum und deſſen Benutzung in beſonderer Weiſe angewie⸗ 
ſen (Türen und Fenſter, Simſe, Fahnenſtangen, Balkone usw.). 
So entſpricht der Verpflichtung des Anliegers eine Pflicht der Ver⸗ 
waltung, ihm in dem Gebrauche ſeines Grundſtücks, wenn damit 
eine geringfügige Benutzung der Straße verbunden iſt, nur inſo⸗ 
weit entgegenzutreten, als es die Rückſicht auf den Verkehr und 
den Beſtand des Weges oder die Berückſichtigung ſonſtiger Gemein⸗ 
ſchaftsbelange erfordert. 

An der Befugnis der Verwaltung, auch dieſen Anlieger⸗ 
gebrauch polizeilich oder ſatzungsmäßig zu regeln und gegebenen⸗ 
falls eine Anerkennungsgebühr (Bezeigungsgeld) zu erheben, wird 
dadurch nichts geändert. 

(SächſOVG., Urt. v. 22. Mai 1937, 146 136.) 


** 


64. Die Warenhausſteuer erfaßt den Verſand von Waren auch 
dann, wenn die Beſtellungen der Waren durch Reiſende herein⸗ 
gebracht werden. Dagegen erſtreckt ſie ſich nicht auf eine von dem 
warenhausſteuerpflichtigen Unternehmen betriebene, von den Ver⸗ 
kaufsräumen völlig getrennt geführte Gaſtſtätte. Sie trifft ferner 
nicht die Ausleihung von Geld durch Darlehen oder die Anlegung 
bei Banken und die Vermietung von Räumen. 

(Sächf OG., Urt. v. 24. Juni 1937, 70 11 37.) 
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